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Hambach, deine Bäume

Eigentum verpflichtet!

Offensichtlich gilt diese scheinfreundliche Formulierung jedoch nur
für jene, denen das Nämliche vorenthalten, entrissen und, gestützt auf
die gesellschaftlich herrschenden Verteilungsverhältnisse, geraubt
wurde.

Den Besitzern und Eigentümern allerdings werden nach Regeln dieser Art
Tür und Tor geöffnet, ihre dem Allgemeinwohl und Lebenserhalt nicht
selten entgegengesetzten Interessen zu entwickeln und durchzusetzen.

In den nächsten Wochen zeichnet sich das Finale eines entsprechenden
Fundamentalkonfliktes, aufs spektakulärste zugespitzt und
offensichtlich unaufhaltsam, ab.

Die Rodung des Restes eines von Aktivisten und einer anwachsend
engagierten Öffentlichkeit geschützten und mit allen erlaubten und
demokratischen Mitteln umkämpften Waldes steht trotz allem mit dem
Termin in der Mitte des Oktobers und mit dem Recht der
Eigentumsinanspruchnahme so gut wie sicher fest.

Werden die Hoffnungen und Träume der Aktivisten und Klimaschützer
schließlich, vergoren wie der historische Rest vieler Freiheits- und
Lebenswünsche auf der Müllhalde einer sich menschheitsgestützt
selbstverzehrenden Welt, enden müssen, oder war es nicht auch ein
Oktober in Rußland, der mit revolutionärem Aufbegehren und Mühen
zumindest die Hoffnung auf einen Neubeginn heraufbeschwören konnte?

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. September 2018
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WALD/310: Hambacher Forst - über Landesgrenzen ... (Bündnis "Pödelwitz Bleibt")


Bündnis "Pödelwitz Bleibt" - Pressemitteilung vom 14. September 2018

Bündnis "Pödelwitz Bleibt" zeigt sich solidarisch mit den Protesten im
Hambacher Forst +++ Symbolisches Baumhaus im Kirschgarten 



Pödelwitz - Für Samstag den 15.09.2018 plant das Bündnis "Pödelwitz
Bleibt" um 14 Uhr eine symbolische Aktion, um sich mit den Menschen, die
sich für den Erhalt des im Hambacher Forst einsetzen, solidarisch zu
zeigen. Es wird ein Baumhaus an der Linde im Pfarrgarten empor gezogen
werden und im Anschluss um 15 Uhr ein Konzert des "Bestaussehendsten
Chores der Welt" in der Kirche stattfinden. Das Bündnis möchte seine
Solidarität mit den Aktivistinnen und Aktivisten im Hambacher Forst
bekunden, die sich gegen die Braunkohleabbaggerung einsetzen und derzeit
von Polizeikräften geräumt werden. Denn, so Jens Hausner, Dorfbewohner
und Sprecher der Bürgerinitiative Pro Pödelwitz: "Wir hier in Pödelwitz
wissen genau, wie es sich anfühlt, wenn ein Konzern Menschen die
Lebensgrundlagen unter den Füßen wegziehen will. Umsiedlungen für
Kohleabbau in Zeiten des globalen menschengemachten Klimawandels und
während die Kohlekommission in Berlin tagt ist nicht hinnehmbar. Deshalb
zeigen wir uns solidarisch mit all jenen, die das nicht akzeptieren und
entschlossen dagegen protestieren."

In dem besetzten Stück Wald des Hambacher Forsts bringen
Braunkohlegegner seit sechs Jahren ihren Protest gegen die
Energiepolitik der Bundesrepublik und den Braunkohlekonzern RWE zum
Ausdruck. Ihr Wohnort, Baumhäuser in den Wipfeln des Waldes, war Anlass
für das "Baumhaus der Solidarität".

Auch im Mitteldeutschen Revier regt sich Protest gegen den Tagebau
Vereinigtes Schleenhain und die drohende Abbagerung des 700 Jahre alten
Dorfes Pödelwitz. Das Dorf im Süden Leipzigs soll nach den Plänen des
Braunkohlekonzerns Mibrag der Kohle weichen. Der Konzern in Händen eines
tschechischen Konsortiums besitzt zwar keine rechtliche Grundlage
hierfür, versucht aber durch Erwerb und bewusste Verwahrlosung vieler
Grundstücke im Dorf Tatsachen zu schaffen. Ein breites Bündnis an
Nichtregierungsorganisationen aus dem umliegenden Kohlerevier und aus
dem nahen Leipzig stellt sich jedoch gegen die Abbaggerung des Dorfes
und gegen die Braunkohle allgemein. Im August kamen über 1.000 Menschen
zum "Klimacamp Leipziger Land", nach Pödelwitz.




Weiterführende Links:

Pro Pödelwitz:

http://www.pro-poedelwitz.de/

Pödelwitz Bleibt:

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/

Hambacher Forst:

https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Pödelwitz Bleibt

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. September 2018 
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WALD/309: Hambacher Forst - Klimapilger empört ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 14. September
2018

Appell der Klimapilger*innen zum "Hambacher Wald" vom 14.9.2018



Wir Klimapilger*innen sind am 9. September aufgebrochen, um in den
nächsten drei Monaten zu Fuß zum Klimagipfel COP24 nach Katowice zu gehen.

Am 12. September waren wir auf unserem Weg im Hambacher Wald, haben mit
den Waldschützer*innen gesprochen und uns über ihr Engagement informiert.

Wir haben entsetzt Meldungen in den Medien zur Kenntnis genommen, die
unserer Wahrnehmung nach nicht zutreffen.

Weiter sind wir traurig und empört, dass die Polizei damit begonnen hat,
den Wald zu räumen. Wir meinen, unser Anliegen, den Klimawandel
aufzuhalten, kann nur erreicht werden, wenn die Kohleverbrennung
gestoppt wird, insbesondere die umweltschädlichste Form: Die Verbrennung
von Braunkohle. Dafür wertvollen, jahrtausendealten Wald zu opfern, ist
falsch, umwelt- und zukunftszerstörend.

Allen, die friedlich versuchen, die Zerstörung des "Hambi", des
Hambacher Waldes zu verhindern, erklären wir unsere Solidarität. Wir
fordern alle Menschen, die uns in diesem Anliegen, der
Klimagerechtigkeit zustimmen, auf, selbst aktiv zu werden.

Sagen Sie in jeder Form unseren politisch Verantwortlichen, dass sie
eine Fortsetzung der klimafeindlichen und umweltzerstörenden Politik
nicht wollen.

Wir bitten insbesondere die kirchlichen Funktionsträger*innen, in
unserem Sinne die Öffentlichkeit zu informieren.

Unterzeichnet: 

Pilgerinnen und Pilger des Klimapilgerwegs am 14.9.2018 in Bedburg
(Rheinland)

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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WALD/308: Hambacher Forst - Protest in den Städten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 14.09.2018

Ende Gelände blockiert NRW-Landesvertretung +++ Regierung räumt den
Hambacher Forst für Profitinteressen +++ Proteste für Klimagerechtigkeit im
Rheinland und in Berlin



Berlin, 14.09.2018. Aktivist*innen von Ende Gelände blockieren seit 9:30
Uhr die Landesvertretung von Nordrhein-Westfalen in Berlin. Sie
protestieren damit gegen den Großeinsatz der Polizei im Hambacher Forst, wo
seit gestern Baumhäuser geräumt und Bäume gefällt werden. Der Kohle-Konzern
RWE will den Hambacher Wald roden, um den Braunkohle-Tagebau zu erweitern.
Ende Gelände wird die NRW-Landesvertretung so lange besetzt halten, bis die
Landesregierung den Polizei-Einsatz im Wald beendet. NRW-Ministerpräsident
Armin Laschet hatte öffentlich verkündet, die Landesregierung werde RWE
unterstützen.

"Die Landesregierung NRW macht sich zum Handlanger von
Wirtschaftsinteressen. RWE ist eine Gefahr für den Wald und für das Klima
weltweit. Eine Regierung, die diesen Konzern mit einem Großaufgebot von
Polizei bei der Räumung und Rodung des Waldes unterstützt, hat ihre
gesellschaftliche Legitimation verspielt", so Karolina Drzewo,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Wir müssen die Klimakatastrophe verhindern, und dafür brauchen wir den
sofortigen Kohleausstieg. Die Rodung des Hambacher Waldes für weiteren
Braunkohle-Abbau ist sinnlos und unverantwortlich. Wir werden uns der
Zerstörungswut von RWE in den Weg stellen, vor Ort im Wald genauso wie in
Berlin", so Sprecherin Karolina Drzewo weiter.

Gestern hatten bereits über tausend Menschen im und rund um den Hambacher
Forst gegen die Räumung und Rodung protestiert. Hunderte kamen zu spontanen
Solidaritätsveranstaltungen in Berlin und vielen anderen Städten. Für das
Wochenende rufen Ende Gelände und das Bündnis Aktion Unterholz zu Protesten
im Wald auf, um die Bäume zu schützen und den sofortigen Kohleausstieg
einzuleiten.

Vom 25. bis 29. Oktober wird Ende Gelände gemeinsam mit Aktivist*innen aus
ganz Europa in einer Massenaktion zivilen Ungehorsams den
Braunkohle-Tagebau Hambach blockieren und damit ein starkes Zeichen setzen
für den sofortigen Kohleausstieg und den Erhalt des Hambacher Forsts als
Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit weltweit.


Hinweis:

Die Besetzung der NRW Landesvertretung in Berlin wurde um ca. 14:00 Uhr
geräumt.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/307: Hambacher Forst - ungeschlagen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 13.09.2018

Massenräumung der Hambacher Forst Besetzung, große Solidaritätsproteste



Heute [13.09.2018] hat der Kampf um den Hambacher Forst einen sich
seit langer Zeit ankündigenden Höhepunkt erreicht.

Früh am Morgen hat die Polizei ihre Einsatzkräfte aus ganz Deutschland
mobilisiert und fing an, mit Räumungspanzern, Wasserwerfern,
Kletterpolizist*innen und technischen Einheiten die bisher größte
Eskalation vorzubereiten: das Fortfahren der Räumung des
Besetzungscamp für Klimagerechtigkeit.

Es war von Anfang an klar (auch weil uns bis dahin Informationen
darüber erreicht hatten), dass der Tag den größten Polizeieinsatz in
der Geschichte NRWs mit sich bringen würde.

Die Polizei kam von der Secustraße über den Osteingang - bei der
Deathtrap/Lollipop Besetzung - und musste erst eine Sitzblockade
katholischer und evangelischer Pilger räumen, bevor sie mit der
Räumung der ersten Barrikade beginnen konnte, was einige Stunden
dauerte. Nachdem sie die BesetzerInnen der ersten Barrikade (ein
Tripod und ein Monopod) festgenommen hatten und einen protestierenden
Menschen gewaltsam angegriffen hatten, konnten sie mit der Räumung der
zwei Bäumhäuser am Eingang (Deathtrap und Lollipop) weitermachen. Kurz
nach Mittag drang die Polizei in den nördlichsten Teil der Besetzung
(genannt "der Norden") ein.

Dort begannen sie, Menschen aus Hängematten sowie Baumhäuser zu
räumen. Die Räumung wurde den ganzen Tag über fortgesetzt und die
Polizei war in allen Teilen des Waldes sehr stark präsent.

Als Protest gegen die Räumung der Waldbesetzung, die gewaltvolle
Eskalation der Polizei und die Rodung des Waldes trotz des offiziell
verkündeten Rodungsstopps bis zum 14. Oktober, lief eine Demonstration
von 1.600 Menschen aus dem nahen Dorf Buir Richtung Wald. Ein weites
Spektrum von Menschen aus der ganzen Region, Kinder genauso wie
Senioren, zeigten ein starkes Zeichen der Solidarität mit den
AktivistInnen des Hambacher Forstes. Als die Demonstration die
Mahnwache erreichte, verbot die Polizei der Demonstration weiter zu
gehen. Entgegen der Anweisungen der Polizei fuhr die Versammlung fort,
sich in Richtung des Wiesencamps zu bewegen und eine Gruppe von ca.
hundert Leuten schaffte es so, durch die Polizeiketten zu brechen und
mit Unterstützung der "Aktion Unterholz" in den Wald zu gelangen, um
dort die Ausrüstung von Polizei und RWE zu blockieren.

Auch wenn heute die ersten Baumhäuser geräumt und AktivistInnen
verhaftet wurden, auch wenn jetzt gerade Teile des einzigartigen
Ökosystems dieses Waldes zerstört werden, war die Botschaft dieses
Tages so klar und hell wie ein Lagerfeuer in der Nacht: Die Bewegung
ist stark, wird immer weiter gegen die Ungerechtigkeit des Staates und
den Energieriesen RWE kämpfen und wird sich auf jeden Fall weiter für
Klimagerechtigkeit im Rheinischen Braunkohlerevier und in ganz
Deutschland einsetzen!


Ticker vom 13. September

21:27 Polizei spielt Gruselgeräusche über Lautsprecher ab

19:50 weitere 8 Wannen Richtung Norden

19:35 Rund 10 Wannen auf Kiesweg Richtung Norden, Lichtmasten wurden
gesichtet (vermuteter Einsatz über Nacht).

19:15 Im Norden werden die ersten Menschen aus einem Baumhaus geräumt.

19:05 8 Menschen in Aachen in der Gesa. Räumung von Hamagir im Norden
fast beendet. 3 LKWs mit Lichtanlagen unterwegs in den Wald, Polizei
versucht bei DeathPop Menschen zu kesseln, pädagogische Durchsagen der
Polizei werden von der Demo lautstark beantwortet.

18:54 Anscheinend versuchen Polizei und RWE gerade, ihre Maschinen im
Wald in Sicherheit zu bringen.

18:40 Wannen bei Lorien ziehen ab. Demo steht bei Collas Kies und wird
von Polizei mithilfe von Hunden und Pferden am Weiterkommen gehindert.

18:20 Auch an anderen Stellen haben es Gruppen in den Wald geschafft,
da Polizei Ketten auflösen musste.

18:18 Eine größere Gruppe Aktivist*innen taucht im Wald beim Norden
auf. RWE und Polizei reagieren hektisch, Maschinen werden in
Sicherheit gebracht.

17:55 Die Demo mit über 1000 Menschen ist an der Wiese angekommen und
immer mehr Menschen brechen durch die Polizeiketten und rennen in den
Wald.

17:40 Räumung von Hamagir (Norden).

17:20 Weg zwischen Goblin und Mona nach Oaktown rein wurde auf 5 Meter
verbreitert.

17:15 Im Norden wird gerade die Räumung des ersten Baumhauses
vorbereitet

17:14 Demo ist an der Mahnwache angekommen. Ca. 1000 Teilnehmer*innen

17:11 Ein weiterer Tripod wurde geräumt. Nicht genau bekannt welcher,
aber vermutlich Norden.

16:53 "Wir sind hier, wir sind laut, weil man uns den Hambi klaut",
rufen die DemonstrantInnen und setzen sich aus #Buir in Bewegung
Richtung #HambacherForst

16:42 In Oaktown wird gerade eine Zufahrtsschneise gerodet, ein Baum
nach dem anderen fällt, die Erde bebt. Kettenfahrzeug im Norden, es
wird überlegt, dort auch eine Schneise zu roden. Deathtrap und
Lollypop geräumt, Deathtrap wird gerade abgerissen.

15:56 Ordnungsamt hat kurz bei Oaktown reingeschaut, ist aber ohne
Verkündung wieder abgezogen. Polizei bleibt. RWE markiert Bäume, um
eine Schneise nach Oaktown schlagen zu können.

15:45 Nach über eine Stunde wurde der Mensch aus der Baumkrone eben
abgeführt.

15:40 10 Wannen an der Mahnwache in den Wald gefahren.

15:38 Zwei Menschen aus Hängematten im Norden geräumt.

14:52 Ein Mensch hat sich in einer Baumkrone festgekettet. Cops suchen
Wege, die Vorrichtung zu knacken. Hebebühne, Hundertschaft und Drohne
reichen dafür anscheinend nicht.

14:30 Die Pressekonferenz fängt an.

14:25 Polizei ist weiterhin mit der Demontage eines Baumhauses im
Norden beschäftigt. Stück für Stück fallen einzelne Teile zu Boden.

14:02 Reiterpolizisten sind beim Wiesencamp

13:52 Baumfällungen war eine Fehlinformation!

13:46 Hebebühne am Eingang Lorien

13:35 Polizei, jetzt mit Pferden, bei der Secustraße

13:30 Zwei Personen von Sponti festgenommen.

13:25 Der Tripod ist abgebaut.

13:00 Gerade versuchen Menschen in den Wald zu kommen übers Feld, und
werden von Polizei am Hangar über die Felder gejagt.

12:55 Tripod bei Deathtrap ist jetzt geräumt.

12:47 Im Norden wurde Räumungsverfügung vorgelesen, jetzt werden Bäume
gefällt außerhalb der Rodungssaison!

12:42 Letzte Person wird gerade vom Tripod bei Deathtrap (östlicher
Waldeingang) geräumt.

12:30 Die Spontandemo steht gerade bei der Kreuzung, an der
Secu-Straße.

12:20 Leute von der AfD waren gerade kurz in Oaktown, wurden
angepöbelt und haben sich wieder verpisst.

11:53 Hebebühne beim Tripod.

11:50 Monopod geräumt, Aktivisti zu einem Baum geklettert.

11:23 Eine mutige Aktivist*in hält den Tripod. Die Baumsägeplatform
ist gefährlich nahe.

11:03 Eine Person in Gewahrsam.

10:45 Hartes Vorgehen gegen eine Demonstrant*in, die die Räumung
stören wollte.

10:40 Mensch über dem Tripod jetzt ungesichert. Sprungmatratze wurde
unter ihm aufgestellt.

10:28 SEK beim Deathtrap und Lollipod. Räumung der Tri- und Monopod
kommt bald.

10:14 In Oaktown ist's ruhig, und viele Journalist*innen sind dabei.

10:02 Die Menschenkette aus 12 katholischen und evangelischen
Pfarrer*innen, die vor dem Tripod saß, wurde einzeln weggetragen.

9:58 Hebebühnen auf dem Weg Richtung Tripod.

9:49 Presse muss jetzt weiter weg, Sitzblockade wurde aufgefordert zu
gehen, bleibt aber sitzen.

9:40 Totholzbarrikaden werden geräumt.

9:35 Die Situation ist angespannt. Die Kletterteams machen sich
bereit.

9:26 Hinterm Wall bei Lorien stehen 6 Wannen. Im Westen und am
Kieswerk ist es bislang ruhig.

9:15 Polizist*innen fordern Aktivisti auf, zwei Baumhäuser (Death-trap
& Lollipop) zu verlassen.

9:12 Bürgis bilden eine Menschenkette am Waldeingang Deathtrap.
Räumung Tripod beginnt.

8:56 Räumbagger fährt in den Wald, um erste Barrikade zu räumen.

8:48 Polizei schließt langsam Kessel um einen Tri- und Monopod.

8:44 Baumhausbewohner teilen lauthals wiederholt mit, dass sie
gerichtlich Einspruch gegen den Räumungsbefehl eingelegt haben.

8:40 Cops betreten den Wald

8:11 Noch mal 20 Wannen, schwarze Jeeps, Krankenwagen und
Polizeitransporter vor Ort

7:52 In Buir wird Wasserwerfer befüllt.

7:30 Zwei Harvester und Technische Einheit vor Ort

7:04 Wasserwerfer Richtung Manheim gefahren

6:55 Die Mahnwache wird gerade aufgebaut

6:00 Über ein dutzend Polizeiautos postieren sich am Straßenrand.

5:00 Alle paar Minuten LKWs

0:30 Falls Waldbewohner noch ihre Identität angeben und gegen die
Räumung klagen möchten, bitte schreibt uns via Mail. Wir senden euch
dann einen Entwurf für Klage und Antrag an das VG Köln zu, den ihr
ausfüllen und abschicken könnt.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/306: Hambacher Forst - gut gemeinte Ratschläge und Demoflagge zeigen ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 13. September 2018

Räumung im Hambacher Wald ist eine von RWE aufgestellte Falle

Umweltverbände rufen auf zu Demonstration "Wald retten! Kohle stoppen!"
am 14. Oktober



Berlin, 13. September 2018 - Zur Räumung des Protestcamps im Hambacher Wald
erklärt Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands:

"Mit der von RWE vorangetriebenen Rodung des Hambacher Waldes wird völlig
unnötig wertvolles Naturgut geopfert. Zudem wird die Arbeit der
Kohle-Kommission gegen jede Vernunft torpediert.

Die NaturFreunde Deutschlands warnen vor dieser Eskalation der
Auseinandersetzung. Wir bedauern, dass die Landesregierung NRW keine eigene
Rolle spielt, sondern sich vor den Karren kurzfristiger wirtschaftlicher
Interessen spannen lässt. Klimaschutz ist eine überfällige
Menschheitsfrage, die sozialverträglich organisiert werden muss.

Wir NaturFreunde appellieren an die Waldschützer, dass sie weiterhin
friedlich für den Erhalt des Hambacher Waldes kämpfen. Sie dürfen nicht in
die von RWE aufgestellte Falle gehen. Sie dürfen nicht zulassen, dass RWE
die mit seiner Eskalation ausgelöste Gewalt als Begründung für die Rodung
missbrauchen kann."

Terminhinweis:

14. Oktober 2018, Hambacher Wald: Demonstration: Wald retten! Kohle
stoppen!

Die Umweltverbände BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde Deutschlands
haben zu einer Demonstration am 14. Oktober am Hambacher Wald aufgerufen,
um RWE ein klares Stopp-Signal zu senden.

Mit der Demonstration "Wald retten! Kohle stoppen!" soll ein Zeichen für
den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg gesetzt werden. Der Protest richtet sich gegen die bewusste
Provokation durch den Energieriesen RWE, Rodungen für den Kohleabbau
durchführen zu wollen, während gleichzeitig in Berlin die Kohle-Kommission
über einen Kohleausstieg verhandelt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.09.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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WALD/305: Hambacher Forst - der Gesundheit zuliebe ... (AG Gesundes Klima)


Pressemitteilung der AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen -
13.09.2018

Gesundheitsaktivist*innen fordern sofortigen Stopp der Räumungen im
Hambacher Forst



13.09.2018 "Kohleausstieg ist die beste Medizin" - ein Banner mit dieser
Aufschrift haben Gesundheitsaktivist*innen der AG Gesundes Klima der
Kritischen Mediziner*innen im Hambacher Forst entrollt. Sie zeigen damit
ihre Solidarität mit der dortigen Waldbesetzung und fordern einen
sofortigen Stopp der Räumungen, die schon über mehrere Wochen von der
Polizei in Großeinsätzen durchgeführt werden. Der Energiekonzern RWE will
den letzten Teil des uralten Biotops roden, um den Tagebau Hambach zu
vergrößern, während in Berlin die s.g. "Kohlekommission" über den
Kohleausstieg berät.

Seit 6 Jahren ist der verbleibende Wald, mittlerweile Symbol der
Klimagerechtigkeitsbewegung, von Aktivist*innen besetzt, um ihn zu schützen
und auf die katastrophalen Folgen des Energieträgers Kohle aufmerksam zu
machen.

Die deutsche Braunkohleförderung ist verantwortlich für ein Drittel der
EU-Emissionen aus Kohle und befeuert den Klimawandel, der sich diesen
Sommer mit Rekordtemperaturen, Waldbränden und Ernteausfällen erneut
bemerkbar gemacht hat. "Mit dem Wissen um die direkten
Gesundheitsauswirkungen des Kohleabbaus wie z.B. der Zunahme von Atemwegs-
und Herz-Kreislauf-Erkrankungen und resultierenden Todesfällen in den
angrenzenden Siedlungen sowie dem Verlust der Lebensgrundlage von Millionen
Menschen weltweit durch Klimaveränderungen ist der Gesundheitssektor
verpflichtet, sich im Kampf gegen den Klimawandel zu positionieren und
aktiv zu werden - auch für Gesundheitsgerechtigkeit!" fordert Michael
Janßen, Allgemeinarzt in Berlin, Vorstand des Vereins demokratischer
Ärztinnen und Ärzte und weist dabei auf die Initiativen von
Gesundheitsarbeiter*innen aus Großbritannien und Kanada hin, die in ihren
Ländern für den nun beschlossenen Kohleausstieg gekämpft haben.

Entgegen der Behauptung von RWE und der NRW-Landesregierung ist Braunkohle
weder billig, noch sicher, noch langfristig notwendig. Auch bei sofortigem
Abbaustopp im Tagebau Hambach ist die Versorgungssicherheit gewährleistet.
Dr. med. Alex Rosen, Vorsitzender der deutschen Sektion der Internationalen
Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs / Ärzte in sozialer Verantwortung
IPPNW e.V. ergänzt: "Wir werden die Energieanforderungen des 21.
Jahrhunderts nicht mit Technologien des 19. und 20. Jahrhunderts lösen
können. Fossile und nukleare Energieerzeugung verursachen drastische
Gesundheitsschäden und teure Gesundheits- und Umweltkosten, die auf die
Gesellschaft und zukünftige Generationen externalisiert werden. Erneuerbare
Energieerzeugung, Energieeffizienz und eine nachhaltige Umstellung unseres
Lebensstils sind die Maßnahmen, in die jetzt investiert werden müsste.
Stattdessen werden über Jahrhunderte gewachsene Ökosysteme wie der
Hambacher Forst zerstört, nur um noch mehr Kohle abzubauen. Die Politik
muss diesem unverantwortlichen Irrsinn einen Riegel vorschieben - im
Interesse unserer Umwelt, unseres Klimas und der öffentlichen Gesundheit."

"Wir fordern die NRW-Landesregierung sowie die Bundesregierung dazu auf,
die Gesundheit ihrer Bürger*innen als höchste Priorität anzusehen und den
Wunsch der gesellschaftlichen Mehrheit nach einem Kohleausstieg über
kurzsichtige Konzerninteressen zu stellen. Dies bedeutet die Räumung und
Rodung des Hambacher Forsts sofort zu stoppen und noch 2018 die
schädlichsten Kohlekraftwerke (u.a. Neurath, Niederaussem, Janschwalde)
abzuschalten" so Stephanie Sebastiampillai, Medizinstudentin und Mitglied
der Gruppe.

Mit der Forderung nach "Klimagerechtigkeit" solidarisiert sich die Gruppe
explizit mit den Hauptbetroffenen des Klimawandels im globalen Süden, sowie
mit allen emanzipatorischen Kämpfen in den Kohleabbauregionen der Welt, vom
Rheinland über die Appalachen bis Nordkolumbien und Südafrika.

Weitere gesundheitliche und energiepolitische Hintergründe sind dem
Positionspapier der Gruppe, das von vielen Organisationen aus dem
Gesundheits- und Umweltsektor unterstützt wurde, zu entnehmen.

 * 

Quelle:

AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen

E-Mail: gesundesklima_kritmed[at]riseup.net

Internet: https://www.facebook.com/AGKlimawandelundGesundheit/ 

https://kritmedbonn.wordpress.com/gesundheitspolitik/ag-klimawandel-gesundheit/
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WALD/304: Hambacher Forst - Aufbruch in die heiße Phase ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 13. September 2018

Demo von Buir zum Hambacher Forst - Heute am Donnerstag, den 13.
September 2018 

Gegen Zwangsräumungen und für den Erhalt des Hambacher Forsts!



Demo von Buir zum Hambacher Forst

HEUTE Donnerstag, 13.09.2018, 16:00 - 18:30 Uhr

Mit Beschluss der NRW-Bauministerin von Mittwoch, 12.09.2018, sollen
alle Baumhäuser im Hambacher Forst mit sofortiger Wirkung geräumt
werden. Anlässlich dieses unverantwortbaren Großeinsatzes der Polizei,
welcher durch RWE und die Landesregierung von NRW veranlasst wurde,
rufen wir zu einer Demonstration auf um ein deutliches Signal des
Widerstands zu setzen. Wir werden die Räumungen nicht hinnehmen; wir
stehen mit vielen Menschen für den Erhalt des Hambacher Forsts!

Unter dem Vorwand des Brandschutzes hat die NRW Landesregierung nun
scheinbar einen Grund gefunden, die unliebsamen Baumhäuser räumen zu
lassen. So will sie den Weg freimachen für die Profitinteressen von RWE,
die direkt für Umweltzerstörungen und Klimawandel verantworklich sind.
Nach Barrikadenräumungen und der Durchsuchung des Wiesencamps, nach der
Ausrufung eines "gefährlichen Ortes" und der Schikanierung von
Anwohner*innen ist dies der Höhepunkt der Eskalation.

Während wir einen einmaligen Hitzesommer erlebt haben, Wälder in ganz
Europa brannten und uns die Ausmaße des Klimawandels eindrücklich
gezeigt wurden, soll nun im Rheinland ausgerechnet ein einzigartiger
Wald der klimaschädlichen Braunkohle weichen.

In den letzten Tagen wurde klar, dass eine Rodung des Hambacher Forsts
keine gesellschaftlichen Mehrheiten hat. Die Landesregierung und RWE
ignorieren die lauten Stimmen, die sich dagegen stellen: von Teilen der
Kohlekommission, von ver.di oder der Polizeigewerkschaft, von Kirchen,
von Umwerltschützer*innen und von Bürger*innen.

Gemeinsam werden wir mit Vielen kraftvoll in einem Demonstrationszug zum
Hambacher Forst ziehen und für den Erhalt dieses besonderen Waldes und
für Klimagerechtigkeit protestieren.

Gemeinsam werden wir die Rodungen verhindern und den Hambacher Forst
retten!

Startort: Buir Bahnhof

Zeit: 16:00 Treffpunkt, 16:30 Uhr Beginn der Demo

Abschlusskundgebung: ca. 18:30 Uhr

Zuganreisen:

Aachen:

15:18 Uhr Gleis 6 nach Horrem und dort Umstieg in die S19 um 16:01
Uhr

Bonn:

15:02 Uhr Gleis 2 nach Köln Hbf und dort Umstieg in die S19 um 15:40
Uhr

Köln: 15:40 Uhr von Gleis 11

Düsseldorf:

14:58 Uhr Gleis 16 nach Köln Hbf und dort Umstieg in die S19 um 15:40 Uhr

Achtung: An allen Bahnhöfen von Dortmund bis Duisburg gibt's bereits
Polizeikontrollen, die alles beobachten, was sich in Richtung Aachen und
Mönchengladbach bewegt! Passt auf euch auf!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/303: Hambacher Forst - Eilanträge an Gerichte ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 13. September 2018

Hambacher Wald: BUND mit neuen Eilanträgen gegen jedwede Rodungen -

 Landesregierung dürfe sich nicht länger zum Handlanger von RWE
machen



Düsseldorf, 13.09.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat ergänzend zu den
laufenden Klageverfahren gestern und heute bei den zuständigen Gerichten
weitere Eilanträge für die Unterbindung jedweder Rodungen im Hambacher Wald
eingereicht. Mit den Anträgen an das Oberverwaltungsgericht sowie die
Verwaltungsgerichte Köln und Aachen sollen jegliche Baumfällungen und -
schädigungen im Wald untersagt werden, bis über den Schutzstatus des Waldes
und die Zukunft des Braunkohlentagebaus endgültig entschieden ist.

"Offensichtlich scheint sich RWE an die bisher abgegebene
Stillhalteerklärung nicht gebunden zu fühlen und versucht über Bande mit
der Landesregierung weiter Fakten im Wald zu schaffen", kritisiert Thomas
Krämerkämper, stellvertretender Landesvorsitzender des BUND. "Der dafür
vorgeschobene Vorwand des fehlenden Brandschutzes des Baumhäuser ist nur
noch lächerlich."

Mit größter Besorgnis beobachtet der BUND die zunehmende Tendenz des
Landesregierung, gerichtliche Klärungen nicht abzuwarten, sondern mit
Machtdemonstrationen Fakten zu schaffen. Die Untergrabung des Rechtsstaats
sei ein Spiel mit dem Feuer.

"Seit Wochen wird die Eskalation im Wald propagandistisch vorbereitet. Mit
lancierten Falschmeldungen von Waffenfunden und Vietnam-Tunnelsystemen
sollte der Einsatz offenbar gerechtfertigt werden", so Krämerkämper. "Der
weit überwiegend friedliche bürgerliche Protest wurde vom Innenministerium
gezielt kriminalisiert. Wir lehnen solche Kriegsrhetorik ab und verurteilen
aufs Schärfste den offenkundigen Willen der Landesregierung zur Eskalation
der Lage."

Offenbar, so der BUND, gehe es der Landesregierung nur noch darum, einen
starken Staat zu demonstrieren. "Die eigentliche Frage, ob für einen heute
überflüssigen Braunkohlentagebau ein wertvoller Wald geopfert werden darf,
interessiert die Herren Laschet und Reul offenbar überhaupt nicht", sagte
Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND in NRW. Damit stelle sich die
Landesregierung gegen die Mehrheit der Bevölkerung. "Die Landesregierung
wird von den Bürger*innen gewählt und darf nicht länger als Handlanger von
RWE auftreten."

Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/302: Hambacher Forst - unterlaufenes Recht ... (BUND)


BUND-Kommentar vom 13. September 2018

++ BUND kritisiert Vorbereitungen von NRW-Landesregierung und RWE zur
Rodung im Hambacher Wald ++



Anlässlich der Räumung der Baumhäuser von Aktivisten im Hambacher Wald in
Nordrhein-Westfalen sagte der Vorsitzende des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Hubert Weiger:

Berlin: "Wir sind empört darüber, dass RWE offenbar die Räumung des
Hambacher Waldes veranlasst hat. Die Landesregierung assistiert dabei mit
einer an den Haaren herbeigezogenen Begründung. So wird der Eskalation des
Konfliktes unnötig Vorschub geleistet. Die Räumung der Aktivisten soll
eindeutig die Rodung des Waldes vorbereiten.

Die Zulässigkeit dieser Rodung wird aber aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der Entscheidung im
gerichtlichen Verfahren Fakten zu schaffen ist eine weitere Provokation von
RWE. Rodungen für den Kohleabbau durchführen zu wollen, während
gleichzeitig in Berlin die Kohle-Kommission über den Kohleausstieg
verhandelt, zeigt, dass RWE kein Interesse an einem gesellschaftlichen
Konsens hat. Die Bundesregierung muss sich jetzt für ein Aussetzen der
Rodungen einsetzen.

Durch die Räumung der Aktivisten im Hambacher Wald rückt die angedrohte
Rodung durch den Energiekonzern RWE näher. Deshalb rufen der BUND, Campact,
Greenpeace und die Naturfreunde Deutschlands zu einer Demonstration am
Hambacher Wald am 14. Oktober auf.

Wir stehen für friedlichen und gewaltfreien Protest. Gewaltanwendung im
Hambacher Wald egal von welcher Seite verurteilen wir scharf."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/301: Hambacher Forst - Bündnispressekonferenz am nachmittag ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Presseeinladung vom 13.09.2018

Einladung zur gemeinsamen Pressekonferenz zur Räumung im Hambacher
Forst



Kerpen-Buir, 13. September 2018. Heute Vormittag beginnt die
Landesregierung mit der Räumung im Hambacher Forst. Begründet wird diese
abrupte Maßnahme mit Brandschutzregelungen, die in den kürzlich zu
baulichen Anlagen umdefinierten Baumhäusern nicht gegeben seien. Landes-
und Bundesregierung wollen sich aus der Verantwortung ziehen. Die
Bauministerin Ina Scharrenbach soll nun die Legitimation für den
RWE-Konzern und die von der Landesregierung befehligte Polizei bringen,
um noch vor der offiziellen Rodungsperiode unwiderrufliche Fakten
schaffen. Damit beginnt heute eine bundesweite Massenmobilisierung.
Tausende Menschen werden sich in den nächsten Tagen mit Demonstrationen,
Sitzblockaden und Waldspaziergängen für den Erhalt des Waldes einsetzen.

Die Initiative Buirer für Buir, Aktivist*innen der Besetzung im
Hambacher Forst, Ende Gelände und die Aktion Unterholz laden heute zu
einer gemeinsamen Pressekonferenz ein. Diese findet um 14:30 Uhr im
evangelischen Gemeindehaus, Bahnstraße 42 in 50170 Kerpen-Buir statt.

Die heutigen Räumungsarbeiten sind ein erneuter Höhepunkt der Eskalation
im Konflikt um den Hambacher Forst erneut zu. Die Räumung soll den
Widerstand in und um den Hambacher Forst brechen. Denn der Wald und
seine BewohnerInnen sind in den letzten Jahren zu einem
Kristallisationspunkt für die Umweltbewegung und AktivistInnen und
BürgerInnen vor Ort geworden. Deshalb will Innenminister Reul im Namen
der Landesregierung den Großeinsatz der Polizei nun schnellstmöglich
durchzusetzen.

Für heute, den 13. September um 16 Uhr ist eine Demonstration gegen die
Zwangsräumungen und für den Erhalt des Hambacher Forstes angekündigt.
Die Besetzer*innen des Waldes stellen sich darauf ein, die Räumung der
über 60 Baumhäuser über mehrere Wochen zu verhindern. Ende Gelände
kündigt für den 25. - 29. Oktober Blockaden von Kohleinfrastruktur am
Tagebau Hambach an. Ab dem Wochenende wird Aktion Unterholz mit zivilem
Ungehorsam die Zerstörung des Waldes aufhalten.

Zu den heutigen Entwicklungen äußern sich Vertreter*innen des breiten
Protestspektrums wie folgt:

"Die Eskalation des Konfliktes durch RWE stellt für Buir einen tiefen
Einschnitt in unsere Lebensqualität dar. Neben dem Wald und unseren
Nachbarorten verlieren wir auch unseren Frieden. Der Hambacher Wald, für
uns Symbol einer zukunftsorientierten Gesellschaft, droht nun zum
Mahnmal für die Zerstörung unserer Zukunft zu werden. Wir fühlen uns von
den Verantwortlichen in Bund und Land alleine gelassen - vergessen.", so
Andreas Büttken von der Initiative Buirer für Buir.

"Wir verteidigen den Wald gegen RWE und Innenminister Reul. In den
Bäumen kämpfen wir für Klimagerechtigkeit und gegen den Kapitalismus. Es
wird kein Leichtes, uns aus dem Wald zu kriegen.", sagt Aktivist Momo
von der Waldbesetzung im Hambacher Forst.

"RWE überschreitet mit der Räumung eindeutig eine rote Linie für das
Klima. Es ist ein Skandal, dass die Landesregierung hier Konzern-Profite
und nicht das Klima schützt. Wir fordern den Kohleausstieg als
Sofortmaßnahme für globale Klimagerechtigkeit", sagt Karolina Drzewo,
Pressesprecherin des Bündnisses Ende Gelände.

"Die Zerstörung des Hambacher Forsts ist untragbar. Wir werden deshalb
ab diesem Wochenende mit Aktionen massenhaften zivilen Ungehorsams die
Räumungen und Rodungen von Polizei und RWE verhindern. Durch diese
Aktionsform nehmen wir unsere Zukunft selbst in die Hand.", so Jan Pütz
von der Aktion Unterholz.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/300: Hambacher Forst - Räumung sofort ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 13.09.2018

Ende Gelände schlägt Alarm vor RWEs Brandherd + Massiver Polizeieinsatz
räumt Baumhäuser im Hambacher Forst + Regierung macht sich zum
Handlanger von Profitinteressen



Kerpen-Buir, 13.09.2018. RWE räumt seit dem Morgen mithilfe eines
massiven Polizeiaufgebots die Baumhäuser im Hambacher Forst. Die
Landesregierung von NRW ordnete gestern durch die Bauministerin Ina
Scharrenbach die sofortige Räumung der Waldbewohner*innen an. Begründet
werden die Räumung und der Einsatz von mehreren Hundertschaften der
Polizei mit "Gefahr aus Brandschutzgründen".

"Der Hambacher Forst ist der Feuermelder in der Klimadebatte. Wir
schlagen Alarm und rufen zum Handeln auf. Schlimmere Hitzesommer können
nur verhindert werden, wenn der Brandherd der Klimakrise mit einem
sofortigen Kohleausstieg gelöscht wird", so Sprecherin Karolina Drzewo.

"RWE heizt nicht nur die Klimakrise, sondern auch den Konflikt um den
Erhalt des Hambacher Forstes willentlich an. Wir von Ende Gelände
verurteilen, dass die Landesregierung von NRW den Konzern unterstützt,
statt das Klima zu schützen. Der Landesregierung und RWE sind die
Argumente ausgegangen und nun zwingen sie die Kommunen mit einer
vorgeschobenen Begründung dazu ihr dreckiges Geschäft zu verrichten. Die
Räumung der Baumhäuser und Rodung des Hambacher Forstes müssen sofort
gestoppt werden! Die Bundesregierung macht sich mit schuldig: Sie schaut
zu anstatt im Sinne des Gemeinwohls den sofortigen Kohleausstieg zu
beschließen. Die Bundesregierung zeigt mal wieder ihr wahres
klimapolitisches Gesicht", so Sprecherin Karolina Drzewo.

Die anhaltende Räumung der Baumhäuser setzt den Einsatz vom 6. September
fort, an dem RWE bereits eine Baumhaus-Plattform zerstörte und Bäume
fällte. Ende Gelände rief daraufhin gemeinsam mit dem Aktionsbündnis
Aktion Unterholz, der Bürger*inneninitiative Buirer für Buir und
Waldbewohner*innen den sogenannten Tag X aus. Die Polizei brach ihren
Einsatz daraufhin ab. Heute laden die Gruppen erneut zu einer
Pressekonferenz ein: Diese findet statt um 14:30 Uhr im evangelischen
Gemeindehaus, Bahnstraße 42 in 50170 Kerpen-Buir.

"Es ist ein großer Erfolg, dass wir als Klimagerechtigkeitsbewegung
letzte Woche den Abbruch der Räumungsarbeiten erreichten. Am folgenden
Tag bauten hunderte Menschen mit der Aktion Unterholz die zerstörten
Strukturen wieder auf und am Sonntag setzten sich 1300 Menschen beim
Waldspaziergang für den Erhalt des Hambacher Forstes ein. Die Menschen
nehmen nicht länger hin, dass ein Konzern mithilfe der Polizei unsere
Zukunft zerstört. Ende Gelände wird im Oktober die zerstörerische
Kohleinfrastruktur blockieren und ein deutliches Zeichen für
Klimagerechtigkeit setzen", so Drzewo.

Auf Druck des Oberverwaltungsgerichts Münster sicherte RWE letzte Woche
zudem zu, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit der Rodung des Waldes zu
beginnen. Dennoch hält RWE an einer Räumung der Waldbewohner*innen fest.
Der vergangene Donnerstag und heutige Tag beweisen, dass RWE trotz
Stillhaltezusage willentlich Wald zerstört.

Ende Gelände wird sich Anfang Oktober 2018 mit einer Aktion zivilen
Ungehorsams der Räumung und Rodung des Waldes entgegenstellen. Vom 25.
bis 29. Oktober, fordert Ende Gelände dann gemeinsam mit Aktivist*innen
aus ganz Europa in einer Massenblockade des Braunkohletagebaus Hambach
den sofortigen Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit weltweit.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/299: Hambacher Forst - Gewaltdeeskalation staatlich unterlaufen ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 12. September 2018

Landesregierung treibt den Konflikt um den Hambacher Wald auf die
Spitze



Morgen, Donnerstag 13.9., sollen auf Weisung des Ministeriums für Heimat,
Bau und Gleichstellung ( AZ 613/100.2 Hambacher Forst ) durch das
Bauordnungsamt Kerpen für die Baumhäuser auf dessen Gebiet und durch das
Bauordnungsamt Kreis Düren auf dem Gebiet des Kreises die Räumung sofort
vollzogen werden.

Im Erlass steht als Begründung: Gefahr im Verzug für Leib und Leben der
Baumhausbewohner aus Brandschutzgründen.

Als lokale Initiative kommentieren wir diesen bundesweit einzigartigen
Vorgang:

Damit wird ab morgen der moderate Teil des Widerstandes gegen die Rodung
des Hambacher Forsts durch Regierungs-Anweisung beseitigt und damit die
Bühne frei gemacht für die eben nicht Gewaltlosen. Ist es das was der
Innenminister will? Damit er endlich seine Hamburger G20-Bilder bekommt und
damit die Gesellschaft endgültig spaltet?

Was sollen da noch unsre Bemühungen um Deeskalation, auch die sind dieser
Politik nur im Weg. Mit dieser absurden Begründung gefährdet die
Landesregierung den sozialen Frieden und mehrt die Zweifel an der
Angemessenheit und Rechtmäßigkeit politischer Entscheidungen.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/473: Klimakampf und Kohlefront - Gottesdienst in Frieden ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 13. September
2018

"Keine Schüsse gehört" Friedlicher Tag im Hambacher Forst/ Klimapilger
& Waldbewohner feiern gemeinsam Gottesdienst im Wald



Pilger für Klimagerechtigkeit laufen bis zur Rodungskante und feiern
Gottesdienst im Wald: Sehr entspannte Atmosphäre im Wald

Kurz nach seinem Start in Bonn erreichte der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit gestern [12.09.] seinen ersten "Schmerzpunkt": Dabei
liefen die Klimapilger/innen von Düren nach Jülich durch den Hambacher
Forst und feiern dort einen Open-Air-Gottesdienst. Anschließend sprachen
die Pilger/innen mit den Waldbewohner/innen.

"Die Lage im Wald war absolut friedlich, wir haben keinerlei Schüsse
gehört", berichtet Juliana Klengel, die als Koordinatorin des Pilgerwegs
die ganze Zeit vor Ort war. "Wir konnten uns die gesamte Zeit frei im
Wald bewegen und haben gemeinsam mit den Einwohner*innen und den
Waldbewohner/innen einen bewegenden Gottesdienst gefeiert."

Es predigte Pfarrerin Martje Mechels, Regionalpfarrerin Nord vom
Gemeindedienst für Mission und Ökumene (GMÖ) Niederrhein. Sie zitierte
noch einmal Präses Manfred Rekowski im Namen der Evangelischen Kirchen
im Rheinland: "Er muss doch gehen, der Ausstieg aus dem Verheizen
fossiler Brennstoffe! Der Ausstieg muss doch gehen, denn unser Weltklima
ist massiv bedroht".

Der Pilgertag im Hambacher Tag wurde vorbereitet vom Diözesanrat der
Katholiken im Bistum Aachen, dem Bistum Aachen, den Evangelischen
Kirchen im Rheinland und dem Gemeindedienst für Mission und Ökumene
(GMÖ) Niederrhein.


Klimapilgerweg

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene km und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch
spontane Tagespilger sind willkommen.


40 Unterstützer

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von
einem breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen
und Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.
Schirmherr/innen des ökumenischen Klimapilgerwegs sind Bischof Dr.
Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick und Umweltministerin a. D.
Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen unter:


www.klimapilgern.de

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/472: Klimakampf und Kohlefront - Haftungsfreischaden ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 12. August 2018

Wirtschaftsprüfer stossen auf Bilanztricks der Braunkohleunternehmen

Greenpeace-Analysen: LEAG kann Milliardenkosten für Renaturierung der
Tagebaue nicht decken



Hamburg, 12. 9. 2018 - Der Braunkohlekonzern LEAG ist voraussichtlich
wirtschaftlich außerstande, die nötigen Milliardenrückstellungen für die
Renaturierung seiner Kohlegruben in der Lausitz aufzubringen.
Zu diesem Schluss kommen die Wirtschaftsprüfer von Cordes + Partner in
einer von Greenpeace beauftragten Stellungnahme (http://bit.ly/2N5hY5F).
Setzt die Bundesregierung ihre völkerrechtlich bindenden Zusagen zum
Pariser Klimaschutzabkommen um und legt ein dazu passendes Enddatum für die
Kohleverstromung fest, "wäre eine Ansammlung der Rückstellung tendenziell
unterdotiert", schreiben die Prüfer. Es erschiene dann "fraglich, ob
ausreichend Liquidität für die Renaturierung noch generiert werden könnte."

Beim Verkauf des früher von Vattenfall betriebenen Braunkohlegeschäfts an
ein Konsortium um die tschechische Finanzholding EPH haben sich Verkäufer
und Käufer Haftungsausschluss gesichert. Im Falle einer Insolvenz der
heutigen EPH-Tochter LEAG müssten entsprechend die Länder Brandenburg und
Sachsen für die Renaturierung zahlen. "EPH wettet in der Lausitz auf den
Bankrott der deutschen Klimaschutzpolitik", sagt Greenpeace Energieexperte
Karsten Smid. "Das Risiko für diese Wette hat der Finanzinvestor geschickt
auf andere verteilt: Entweder zahlen die Opfer des Klimawandels oder die
deutschen Steuerzahler."

In ihrer Stellungnahme stellen die Wirtschaftsprüfer fest, dass die von
Vattenfall für die Rekultivierung der Tagebaue zugesagte Barmittel nicht
vollständig an die LEAG gezahlt wurden. Von den versprochenen 1,7
Milliarden Euro sind lediglich 1 Milliarde geflossen. Aus Sicht der
Finanzexperten "außergewöhnlich" sei, dass sich das Käuferkonsortium
EPH/PPF über höhere Bilanzierungen 508 Millionen Euro in ihren Büchern
gutschrieb, obwohl die LEAG hohe Verluste schreibt. Der Jahresabschluss für
das Rumpfgesc häftsjahr 2016 (1.6. - 31.12.16) der LEAG-Bergbau weist einen
Verlust von 103,8 Millionen Euro aus. Für das Jahr 2017 geht die LEAG laut
eigenem Prognosebericht von Verlusten im niedrigen zweistelligen
Millionenbereich aus.

Greenpeace kritisiert LEAG-Kaufvertrag zu Lasten der Allgemeinheit


Durch den Verkaufsprozess haben sich sowohl Vattenfall als auch EPH von
möglichen Haftungsrisiken befreit. Sowohl der ehemalige Eigentümer als auch
der neue haben eine Haftung für die bergbaubedingten Rekultivierungskosten
des LEAG-Konzerns ausgeschlossen. Im Falle einer Insolvenz der LEAG wäre
früher Vattenfall in vollem Umfang für alle Folgekosten aufgekommen. Nach
dem Verkauf der Braunkohlesparte an EPH stünden die Bundesländer in einem
solchen Fall alleine da. "EPH und Vattenfall haben den Kaufvertrag bewusst
zum Nachteil Dritter gestaltet", so Smid. "Die Landesregierungen von
Brandenburg und Sachsen müssen dringend das Insolvenzrisiko klären und
prüfen, wie dieses etwa über Sicherheitsleistungen vom Steuerzahler
abgewendet werden kann."



Publikation - Bilanztricks bei der LEAG

Stellungnahme der Wirtschaftsprüfer zur LEAG

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/2018-09-07stellungnahme-leag.pdf

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 12.08.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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KOHLEALARM/471: Klimakampf und Kohlefront - von Schmerzpunkt zu Schmerzpunkt ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 10. September 2018

Klimapilgern im Hambacher Forst! Einladung zum Mitpilgern &
Open-Air-Gottesdienst am 12.9.

Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt 1.700 km bis zur
Weltklimakonferenz in Katowice / Mittwoch 12.9. Hambacher Forst /
Donnerstag 13.9.: Solarthermisches Kraftwerk Jülich & Sophienhöhe



Kurz nach seinem Start in Bonn erreicht der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit seinen ersten "Schmerzpunkt": Am 12.9. laufen die
Klimapilger/innen von Düren nach Jülich durch den Hambacher Forst und
feiern dort einen Open-Air-Gottesdienst.

Jede/r, die/der die Ziele des Klimapilgerwegs unterstützen möchte, ist
herzlich zum Mitpilgern eingeladen! Treffpunkt ist 10 Uhr an der
Bushaltestelle Morschenich-Kirche. Nach der Begrüßung gehen die
Pilger/innen zu Fuß in den Wald - Ziel ist die Rodungskante, wenn es die
aktuelle Lage erlaubt. Gegen 12 Uhr feiern sie dort einen gemeinsamen
Gottesdienst unter freiem Himmel. Es predigt Pfarrerin Martje Mechels,
Regionalpfarrerin Nord vom Gemeindedienst für Mission und Ökumene (GMÖ)
Niederrhein. (Dauer ca. 45 Minuten, Andachtsbücher mit Liedblättern vor Ort
vorhanden).

Anschließend sprechen die Pilger/innen mit den Waldbewohner/innen und es
gibt die Möglichkeit zum gegenseitigen Austausch und für Interviews. Die
Pilgerroute führt dann weiter nach Ellen; ab dort geht es mit dem Linienbus
nach Jülich, wo die Pilger gegen 19:30 Uhr in der Kirche St. Andreas und
Matthias (Matthiasplatz 1, 52428 Lich-Steinstraß/ Jülich) ankommen. Hier
werden Sie um 20 Uhr von Pfarrer Josef Wolff zum gemeinsamen Abendgebet
empfangen.

Am folgenden Donnerstag (13.9.) laufen die Pilger von Jülich nach Bedburg
und besuchen einen "Kraftort" - das Solarthermische Versuchskraftwerk
Jülich. Anschließend geht es weiter über die Sophienhöhe, eine
rekultivierte Abraumhalde. Der Treffpunkt für Tagespilger/innen ist um 9:45
Uhr vor dem Solarthermischen Kraftwerk (Im Langenbroich 24, 52428 Jülich).
Geplante Ankunft für diese Tagesroute ist etwa 18 Uhr in dem
Martin-Luther-Gemeindezentrum in Bedburg (Sankt-Rochus-Str. 38, 50181
Bedburg).

Klimapilgerweg

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene km und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen unter
www.klimapilgern.de.

 * 

Evangelischen Kirche im Rheinland - Pressemitteilung vom 6. September 2018

Erklärung der Kirche zum Start des Klimapilgerwegs am Sonntag in Bonn

Präses Rekowski: "Der Einstieg in den Ausstieg muss doch gehen"


Bonn/Düsseldorf. Am Sonntag, 9. September 2018, sendet die
Evangelische Kirche im Rheinland Klimapilgerinnen und Klimapilger unter dem
Motto "Geht doch!" auf den 3. Ökumenischen Pilgerweg für Klimagerechtigkeit
nach Katowice, dem Austragungsort der diesjährigen Welt-Klimakonferenz.
(vgl. Pressemitteilung Nr. 122/2018 vom 3. September).

Zum Start des Pilgerwegs, der um 12 Uhr an der Lukaskirche,
Kaiser-Karl-Ring 25a, 53111 Bonn, beginnt, erklärt Präses Manfred Rekowski
im Namen der Evangelischen Kirche im Rheinland:

"Er muss doch gehen, der Ausstieg aus dem Verheizen fossiler Brennstoffe!
Der Ausstieg muss doch gehen, denn unser Weltklima ist massiv bedroht.

Für die Evangelische Kirche im Rheinland ist das Thema nicht weit weg,
sondern es spielt vor der Haustür - im Nordwesten des Kirchengebiets in den
riesigen Abbaulöchern des rheinischen Braunkohlereviers. Wenn das RWE als
Betreiber des Tagebaus und die nordrhein-westfälische Landesregierung jetzt
nicht gemeinsam handeln, nicht umgehend in den Ausstieg einsteigen und auch
auf die Rodung des Hambacher Forstes nicht verzichten, wird Deutschland das
nationale wie auch das EU-Klimaschutzziel für 2020 weit verfehlen.
Deutschland ist schon lange nicht mehr Vorreiter in Sachen Klima.

Auch deshalb machen sich jetzt Menschen verschiedener Konfessionen auf den
Weg. Unter dem Motto 'Geht doch!' laufen sie den 3. Ökumenischen Pilgerweg
für Klimagerechtigkeit von Bonn nach Katowice in Polen. Die Evangelische
Kirche im Rheinland unterstützt den Weg der Klimapilgernden entlang an
'Schmerzpunkten' des Braunkohletagebaus in Deutschland. Auch 'Kraftorte'
wie der Hambacher Forst liegen auf dem Weg.

Die rheinischen Gemeinden und Kirchenkreise in der Region begleiten die
Herausforderung Braunkohleabbau seit vielen Jahren kritisch. Im Namen der
Kirche habe ich mich im Herbst vergangenen Jahres mit einem Brief an RWE
Power dafür eingesetzt, den Wald nicht zu roden. RWE kündigte nun an, die
Rodungsarbeiten im Oktober 2018 fortzusetzen. Die Klimapilgerinnen und -
pilger aber fordern eine Atempause. Die Evangelische Kirche im Rheinland
unterstützt sie in dieser Forderung und würde ein solches Moratorium als
deutliches Signal für einen politischen Willen zu einem notwendigen
Einstieg in den Ausstieg aus der Braunkohle begrüßen. Sie stützt sich dabei
auf die Erwartung ihrer Gemeindemitglieder im Revier, den notwendigen
Strukturwandel nicht weiter hinauszuzögern, sondern zügig umzusetzen. Sie
sieht sich in ihrer Weltverantwortung herausgefordert, wenn ihr Hilfswerk
Brot für die Welt darauf hinweist, dass jährlich Millionen von Menschen
weltweit ihre Heimat aufgrund extremer Klimaverhältnisse verlassen müssen.
Sie ist Mitglied in der Klimaallianz, dem breiten Bündnis für Klimaschutz
in Deutschland, und sie unterstützt den ökumenischen Prozess 'Umkehr zum
Leben' mit seiner Suche nach Wegen zu einer Kultur der Nachhaltigkeit.

Diese umweltpolitische Haltung der Evangelischen Kirche im Rheinland ist
biblisch-theologisch begründet. Danach ist Gott, Schöpferkraft, die erlöst
und bewahrt, 'unablässig am Werk, um sich für das Leben einzusetzen und zu
schützen'. Daraus ergibt sich eine transformative Spiritualität von
Christinnen und Christen auf ihrem Weg des Lebens. Zu ihr gehört der
'Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens' mit 'Schmerzpunkten' und
'Kraftorten' im übertragenen wie wörtlichen Sinne. So ist es 2013 im
Ökumenischen Rat der Kirchen formuliert worden, dessen 70-jähriges Jubiläum
die rheinische Kirche am 8. und 9. September in Bonn begeht. Innerhalb des
Festgottesdienstes mit der Lukaskirchengemeinde werden die Klimapilgernden
am 9. September ausgesendet. Die Evangelische Kirche im Rheinland fühlt
sich der ökumenischen Gemeinschaft von Kirchen verbunden, hört und
beantwortet ihren Aufruf, sich dem Pilgerweg anzuschließen.

Die Klimapilgernden starten in Bonn, denn hier hat 2017 die
Weltklimakonferenz COP 23 mit den Gastgebenden aus Fidji stattgefunden. Sie
wandern in sieben Hauptetappen über Düsseldorf, Hannover, Dresden und
Cottbus nach Berlin und weiter. Nach 80 Tagestouren und zwölf
Workshop-Tagen beenden sie ihren Weg am 9. Dezember im polnischen Katowice
mit der Übergabe ihrer Forderungen an die Leiterin des UN-Klimasekretariats
Christiana Figueres. In Katowice werden ab dem 3. Dezember die Spielregeln
für die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens verhandelt.

Auf der Erde darf nicht um mehr als 1,5 Grad Celsius wärmer werden. Das
muss gehen, fordern die Klimapilgerinnen und -pilger. Sie wollen, dass die
Vertragsstaaten den Pariser Vertrag mit einem verbindlichen Regelwerk
umsetzen. Klimabedingte Umweltschäden sowie klimabedingte Konflikte und
Flucht weltweit erfordern ein entschiedenes Handeln für menschengerechte
Lösungen. Dazu gehören ein 'Sofortprogramm Klimaschutz', ein
sozialverträglicher Strukturwandel sowie eine klimafreundliche und
ökologische Verkehrswende. Das muss doch gehen! Dafür setzt sich die
Evangelische Kirche im Rheinland ein."

 * 

Überblick

Tagesplan 12.9. von Morschenich nach Jülich

10:00 Uhr

Treffpunkt Morschenich-Kirche (Bushaltestelle), 

Pilgern in den Hambacher Forst

12:00 Uhr 

Open-Air-Gottesdienst im Hambacher Forst

12:45 Uhr 

Gespräche mit Waldbewohner/innen im Hambacher Forst

anschl. Gemeinsames Pilgern nach Ellen, Busfahrt nach Jülich

19:30 Uhr

Ankunft in Jülich (Lich-Steinstraß)

20:00 Uhr 

Kirche St. Andreas & Matthias, Abendgebet mit Pfarrer Josef Wolff

(Matthiasplatz 1, 52428 Lich-Steinstraß/ Jülich

Tagesplan 13.9. von Jülich nach Bedburg

9:45 Uhr 

Treffen für Tagespilger am solarthermischen Kraftwerk, Langenbroich 24,
Besuch des Kraftwerks

anschl. Pilgern zur Sophienhöhe

anschl. Pilgern nach Bedburg

18 Uhr 

Ankunft und Übernachtung im Martin-Luther-Gemeindezentrum Bedburg.
Sankt-Rochus-Str. 38 (Anmeldung für Übernachtung erforderlich)

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/470: Klimakampf und Kohlefront - für dumm verkauft ... (Robin Wood)


Gemeinsame Pressemitteilung von BUND Stade, ROBIN WOOD,

Interventionistische Linke Hamburg und Klimagruppe Bremen

"Wir lassen uns nicht verkohlen!"

Rund 650 Klimaschützer*innen demonstrieren in Stade gegen das vom
DOW-Konzern geplante Kohlekraftwerk



[Stade, 8.9.2018] Mit einer Demonstration unter dem Motto "Wir lassen
uns nicht verkohlen! Keine neuen Kohlekraftwerke. Nicht in Stade -
nirgendwo!" setzen rund 650 Klimaschützer*innen heute in Stade ein
deutliches Zeichen gegen Kohlekraftwerks-Neubauten. Trotz der
politischen Verhandlung eines bundesweiten Kohleausstiegs plant der
Chemiekonzern DOW auf seinem Werksgelände in Stade bei Hamburg ein neues
Kohlekraftwerk.

Zur Demo aufgerufen hatte ein Bündnis von lokalen und überregionalen
Organisationen, darunter der BUND Stade, die Interventionistische Linke
Hamburg, ROBIN WOOD sowie der Landesverband Niedersachsen und der
Kreisverband Stade von Bündnis 90/Die Grünen. Der Protest ist ein
Beitrag zum globalen Aktionstag "Rise for Climate". Mit über 500
Aktionen in 80 Ländern demonstrieren Klimaschützer*innen heute weltweit
gegen fossile Energieträger und für den Schutz des Klimas.

Die Demo-Route führte vom Bürgerpark Adolf Ravelin über das Rathaus zum
Fischmarkt und sorgte in der belebten Stader Innenstadt für Aufsehen.
Bei einem Zwischenstopp auf dem Stader Markt sprach Heiner Baumgarten,
Vorsitzender des BUND-Landesverbandes Niedersachsen. "In Zeiten des
Klimawandels dürfen keine neuen Kohlekraftwerke gebaut werden! Die Stadt
Stade und DOW Chemical müssen sich ihrer Mitverantwortung für den
Klimawandel stellen", begründete Baumgarten den jahrelangen Protest
lokaler Gruppen gegen das geplante Kraftwerk.

"In Stade ein neues Kohlekraftwerk zu bauen, verschärft die globale
Klimaungerechtigkeit: Ein Konzern im reichen Norden profitiert,
unzählige Menschen vor allem im globalen Süden müssen die Folgen des
Klimawandels ausbaden. Klimagerechtigkeit und Kohleverbrennung sind
unvereinbar!", so Mitorganisator David Sehmsdorf von der Klimagruppe
Bremen.

"Der DOW-Konzern will die Bevölkerung für dumm verkaufen, wenn er das
geplante Kohlekraftwerk als 'umweltverträglich' und einen 'Meilenstein
der Energieerzeugung' darstellt", betont Ronja Heise, Energiereferentin
der Umweltschutzorganisation ROBIN WOOD. "Die CO2-Bilanz des Werkes in
Stade würde sich mit dem neuen Kraftwerk enorm verschlechtern!"

Das von DOW geplante Kraftwerk würde - zu mindestens 80 Prozent mit
Steinkohle befeuert - jährlich ca. fünf Millionen Tonnen CO2 ausstoßen,
und das über eine zu erwartende Laufzeit von 40 Jahren.

Für die lokale Bevölkerung wäre das Kraftwerk ein erhebliches
Gesundheitsrisiko. "Kohlekraft bedeutet Gesundheitsschäden durch
Emissionen von Feinstäuben, Quecksilber, Schwermetallen und Dioxinen -
auch wenn Grenzwerte eingehalten werden. Gesundheitsschädigungen durch
den Klimawandel kommen hinzu. Ein neues Kohlekraftwerk ist nicht zu
verantworten", sagt Dr. Gabriele Brockhausen, Lungenfachärztin aus
Stade, in ihrem Redebeitrag auf der Demonstration.

Nach der Abschlusskundgebung wird ein Teil der Demonstrant*innen zum
DOW-Werksgelände radeln und dem Unternehmen einen von der Grünen Jugend
initiierten öffentlichen Protestbrief übergeben.

Die Organisator*innen der Demonstration wollen am Thema dranbleiben,
solange DOW nicht offiziell von seinen Plänen Abstand nimmt. Wer die
Demo verpasst hat, kann unter www.robinwood.de/kein-kohlekraftwerk-stade
online gegen Kohlekraftwerksneubauten protestieren und
unter #stadegegenkohle und wikistade.org über die nächsten Aktionen auf dem
Laufenden bleiben.


Interessante Links:

Aufruf zur Demo "Wir lassen uns nicht verkohlen":

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Aufruf%20Demo%20Stade%2008.09.pdf

ROBIN WOOD-Kampage gegen ein neues Kohlekraftwerk in Stade mit
Online-Protest:

https://www.robinwood.de/kein-neues-kohlekraftwerk-stade

Aktionstag "Rise For Climate":

https://de.riseforclimate.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. September 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/469: Klimakampf und Kohlefront - Enteignung soll scheitern ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. September 2018

BUND mit weiterer Klage gegen Tagebau Hambach

Umweltverband wehrt sich gegen Vollziehung der Zwangsenteignung



Düsseldorf, 07.09.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wehrt sich mit einer weiteren
Klage gegen die auf Antrag der RWE Power AG von der Bezirksregierung
Arnsberg verfügte Zwangsenteignung seines Grundstücks im Tagebaufeld
Hambach. Der Umweltverband hat heute beim Verwaltungsgericht Köln eine
Klage gegen die so genannte "vorzeitige Besitzeinweisung" eingelegt. Mit
Beschluss vom 22. August hatte die Bergbehörde die einer Zwangsräumung
entsprechende Maßnahme angeordnet. Sie soll zum 1. April 2020 wirksam
werden. Bereits am 18. Juni 2018 hat der BUND Klage gegen die von der
Bezirksregierung Arnsberg verfügte Abtretung seines Grundstücks an den
Kohlekonzern RWE eingereicht.

Der etwa 500 Quadratmeter große "Widerstandsacker" des BUND liegt
unmittelbar östlich des Hambacher Waldes bei Kerpen-Manheim. Die
Umweltschützer*innen hatten das Grundstück bereits 1997 erworben. In seinem
Untergrund befindet sich ein eingetragenes Bodendenkmal in Form einer
römischen Grabanlage aus dem 2. bis 3. Jahrhundert. Gemäß RWE-Angaben
könnten etwa 300 Millionen Tonnen Braunkohle nicht gefördert werden, sollte
der BUND sich vor Gericht durchsetzen.

Begründet wird die vorzeitige Besitzeinweisung mit dem Wohl der
Allgemeinheit. Die Versorgung des Marktes mit Braunkohle sei ein
Gemeinwohlziel von besonderem Gewicht, so die Bergbehörde. Für den BUND
zeugt diese Begründung von einem "hohen Maß an Realitätsverweigerung einer
Behörde, die mehr dem RWE- als dem Allgemeinwohl verpflichtet zu sein
scheint". Braunkohle ist der anerkannt klimaschädlichste Energieträger.
Seine Förderung und Nutzung ist zudem mit weitreichenden Negativ-Folgen für
Menschen, Natur und Umwelt verbunden. Zudem ist die Braunkohle angesichts
massiver Überkapazitäten auf dem Strommarkt und historisch hoher
Braunkohlenstrom- Nettoexporte ins europäische Ausland heute zur Sicherung
der hiesigen Energieversorgung schlichtweg überflüssig, so der BUND. Vor
diesem Hintergrund aber ist ein so weit reichender Eingriff in das
grundgesetzlich geschützte Recht auf Eigentum selbst nach dem
Bundesberggesetz unzulässig.

Schon einmal hatte sich der BUND erfolgreich gegen die Zwangsenteignung
eines seiner Grundstücke für den Tagebau gewehrt. Die Zwangsenteignung
seiner Obstwiese für den Tagebau Garzweiler war im Dezember 2013 vom
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt worden.




Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach-enteignung

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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TAGUNG/2383: Berlin - Kolloquium über Dietmar Grötzebach und Buchpräsentation, Architekturmuseum 21.09.


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Ist die Konstruktion eines Gebäudes Architektur?

Einladung zum Kolloquium über Dietmar Grötzebach und zur
Buchpräsentation am 21. September 2018 im Architekturmuseum



Er galt als unkonventioneller Geist und charismatischer Lehrer. Die
Rede ist von Dietmar Grötzebach (1937-1985), der von 1972 bis 1985 an
der TU Berlin Entwerfen und Baukonstruktion lehrte und weit über sie
hinaus bekannt war. Seine aus der Partnerschaft mit Gerd Neumann und
Günter Plessow hervorgegangenen Berliner Bauten - zum Beispiel die
Neugestaltung des Mariannenplatzes in Berlin-Kreuzberg - zeichnen sich
durch den sensiblen Bezug zum städtebaulichen Kontext aus.

Nach mehr als fünfzig Jahren erscheint nun unter dem vereinfachten
Titel "Über Konstruktion und architektonische Form" im DOM Publishers
Verlag eine Neuauflage seiner Dissertation. Schon zu Beginn der
1960er-Jahre hatte sich Grötzebach darin über den Zusammenhang von
Konstruktion und architektonischer Form auseinandergesetzt und dabei
insbesondere die moderne Maxime "konstruktiver Ehrlichkeit" kritisch
hinterfragt.

Anlässlich der Neuauflage der Dissertation laden das TU-Institut für
Architektur und das TU-Architekturmuseum gemeinsam mit den
Herausgebern Ute Heimrod und Dieter Eckert zu einem Kolloquium und zur
Buchvorstellung ein:

Ort: Fakultätsforum Ernst-Reuter-Platz, Straße des 17. Juni 152,
(Architekturgebäude, EG Hochhaus), 10623 Berlin

Zeit: Fr., 21. September 2018, 16.00 Uhr

Die Dissertation berührt auch heute aktuelle Probleme des Bauens. Denn
die Frage, "inwieweit der Konstruktion als unabdingbare Voraussetzung
für jedes Bauwerk auch als Ausdrucksform Bedeutung zukommt (...), ist
und bleibt eine Angelegenheit von genuin architektonischer Relevanz.
An ihr kommt selbstverständlich auch der zeitgenössische Architekt
nicht vorbei, sofern ihm architektonisches Denken nicht ein Fremdwort
geblieben ist", schreibt Prof. em. Dr.-Ing. Fritz Neumeyer, der an der
TU Berlin Architekturtheorie lehrte, in seinem Nachwort zur
Neuveröffentlichung.

Es diskutieren:

Prof. em. Hans Kollhoff, ETH Zürich, Lehrstuhl für Architektur und
Konstruktion,

Prof. Dr. Mike Schlaich, TU Berlin, Fachgebiet Entwerfen und
Konstruieren,

Prof. em. Dr. Uta Hassler, ETH Zürich Lehrstuhl für Denkmalpflege und
Bauforschung,

Korbinian Kainz, 6a architects London,

Diskussionsleitung: Prof. em. Dr.-Ing. Fritz Neumeyer, TU Berlin,
Fachgebiet Architekturtheorie

Dietmar Grötzebach, Über Konstruktion und architektonische Form

Herausgegeben von Ute Heimrod und Dieter Eckert mit einem Nachwort von
Fritz Neumeyer

DOM Publishers, Berlin 2018, 160 Seiten, 28 Euro

ISBN 978-3-86922-666-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 11.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1228: Mainz - 26. Deutscher Katalanistentag, öffentliche Abendveranstaltung am 20.09.2018


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

26. Deutscher Katalanistentag in Mainz

Öffentliche Abendveranstaltung am Donnerstag, 20. September mit
Dokumentarfilm und Rundem Tisch zum Thema "Katalonien heute im
spanischen und europäischen Kontext: Chancen, Probleme und
Herausforderungen"



Rund 50 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem deutschen und
dem katalanischen Sprachraum treffen sich vom 19. bis 22. September
2018 zum 26. Katalanistentag in Mainz. Der Katalanistentag findet alle
zwei Jahre an wechselnden Orten statt, letztmals 2016 in Bamberg. Die
diesjährige Tagung steht unter der Überschrift "Katalanistische
Forschung heute - Vielfalt und Perspektiven". Die Leitfrage dabei
lautet: "Was passiert aktuell im deutschsprachigen Raum in Sachen
katalanistischer Forschung im weitesten Sinne?". Damit soll den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern die Gelegenheit gegeben werden, eine
aktuelle Bestandsaufnahme vorzunehmen und zu klären, in welchen
Disziplinen relevante Forschung unter Berücksichtigung der
katalanischsprachigen Kulturräume geschieht.

"Die katalanistische Forschung in den deutschsprachigen Ländern ist
ausgesprochen vielfältig und wir freuen uns, dass wir auch dieses Jahr
einen regen Austausch mit den Kolleginnen und Kollegen aus den
unterschiedlichen Gebieten führen können. Durch verschiedene
thematische Panels sind die Themen optimal gebündelt. Gleichzeitig
kann der Vielfalt der Katalanistik im deutschsprachigen Raum so noch
besser Rechnung getragen werden", sagt Prof. Dr. Benjamin Meisnitzer,
Vize-Präsident des Deutschen Katalanistenverbands, der den
Katalanistentag als Juniorprofessor der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (JGU) vor seinem Ruf an die Universität Leipzig gemeinsam mit
Prof. Dr. Christoph Gabriel an die JGU holte.

Zu der Tagung werden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus
vielen unterschiedlichen Forschungsgebieten erwartet: Literatur- und
Sprachwissenschaft, Angewandte Linguistik, Terminologie, Didaktik,
Übersetzungs- und Dolmetschwissenschaft, Transferwissenschaft,
Politikwissenschaft, Kulturwissenschaft, Kunst, Architektur, Design,
Sozialwissenschaft, Film-, Theater- und Medienwissenschaft,
Rechtswissenschaft, Geschichtswissenschaft und Theologie. Aktuelle
Tendenzen der Forschung zu den katalanischsprachigen Gebieten sowie
Aspekte, die mit der katalanischen Sprache und Kultur verbunden sind,
können so in ihrer ganzen Breite aufgezeigt werden.

Stets soll der Fokus dabei auch auf eine noch stärkere Präsenz und
Verankerung des Katalanischen in der deutschsprachigen Romanistik
gerichtet werden. Es handelt sich beim Katalanischen nämlich um eines
der "kleinen" - da nicht im Lehramt vertretenen - Fächer innerhalb der
Romanistik. Dennoch zeichnen sich die zum Katalanischen forschenden
etablierten Wissenschaftler und die jungen Nachwuchswissenschaftler
durch eine sehr große Dynamik aus. Ziel ist es vor allem, eine
curriculare Einbindung des Katalanischen im Rahmen der
iberoromanistischen Studiengänge zu fördern sowie das Fach an
Universitäten im deutschsprachigen Sprachraum zu sichern und zu
stärken. Nur eine fachübergreifende Anknüpfung, die auch darüber
hinaus große Chancen bietet, kann dies vor dem Hintergrund der
aktuellen Tendenzen in der Hochschulentwicklung leisten.

Am Donnerstag, den 20. September hat auch die interessierte
Öffentlichkeit die Möglichkeit, sich über die neuesten Entwicklungen
und Trends im Fach sowie über gegenwärtige kulturelle,
gesellschaftliche und politische Entwicklungen der
katalanischsprachigen Gebiete zu informieren: Bei einer
Abendveranstaltung wird der Dokumentarfilm "20-S (mediapro)" gezeigt,
im Anschluss daran findet ein Runder Tisch statt zum Thema "Katalonien
heute" mit Fokus auf politische und gesellschaftliche
Herausforderungen angesichts von Unabhängigkeitsbestrebungen, die
schwer mit dem Einheitsgedanken, der der EU zugrunde liegt, vereinbar
sind. Es geht darum, den Konflikt neutral zu beleuchten und unter
Berücksichtigung der Geschichte Kataloniens, im Kontext der spanischen
zentralistischen Politik und folglich im Spannungsfeld von regionaler
und nationaler Politik anstatt von Einheit und Vielfalt sowie von
Autonomie und Abhängigkeit, möglichst objektiv zu begreifen.
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Diskussion sind Prof. Dr. Eva
Juarros Daussà (Groningen), Prof. Dr. em. Georg Kremnitz (Wien), Prof.
Dr. Klaus-Jürgen Nagel (Barcelona) und Prof. Dr. em. Til Stegmann
(Frankfurt). Moderiert wird die Veranstaltung vom Präsidenten des
Deutschen Katalanistenverbands, Prof. Dr. Ulrich Hoinkes (Kiel).

Die Öffentlichkeit ist hierzu am 20. September 2018 um 19:30 Uhr im
Erbacher Hof, Grebenstr. 24-26, 55116 Mainz, herzlich eingeladen.
Kongresssprachen - und somit auch die Sprachen der Abendveranstaltung -
sind Deutsch und Katalanisch. Der Eintritt ist frei.

Der 26. Katalanistentag wird vom Deutschen Katalanistenverband (DKV)
und dem Romanischen Seminar der JGU ausgerichtet und findet im
Erbacher Hof in Mainz statt.

Weiterführende Links:

http://katalanistik.de/katalanistentag/

http://katalanistik.de/wp-content/uploads/sites/10/Programm-Mainz-2018l.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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TREFF/1227: Berlin - Intelligenz. Schlau geboren oder schlau geworden?, 20.09.2018


idw - Pressemitteilung: Wissenschaft im Dialog gGmbH

Intelligenz - Schlau geboren oder schlau geworden?

Blitzgescheit dank Genen oder dank sozialer Umwelt? Und: Was folgt daraus?

Diskussionsforum "Die Debatte" im TAK Theater Berlin



Ob im Schulunterricht oder später im Berufsleben: Schnelles Denken und
eine hohe Auffassungsgabe gelten in unserer Gesellschaft als wichtige
Erfolgsfaktoren. Entsprechende Fähigkeiten werden unter dem Begriff
"Intelligenz" zusammengefasst und sind bei Menschen unterschiedlich
stark ausgeprägt. Wer einen Intelligenzquotienten (IQ) von 130
vorweisen kann, gilt als hochbegabt. Aber welche Aussagekraft hat der
IQ-Wert? Und: Ist Intelligenz genetisch veranlagt, oder macht eine
fördernde Umgebung schlau? Welche Konsequenzen hat dies für das
Bildungs- und Sozialsystem?

Um diese und weitere Fragen rund um das Thema "Intelligenz - Schlau
geboren oder schlau geworden?" geht es in der Diskussionsreihe "Die
Debatte" am 20. September 2018 ab 19 Uhr im TAK Theater im Aufbau Haus
in Berlin-Kreuzberg. Der Eintritt ist frei. Auf dem Podium zu Gast
sind der Humangenetiker Prof. Dr. Markus Nöthen von der Universität
Bonn, die Psychologin Prof. Dr. Ricarda Steinmayr von der Technischen
Universität Dortmund und die Soziologin Dr. Angela Graf von der
Technischen Universität München. Christoph Koch (Stern) und Dr. Mai
Thi Nguyen-Kim (freie Wissenschaftsjournalistin) moderieren die
Veranstaltung.

Interessierte können sich schon vorab auf der Online-Plattform
www.die-debatte.org in die Diskussion einbringen, abstimmen und Fragen
stellen. Die Veranstaltung wird auf der Plattform per Livestream
übertragen.

"Die Debatte" ist ein Projekt von Wissenschaft im Dialog, dem Science
Media Center Germany und der Technischen Universität Braunschweig. Die
Debatte wird gefördert von der VolkswagenStiftung, dem Stifterverband,
der Klaus Tschira Stiftung und der Schering Stiftung. Die Frankfurter
Allgemeine Zeitung ist Medienpartner.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.die-debatte.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, 12.09.2018
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TREFF/1226: Annweiler - Expertendiskussion zur Arbeitswelt 4.0 und Digitalisierung, 26.09.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Kaiserslautern

Expertendiskussion nimmt die Arbeitswelt 4.0 und die Digitalisierung in den Blick



Wie wird die Digitalisierung die Arbeitswelt verändern? Wie werden
Arbeitswelten und -orte der Zukunft aussehen? Wie werden Mensch und
Maschine zusammenarbeiten? Um Fragen wie diese geht es am Mittwoch,
den 26. September, ab 20 Uhr beim Trifelser Gespräch. Es steht unter
dem Motto "Arbeit 4.0: Auswirkungen digitaler Transformation auf die
Arbeitswelten". Organisiert wird es von der Technischen Universität
Kaiserslautern (TUK) und der Science and Innovation Alliance
Kaiserslautern (SIAK) e.V. gemeinsam mit dem Verein Begegnungszentrum
Kurhaus Trifels e.V.. Die interessierte Öffentlichkeit ist zu der
Diskussionsrunde herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei. Um
Anmeldung wird gebeten.

Die Digitalisierung schreitet immer schneller voran. Sie durchdringt
bereits weite Teile unseres täglichen Lebens. Auch die Arbeitswelt ist
im Umbruch. Viele Bereiche, etwa in der Produktion, werden sich in den
kommenden Jahren stark verändern. Welche Chancen dieser Wandel mit
sich bringt und wie Wirtschaft, Wissenschaft und Politik es schaffen,
Qualifikationen und Kompetenzen von Fachkräften entsprechend zu
schulen und weiterzuentwickeln, darum geht es bei der
Diskussionsrunde.

Auf dem Podium sitzen dazu: Daniela Schmitt, Staatssekretärin im
Wirtschaftsministerium, Professor Dr. Arnd Poetzsch-Heffter,
Vizepräsident für Forschung und Technologie der TUK, Professor Dr.
Andreas Dengel, Leiter des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche
Intelligenz, Professor Dr. Peter Pickel, stellvertretender Leiter des
European Technology Innovation Centers von John Deere, Delia Schröder,
Vorstand des Instituts für Technologie und Arbeit, Peter Weißler,
Vorsitzender der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit
Kaiserslautern-Pirmasens sowie Werner Weiss, Geschäftsführer von
Insiders Technologies.

Moderiert wird die Runde von TV-Journalist Holger Wienpahl. Das
Publikum hat die Möglichkeit, Fragen zu stellen und sich so an der
Diskussion zu beteiligen. Im Anschluss können sich alle Gäste bei
Getränken und kleinen Snacks im persönlichen Gespräch austauschen.

Die Reihe "Trifelser Gespräch" findet in diesem Jahr im Rahmen der
Trifels Summer School statt, die von der Technischen Universität
Kaiserslautern (TUK) und der Science and Innovation Alliance
Kaiserslautern (SIAK) e.V. ausgerichtet wird.

Die Veranstaltung findet statt im Kurhaus Trifels, Kurhausstraße 25,
76855 Annweiler. Einlass ist um 19 Uhr, die Veranstaltung geht bis
etwa 22 Uhr.

Weitere Informationen gibt es unter

www.science-alliance.de/trifelser-gespraech.

Hier können sich Interessierte auch anmelden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, 12.09.2018
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BIBLIOTHEK/647: Bibliotheken auf dem Weg in die Brave New World? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bibliotheken auf dem Weg in die Brave New World?

Pressemitteilung von Gemeingut in BürgerInnenhand [1], 12. September
2018



Unter dem Motto "Erwarte das Unerwartete" werden vom 12. bis 15.
September rund 400 Teilnehmer und Teilnehmerinnen aus 38 Ländern auf
der Next Library® Conference an der Zentral- und
Landesdesbibliothek Berlin (ZLB) zusammenkommen, um "neue Rollen und
Potenziale von Öffentlichen Bibliotheken in der heutigen Gesellschaft
zu erkunden", wie aus einer Presseinformation der ZLB zu entnehmen
ist. Die Konferenz wird von "Keynote-Speakern" wie Nina Simon,
Direktorin des Santa Cruz Museum of Art and History, und Stefan Kaduk,
geschäftsführender Partner der Musterbrecher Managementberater und
Forschungspartner der Universität der Bundeswehr München, geprägt
sein.

Der dritte "Keynote-Speaker" ist der wohl einflussreichste: David
Lankes, Professor für Bibliothekswissenschaften in den USA. Er
vertritt die Auffassung, die Aufgabe der zukünftigen Bibliothekare
"sollte nicht sein, alles zu sammeln was unsere Gesellschaft braucht,
sondern eine klügere, bewusstere und offenere Gesellschaft in die Welt
zu entsenden". Die Bibliothekare in der Bibliothek der Zukunft seien
"engagierte Berater, die der Gesellschaft helfen, klügere
Entscheidungen zu treffen".

Nach Ansicht von GiB wecken Konferenz-Programm [2] und Äußerungen der
"Keynote-Speaker" den Verdacht, die Veranstaltung könnte einem
Bibliothekskonzept den Weg ebnen, das den Menschen nicht Teilhabe am
Wissen der Welt, unabhängige Meinungsbildung und demokratische
Partizipation ermöglicht, sondern unter dem Deckmantel der Offenheit
letztlich deren Manipulation und Indoktrination betreibt. Zumindest
aber drängt sich der Eindruck auf, dass es auf der Veranstaltung
lediglich darum geht, wie Bibliotheken sich den gegebenen
technologischen und gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen optimal
anpassen können, jedoch nicht um eine kritische Reflektion dieser
Tendenzen, um von da aus zu einer adäquaten Bestimmung der Rolle
öffentlicher Bibliothek in der Zukunft zu kommen.

Ulrike von Wiesenau, GiB Kultur, kommentiert die inhaltliche
Ausrichtung der Veranstaltung wie folgt:

"Das Programm der Next Library® Conference Berlin 2018 stellt
einen abstrusen Gemischtwarenladen des Erwartbaren vor, essentielle
Fragestellungen aber, wie die Privatisierung von Aufgaben im
Kernbereich der Bibliotheken, das Thema Medienkompetenz und eine
digitale Agenda, die Antworten auf die Herausforderungen der
Digitalisierung im Sinne des Humanismus gibt, finden keine Erwähnung."

Karl Goebler, GiB Kultur hebt hervor:

"Die Auswahl und Beschaffung von Büchern an der ZLB liegt seit
September letzten Jahres in den Händen eines privaten
Wirtschaftskonzerns. Zugleich wird das Angebot an digitalen
Publikationen ohnehin schon weitgehend von privaten Konzernen
bestimmt. Wie sich angesichts dieser Voraussetzungen und der im
Internet gegebenen Möglichkeiten zur Manipulation
Informationsfreiheit, Selbstbestimmung und Bildung in den öffentlichen
Bibliotheken erlangen oder wiedererlangen lassen, ist eine Frage von
eminenter Bedeutung. Doch solche Fragen sollen auf der Next
Library® Conference offenbar nicht behandelt werden."

Ingo Schulze, Schriftsteller, ist der Auffassung:

"Es ist vollkommen unverständlich, wie ein rot-rot-grüner Senat die
Privatisierung des Bibliothekswesens vorantreiben kann. Und genauso
unverständlich ist es, wie eine Bibliotheksleitung ihre
Bibliothekarinnen und Bibliothekare degradiert und an der
Selbstabschaffung ihrer eigenen Institution arbeitet, von der
Benachteiligung kleinerer Buchhandlungen ganz zu schweigen."

Dr. Detlev Bimboes, Sprecher des Sozialpolitischen Arbeitskreises
(SAK) Die Linke, kommentiert:

"Nach dem Strategiepapier des Berliner Senats 'Attraktive Bibliotheken
für die Metropole Berlin' von 2016 sollen die Bibliotheken zu
"zentralen Knotenpunkten einer 'Smart City'" werden. Es ist für mich
nicht ersichtlich, dass das 'Smart-City'-Konzept auf der Next
Library® Conference besprochen werden soll, obwohl es
international eine große Rolle spielt. Eine 'Smart City' ist eine
durch Sensoren total überwachte und ferngesteuerte Stadt, in der die
Menschen nichts als datenliefernde Konsumenten sind. Rena Tangens,
eine prominente Kritikerin des Konzepts, bezeichnet eine 'Smart City'
als 'die perfekte Verbindung des totalitären Überwachungsstaates aus
George Orwells '1984' und den normierten, nur scheinbar freien
Konsumenten in Aldous Huxleys 'Brave New World''."


Anmerkungen:

[1] https://www.gemeingut.org

[2] https://www.gemeingut.org/wp-content/uploads/2018/09/Next-library-20180820_nlc_Statusbericht_jp-1.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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MELDUNG/054: So lesen und schreiben die Generationen X, Y, Z (idw)


IUBH Internationale Hochschule GmbH - 13.09.2018

So lesen und schreiben die Generationen X, Y, Z

• IUBH Internationale Hochschule untersucht zusammen mit BoD das
Lese- und Schreibverhalten verschiedener Generationen

• Signifikante Unterschiede hinsichtlich Nutzung und Vorlieben

• Drei konkrete Empfehlungen für den Buchhandel



Hamburg/Bad Honnef. Ein eigenes Buch auf den Markt zu bringen, war vor
wenigen Jahren ohne die Hilfe eines Verlags ein aussichtsloses
Unterfangen. Der Erfolg des E-Books hat diese Hürde aus dem Weg geräumt,
Self-Publishing wird immer beliebter. Jetzt hat die IUBH Internationale
Hochschule zusammen mit Books on Demand (BoD), dem europäischen Markt- und
Technologieführer im Bereich der digitalen Buchpublikation, das Lese- und
Schreibverhalten verschiedener Altersgruppen untersucht. Das Ergebnis
offenbart bemerkenswerte Unterschiede zwischen den Generationen X, Y und
Z, aus denen sich Tipps für den Buchhandel ableiten lassen.


Self-Publishing liegt im Trend

Self-Publishing, das verlagsunabhängige Veröffentlichen von Büchern,
boomt. Ende 2016 war noch etwa jede vierte Erstauflage ein
Self-Publishing-Titel, Ende 2017 war es bereits jede dritte. Zu den Autoren
zählen vor allem begeisterte Hobby-Schreiber sowie Experten, die über
besonderes Nischenwissen verfügen. Insgesamt liegen über den Markt und die
Autoren aber noch relativ wenige Daten vor. Grund genug für die IUBH,
gemeinsam mit BoD zu überprüfen, wie die Generationen X, Y und Z Medien
nutzen und wie groß das Interesse am eigenen Publizieren ist. Damit
liefert die Studie* wertvolle Hinweise, um potenzielle
Self-Publishing-Autoren früher und gezielter ansprechen zu können.

So lesen die Generationen X, Y und Z

Zwischen den Generationen zeigen sich beim Leseverhalten und der
Mediennutzung deutliche Unterschiede. Am meisten liest Generation X - die
Geburtsjahrgänge 1965 bis 1980 - (80% lesen täglich), gefolgt von
Generation Y - die Geburtsjahrgänge 1980 bis 1995 - (66% lesen täglich)
und Generation Z - die Jahrgänge 1995 bis 2010 (62% lesen täglich). Als
Medium nutzt Generation X vorrangig Bücher und Zeitschriften in
Papierformat sowie E-Books. Die Generationen Y und Z bevorzugen dagegen
Blogs und Social Media. Abweichungen zeigen sich auch bei den Lesemotiven.
Entspannung und Information stehen bei Generation X und Z ganz weit vorne.
Dagegen steht bei der Generation Y Weiterbildung an erster Stelle.
Entsprechend unterschiedlich fallen die Lieblingsinhalte aus: Nachrichten,
Romane und Sachbücher stehen bei allen hoch im Kurs, Generation X
interessieren aber besonders Themen aus den Bereichen Medizin und
Gesundheit, während Generation Y Fitness- und Beauty-Inhalte bevorzugt.
Bei Generation Z zieht vor allem Science Fiction-, Fantasy- und
Jugendliteratur. Gemeinsamkeiten im Leseverhalten gibt es aber auch. So
liest keiner gerne in Gesellschaft: Die meisten lesen hauptsächlich
zuhause, im Urlaub oder zum Zeitvertreib, zum Beispiel um Wartezeiten zu
überbrücken. In Punkto Ausgaben für Bücher pro Monat liegt Generation X
mit 18,21 Euro eindeutig vorn, gefolgt von Generation Y mit 10,25 Euro und
Generation Z mit 8,93 Euro.

Unsicherheiten bei potenziellen Autoren

Wer aber liest nicht nur, sondern verfasst eigenhändig Texte? Immerhin
jeder vierte der Generation X schreibt selbst, wenn auch vornehmlich auf
Facebook oder in Blogs. Auch die Generationen Y und Z schreiben vorrangig
in Social Media. Dabei bekunden 13% der Befragten quer durch alle
Generationen Interesse, selbst zu veröffentlichen. Insbesondere
wissenschaftliche, journalistische und Sachtexte, aber auch Romane/Prosa
und Do-it-yourself-Ratgeber sind vorstellbar. Dass sie es trotzdem nicht
machen, hat verschiedene Gründe. Viele befürchten, dass ihre Texte nicht
gelesen (56%) beziehungsweise nicht gekauft werden (47%). Zudem wünschen
sie sich Experten, die den Schreib- und Veröffentlichungsprozess
begleiten. Außerdem ist immerhin jedem Dritten das Self-Publishing-Konzept
vollkommen unbekannt.

Empfehlungen für den Buchhandel

"Vor dem Hintergrund des Rückgangs von jüngeren Lesern sollte der
Buchhandel besonderes Augenmerk auf zielgruppenorientierte Kundenansprache
legen", empfiehlt Prof. Dr. Gabriele Schuster von der IUBH. "Diese sollte
speziell auf die jeweilige Mediennutzung ihren Kenntnisstand bezüglich
Self-Publishing und ihre jeweiligen Bedürfnisse beim Lesen und Schreiben
abgestimmt sein." Aus den Ergebnissen lassen sich zudem drei weitere
zentrale Handlungsempfehlungen für den on- und offline-Buchhandel, Social
Writing-Plattformen und Self-Publishing-Unternehmen ableiten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2019
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MELDUNG/945: Unterschriften übergeben - über 90.000 Unterzeichner sagen "Nein" zur Aufrüstung (abrüsten statt aufrüsten)


Initiative "abrüsten statt aufrüsten" - Pressemitteilung vom 14. September
2018

Unterschriften an Fraktionen des deutschen Bundestages übergeben: 

Über 90.000 Unterzeichner sagen "Nein" zur Aufrüstung



Anlässlich der Haushaltsberatungen informierten Mitglieder der Initiative
"abrüsten statt aufrüsten" Bundestagsfraktionen über den Stand der
Unterschriftensammlung. Vertreter der Initiative traten mit der
symbolischen Übergabe der bisherigen 90.000 Unterzeichner des Aufrufes
entschieden gegen die geplante Aufrüstung im Haushalt 2019 durch die
Bundesregierung ein.

In Gesprächen mit Vertretern der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und der LINKEN (die AFD wurde nicht angefragt, Gespräche mit der CDU und
FDP kamen nicht zustande) wurde gegen die im Haushalt 2019 angekündigte
Erhöhung des Verteidigungshaushalt um 11,9% auf 42,4 Milliarden Euro
protestiert. Dieses sei die höchste jährliche Erhöhung dieses Etats seit
mindestens 30 Jahren. Auch gegen die von Verteidigungsministerin von der
Leyen angekündigte Steigerung für das sogenanntes "Fähigkeitsprofil" der
Bundeswehr bis zum Jahr 2024 weitere 60 Milliarden für Krieg und Rüstung zu
verschwenden, wurde Protest angekündigt.

In mehr als 200 Veranstaltungen zum Antikriegstag am 1. September 2018
haben Gewerkschafter und Aktive der Friedensbewegung gegen Aufrüstung und
Krieg protestiert. Auf fast allen Veranstaltungen wurden Unterschriften
unter dem Aufruf "abrüsten statt aufrüsten" gesammelt.

Die 2% des Bruttosozialproduktes, die die Bundesregierung und die NATO für
Rüstungsausgeben wollen, bedeuten für Deutschland nach Berechnungen von SWP
für 2024/25 ca. 85 Milliarden Euro oder mehr als 20 % des Haushaltes. Diese
gigantische Verschwendung von Ressourcen bedeutet auch eine Steigerung der
Gefahren von weltweiten Kriegen und muss verhindert werden. Denn das Geld
wird dringend gebraucht: Im Aufruf "abrüsten statt aufrüsten" heißt es:

"Zwei Prozent, das sind mindestens weitere 30 Milliarden Euro, die im
 zivilen Bereich fehlen. So bei Schulen und Kitas, sozialem Wohnungsbau,
 Krankenhäusern, öffentlichem Nahverkehr, kommunaler Infrastruktur,
 Alterssicherung, ökologischem Umbau, Klimagerechtigkeit und
 internationaler Hilfe zur Selbsthilfe."



Die Unterschriftensammlung wird intensiviert!

Die jetzt begonnenen Haushaltsberatungen sollen zu aktiven Monaten
ausgedehnter Unterschriftensammlungen bei den unterschiedlichen Aktionen
der Friedensbewegung werden. Am ersten Wochenende 1.-4. November 2018 wird
an vielen Orten für Abrüstung in der Bundesrepublik dezentral und auf die
Straße demonstriert werden.




Weitere Informationen:

https://abruesten.jetzt/

 * 

Quelle:

abrüsten statt aufrüsten

Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

Telefon: +49 30 20654857

E-Mail: info@abruesten.jetzt

Internet: https://abruesten.jetzt/
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TAGUNG/102: Berlin - Kriege beenden. Frieden beginnen, Evangelische Akademie zu Berlin 10.10.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Kriege beenden - Frieden beginnen

100 Jahre Ende Erster Weltkrieg: Erinnern für die Zukunft

10. Oktober 2018, 10:00 Uhr

Fachtagung 47/2018



"Wenn ihr aufhörn könnt zu siegen, wird diese eure Stadt bestehen": In
Christa Wolfs Erzählung mahnt Kassandra vergeblich zur Umkehr - Troja
geht unter. Vor allem die "Götter des Nationalismus" haben mit
wortmächtiger Unterstützung der Kirchen auch Europa am Ende des Ersten
Weltkriegs in den Abgrund gestürzt. Die Erinnerung an die "Berliner
Friedenspfarrer" eröffnet eine andere Perspektive: Auch vor hundert
Jahren gab es nicht nur die Alternative zwischen Sieg oder Untergang -
einige wenige erhoben die Stimme für die Beendigung des Krieges und
den Beginn des Friedens auch mit Feinden. Wie steht es heute um die
zivilen, nicht-militärischen Beiträge zur Friedensstiftung?

Kooperation mit: Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden (EAK)

Leitung: Uwe Trittmann

Ort: Hotel Dietrich-Bonhoeffer-Haus, Ziegelstraße 30, 10117 Berlin

Preise: 25,- EUR (erm. 15,- EUR)

Anmeldung

https://www.eaberlin.de/seminars/register/?evid=10108

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Oktober 2018

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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TAGUNG/101: Berlin - Rassismuskritische Perspektiven, Evangelische Akademie zu Berlin 8.-10.10.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Identität. Macht. Verletzung.

Rassismuskritische Perspektiven 

8. bis 10. Oktober 2018, 14:30 Uhr

Tagung 46/2018



Der Ruf nach nationalen, kulturellen und religiösen Identitäten hat in
den letzten Jahrzehnten nicht nachgelassen, sondern ist stärker
geworden. Doch Identitätskonstruktionen nationaler, ethnischer,
kultureller, religiöser oder geschlechtlicher Art lassen sich nicht
von der Macht- und Gewaltfrage trennen. Wie konfliktgeladen die Lage
ist, lässt sich an den "Verteidiger*innen" des "christlichen
Abendlandes", an den Antigenderisten und nicht zuletzt des
"christlichen Abendlandes", an den Antigenderisten und nicht zuletzt
an den Alltagspraktiken erkennen, die auf hierarchischen Vorstellungen
des "Eigenen" und "Anderen" beruhen und weiße europäische Privilegien
verteidigen. Diesen Wirklichkeiten und ihren gesellschaftlichen
Auswirkungen gehen wir interdisziplinär nach und diskutieren Impulse
für kirchliche Handlungsformen.

Kooperation mit: NARRT Netzwerk antisemitismus- und

rassismuskritische Religionspädagogik und Theologie

Gefördert von: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend im Rahmen des Bundesprogramms "Demokratie leben!" und
Bundesarbeitsgemeinschaft Kirche und Rechtsextrememismus (BAGKR)

Unterstützt durch: Comenius-Institut, Evangelischer Kirchenkreis
Berlin Stadtmitte

Für diese Tagung wurde Bildungsurlaub nach dem Berliner

Bildungsurlaubsgesetz bewilligt.

Die Evangelische Akademie zu Berlin ist Mitglied der Evangelischen
Akademien in Deutschland (EAD) e.V., Berlin.

Leitung: Dr. Christian Staffa

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder, Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Preise: 80,- EUR (ermäßigt 30,- EUR) incl. Verpflegung ohne Übernachtung

Anmeldung

https://www.eaberlin.de/seminars/register/?evid=10190

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Oktober 2018

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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TAGUNG/100: Berlin - Making Heimat II, Evangelische Akademie zu Berlin 6.-7.10.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Making Heimat II

Workshopreihe für Jugendliche und junge Erwachsene

6. bis 7. Oktober 2018, 10:00 Uhr

Workshop 40A-2/2018



Was interessiert uns, welche Fragen möchten wir stellen und welche
Themen politischer Bildung machen unsere Stimmen hörbar? Diese Fragen
beantwortete eine Gruppe junger Menschen mit Fluchterfahrung nach dem
Seminar "Wir sind hier" im März 2018 sehr vielfältig: Orte der
Demokratie aufsuchen, über Regeln der Diskussion und Konfliktlösung
reflektieren, über Geschichte und Minderheiten der Herkunftsländer
berichten, Diktaturerfahrungen historisch vergleichen, europaweit mit
jungen Geflüchteten ins Gespräch kommen, den Begriff "Heimat"
künstlerisch bearbeiten und andere für Ehrenämter motivieren. Aus
diesen Ideen enstehen derzeit Workshops, die auch andere junge
Menschen für politische Bildung begeistern werden. Die Entwicklung und
Co-Moderation dieser Workshops in ist dabei Teil der Qualifikation zu
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung im
Rahmen des Projektes "Empowered by Democracy" .

An den Workshops können Jugendliche und junge Erwachsene mit und ohne
Fluchterfahrung unter 27 Jahren teilnehmen. Die einzelnen Workshops
finden Sie ab September auf unserer Website.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Bundesakademie für Kirche und Diakonie, Heinrich-Mann-Straße 29,
13156 Berlin

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenlos.

Anmeldung https://www.eaberlin.de/seminars/register/?evid=10257

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Oktober 2018

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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AUSSICHTEN/8397: Und morgen, den 15. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.09.2018 bis zum 16.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8397 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Viele, viele Stunden

Himmel grau und regennaß,

Jean-Luc unumwunden

quert die Pfützen und streift Gras.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/111: Baut Brücken, nicht Mauern - Demonstration gegen die EU-Flüchtlingskonferenz in Wien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Baut Brücken, nicht Mauern

Von Sabine Schmitz, 13. September 2018






[image: Demonstrationszug im nächtlichen Wien - Bild: © Sabine Schmitz]

'Baut Brücken, nicht Mauern'

Bild: © Sabine Schmitz



Wien - 13.9.2018. Unter dem Motto "Baut Brücken, nicht Mauern"
versammelten sich heute Tausende Menschen, um gegen die
EU-Flüchtlingskonferenz in Wien zu demonstrieren. Bei dieser Konferenz
sollen die Pläne für Massenlager, mehr Mittel für Frontex und
militärische Interventionen in Afrika konkretisiert werden.

Organisiert wurde diese Demonstration von Plattform für eine
menschliche Asylpolitik. Bei der Auftaktkundgebung kamen Erich
Fenninger von der Volkshilfe, Abdulhamid Kwieder,
Menschenrechtsaktivist, Marcus Bachmann von Ärzte ohne Grenzen,
Henrie Dennis von Afro Rainbow Austria, Nelson Carr und Soma Ahmad,
die das Projekt #aufstehn ins Leben gerufen haben, zu Wort.

Für die meisten Menschen in Österreich ist Afrika, das Mittelmeer, die
Flüchtlinge, die im Meer ertrinken, weit weit weg. Es sind
Schlagzeilen in den Tagesmedien, Wahlkampfthemen in der Politik. In
welcher unmenschlichen Situation sich die Flüchtlinge in Libyen
befinden, kann sich kaum jemand vorstellen und vielleicht wollen das
viele auch nicht. Mühsam haben sich Herr und Frau Österreicher ein
Konstrukt ihres "sicheren" Lebens aufgebaut, nicht daran kratzen, es
könnte ja zusammenfallen, nur nichts hinterfragen.

Wie die Situation derzeit für Flüchtlinge ist, die versuchen über das
Mittelmeer nach Europa zu kommen bzw. in Lagern in Libyen festgehalten
werden, beschreibt Marcus Bachmann von Ärzte ohne Grenzen in seiner
Rede.


Rede von Marcus Bachmann, Ärzte ohne Grenzen:

Ich spreche für diejenigen, die hier nicht selber sprechen können. Der
europäische und österreichische Diskurs über die Seenotrettung bewegt
sich in eine alarmierende Richtung. Die Debatte geht in eine Richtung,
als ob es Alternativen dazu geben würde. Es wird so getan, als wenn
Seenotrettung auch nicht gerechtfertigt sein könnte. Als ob es eine
Alternative dazu gäbe, als ob es eine Meinung wäre, der man zustimmen
könne oder auch nicht. So ist es aber nicht, denn zu Ende gedacht, was
wäre die Alternative? Dass man Menschen hilflos ertrinken lässt? Das
internationale Seenotrecht verpflichtet Menschen in Seenot zu retten.
Es ist nicht optional. Es verpflichtet die Staaten, entsprechende
Kapazitäten zu schaffen und bereit zu halten. Solange Staaten ihren
internationalen Verpflichtungen zur Seenotrettung nicht nachkommen
bzw. nicht nachkommen wollen, solange bedarf es unabhängiger
humanitärer Seenotrettung. Deshalb wird Ärzte ohne Grenzen in
Zusammenarbeit mit SOS Mediterranee weiterhin im Mittelmeer gegen alle
Widerstände, gegen alle Kriminalisierungs- und
Delegitimierungsversuche, weiterhin Seenotrettung betreiben.

Als humanitäre Helfer können wir nicht tatenlos wegsehen, wenn
Menschen sterben. Sehr oft wird uns vorgeworfen, wir seien ein
Pullfaktor, das ist die Kriminalisierung der Seenothilfe. Die
vergangenen Monate, das haben sicher alle mitbekommen, haben auf
tragische Art und Weise bewiesen, dass das leider überhaupt nicht so
ist, ganz im Gegenteil. Im Juni und Juli des heurigen Jahres sind
proportional so viele Menschen im zentralen Mittelmeer gestorben wie
noch niemals zuvor. Anfang September, so erzählten Überlebende unseren
Teams, dass jetzt in Libyen bei einem einzigen Unglück am zentralen
Mittelmeer über 100 Menschen gestorben sind. Menschen fliehen nicht
wegen Seenotrettung, Menschen fliehen vor Krieg, vor Verfolgung, vor
Gewalt.

Man kann über Seenotrettung nicht sprechen, ohne über Libyen zu
sprechen. Libyen ist kein sicheres Land. Flüchtlinge in libyschen
Gefangenenlagern werden willkürlich und ohne Schutz festgehalten und
sind der Gewalt von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren
ausgesetzt. Physischer und psychischer Missbrauch, Folter und
Sklaverei, sexuelle Ausbeutung, Vergewaltigung, Mord. Gerade jetzt
sieht man auch - in den vergangenen zwei Wochen ist der offene
Bürgerkrieg in Tripolis wieder ausgebrochen -, dass die Menschen in
diesen Gefangenenlagern schutzlos zwischen alle Fronten geraten. Die
Teams von Ärzte ohne Grenzen behandeln Verletzungen oder Erkrankungen,
die vor allem und zu allererst den unmenschlichen und unhygienischen
Haftbedingungen geschuldet sind. Es sind Menschen, die kaum Zugang zu
medizinischer Versorgung haben. Libyen ist kein sicheres Land. Wir
fordern daher, keine Menschen nach Libyen zurückzubringen.

Das Motto der österreichischen EU-Ratspräsidentschaft ist ein Europa,
das schützt. Es ist ein Slogan mit einer ganz ganz schreienden
Leerstelle und Auslassung. Wir fordern daher vom Bundeskanzler
Sebastian Kurz und von der österreichischen Bundesregierung, sorgen
sie dafür, dass es ein Europa wird, das zu allererst Menschenleben
schützt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AGRAR/1720: EU-Geld für Landwirte nur noch für nachweislich erbrachte Umweltleistungen (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 13.09.2018

EU-Geld für Landwirte nur noch für nachweislich erbrachte
Umweltleistungen



Die Europäische Union läuft Gefahr, in den kommenden Jahren gut 250
Milliarden Euro an Agrarsubventionen zu vergeuden, ohne dafür
Gegenleistungen durch höheren Umwelt-, Klima- oder Tierschutz zu erhalten.
Dies ist die eindringliche Warnung einer gemeinsamen Studie der
Bertelsmann Stiftung und des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung
(ZEW), Mannheim.

Ausgangspunkt der Analyse sind die Vorschläge der Europäischen Kommission
zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) im nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen
(MFR) für die Jahre 2021 bis 2027. Diesen Vorschlägen zufolge sollen in
diesen sieben Jahren 265 Milliarden Euro als Direktzahlungen an Europas
Landwirte fließen. Damit sind bereits über ein Drittel der insgesamt zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel der EU in der Landwirtschaft gebunden
und stehen nicht für andere Aufgaben zur Verfügung.

Die Autoren/-innen Prof. Dr. Friedrich Heinemann, Leiter des
ZEW-Forschungsbereichs "Unternehmensbesteuerung und Öffentliche
Finanzwirtschaft", und Stefani Weiss, Senior Expertin der Bertelsmann
Stiftung, belegen, dass sich die Direktzahlungen an landwirtschaftliche
Betriebe nicht sozialpolitisch rechtfertigen lassen. Eine
Bedürftigkeitsprüfung findet nicht statt und die Höhe der Beträge richtet
sich nach der Größe der landwirtschaftlich genutzten Fläche eines
Betriebes. Damit ist dieses Instrument schon im Ansatz ungeeignet, um
besonders bedürftige Bauern gezielt zu unterstützen.

Bedeutsamer zur Rechtfertigung der Einkommensbeihilfen für EU-Landwirte
ist auch ein anderer Ansatz: Die Zahlungen aus dem EU-Haushalt sollen
Bauern für Leistungen kompensieren, welche sie zum Schutz von Umwelt,
Klima und für das Tierwohl erbringen. Die GAP-Zahlungen sind nach dieser
Lesart der Preis für von den Bauern erbrachte öffentliche Güter.
Allerdings argumentiert die Studie, dass die EU-Agrarpolitik in ihrer
jetzigen Ausrichtung nicht in nennenswerter Weise Anreize für eine
umweltgerechte Landwirtschaft oder einen verbesserten Tierschutz setzt.

"Die derzeitigen ökologischen Auflagen der Direktzahlungen haben eine
Alibi-Funktion, sie sollen die hohen Subventionen legitimieren, sie
verändern aber nicht die landwirtschaftliche Produktionsweise", so die
Einschätzung von Stefani Weiss.

Vor dem Hintergrund dieses ernüchternden Befundes liefert die Bertelsmann
Stiftung-ZEW-Studie zwei zentrale Vorschläge, um die Direktzahlungen in
eine echte Gegenleistung für europäische öffentliche Güter zu überführen.
Erstens solle das von der EU-Kommission in ihrem Reformpaket skizzierte
Instrument der "Öko-Regelungen" in den anstehenden Verhandlungen
aufgewertet und konkretisiert werden. Die nach Auffassung der
Autoren/-innen richtige Grundidee dieses Instruments ist, dass Landwirte
Geld dafür erhalten, dass sie über gesetzliche Mindeststandards im Umwelt-
oder Tierschutz hinausgehen. "Die Direktzahlungen an Landwirte sollten
endlich einer klaren Preis-Leistungs-Logik folgen. Bauern dürfen das Geld
nur erhalten, wenn sie nachweisbar Öko- oder Tierschutzleistungen oberhalb
der gesetzlichen Mindeststandards erbringen", empfiehlt Friedrich
Heinemann.

Zweitens sollte es nach Auffassung beider Autoren/-innen für alle
Mitgliedstaaten verbindliche Vorgaben zum Anteil der Öko-Regelungen an den
Direktzahlungen geben. Die Studie erteilt der von der EU-Kommission
vorgeschlagenen Freiwilligkeit der Mitgliedstaaten daher eine strikte
Absage. Freiwilligkeit bei der Umweltbindung führt bei den Standards zum
"Wettlauf nach unten". Konkret schlagen Heinemann und Weiss einen für die
Öko-Regelungen verbindlichen Anteil von 50 Prozent an den Direktzahlungen
eines jeden Mitgliedstaats vor.

Skeptisch zeigen sich die Autoren/-innen gegenüber dem
Kommissionsversprechen, dass die neue GAP einfacher und mit weniger
Bürokratie auskommen werde. Da die Direktzahlungen in Zukunft der Preis
für eine Gegenleistung der Bauern sein müssen, sind die Zahlungsempfänger
dazu verpflichtet, die Leistungserbringung auch hieb- und stichfest zu
belegen. Dies ist ohne ein Mindestmaß an Dokumentation nicht möglich.
"Jeder Lieferant muss dem Staat seine Leistungserbringung sorgfältig
dokumentieren, bevor seine Rechnung bezahlt wird. Das sollte auch für die
Bauern nicht anders sein", begründet Stefani Weiss die Forderung nach
detaillierten Berichtspflichten. "Der Wunsch nach Vereinfachung der
Zahlungen ist letztlich der Wunsch nach Geld ohne Gegenleistung. Genau das
darf es in der GAP in Zukunft aber nicht mehr geben", so das Fazit von
Friedrich Heinemann.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/EZ_Reflection_Paper_3.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/752: Kiel - "Vom Streik zur Revolution - gewerkschaftlicher Widerstand gegen den 1. Weltkrieg", 1.10.


Vom Streik zur Revolution: gewerkschaftlicher Widerstand gegen den
1. Weltkrieg



Jeder kennt die Roten Matrosen - weniger bekannt ist, dass in Berlin
ganz normale Gewerkschafter die Novemberrevolution vorbereiteten. Mit
ersten politischen Streiks begann 1916 der gewerkschaftliche Widerstand
gegen den Weltkrieg. Träger der Streiks waren nicht die Vorstände der
Gewerkschaften, sondern ehrenamtliche Vertrauensleute in den
Betrieben, die sich ab 1918 in Berlin "Revolutionäre Obleute" nannten.
Diese organisierten erfolgreich mehrere Massenstreiks, die schließlich
in der Novemberrevolution mündeten und zum Vorläufer der Rätebewegung
wurden. Anhand der vor kurzem in zweiter Auflage erschienenen
Biographie zu Richard Müller, einem führenden Protagonist der
Revolutionären Obleute, wird der Historiker Ralf Hoffrogge in einem
kurzen Referat die Entstehung der Streikbewegungen gegen den ersten
Weltkrieg darstellen. Wer waren ihre Träger, wie funktionierten sie,
was haben sie uns heute zu sagen? Ralf Hoffrogge, Historiker & Autor
des Buches "Richard Müller - der Mann Hinter der Novemberrevolution",
2. Auflage Berlin 2018.

In Kooperation mit der Autonomen Antifa-Koordination Kiel

Subrosa, Elisabethstr. 25, 24143 Kiel

01.10.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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FERIEN/923: Flensburg - Kindermitmachstadt "Mini-Flensburg" vom 8.-12. Oktober


Stadt Flensburg

Kinder an die Macht!

Kindermitmachstadt "Mini-Flensburg" in den Herbstferien



Flensburg. In den Herbstferien findet von Montag, 8. bis Freitag, 12.
Oktober die Kindermitmachstadt Mini-Flensburg für Kinder von 8 bis 12
Jahren statt. Fünf Tage können die Kinder von 8 bis 16 Uhr in die
Erwachsenenwelt eintauchen und an vielen unterschiedlichen
Arbeitsplätzen arbeiten, Geld verdienen und wieder ausgeben.
Mini-Flensburg ist eine Stadt der Kinder, in der es zum Teil wie in
einer richtigen Stadt zugeht. Die Stadt wird von den Kindern unter
Mitwirkung von Erwachsenen betrieben und verwaltet.

Täglich wird ein/e Bürgermeister/in gewählt. Es gibt eine Universität,
eine Zeitungsredaktion, ein Kino, eine Pizzeria sowie Bank, Finanzamt,
Jobcenter und ein Bürgerbüro und viel, viel mehr.

Im Rahmen des Ferienpasses können alle Kinder, die in Flensburg,
Harrislee oder Glücksburg wohnen und zwischen 8 und 12 Jahre alt sind,
an der Aktion teilnehmen. Die Teilnahme kostet 50 Euro (ermäßigt 37
Euro).

Die Anmeldung kann zu den regulären Öffnungszeiten des Kinder- und
Jugendbüros (Montag bis Mittwoch: 8-16 Uhr, Donnerstag: 8-17.30 Uhr,
Freitag: 8.00-12.30 Uhr) in der Schützenkuhle 26 in Flensburg oder in
Glücksburg bei der Jugendpflegerin Andrea Hoffmann unter
andrea.hoffmann@gluecksburg.de erfolgen.

Weitere Informationen zur Kinder-Mitmachstadt Mini-Flensburg gibt
Samuel Fleps vom Kinder- und Jugendbüro der Stadt Flensburg unter der
Tel. Nr. 85 2981.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018
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AUSSTELLUNG/9555: Kassel - "Sounding?" - Werke von Erika Oppelt, 12.10. bis 22.2.2019


Sounding?

Die neue Kunstausstellung im Konzertsaal der Musikakademie zeigt ab
Oktober Werke von Erika Oppelt



"Sounding?" ist der Titel der Kunstausstellung im Konzertsaal der
Musikakademie am Karlsplatz während des Wintersemesters 2018/2019.
Eröffnet wird sie am Freitag, 12. Oktober, um 19 Uhr durch die
Leiterin des Kulturamts der Stadt Kassel, Carola Metz. Die
musikalische Umrahmung übernehmen Studierende der Musikakademie unter
Leitung von Werner Kirschbaum sowie Steffen Modrow, Schlagzeuger aus
Kassel als Gast.

Erika Oppelt, Künstlerin aus Nordhessen, zeigt eine Auswahl ihres
bildnerischen Schaffens. Sie positioniert sich mit ihren Bildern ganz
bewusst künstlerisch an der Schnittstelle von Ton- und bildender
Kunst. Beeinflusst wurde ein großer Teil der ausgestellten Werke durch
die Zusammenarbeit der Künstlerin mit der Stuttgarter Band erika51 und
ihrem Kasseler Schlagzeuger Steffen Moddrow. Oppelt lenkt den Blick
aber von der großen Bühne unter anderem auf faszinierende Details der
in der Rockmusik unverzichtbaren Technik, die auf diese Weise neu
betrachtet werden können. Auf diese Weise gelingt es ihr, die
besondere Atmosphäre der Welt der Rockmusik einzufangen und visuell
darstellen zu können.

Die Ausstellung ist von Montag, 15. Oktober 2018, bis Freitag, 22.
Februar 2019, während der öffentlichen Veranstaltungen der
Musikakademie (in der Regel montags bis donnerstags um 19 Uhr mit
Ausnahme der unterrichtsfreien Zeiten) zu sehen. Um Anmeldung unter
der Telefonnummer 05 61/7 87-41 82 (Hausdienst der Musikakademie) wird
gebeten. Es gelten die Eintrittsregelungen der jeweiligen
Veranstaltung.

Ein Interview mit Erika Oppelt über die Ausstellung finden Sie hier:
https://www.kassel.de/miniwebs/musikakademie/index.html

Weitere Informationen über die Ausstellung und die Künstlerin sind
ebenfalls auf der Website der Musikakademie zu lesen:
https://www.kassel.de/miniwebs/musikakademie/23892/index.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 22. August 2018
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GLEICHHEIT/6726: China und Russland stärken ihre Beziehungen gegen Drohungen der USA


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

China und Russland stärken ihre Beziehungen gegen Drohungen der USA

Von Peter Symonds

14. September 2018



Am Dienstag trafen sich der chinesische Präsident Xi Jinping und sein
russischer Amtskollege Wladimir Putin in Wladiwostik. Bei dem Treffen
sagten sie eine engere Zusammenarbeit bei der Abwehr der USA in
strategischen und wirtschaftlichen Fragen zu.

Die Trump-Regierung forciert ihre Handelskriegsmaßnahmen gegen China und
bereitet weitere Zölle auf chinesische Waren im Wert von 200 Milliarden
Dollar vor. Gleichzeitig verhängt sie weitere Sanktionen gegen Russland.

Darüber hinaus heißt es in der Nationalen Verteidigungsstrategie des
Pentagon, die Anfang des Jahres vorgestellt wurde, dass nicht länger der
Terrorismus im Mittelpunkt der amerikanischen Militärstrategie stehe,
sondern die Konkurrenz zwischen Großmächten. Russland und China werden in
dem Dokument als "revisionistische Mächte" gebrandmarkt, d.h. als Länder,
die eine Bedrohung für die bestehende und vom US-Imperialismus dominierte
"regelbasierte, internationale Ordnung" darstellen.

Weder Xi noch Putin erwähnten die USA oder Trump, doch beide ließen keinen
Zweifel daran, dass die Stärkung der Beziehungen zwischen Russland und
China eine Reaktion auf die Strafmaßnahmen der USA ist. In einer
offensichtlichen Anspielung an Washingtons Adresse erklärte Xi, dass beide
Länder zusammenarbeiten würden, um "sich der Politik einseitiger Maßnahmen
und des Handelsprotektionismus entgegenzustellen."

Der chinesische Präsident erklärte, er habe sich dieses Jahr dreimal mit
Putin getroffen und die beiden Länder verträten in internationalen
Angelegenheiten "ähnliche oder identische Positionen". Xi sagte weiter, die
Zusammenarbeit zwischen Russland und China werde "angesichts der weltweit
wachsenden Instabilität und Unberechenbarkeit immer wichtiger."

Putin erklärte, seine Gespräche mit Xi bildeten die Grundlage für den
Ausbau der "umfassenden Partnerschaft und der strategischen Kooperation
zwischen Russland und China". Er wies darauf hin, dass die beiden
Präsidenten über "militärisch-technische Zusammenarbeit" diskutiert hätten
und hob ihre identische Haltung bezüglich der Notwendigkeit einer
"politischen und diplomatischen Lösung der Lage auf der koreanischen
Halbinsel" besonders hervor. Er drängte Washington dazu, die Beziehungen zu
Nordkorea zu normalisieren.

Bezeichnenderweise beteiligten sich während des Treffens zwischen Xi und
Putin mehr als 3.000 chinesische Soldaten sowie 30 Starrflügelflugzeuge an
den russischen Militärübungen, die unter dem Namen "Wostok" in Sibirien
stattfinden. China und Russland haben in der Vergangenheit regelmäßig
gemeinsame Militärübungen abgehalten, doch die Teilnahme an diesem
jährlichen Manöver war bisher Russlands engsten Verbündete aus der
ehemaligen Sowjetunion vorbehalten. In der Vergangenheit fanden gerade
diese Übungen als Vorbereitung auf einen Krieg gegen China statt.

Das russische Militär bezeichnet die diesjährige einwöchige Militärübung
Wostok als die größte seit 1981. An ihr nehmen rund 300.000 Soldaten, mehr
als eintausend Flugzeuge, 36.000 Panzer und zahlreiche Schiffe teil.

Der Analyst Wasili Kaschin von der Higher School of Economics in Moskau
erklärte gegenüber dem Wall Street Journal, Chinas gemeinsame
Übungen mit Russland seien "dringend benötigte Erfahrungen im Ausland, die
von entscheidender Bedeutung sind, wenn Peking international
konkurrenzfähige Streitkräfte aufbauen will."

Xi nahm in Wladiwostok am Ostasienforum teil, das von Putin im Jahr 2015
ins Leben gerufen wurde, um ausländische Investoren in den russischen
Fernen Osten zu locken. Dass Xi erstmals daran teilnahm und zusammen mit
einer Delegation von fast 1.000 chinesischen Geschäftsleuten und
Regierungsvertretern eintraf, sollte die enger werdenden Beziehungen
zwischen den beiden Ländern verdeutlichen.

Angesichts des Drucks und der Drohungen aus Washington haben Peking und
Moskau trotz ihrer Interessenkonflikte ihre Zusammenarbeit intensiviert. Im
Jahr 2014 unterzeichneten die beiden Staaten ein wegweisendes Abkommen über
Öl- und Gaslieferungen nach China, die sich zuvor lange Zeit wegen
Verhandlungen um den Preis verzögert hatten.

Russland hatte auch gezögert, Hightech-Waffen an China zu verkaufen, da
Moskau befürchtete, dass China potenziell noch immer zu einem Gegner werden
könnte. In den letzten Jahren hat Moskau jedoch begonnen, einige seiner
modernsten Waffen an Peking zu verkaufen, darunter das 
Boden-Luft-Raketensystem S-400 und Kampfflugzeuge der vierten Generation vom Typ 
SU-35.

Putin ging es offensichtlich darum, die wirtschaftlichen Beziehungen zu
China auszuweiten, um die Sanktionen der USA und ihrer Verbündeten gegen
Russland auszugleichen. Der russische Präsident erklärte gegenüber
Medienvertretern, er und Xi hätten "ihre Aufmerksamkeit vor allem auf die
Zusammenarbeit in Handels- und Wirtschaftsfragen" gerichtet.

Putin sagte: "Wir konnten mit Zufriedenheit feststellen, dass sich das
bilaterale Handelsvolumen in den ersten sechs Monaten des Jahres um fast
ein Drittel auf 50 Milliarden Dollar erhöht hat. Wir haben allen Grund zu
der Annahme, dass das Handelsvolumen bis zum Ende des Jahres ein Rekordhoch
von 100 Milliarden Dollar erreicht haben wird."

Am Rande des Ostasienforums unterzeichnete der chinesische 
E-Commerce-Konzern Alibaba einen Deal mit dem staatlichen russischen
Direktinvestitionsfonds, dem russischen Internetkonzern mail.ru und dem
Telekommunikationsunternehmen MegaFon zum Aufbau eines russischen
Onlineshopping-Portals.

China und Russland unterzeichneten Abkommen, die die "Kooperation zwischen
Russland und China im Fernen Osten bei Produktions-, Investitions- sowie
regionalen Projekten" festigen soll. Sie skizzierten ein Programm, das für
die nächsten sechs Jahre den Aufbau "bilateraler Kooperation in Handels-,
Wirtschafts- und Investitionsfragen" im östlichen Russland vorsieht. Die
beiden Länder bekräftigten zudem "ihr Interesse, bei gegenseitigen
Zahlungen vermehrt ihre jeweiligen nationalen Währungen zu nutzen", um im
Handel auf Dollar als Zahlungsmittel zu verzichten.

Xi erklärte vor der Presse: "Wir machen Fortschritte beim Handel. Beide
Seiten arbeiten aktiv an einer Annäherung bei den Projekten One Belt, One
Road ["Neue Seidenstraße"] und der EAEU [Eurasische Wirtschaftsunion]. Wir
fördern große strategische Projekte im Energie-, Luft- und Raumfahrtsektor
sowie bei Verkehrsverbindungen und bauen auch die Zusammenarbeit in neuen
Bereichen aus, u.a. in der Finanz-, Landwirtschaft und dem E-Commerce."

Der Hinweis auf das gewaltige chinesische Infrastrukturprojekt One Belt,
One Road, das Eurasien verbinden soll, und auf die von Russland
vorgeschlagene EAEU, die die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den
ehemaligen Sowjetrepubliken stärken soll, ist von Bedeutung. Dabei handelt
es sich um potenziell rivalisierende Pläne, die eurasische Landmasse unter
die Vorherrschaft entweder Moskaus oder Pekings zu bringen. Dass Xi bei
diesem Kernthema eine "Annäherung" anbietet, deutet darauf hin, dass die
beiden Länder zumindest vorübergehend ihre Differenzen darüber beilegen.

Russland und China sind keine offiziellen militärischen Verbündeten. Beide
Seiten sind sich durchaus bewusst, dass zwischen ihnen nach wie vor
beträchtliche Differenzen in strategischen und Wirtschaftsfragen bestehen.
Obwohl Moskau und Peking ihre Beziehungen intensivieren wollen, um die
Bedrohung durch die USA abzuwehren, sind beide Staaten bereit, sich auf
Kosten des jeweils anderen mit Washington zu einigen, sollte sich die
Gelegenheit dazu ergeben.

Die Unnachgiebigkeit der Trump-Regierung treibt die beiden Staaten jedoch
einander in die Arme. Gleichzeitig werden dadurch die seit langem
etablierten Bündnisse der USA mit den europäischen Mächten sowie mit Japan
destabilisiert.

Diese Instabilität ist nicht einfach das Ergebnis der launenhaften und
rücksichtslosen Politik der Trump-Regierung. Die Unbeständigkeit ist
Ausdruck der Bestrebungen des US-Imperialismus, seinem historischen
Niedergang mit wirtschaftlichen und militärischen Mitteln entgegenzuwirken.
Wie schon vor den Weltkriegen im zwanzigsten Jahrhundert entstehen
rivalisierende Wirtschaftsblöcke und politische Lager.
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GRASWURZELREVOLUTION/1782: "Der schlimmste Ort"


graswurzelrevolution Nr. 431, September 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Der schlimmste Ort"

von Nicolai Hagedorn



Mitten in Frankfurt am Main wurde eines der grausamsten
KZ-Außenlager des Dritten Reiches betrieben. Bis heute kämpfen private
Initiativen um eine Gedenkstätte.



Glaubt man den historischen Wetteraufzeichnungen, dann war der 14.
März 1945 ein milder Frühlingstag in Frankfurt. Der Zweite Weltkrieg
war längst verloren, die Stadt von den alliierten Luftangriffen
weitgehend zerstört, die Rote Armee hatte Pommern und Westpreußen
bereits besetzt und rüstete sich für den Angriff auf Berlin. Zwei
Wochen später würde die siebte US-Armee den Widerstand in der Stadt am
Main endgültig gebrochen haben. Aber an diesem Mittwochmorgen konnten
die Frankfurter noch ein letztes Mal zeigen, welch gute
Nationalsozialisten und wie treu ergeben sie ihrer SS waren.

Am Morgen waren aus dem KZ-Außenlager "Katzbach", das sich mitten in
der Stadt auf dem Gelände der "Adlerwerke" befand, zwei Häftlinge
entflohen. Die Adlerwerke waren bereits 1880 als Heinrich Kleyer GmbH
gegründet worden und hatten bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges
unter anderem Fahr- und motorisierte Dreiräder, Autos, Motorräder und
Schreibmaschinen produziert. Nachdem große Teile des Frankfurter
Werkes bei Bombenangriffen zerstört worden waren, konzentrierte man
sich seit 1944 weitgehend auf den Bau von Motoren und Fahrgestellen
für kriegswichtige Fahrzeuge und da die Arbeitskräfte auszugehen
drohten, hatte man auch KZ-Häftlinge angefordert. Ende Oktober 1944
schließlich war das KZ-Außenlager innerhalb des Gebäudekomplexes der
Adlerweke eingerichtet und von 1139 Häftlingen bezogen. Das KZ mit dem
Decknamen "Katzbach", benannt nach der "Schlacht an der Katzbach", bei
der 1813 deutsch-russische Truppen während der so genannten
Befreiungskriege die französischen Einheiten zurückgedrängt hatten,
war eines der wenigen, die mitten in einer Großstadt errichtet wurden.
Die Räume waren von Beginn an überbelegt, insgesamt wurden bis
Kriegsende, also in etwa sieben Monaten, rund 1600 Häftlinge in dem
Lager unter- und zum größten Teil umgebracht.

Zwei von ihnen, Georgi Lebedenko und Adam Golub waren an jenem Morgen
aus dem KZ-Außenlager geflohen. Weit kamen beide nicht, auch weil sich
an ihrer Ergreifung "offenbar die halbe Nachbarschaft beteiligt
hatte", wie Ernst Kaiser und Michael Knorn bereits 1998 in ihrer
Studie "Wir lebten und schliefen zwischen den Toten -
Rüstungsproduktion, Zwangsarbeit und Vernichtung in den Frankfurter
Adlerwerken" dokumentierten. Demnach wurde Lebedenko zuerst gefasst
und "um 6:00 Uhr morgens" in einer Straße nahe den Adlerwerken im
Frankfurter Stadtteil Gallus erschossen. Golub gelang es etwas länger,
sich zu verstecken. Er wurde schließlich in der nahen Lahnstraße im
Keller eines Wohnhauses entdeckt. Rund 30 Frankfurtern, die sich auf
der Straße versammelt hatten, bot sich eine Szenerie, die die Hausfrau
Maria L. nach dem Krieg in ihrer Vernehmung durch die Kriminalpolizei
Frankfurt so darstellte: "Weiß (gemeint ist Martin Weiß, einer der
wegen seiner Brutalität im Umgang mit KZ-Häftlingen gefürchtetsten
Frankfurter SS-Männer, N.H.) begab sich in den Keller, er hatte schon
einen Revolver oder eine Pistole in den Händen gehalten. Der Häftling
kam aber von allein die Treppe herauf und sagte zu Weiß 'Kamerad,
nicht schießen', worauf Weiß seine Pistole wieder einsteckte und nach
einem herumliegenden Knüppel griff. Auf der Straße dann wollte er den
Häftling schlagen, worauf ich vom Fenster meiner im ersten Stock
gelegenen Wohnung dem Weiß zurief, er solle den Häftling nicht
schlagen. Weiß ließ tatsächlich den Knüppel fallen und auf der Straße
erschoss er den Betreffenden von hinten mit einem Kopfschuss." Georgi
Lebedenko und Adam Golub waren zum Zeitpunkt ihrer Hinrichtung 21 bzw.
19 Jahre alt.

Die Geschichte des KZ Katzbach und den davon profitierenden
Adlerwerken ist in mehrfacher Hinsicht exemplarisch, einerseits für
die Rolle der deutschen Industrie und ihrer Manager im Dritten Reich,
andererseits für den Umgang der Bundesrepublik und ihrer Institutionen
mit Tätern und Opfern.

So konnten die Adlerwerke mit Hilfe der KZ-Häftlinge im Jahr 1944 den
höchsten Bilanzgewinn während des Zweiten Weltkrieges verbuchen, man
profitierte reichlich von den eingesetzten Zwangsarbeiter*innen, deren
gesamter Arbeitswert beim Unternehmen blieb und deren Arbeitsfähigkeit
man nur gerade so aufrecht erhielt - der Faschismus war auch hier
Wegbereiter eines kapitalistischen Schlaraffenlands. Gleichzeitig war
das Lager unter den Häftlingen berüchtigt. Die extra für diesen Zweck
zusammengestellte private Wachmannschaft, die sich gemeinsam mit der
SS um die Insassen kümmerte, wütete wie an kaum einem anderen Ort. Der
Häftling Zygmunt Swistak erzählte später der Journalistin Joanna
Skibinska von den Bedingungen im Frankfurter KZ: "Wir waren ja im
Herbst und im Winter dort und hatten nur diese Sommersträflingsanzüge.
Wir besaßen überhaupt keine Unterwäsche. An den Füßen trugen wir
Holzschuhe, ohne Socken und auf dem Kopf eine gestreifte Mütze. Das
war alles. Es war wahnsinnig kalt. (...) Dazu noch diese Behandlung,
dieses ständige Schlagen. Die Treppe herauf und herunter jagen! An
jeder Ecke stand ein Deutscher mit einem Stock und hat uns
angetrieben."

Ein anderer Überlebender, Andrzej Branecki, der zuvor bereits die
Konzentrationslager Dachau, Buchenwald und Mannheim kennengelernt
hatte, betonte: "In Buchenwald haben wir untereinander von Dachau als
einem 'Sanatorium' gesprochen. Und Frankfurt war später der schlimmste
Ort, an dem ich in meinem ganzen Leben gewesen bin" Auch der ebenfalls
mit Auschwitz-Erfahrung nach Frankfurt verschleppte Wladyslaw Jarocki
bestätigte: "Die Adlerwerke waren viel schlimmer als ein Lager, das
war ein Todeskommando! Die Sterblichkeitsrate war unheimlich hoch -
durch Läuse und Hunger. (...) Ich wog 40 Kilo! Die Suppe bestand aus
Pressrückständen von Zitronen und Kartoffelschalen aus der SS-Küche.
Diese Abfälle haben sie in einen Kessel geworfen und gekocht - oder
auch nicht. (...) Unsere Holzschuhe legten wir vor dem Einschlafen auf
der Pritsche unter den Kopf wie ein Kissen. Wir hatten nicht einmal
ausreichend Decken. Manchmal standen die Bretter dieser Pritschen so
weit auseinander, dass man das Gefühl hatte, man schliefe auf einer
Leiter. Das kann man nicht beschreiben."

Kurz vor Kriegsende wurden die Häftlinge evakuiert. Am 13. März 1945
wurden etwa 500 von ihnen in das KZ Bergen-Belsen verbracht, acht
davon überlebten das Kriegsende rund sechs Wochen später. Am 24. März
1945 begann für die übrigen rund 400 Häftlinge der so genannte
Evakuierungsmarsch von Frankfurt nach Buchenwald, wo knapp vier Wochen
später nur rund 40 von ihnen ankamen und kurz darauf von der
US-amerikanischen Armee befreit wurden.

72 Jahre später spricht die Künstlerin Stefanie Grohs im Frankfurter
Nordend von einer Aktion, die sie im Jahr 2015 durchgeführt und bei
der sie im Stadtgebiet rund 1600 Stoffbinden an Baumstämmen angebracht
hatte. Die gestreiften Binden orientierten sich an der
Häftlingsbekleidung, sorgten in der Stadt monatelang für Aufsehen und
sollten laut Grohs die rund 1600 Todesopfer des Frankfurter KZs
repräsentieren. "Alles hat damit angefangen, dass ich die Geschichte
meiner eigenen Familie nachvollziehen wollte, die allerdings eher im
Bereich des Tätervolks angesiedelt ist", erzählt sie im Gespräch mit
der GWR, "und bei der Recherche bin ich dann in der Gedenkstätte in
Auschwitz gelandet, was so ein Schockerlebnis war, dass ich das starke
Bedürfnis entwickelt habe, mich dazu zu positionieren." Von der
ehemaligen Existenz eines KZs in Frankfurt habe sie erst später
erfahren und festgestellt, "dass es unglaublich viele Menschen in der
Stadt gibt, die das nicht wissen, auch Leute die ihr ganzes Leben hier
verbracht haben." Deshalb habe sie überlegt, wie diese Tatsache in das
Bewusstsein der heutigen Bevölkerung zu bringen sei und so sei die
Idee mit den Stoffbinden entstanden.

Nachdem die Stadt Frankfurt jahrzehntelang eher daran interessiert
gewesen sei, Katzbach totzuschweigen, freut sich Grohs darüber, dass
mit ihrem und zwei weiteren Kunstprojekten, die finanziell unterstützt
worden waren, auch das Interesse der aktuellen Stadtregierung an
zumindest einem aktiven Erinnern sichtbar geworden sei, sie mahnt aber
auch: "Das sind allerdings nur temporäre Kunstaktionen gewesen und das
reicht nicht."

Neben ihrem künstlerischen Engagement ist Grohs auch Mitglied eines
Fördervereins, der sich für die Errichtung einer Gedenkstätte zum KZ
Katzbach einsetzt.

Die "Initiative gegen das Vergessen" kämpft seit Mitte der 90er Jahre
um ein angemessenes Gedenken und eine Entschädigung für die
Überlebenden - erstaunlicher Weise mit einigem Erfolg. So gibt es seit
November 1997 in Frankfurt einen Golub-Lebedenko-Platz, benannt nach
den hingerichteten Flüchtlingen aus dem Frühjahr 1945 und man erstritt
1998 eine Entschädigung für die elf noch lebenden Katzbach-Häftlinge
in Höhe von insgesamt 80.000 D-Mark von der Dresdner Bank, die 1945
Mehrheitsaktionärin der Adlerwerke war - selbstverständlich gegen den
massiven Widerstand seitens Management und Aktionärsversammlung. Seit
Jahren streitet der Verein nun für eine Gedenkstätte und damit für ein
angemessenes Gedenken an die Opfer der staatlich organisierten
Verbrechen in Frankfurt in den letzten Tagen des Zweiten Weltkrieges.

Zwar hat die Stadt mittlerweile signalisiert, dass sie an der
Einrichtung einer solchen Gedenkstätte grundsätzlich interessiert sei,
so "schnell" geht das dann aber doch nicht, und so werden wohl auch
die letzten Überlebenden dieser siebenmonatigen Hölle ein angemessenes
Gedenken an ihr Martyrium nicht mehr miterleben.

Auf GWR-Anfrage erklärt die Frankfurter Kulturdezernentin Ina Hartwig,
sie "unterstütze die Initiativen darin, diesem Ort und den hier
stattgefundenen Verbrechen dauerhaft zu gedenken", allerdings sei es
notwendig, "unter Berücksichtigung der in den letzten Jahrzehnten
veröffentlichten Quellen und Dokumente, die Lücke zwischen den älteren
Untersuchungen und heute zu schließen", schließlich habe man erst "mit
diesem neuen Wissen (...) eine fundierte Grundlage für eine
Gedenkstätte". Eine Historikerin am Fritz Bauer Institut sei bereits
"mit der Aktualisierung des Forschungsstandes zum KZ Katzbach"
befasst.

Auch wenn alle Initiativen-Vertreter*innen im Gespräch angeben, Frau
Hartwig sei es mit der Gedenkstätte durchaus ernst und sie keinesfalls
die Schuldige an dem Desaster: Über 70 Jahre nach der Befreiung der
Häftlinge nehmen es deutsche Behörden in guter deutscher Tradition
doch sehr genau mit Forschung und fundierter Grundlage, wenn es um das
Gedenken an die Opfer geht - da ist Eile offenbar nicht geboten. Mit
der Rehabilitierung und Auszeichnung der Mörder hingegen konnte es gar
nicht schnell genug gehen und so setzten auch die Verantwortlichen für
den Frankfurter Nazi-Mordrausch ihre Karrieren nach Kriegsende
weitgehend unbehelligt fort.

Ernst Hagemeier, 1944/45 "Betriebsführer" der Adlerwerke, konnte nach
kurzer Inhaftierung bereits im Juli 1948 auf seinen alten Posten als
Vorstandsvorsitzender zurückkehren. Vom NS-Nachfolgestaat BRD wurde er
mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet. Carl Goetz, von 1939 bis
1945 Vorsitzender des Aufsichtsrates der Adlerwerke, erhielt ebenfalls
das Bundesverdienstkreuz.

Der "Abwehrbeauftragte" des Unternehmens, Dr. Franz Engelmann,
ebenfalls einer der Hauptverantwortlichen, wurde 1950 zum
"Minderbelasteten" erklärt und nicht weiter rechtlich belangt.

Der als Lagerführer und SS-Hauptscharführer Chef der Frankfurter
Mörderbande, Erich Franz, setzte sich nach Österreich ab, ein
möglicher Prozess wurde von der Wiener Staatsanwaltschaft gar nicht
erst ernsthaft angestrengt, man halte "die vorliegende Sach- und
Beweislage (...) für aussichtslos", hieß es 1967 lustlos in der
Begründung - trotz eindeutiger Indizien. Der mehrfache Mörder Franz
wurde bis zu seinem Tod 1985 nicht mehr strafrechtlich verfolgt.

SS-Lagerkoch Martin Weiß, der Mörder des Teenagers Adam Golub und
vieler weiterer Menschen, kehrte in seine rumänische Heimat zurück,
wurde nicht weiter belangt und starb 1995 im Alter von 79 Jahren. Laut
Kaiser und Knorn, die den Katzbach-Komplex in den 1990er Jahren als
Lehrer im Rahmen eines Schülerprojektes und ohne finanzielle Hilfen
aufrollten, wurden die Personalangaben des 1965 ausgestellten, für das
Bundesgebiet gültigen Haftbefehls "mit derartigem Desinteresse
bearbeitet, dass der zuständige Staatsanwalt im Jahre 1984 lakonisch
vermerkte, damit 'dürfte allerdings kaum jemand festzunehmen sein,
selbst wenn der Schuldige auftauchen sollte.'" (1)


Anmerkung:

(1) Kaiser/Knorn: "Wir lebten und schliefen zwischen den Toten",
Campus-Verlag, Frankfurt/M. 1998
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IMI/889: Militarisierte Polizei im Hambacher Forst


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2018/519 vom 13. September 2018

Militarisierte Polizei im Hambacher Forst



Im Zuge der aktuellen Räumung des Hambacher Forsts, der dem benachbarten
Braunkohletagebau zum Opfer fallen soll, tritt die Polizei äußerst
militarisiert auf. So sind dort im Häuserkampf trainierte, schwer
bewaffnete Spezialeinheiten des Sondereinsatzkommandos (SEK) vor Ort. Vor
allem durch deren Kletterausbildung und das Abschreckungspotenzial sind
diese für die Polizei eine Option bei der Räumung von Barrikaden und
Baumhäusern, die von Umweltaktivist*innen größtenteils friedlich besetzt
gehalten werden. Nach dem Einsatz des SEK gegen Demonstrierende in Hamburg
zum G20-Gipfel (vgl. IMI-Analyse 2017/33 [1]) und dem Einsatz des SEK gegen
eine antifaschistische Demonstration in Wurzen (vgl. IMI-Analyse 2018/04
[2]) ist dies nun der dritte größere Einsatz des SEK gegen Demonstrierende.
Ein beunruhigender Trend, militarisierte Spezialeinheiten zur
Aufstandsbekämpfung oder gegen politische Gegner einzusetzen.

Auch mehrere Räumpanzer sind im Einsatz.


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2017/07/20/spezialeinheiten-gegen-menschenmengen/

[2] http://www.imi-online.de/2018/02/12/polizeiaufruestung-nach-saechsischer-art/
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2291: Europas Schande


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Europas Schande

Im Sommer 2018 ist die EU in der
Europäisierung ihrer Abschottungspolitik einen Schritt vorangekommen

von Angela Klein



Nach viertägiger Irrfahrt auf dem Mittelmeer konnte das Rettungsschiff
Aquarius mit 141 Flüchtlingen an Bord Mitte August endlich den Hafen
von Malta anfahren, nachdem ihm dies zuvor verweigert worden war.

Die EU-Kommission hatte eine Vereinbarung zwischen Frankreich,
Deutschland, Spanien, Portugal und Luxemburg vermittelt, wonach die
Flüchtlinge auf diese Länder verteilt werden; Deutschland nimmt ganze
50 (!) von ihnen auf. Italien hat sich erneut geweigert, Flüchtlinge
aufzunehmen. Bevor die sog. "europäische Lösung" entschieden war,
hatten sich Katalonien, Korsika und die französische Hafenstadt Sète
angeboten. Die katalanische Regierung hat ihrem Image als
demokratische Kraft mal wieder alle Ehre gemacht und angeboten, nicht
nur alle Passagiere der Aquarius aufzunehmen, sondern auch Heimathafen
für das Schiff zu werden. Im Juli waren erstmals die Geflüchteten auf
der Lifeline auf verschiedene EU-Länder verteilt worden.

Gibt es jetzt also Fortschritte in der europäischen Flüchtlingspolitik
nach der Sondersitzung des Europäischen Rats Ende Juni, der auf
Betreiben einer in politische Nöte geratenen deutschen Bundeskanzlerin
zustande gekommen war? Mitnichten. Ein vom Europäischen Rat im
September 2015 beschlossenes Umsiedlungsprogramm, mit dem 160.000
Asylbewerber auf verschiedene EU-Staaten verteilt werden sollten, war
daran gescheitert, dass einzelne Mitgliedstaaten die Umsetzung des
Beschlusses blockierten. Jetzt hat die EU-Kommission bis Oktober 2019
50.000 (!) Plätze für Flüchtlinge in Europa in Aussicht gestellt,
davon rund 10.000 in Deutschland. Das ist Europas stolzer Beitrag zur
Linderung der Not von über 68 Millionen Flüchtlingen weltweit!

Die Vereinbarungen des Europäischen Rats beziehen sich nur am Rande
auf die Tatsache, dass strandende Flüchtlinge nunmehr auf mehrere
europäische Länder aufgeteilt werden, und nicht allein vom
Ankunftsland versorgt werden müssen. In der Hauptsache betreffen sie
nach wie vor drei Punkte:

- Die Einrichtung von Sammellagern in den Ursprungs- oder
Transitländern (insbesondere in Afrika) und die Finanzierung der
jeweiligen Regierungen, damit sie die Flüchtlinge möglichst von einer
Weiterreise nach Europa abhalten.

- Die Verstärkung von Polizei und Militär der EU-Staaten und
-Institutionen, damit sie Flüchtlinge aufstöbern und zurückschicken.
Zu diesem Zweck werden die finanziellen Mittel für Frontex, die
Küstenwachen und andere europäische Agenturen aufgestockt.

- Bilaterale Abkommen, in denen sich die jeweiligen Länder
verpflichten, Flüchtlinge zurückzunehmen, wenn sie bei ihnen erstmalig
registriert wurden. Auf der Sitzung des Europäischen Rats Ende Juni
haben sich einige Staaten erstmals dazu bereit erklärt. Deutschland
hat ein solches mit Frankreich und Spanien geschlossen, Griechenland
ist dazu bereit, Italien weigert sich nach wie vor.

Was den ersten Punkt betrifft, greifen die EU-Regierungen ungeniert
auf die früheren Kolonialbeziehungen zurück. So wurde bspw. Spanien
damit beauftragt, auf Marokko einzuwirken, dass es der Einrichtung von
Sammellagern auf seinem Territorium zustimmt, in denen auf See
abgefangene Bootsflüchtlinge untergebracht werden sollen. Italien
besorgt dies seit längerem für Libyen. Die EU möchte, dass diese Lager
vom UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR und von der Internationalen
Organisation für Migration betrieben werden, um den Vorwurf
abzuwenden, hier würden, wie in Libyen und in Griechenland,
menschenunwürdige Unterkünfte mit EU-Geldern bezahlt. Doch der
menschenfreundliche Schein trügt, diese supranationalen Institutionen
sehen ihre vorrangige Aufgabe längst nicht (mehr?) im Schutz der
Flüchtlinge und ihrer Rechte, sondern in der Eindämmung von
Fluchtbewegungen: Das IOM hat kürzlich im Niger mit EU-Geldern ein
Büro eröffnet, dessen ausdrückliche Aufgabe es ist, Menschen von einer
Reise nach Nordafrika oder Europa abzuhalten. Und die UNHCR hat
jahrelang die marokkanische und die türkische Regierung darin
unterstützt, den Mechanismus der Selektion zwischen "echten" und
"illegalen" Flüchtlingen zu perfektionieren.

Der Sinn der Sammellager ist, dass hier bereits entschieden werden
soll, wer nach Europa weiterreisen darf und wer nicht. Allerdings hat
sich mit Ausnahme von Libyen noch kein afrikanisches Land bereit
gefunden, auf seinem Boden solche Lager einzurichten. Algerien hat von
vornherein abgewunken; Marokko will sich, so scheint es, die Sache
richtig vergolden lassen und verweist auf die Milliardensummen, die
die Türkei dafür kassiert, dass Flüchtlinge von europäischem Boden
fernhält.

Solche Sammellager sollen auch in Europa selbst errichtet werden - es
gibt sie bereits auf der griechischen Insel Lesbos, aber auch in
Ingolstadt, wo Bayern die Rolle eines Musterknaben spielen will. Die
meisten aber scheuen davor zurück.

Das Ziel der EU-Politik ist es, Flüchtlinge überhaupt daran zu
hindern, dass sie auf europäischem Territorium einen Asylantrag
stellen können. Und darin sind sich die EU-Staaten erstaunlich einig.

 * 
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VORWÄRTS/1404: Die Poesie der Klasse


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2018

Die Poesie der Klasse

von Peter Nowak



Der entstehende Kapitalismus brachte nicht nur massenhaftes Elend
hervor, mit ihm bildeten sich in den unteren Klassen auch neue Formen
der Dichtung und des Erzählens heraus, in denen die Misere der
Gegenwart und Formen des Widerstands eindrücklich beschrieben werden.
Nur wenige dieser Schriften sind heute noch bekannt.


Manche von ihnen wurden in den Schriften von Marx und Engels
zitiert, beispielsweise der Arbeiterdichter Wilhelm Weitling. Marx
würdigte ihn als einen der ersten, der sich für die Organisierung des
Proletariats einsetzte. So heisst es auf der Homepage www.marxist.org
über Weitling: "Trotz späteren Auseinandersetzungen achteten Marx und
Engels den 'genialen Schneider' (Rosa Luxemburg) sehr hoch und
betrachteten ihn als ersten Theoretiker des deutschen Proletariats."
Allerdings wird gleich auch betont, dass Weitlings Ansätze an
theoretische und praktische Grenzen stiessen. Inhaltlich gibt es für
diese Kritik gute Gründe, doch hat der Umgang mit Weitling in der
marxistischen ArbeiterInnenbewegung auch etwas Paternalistisches.
Schliesslich blieb Weitling sein Leben lang Schneider, hatte nie eine
Universität besucht und schon deshalb hatten seine Arbeiten es
schwerer, wahrgenommen und gehört zu werden.


Träume und Sehnsüchte

Dabei gehört Weitling zu den wenigen ChronistInnen der frühen
ArbeiterInnenbewegung, deren Namen überhaupt einem grösseren Kreis
bekannt ist. Der Kultur- und Literaturwissenschaftler Patrick
Eiden-Offe hat in seinem Buch "Die Poesie der Klasse" viele der frühen
Texte der ArbeiterInnenbewegung dem Vergessen entrissen. Er beklagt,
dass sie lange Zeit nur durch die Brille des Marxismus gesehen und als
romantischer Antikapitalismus beiseite gelegt wurden. Schon im
Klappentext des Buches heisst es über die oft vergessenen AutorInnen:
"Die buntscheckige Erscheinung, die Träume und Sehnsüchte dieser allen
ständischen Sicherheiten entrissenen Gestalten fanden neue Formen des
Erzählens in romantischen Novellen, Reportagen, sozialstatistischen
Untersuchungen, Monatsbulletins. Doch schon bald wurden sie
- ungeordnet, gewaltvoll, nostalgisch, irrlichternd und utopisch, wie
sie waren - von den Vordenkern der Arbeiterbewegung als reaktionär und
anarchisch verunglimpft, weil sie nicht in die grosse lineare
Fortschrittsvision passen wollten." So verdienstvoll es von Patrick
Eiden-Offe ist, diese Texte wieder bekannt gemacht und mit grossem
Engagement in einem Buch präsentiert zu haben, das auch für
NichtakademikerInnen Freude und Erkenntnisgewinn bereitet, so muss man
doch die Kritik des Autors an den MarxistInnen hinterfragen. Gerade
nach der Lektüre der Texte zeigt sich, dass diese Kritik oft
berechtigt war.


Widerstandsstrategien

Dabei ging und geht es gerade nicht darum, den VerfasserInnen der
Texte zu unterstellen, sie wären reaktionär. Es geht vielmehr darum,
zu analysieren, dass sie in ihren Texten ihre Vorstellungen von der
Welt und dem hereinbrechenden Kapitalismus zum Ausdruck brachten. Sie
nahmen dabei Gerechtigkeitsvorstellungen zum Massstab, die sie aus dem
Feudalismus und der ständischen Gesellschaft übernommen hatten. Nur
waren diese Vorstellungen mit dem Einzug des Kapitalismus verdampft
und obsolet geworden. Es war gerade das grosse Verdienst von Marx und
Engels, dass sie die Ausbeutung und nicht den Wucher als zentrales
Unterdrückungsinstrument im Kapitalismus analysierten. Das hatte auch
Folgen für die Widerstandsstrategien. An einem romantischen
Kapitalismus festzuhalten, wäre dann nur anachronistisch und birgt
noch die Gefahr einer reaktionären Lesart der Kapitalismuskritik, die
die Schuldigen für die Misere nicht im kapitalistischen
Konkurrenz- und Profitstreben, sondern in WuchererInnen sieht. Das war
übrigens ein Schwungrad für den modernen Antisemitismus. Dem Autor
sind solche Bestrebungen fern. Dass Eiden-Offe auf diese Gefahren
eines romantischen Antikapitalismus nicht besonders eingeht, liegt
wohl vor allem daran, dass er voraussetzt, dass seine LeserInnen mit
der Problematik einer reaktionären Kapitalismuskritik vertraut sind.


Gegen den Klassenkompromiss

Ihm geht es um etwas anderes, wie er im letzten Kapitel des Buches,
das unter dem Titel "Die Rückkehr des romantischen Antikapitalismus"
steht, erläutert: Wenn es seit dem Vormärz eine Uniformierung und
Normierung des Proletariats gegeben hat, dann wird diese
Klassenfiguration vom Gespenst des "virtuellen Paupers" verfolgt, der
durch keine sozialstaatliche Absicherung und durch keine
Verbürgerlichung des sozialen Imaginären zu bannen ist. Parallel zur
Einhegung des Klassenkampfs in den entwickelten kapitalistischen
Gesellschaften und zur Integration der offiziellen
ArbeiterInnenbewegung in die Gesellschaft gibt es eine andere
Geschichte, die Geschichte einer anderen ArbeiterInnenbewegung, die
Geschichte all jener sozialen Gestalten, in denen das Gespenst des
"virtuellen Paupers sich im Laufe des 19. und 20. Jahrhunderts
verkörpert und die gehegte soziale Ordnung bespukt hat". Damit bezieht
sich der Autor auf sozialrevolutionäre Debatten der 1970er Jahre, als
der linke Historiker Karlheinz Roth ein Buch mit dem Titel "Die andere
Arbeiterbewegung" veröffentlichte, in dem er die Pauperierten zum
neuen revolutionären Subjekt erklärte. Er setzte sie von den Teilen
der ArbeiterInnenklasse ab, die im Rahmen des nationalen
Klassenkompromisses befriedet wurden. Man könnte auf sie den Begriff
der ArbeiterInnenaristokratie anwenden.


Nationalismus als Sargnagel

Eiden-Offe zeigt, wie sich auch diese Einhegung eines Teils des
Proletariats in den zeitgenössischen Schriften niederschlägt,
beispielsweise in Ernst Willkomms fünfbändigem Roman "Weisse Sclaven
oder die Leiden des Volkes" von 1845. Hier ging es zum Schluss um die
nationale Einhegung der ArbeiterInnen. Eiden-Offe beschreibt die
Konsequenzen sehr präzise: "Ab jetzt sollte es keine 'vaterlandslosen
Gesellen', keine 'heimatlose Klasse' mehr geben, sondern nur noch
'deutsche Arbeiter'". Die "vaterlandslosen Gesellen", die es natürlich
weiterhin gibt, werden marginalisiert und ausgeschlossen - ideologisch
wie materiell, wenn sie aus der staatlichen Fürsorge rausfallen. Der
Autor beschreibt präzise, dass diese nationale Einhegung zum
"Sargnagel des buntscheckigen Proletariats des Vormärz" wurde, dessen
Geschichte in dem Buch erzählt wird. In einer Fussnote merkt
Eiden-Offe an, dass die Erosion des nationalstaatlichen
Klassenkompromisses, den wir aktuell beobachten, nicht bedeutet, dass
damit Nationalismus und Chauvinismus in Teilen der ArbeiterInnenklasse
automatisch auf dem Rückzug sind. Allerdings zeigte sich in der
letzten Zeit das veränderte Gesicht der heutigen ArbeiterInnenklasse,
beispielsweise bei den zahlreichen Arbeitskämpfen im Pflege- und
Gesundheitsbereich, aber auch bei Kurierdiensten.

Es sind dort sehr viele Frauen aktiv und nicht wenige der
ProtagonistInnen dieser Kämpfe haben einen Migrationshintergrund.
Vielleicht wird hier in Ansätzen diese bunte und gar nicht so
heterogene ArbeiterInnenklasse sichtbar, die in dem Buch so
anschaulich beschrieben wird. "Es kommt darauf an, die Fäden neu zu
verknüpfen - oder sie endlich beherzt zu kappen", schreibt der Autor
im letzten Kapitel in Bezug auf die Geschichte der
ArbeiterInnenbewegung. Nun wird auch von der Linken der Abschied vom
Proletariat seit mehr als dreissig Jahren vollzogen, mit dem Ergebnis,
dass in vielen Ländern der Welt, die Linke nur noch isolierte
Minderheiten und keine Klassen mehr kennen will. Die real
existierenden Lohnabhängigen werden dann rechts liegen gelassen. "Die
Poesie der Klasse" aber bietet die Chance, sich auf eine neue Art und
Weise auf die Lohnabhängigen zu beziehen. Dadurch, dass in dem Buch
aufgezeigt wird, dass das Proletariat historisch immer bunt war und
sich nicht auf die berühmt-berüchtigten Stahl- und Bergarbeiter
beschränkte, könnte den Marginalisierten und Prekarisierten von heute
die Möglichkeit gegeben werden, sich selber als Teil dieser Klasse zu
erkennen.


Patrick Eiden-Offe:

Die Poesie der Klasse

Romantischer Antikapitalismus

und die Erfindung des Proletariats.

Matthes & Seitz, Berlin. 30,00 Euro.
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FORSCHUNG/137: Digitale Verhaltensbeeinflussung ist mit Gefahren verbunden (idw)


Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft - 13.09.2018

Digitale Verhaltensbeeinflussung ist mit Gefahren verbunden



Die Widerspruchslösung bei der Organspende und die Einstellungen bei Apps
sind aktuelle Beispiele dafür, wie das Verhalten beeinflusst und
BürgerInnen in eine bestimmte Richtung geschubst werden - das sogenannte
Nudging. Eine Studie zeigt die Konsequenzen dieser Beeinflussung und
schlägt ein öffentliches Nudge-Register für mehr Transparenz vor.

Berlin, 13. September 2018 - Ein Klick in der App und alle persönlichen
Daten sind freigegeben. Will man sie allerdings richtig schützen, braucht
es meist viel mehr Aufwand. Das ist ein bekanntes Instrument der digitalen
Verhaltensbeeinflussung. In einer aktuellen Studie des Alexander von
Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG), die im Auftrag des
Projektes ABIDA (Assessing Big Data) des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung entstanden ist, zeigen die Forscher, dass App-Designer und
Plattformbetreiber deutlich mehr Möglichkeiten der Beeinflussung durch
große Datenmengen haben. Mit dem Einsatz solcher
Beeinflussungsinstrumente, schlussfolgert die Studie, seien erhebliche
Gefahren für individuelle sowie gesellschaftliche Werte verbunden: Unter
anderem berühre Nudging die Würde und Autonomie des Individuums und
untergrabe die Solidargemeinschaft durch Individualisierung. Es drohe eine
verstärkte Diskriminierung bereits benachteiligter Gruppen wie Kinder oder
Menschen mit Behinderung.

Die Autoren der Studie Max von Grafenstein, Julian Hölzel, Florian
Irgmaier und Jörg Pohle untersuchten zahlreiche Apps und Technologien, die
Big-Data-gestützte Instrumente zum Nudging (engl. Anstupsen) einsetzen.
Ein Beispiel dafür sind die oft genutzten Default-Einstellungen bei Apps.
So ist es zwar einfach, bei Fragen nach Datenschutzeinstellungen
zuzustimmen, oft ist jedoch die Ablehnung mit viel größerem Aufwand durch
mehrmaliges Klicken verbunden. Klarer Fall für die Forscher: Nein-Sager
werden hier potenziell benachteiligt ohne es zu wissen. Hinzu kommt, dass
die derzeitige Technologie erlaubt, die Einstellungen auf Situation und
Person automatisch zuzuschneiden. Beispielsweise nutzt Nudgr, ein durch
lernende Algorithmen unterstütztes Instrument, persönliche Kundendaten wie
die Bewegung der Maus über das Browserfenster, um KundInnen möglichst
lange auf den Webseiten von Online-Shops zu halten. So zeigt sich, dass
die Verhaltensbeeinflussung durch große Datenmengen neu skaliert: "Das
analytische Potenzial von Online-Verhaltensbeeinflussung ist gewachsen
sowie auch die Möglichkeit, Nudging stärker zu individualisieren und zu
automatisieren", erklärt Dr. Jörg Pohle, Ko-Autor der Studie und
Forschungsprogrammleiter am HIIG.

Darum ist eine der Forderungen der Studie, den Plattformbetreibern und
App-Entwicklern genauer auf die Finger zu schauen. Julian Hölzel, Ko-Autor
der Studie erklärt: "Unsere Auseinandersetzung mit zahlreichen
Beeinflussungsinstrumenten hat gezeigt, dass es mehr Publizität braucht.
Beispielsweise empfehlen wir ein Nudge-Register." Ein solches 
Nudge-Register sollte öffentlich im Internet einsehbar sein, um die momentan
eingesetzten Instrumente zur Verhaltensbeeinflussung sowie der Art und
Weise, in der diese operieren, offenzulegen. Des Weiteren empfiehlt die
Studie, dass ein Nudge-Sachverständigenrat bereichsübergreifende Expertise
für eine informierte Debatte entwickelt und Kinder und Jugendliche
Angebote erhalten, die sie über Online-Verhaltensbeeinflussung informieren
und aufklären. Von der Umsetzung dieser Empfehlungen erhoffen sich die
Forscher eine umfassendere Auseinandersetzung der Politik und Gesellschaft
mit den Konsequenzen des Big-Data-Nudging.

Die Studie ist online frei verfügbar. Sie wurde als Teil des ABIDA-Projektes
(Assessing Big Data) vom Alexander von Humboldt Institut für
Internet und Gesellschaft (HIIG) umgesetzt. Das ABIDA-Projekt wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.

 * 

Über das HIIG

Das Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG)
erforscht die Entwicklung des Internets aus einer gesellschaftlichen
Perspektive, um die damit einhergehende Digitalisierung aller
Lebensbereiche besser zu verstehen. Als erstes Forschungsinstitut in
Deutschland mit einem Fokus auf Internet und Gesellschaft hat das HIIG ein
Verständnis erarbeitet, das die Einbettung digitaler Innovationen in
gesellschaftliche Prozesse betont. Basierend auf dieser transdisziplinären
Expertise und als Teil des Global Network of Interdisciplinary Internet &
Society Research Centers will das HIIG eine europäische Antwort auf den
digitalen Strukturwandel entwickeln.

Das Forschungsprojekt Big Data & Nudging - Regulierung durch Big Data und
Verhaltenswissenschaften bringt sozial- und wirtschaftswissenschaftliche,
informatische und rechtswissenschaftliche Perspektiven zusammen, um zu
untersuchen, wie einzelne Instrumente Big-Data-gestützter
Verhaltensbeeinflussung kategorial erfasst werden können, welche
individuellen und gesellschaftlichen Wirkungen ihr Einsatz zeitigt, sowie
ob und inwiefern Big-Data-gestützte Verhaltensbeeinflussung legal und
legitim eingesetzt werden kann.

Das HIIG wurde 2011 von der Humboldt-Universität zu Berlin (HU), der
Universität der Künste Berlin (UdK) und vom Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung (WZB) gegründet mit dem Hans-Bredow-Institut Hamburg
als integrierter Kooperationspartner. Die ForschungsdirektorInnen des
Instituts sind Prof. Dr. Jeanette Hofmann, Prof. Dr. Dr. h.c. Ingolf
Pernice, Prof. Dr. Björn Scheuermann, Prof. Dr. Dr. Thomas Schildhauer und
Prof. Dr. Wolfgang Schulz.

Über ABIDA

Das interdisziplinäre Projekt ABIDA (Assessing Big Data), gefördert vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung, lotet gesellschaftliche
Chancen und Risiken der Erzeugung, Verknüpfung und Auswertung großer
Datenmengen aus und entwirft Handlungsoptionen für Politik, Forschung und
Entwicklung.


Weitere Informationen unter:

http://www.abida.de/de/blog-item/gutachten-nudging

https://www.hiig.de/project/big-data-nudging-regulierung-durch-big-data-und-verhaltenswissenschaften/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1995

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/1574: ZDF - Herzkino "Ein Sommer in Vietnam", am 16.09.2018 (ZDF)


Ein Sommer in Vietnam

"Herzkino"-Zweiteiler

Sonntag, 16. September 2018, 20.15 Uhr / Sonntag, 23. September 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt

– Interview mit Nikolai Kinski

– Interview mit Inez Bjørg David



Stab

Buch: Thomas Kirdorf

Regie: Sophie Allet-Coche

Kamera: Vladimir Subotic, Simon Farmakas

Musik: Biber Gullatz, Moritz Freise, Andreas Schäfer

Schnitt: Günter Heinzel

Ausstattung: Jörg Baumgarten

Produktion: Ariane Krampe Film GmbH

Produzent: Ariane Krampe

Redaktion: Rita Nasser

Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Paula/Marie – Inez Bjørg David
Dr. Danh Cao – Nikolai Kinski
Jan Kopetzki – Peter Prager
Gabriel Bertrand – Jean-Yves Berteloot
Jessica Stone – Megan Gay
Thien Du Vu – Fang Yu
Susanne – Nadja Engel
Lars Benz – Julian Weigend
und andere


Inhalt

Als Paula Friedrich (Inez Bjørg David) in Hanoi landet, um sich als Sous-Köchin in einem Luxushotel zu bewerben, ahnt sie noch nicht, dass sie hier mit den Schatten der Vergangenheit konfrontiert werden wird. Doch schon die Einreise steht unter keinem guten Stern: Der Pass-Scanner am Flughafen spielt verrückt und gibt an, Paula sei bereits eingereist. Solange das Missverständnis nicht aufgeklärt ist, muss Paula ihren Pass abgeben.

Dann platzt auch noch der Vorstellungstermin beim Chefkoch des Luxushotels. Und zu allem Überfluss wird Paula auf offener Straße ausgebraubt und stürzt, als ihr die Tasche entrissen wird. Im nahegelegenen Krankenhaus behandelt der charismatische deutsch-vietnamesische Arzt Danh Cao (Nikolai Kinski) ihre Verletzung. Die Begegnung mit Danh tröstet Paula ein wenig über die ersten Stunden in Hanoi hinweg.

Als Paula schließlich wieder in ihrem Hotel ankommt, wartet dort der Anwalt Jan Kopetzki (Peter Prager) auf sie. Er eröffnet ihr, dass sie eine Zwillingsschwester in Vietnam habe, die wie sie nach der Geburt von den Behörden der DDR zur Adoption freigegeben wurde. Ihre leibliche Mutter sei vor zwei Jahren verstorben und habe den Zwillingen ein Mietshaus in Berlin verebt.

Paula begibt sich sofort auf die Suche nach ihrer Schwester Marie. Unterstützt wird sie hierbei von Dr. Cao, dessen Interesse sie offensichtlich geweckt hat. Zunächst kann Paula Maries Tochter Lingh ausfindig machen. Aber die reagiert bei der ersten Begegnung mit ihrer Tante verstört. Paula sieht sich mit einer Mauer des Schweigens konfrontiert, die es zu durchbrechen gilt, bevor sie ihre Schwester in die Arme schließen kann. Doch als sich die Schwestern dann endlich begegnen, will Marie nichts von Paula wissen.

 * 

"Danhs Geschichte ist eine alternative Version des Lebens meiner Mutter"
Interview mit Nikolai Kinski

Sie haben Wurzeln im Ausland: Ihre Mutter stammt aus Vietnam, Ihr Vater aus Deutschland und aufgewachsen sind Sie in den USA. Was bedeutet Heimat für Sie?

Für mich ist Heimat vor allem das Gefühl, am richtigen Ort zu sein, was mir eigentlich überall passieren kann. Ich bin sozusagen auf Reisen aufgewachsen und bin bis heute süchtig danach – die Flexibilität und Neugier, die ich dadurch gelernt habe, hat sicherlich etwas mit meiner Schauspielerei zu tun. Heute weiß ich, dass ich mich überall zuhause fühlen kann und in jeder Kultur oder Gesellschaft leben könnte.

Vielleicht erklärt meine Laufbahn diese Mentalität ein wenig: geboren in Paris, aufgewachsen in Nordkalifornien, Theaterschule in Los Angeles an der UCLA, New York, dann wieder LA, bevor ich schließlich meinen Wurzeln nach Berlin gefolgt bin. Dort habe ich realisiert, dass Berlin die erste Stadt war, die meiner Definition von Heimat erlaubte, sich jenseits eines Gefühls zu einem tatsächlichen Platz zu entwickeln. Die Erfahrung, zum ersten Mal tatsächliche Wurzeln zu finden, gepaart mit dem kulturellen und sozialen Klima der Zeit, war Grund genug für mich, in den USA alles hinter mir zu lassen – um nach Berlin zu ziehen und schnell Deutsch zu lernen, um herauszufinden, wie ein Leben in Europa aussehen könnte. Ein Sprung ins Ungewisse. Ich wusste nicht, wie schnell ich mich an diese neue Kultur und das Land anpassen könnte. Ich wusste nur, dass es sich richtig anfühlte. Es fühlt sich immer noch richtig an, richtiger denn je.

Wie war es für Sie, im Heimatland Ihrer Mutter zu drehen?

Nachdem ich so viel Zeit damit verbracht hatte, meine deutschen Wurzeln zu erkunden, war ich natürlich interessiert an der Chance, einen Teil der Herkunft meiner Mutter näher kennenzulernen. Obwohl meine Mutter in erster Linie Französin ist und selbst wenig Zeit in Vietnam verbracht hat, ist ihre Geschichte, die in Vietnam begann, eine unglaubliche: Sie war das Ergebnis einer Affäre zwischen einer vietnamesischen Frau und einem französischen Soldaten im Jahr 1948, während des ersten Indochinesischen Kriegs.

Die Situation war damals in Vietnam für Kinder mit französischen Vätern extrem schwierig. Meine Großmutter gab sie zur Adoption in ein Programm für "euro-asiatische" Kinder. Als sie sechs Jahre alt war, wurde meine Mutter mit einem Boot nach Marseille geschickt, wo sie von Nonnen in einem Waisenhaus aufgezogen wurde. Das Thema Heimat hat in ihrem Leben eine sehr wichtige und komplizierte Rolle gespielt. Sie suchte viele Jahre und konnte schließlich, als sie 50 Jahre alt war, ihren Vater finden. Leider hat sie ihre Mutter nie finden können, aber das ist eine ganz andere Geschichte.

Auf meiner Reise nach Vietnam war ich also sehr berührt von einem besonderen Gefühl von Heimat, das ich nicht erklären konnte. Denn Vietnam war für mich im Grunde genauso fremd, wie jedes andere asiatische Land bei meinem ersten Besuch. Andererseits war die Tatsache, dass ich irgendwo in diesem Land theoretisch eine lebende Großmutter haben könnte, etwas, das ich gleichzeitig als schön und ein bisschen tragisch empfand.

Ich habe die Gelegenheit genutzt, meine Wurzeln durch die Rolle und die Drehzeit in Vietnam weiter zu erkunden. Es war nicht schwer, Danhs Geschichte als eine alternative Version des Lebens meiner Mutter zu sehen. Denn Danh ist ein Mann, der aufgrund seiner Familiengeschichte zwischen zwei Welten steht. Die Aufgabe, jemanden zu spielen, der sich kulturell und vor allem sprachlich in Vietnam zuhause fühlt, war natürlich auch eine sehr große Herausforderung.

Danh kämpft gegen illegale Adoptionen in Vietnam. Wie stehen Sie zum Thema Adoption?

Diese Frage ist allgemein gefasst kaum zu beantworten. Die Erfahrung meiner Mutter, die zur Adoption freigegeben und in einem französischen Waisenhaus aufgezogen wurde, war ziemlich schwierig. Aber wahrscheinlich dem Leben vorzuziehen, das sie erwartet hätte, wenn sie damals in Vietnam aufgewachsen wäre. Illegale Adoptionen in Ländern der Dritten Welt sind ein echtes Problem, obwohl sie in den letzten Jahren stark zurückgegangen sind – zum Teil wegen rückläufiger Armut und besseren Kinderbetreuungssystemen. Aber sonst bin ich natürlich dafür, dass Menschen Kinder in Not adoptieren und ihnen ein besseres Leben ermöglichen.

 * 

"Mit dem Alter bin ich mit mir selbst geduldiger geworden"
Interview mit Inez Bjørg David

Paula wurde als Säugling von den DDR-Behörden zur Adoption frei gegeben. Wie haben Sie sich auf diese Rolle vorbereitet?

Die Rollenvorbereitung für Paula hatte auch viel mit der Arbeit an der Rolle ihrer Zwillingsschwester Marie zu tun. Schließlich war es uns allen wichtig, zwei erkennbar unterschiedliche Menschen zu erzählen – optisch, aber für mich vor allem auch emotional. Beide Frauen wurden letztlich adoptiert, aber in zwei völlig unterschiedliche Familien. Sie haben sich unter sehr unterschiedlichen Bedingungen entwickelt. Es war sehr spannend, festzulegen, wer mit was wie umgeht.

Viele junge Mädchen wünschen sich eine Schwester oder gar Zwillingsschwester. Wie war das in Ihrer Kindheit?

Ich habe zwei Schwestern und einen Bruder. Ich war zwar sehr froh, so viele Geschwister zu haben, aber hatte natürlich auch immer wieder das Gefühl, zu kurz zu kommen – eben weil wir so viele waren. Es ist aber, damals genauso wie heute, ein schönes Gefühl, so eine große Familie zu haben.

"Geduld zählt leider nicht zu meinen Stärken", sagt Paula im Film. Gilt das für Sie auch?

Ich bin ein sehr geduldiger Mensch. Ich handle zwar auch gerne nach meinem Bauchgefühl, also auch spontan, aber mit anderen Menschen bin ich sehr geduldig. Und mit dem Alter bin ich auch mit mir selbst geduldiger geworden.

Sie sind gebürtige Dänin, leben aber in Berlin. Was bedeutet Heimat für Sie?

Dass man irgendwo gerne ist und gerne dazu beiträgt, dass dieser Ort ein schöner Ort für alle ist. Ich war gerade in Kopenhagen und habe mich dort wieder sehr zu Hause gefühlt. Als ich dann zurück in Berlin war, habe ich mich gefreut, wieder zu Hause zu sein. Heimat meint natürlich den Ort, aus dem man kommt. Aber emotional muss das noch lange nicht der Ort sein, an dem man sein Zuhause findet.

Weder Paula noch Danh gelingt es, mit ihren alten Beziehungen abzuschließen. Gibt es ein Rezept, um Vergangenes hinter sich zu lassen?

Das sehe ich ein bisschen anders. Wir treffen Paula und Danh zu einem Zeitpunkt, an dem sie beide noch ungeklärte Dinge mit sich rumtragen – zum Teil geht das ja auch gar nicht von ihnen selbst aus, sondern von dem Ex-Partner. Das Leben ist so. Niemand hat Ende 30 keinen Rucksack, den er mit sich herumträgt. Dies als erwachsene Menschen respektvoll mit einander zu klären, liegt dann an dem neuen Liebespaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – September 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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REPORTAGE/521: ZDF - Themen der nächsten ZDF.reportage-Sendungen, 16.09.-21.10.2018 (ZDF)


ZDF.reportage

Die Erben-Ermittler – Wenn der Nachlass-Detektiv klingelt

Sonntag, 16. September 2018, 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uhr 

Inhalt:

– Die nächsten "ZDF.reportagen" / Sendetermine und Stab

– Die Erben-Ermittler – Wenn der Nachlass-Detektiv klingelt

– Nirgendwo willkommen – Roma in Deutschland

– Vorsicht Ladendiebe! – Einzelhändler schlagen Alarm

– Spurensuche – Wenn Angehörige plötzlich verschwinden

– Die Schiffsbauer – Vom Stahlklotz zum Luxusliner

– Infos zur "ZDF.reportage"



Die nächsten "ZDF.reportagen"


Sonntag, 16. September 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Die Erben-Ermittler
Wenn der Nachlass-Detektiv klingelt
Film von David Gern

Produktion: Preussfilm
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 23. September 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Nirgendwo willkommen
Roma in Deutschland
Film von Michael Beck und Michael Hawich

Produktion: i & u tv
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 30. September 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Vorsicht, Ladendiebe!
Einzelhändler schlagen Alarm
Film von Robert Heller

Produktion: MAZ ab!
Redaktion: Leo Spors
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 7. Oktober 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Spurensuche
Wenn Angehörige plötzlich verschwinden
Film von Michael Hawich

Produktion: 99pro Media
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 21. Oktober 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Die Schiffsbauer
Vom Stahlklotz zum Luxusliner
Film von Ralf Wilharm

Produktion: doclights
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Die Erben-Ermittler – Wenn der Nachlass-Detektiv klingelt

Sein Job ist eine Mischung aus Detektiv, Fachanwalt und Klinkenputzer. Seine Arbeit verlangt Hartnäckigkeit und Geduld. Und am Ende steht er vielleicht vor Ihrer Haustür: Sie haben geerbt!

Erben finden – klingt einfach. Doch oft muss ein Nachlass-Detektiv ganze Archive durchforsten, alte Telefonbücher wälzen, gar Stadtviertel absuchen oder im halben Dorf klingeln und ehemalige Nachbarn befragen. Alles, um ein Puzzle aus Familienverhältnissen zu lösen.

In Deutschland wird so viel vererbt wie noch nie – jedes Jahr rund 250 Milliarden Euro. Tendenz steigend: Nach neuesten Studien wird das Erbvolumen künftig 400 Milliarden Euro jährlich erreichen. Bei einem Viertel der Erbfälle existiert weder ein gültiges Testament noch ein direkter Erbe. Dann muss der Profi ran.

So klingelte Erbenermittler Holger Siebert auch eines Tages an der Tür von Peter L. Der Fachanwalt hat ihn als Alleinerbe seiner Westberliner Großtante aufgespürt. Er erbt ein Vermögen. Doch dann taucht plötzlich Dorota K. auf. Sie kümmerte sich zu Lebzeiten um die Verstorbene. Auch sie will Erbin sein, doch das angeblich handschriftliche Testament ist nicht mehr auffindbar. Weil die Pflegerin keine weiteren Beweise vorlegen kann, spricht das Gericht Peter L. das Erbe zu. Die junge Frau geht nicht nur leer aus, sondern muss auch die Gerichtskosten übernehmen: "Das Schlimmste ist", sagt Dorota K., "dass das Geld jetzt dort ist, wo es nie hin sollte." Nämlich bei der unbekannten Verwandtschaft der Verstorbenen.

Streitfälle wie diese erlebt Siebert als Fachanwalt für Erbrecht oft: Ungenaue, gar ungeregelte Verhältnisse können Anlass für erbitterte Auseinandersetzungen werden. In jedem vierten Erbfall bricht in Familien der Streit um Geld und Gerechtigkeit derart offen aus, dass dieser nicht mehr außergerichtlich gelöst werden kann: "Beim Erben geht es nicht in erster Linie ums Geld", erklärt Siebert, "sondern um all die Dinge, die zuvor in der Familie schiefgelaufen sind und die jetzt mit dem Erbe ausgeglichen werden sollen".

Auch Junggeselle Andreas S. kämpft momentan vor Gericht um sein Erbe. Seit Jahrzehnten lebt er im Haus seiner Familie im Berliner Umland. Er pflegte Mutter und Stiefvater bis zu deren Tod. Laut Testament sollen Andreas und seine Schwester das bescheidene Barvermögen samt Haus erben. Doch plötzlich tauchen die Söhne des Stiefvaters aus erster Ehe auf und melden Ansprüche an. Einen Vermittlungsversuch lehnen sie ab und klagen. Die Kosten für das Verfahren fressen mittlerweile das kleine Erbe auf. Nun ist nicht einmal mehr sicher, ob Andreas in seinem Zuhause bleiben kann.

 * 

Nirgendwo willkommen – Roma in Deutschland

Etwa 120 000 Roma und Sinti leben in Deutschland, die meisten kommen aus Rumänien. Dort leben sie oft in Armenvierteln. In Deutschland hoffen sie auf ein besseres Leben.

Im Ruhrgebiet leben größere Roma-Gruppen in heruntergekommenen Schrottimmobilien und beziehen zum Teil zu Unrecht Sozialleistungen vom Staat. Oft wissen sie davon gar nichts, denn sie werden dabei von gewieften Betrügern ausgenutzt.

Viele Roma wurden durch die Ausweitung der Arbeitnehmer-Freizügigkeit innerhalb der EU gelockt. Die gilt seit 2014 – und der Zustrom von Armutseinwanderern aus Osteuropa und dem Balkan ist ungebrochen. Immer wieder führt das zu Problemen, die das Bild der Roma in der Öffentlichkeit negativ prägen.

In Städten wie Stuttgart und Köln leben die Elendszuwanderer aus Rumänien unter Hecken in den Stadtparks – selbst im Winter. In Köln fielen sie eine Zeitlang immer wieder durch exzessiven Alkoholkonsum und aggressives Verhalten auf. Als Bettler in den Fußgängerzonen werden sie seit Jahren als Ärgernis empfunden.

Die Antipathie gegenüber Sinti und Roma ist deutlich stärker als zum Beispiel gegenüber Muslimen und Asylbewerbern. Und: Die Abneigung zieht sich durch alle Bevölkerungsschichten. Viele sind der Meinung, dass sie "durch ihr Verhalten" für diese Feindseligkeit selbst verantwortlich sind: Bei Muslimen denken das 51 Prozent der Bevölkerung, bei Sinti und Roma 49 und bei Asylbewerbern 41 Prozent.

Die "ZDF.reportage" begibt sich auf eine Spurensuche und will Antworten auf die Frage finden: Wie müssen die Roma in Rumänien leben und leiden, dass sie sich auf den Weg in ein Land machen, in dem sie nicht willkommen sind und entweder unter dünnen Decken im Park überwintern müssen oder, von Betrügern ausgebeutet, am Ende doch wieder in Rumänien landen? Kann das alles besser sein als dort, wo sie herkommen? Und wie reagieren die Bundesbürger auf die ungeliebten Übernachtungsgäste in Parks? Über mehrere Monate hat ein Kamerateam Roma in Deutschland und Rumänien begleitet.

 * 

Vorsicht Ladendiebe! – Einzelhändler schlagen Alarm

Ladendiebstahl verursacht im Einzelhandel Schäden in Milliardenhöhe – die Täter werden immer professioneller und sind oft bandenmäßig organisiert. Offenbar stehlen diese Diebe nicht aufs Geratewohl, sondern gehen planvoll vor. Bestimmte teure Waren, wie etwa Rasierklingen, Parfums und edle Süßigkeiten werden gezielt "auf Bestellung" erbeutet.

Immer mehr Einzelhändler sind verzweifelt. Ihr Vorwurf: Die Polizei sei nicht präsent genug, und die Strafen für Ladendiebe seien generell zu gering. Allzu oft werde das Verfahren wegen der verhältnismäßig geringen Schadenssumme eingestellt, die Diebe wüssten das und wiegten sich daher in Sicherheit. Weder Videoüberwachung noch elektronische Sicherungen scheinen zu helfen. Die oft osteuropäischen Banden agieren professionell und schrecken bisweilen auch vor Gewalt nicht zurück, wenn sie entdeckt werden.

Ladendiebstahl hat es immer gegeben, aber mittlerweile werden die Profi-Langfinger für Händler zur echten Herausforderung. Und was schon für die großen Ladenketten schwer einzudämmen ist, kann für kleine Einzelunternehmer drastische Folgen haben. Denn Ladendiebstahl kostet: Nicht nur den Verlust der Ware, auch Kosten für Sicherungsmaßnahmen und zusätzliches Personal schlagen zu Buche.

Die "ZDF.reportage" spricht mit Einzelhändlern darüber, wie Ladendiebstähle ihre Existenz bedrohen, und zeigt, wie sie sich dagegen wehren: So haben sich etwa 40 Geschäfte in Bielefeld zusammengeschlossen und eine Detektei engagiert, die nun täglich Ladendiebe auf frischer Tat ertappt. In München lassen Geschäfte ihre Mitarbeiter durch einen "Testdieb" schulen. Der zeigt ihnen, wie leicht er sich seine Einkaufstüte mit teuren Waren füllen kann und wie er die Sicherungssysteme austrickst.

Außerdem begleitet die "ZDF.reportage" Zivilfahnder und Ermittler bei der Jagd nach professionellen Ladendieben. Die Reportage deckt deren Maschen auf und zeigt die Diebstahlutensilien der Täter.

 * 

Spurensuche – Wenn Angehörige plötzlich verschwinden

Mehr als elftausend Menschen gelten in Deutschland aktuell als vermisst. Sie gehen aus dem Haus – zur Arbeit, zum Einkauf, zur Party – und kommen dann einfach nicht mehr wieder. Sie bleiben verschwunden, tage-, wochen-, jahrelang. Jedes Jahr gehen bei der Polizei etwa 100 000 Vermisstenanzeigen ein. War es ein Verbrechen? Ein Unglück? Für die Angehörigen bleiben unendliche schlaflose Nächte mit endlosen Fragen.

Wer innerhalb eines Jahres nicht zurückkehrt, bleibt laut Statistik des Bundeskriminalamtes meist für immer verschollen und wird spätestens nach zehn Jahren sogar für tot erklärt. Viele Angehörige geben aber die Hoffnung nie auf, dass der Vermisste doch irgendwo gefunden wird.

Zum Beispiel Sandra Mittank. Vor drei Jahren ist ihr Sohn Lars im Bulgarien-Urlaub spurlos verschwunden. Das letzte Lebenszeichen: ein Video der Überwachungskamera am Flughafen. Was dann passiert ist, weiß keiner. Auch eine Suche innerhalb der ZDF-Sendung "Aktenzeichen XY" brachte bisher keine Aufklärung. Jetzt hat Sandra einen Privatdetektiv eingeschaltet. Er sucht vor Ort nach Sandras Sohn. Seine Vermutung: Der 28-Jährige hatte eine Amnesie und weiß nicht mehr, wer er ist. Der Detektiv dreht in Bulgarien jeden Stein um, spricht mit Behörden und der Polizei. Welche Bemühungen gab es, Lars zu finden, und warum hat man die Suche eingestellt? Gibt es eine neue Spur?

Leonie aus Bayern sucht seit über fünf Jahren nach ihrem Bruder Andreas. Im November 2012 verließ er am Morgen das Haus, um zur Arbeit zu gehen. Dort kam er jedoch nie an, meldete sich seitdem nicht bei seiner Familie oder bei Freunden. Der damals 18-Jährige nahm weder Gepäck noch sein Handy mit. Probleme im Freundeskreis waren der Familie nicht bekannt. Die Ermittlungen der Polizei ergaben bisher keine Erkenntnisse zum Verbleib des jungen Mannes. Auch Leonie hat einen Privatermittler mit der Spurensuche beauftragt. Sie hofft immer noch auf ein Lebenszeichen ihres Bruders.

Die "ZDF.reportage" begleitet die emotionale Suche nach verschwundenen Familienmitgliedern, zeigt, an welche bürokratischen Grenzen sie stoßen und welche Momente ihnen immer wieder Hoffnung geben, den vermissten Angehörigen doch wiederzufinden.

 * 

Die Schiffsbauer – Vom Stahlklotz zum Luxusliner

Die Kreuzfahrtbranche boomt seit Jahren. Weltweit reisen immer mehr Passagiere auf den schwimmenden Hotels. Gebraucht werden deshalb immer neuere und modernere Schiffe. Allein im Jahr 2018 werden 16 neue Hochseekreuzfahrtschiffe in Dienst gestellt. Doch Kreuzfahrtschiffe gelten als Dreckschleudern der Meere. Sie fahren meist mit billigem Schweröl und blasen Unmengen giftiger Abgase in die Luft.

Im Winter 2018 soll nun das erste Kreuzfahrtschiff mit reinem Gasantrieb in Dienst gestellt werden – die AIDA Nova. Es ist das weltweit erste Kreuzfahrtschiff, das zu 100 Prozent mit Liquefied Natural Gas (LNG)fahren soll, und damit deutlich umweltfreundlicher.

Gebaut wird dieser neue Ozeanriese auf der Meyerwerft in Papenburg. Das bedeutet Arbeitsplätze für die Region. Noch vor Jahren standen nämlich viele deutsche Werften vor der Pleite. Tausende Schiffsbauer bangten um ihre Arbeitsplätze. Zu groß war die "billigere" Konkurrenz aus Asien.

Heute ist die Meyerwerft ausgelastet, und für die Schiffsbauer gibt es neue Herausforderungen. Bei der AIDA Nova soll nicht nur der Antrieb umweltschonend sein, auch bei der Ausstattung der Kabinen, der Besucherdecks und der Freizeitanlagen will man in Sachen Umweltschutz zukunftsweisend sein.

Die "ZDF.reportage" ist während der Bauphase dieses ersten "grünen Kreuzfahrtschiffes" auf der Werft dabei und zeigt, welche Herausforderungen die Ingenieure und Schiffsbauer bewältigen müssen.

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – September 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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SERIE/930: ZDF - "Anne Holt: Der Mörder in uns" – vier neue Folgen, 16.09.-07.10.2018 (ZDF)


Anne Holt: Der Mörder in uns

Deutsche Erstausstrahlung von vier neuen Folgen

Ab Sonntag, 16. September 2018, 22.00 Uhr 

Inhalt:

– Ermitteln in Zeiten von #MeToo

– Stab, Rollen und Darsteller

– Anne Holt: Der Mörder in uns (1)

– Anne Holt: Der Mörder in uns (2)

– Anne Holt: Der Mörder in uns (3)

– Anne Holt: Der Mörder in uns (4)

– Statement von Melinda Kinnaman



Ermitteln in Zeiten von #MeToo

Kriminalpsychologin Johanne Vik ist eine starke Frau, die alleinerziehende Mutter lebt mit ihren beiden Töchtern in Stockholm. Nach ihrer Scheidung ist sie eine neue Beziehung mit Kommissar Ingvar Nyman eingegangen – von ihm erwartet sie das dritte Kind. Dass eine Frau wie sie nicht wehrhaft sein könnte, erscheint auf den ersten Blick nicht denkbar. Und doch zeigt sich im Laufe der Ermittlungen zu ihrem neuen Fall, dass Johanne mit einem Trauma aus ihrer Vergangenheit zu kämpfen hat. Sie hütet ein Geheimnis, das sie auf keinen Fall preisgeben will – schon gar nicht gegenüber ihrem neuen Partner Ingvar.

Während das Auseinanderbrechen des gesellschaftlichen Zusammenhalts das zentrale Thema in der ersten Staffel war, geht es nun um das Verhältnis der Geschlechter zueinander: um Grenzen überschreitende Männer, um deren Seilschaften und Machtstrukturen und um den Kampf der Frauen, das alte Gefüge aufzubrechen. Themenfelder, die an die gegenwärtig geführte #MeToo-Debatte erinnern. Dass hierbei keine klare Schwarz-Weiß-Zeichnung und erst recht keine einfachen Antworten geliefert werden, liegt auf der Hand.

Dem erfolgreichen dänische Autoren-Duo und Ehepaar Mai Brostrøm und Peter Thorsboe ("The Team", "Protectors – Auf Leben und Tod", "Unit One – Die Spezialisten", "Der Adler") gelingt es zum zweiten Mal, eine Romanvorlage der norwegischen Bestseller-Autorin Anne Holt in einen TV-Thriller mit hochaktuellem gesellschaftlichen Bezug zu verwandeln. In der Hauptrolle ist erneut Melinda Kinnaman als Psychologin Johanne Vik zu sehen, und Henrik Norlén ermittelt als Kommissar Ingvar Nyman an ihrer Seite. Für die Rolle der US-Präsidentin Helen Tyler konnte ein US-Superstar gewonnen werden: Keine Geringere als Kim Cattrall, vielen Zuschauern noch als Samantha Jones in der Kult-Serie "Sex and the City" gut im Gedächtnis, spielt das Staatsoberhaupt, das während eines Besuchs in Schweden unter den Augen des Secret Service spurlos verschwindet.

Das ZDF präsentiert "Anne Holt: Der Mörder in uns" als deutsche TV-Premiere.

Wolfgang Feindt, Frank Baloch, Hauptredaktion Spielfilm

 * 

Stab

Buch: Mai Brostrøm & Peter Thorsbo, nach einem Roman von Anne Holt
Regie: Håkan Lindhé
Kamera: Carl Sundberg
Schnitt: Robert Nordh (Folgen 1,3,4), Anders Nylander, Håkan Wärn (Folge 2), Victoria Munck (Folgen 3,4)
Musik: Jacob Groth
Produzentin: Sandra Harms
Ausführende Produzenten: Anne Holt, Nicolas Salomonsson, Jonas Allen, Peter Bose, Peter Nadermann, Elin Kvist, Åsa Sjöberg
Produktion: CMore, TV 4, Miso Film Sverige Produktion; in Koproduktion mit ZDF, Nadcon & TV 2 Norge; in Zusammenarbeit mit RUV, Lumière, Fremantle Media International; mit Unterstützung des Creative Europe Media Programms der Europäischen Union
Redaktion: Wolfgang Feindt
Redaktion Deutsche Synchronfassung: Frank Baloch
Länge: 4 x ca. 90 Min.


Durchgehende Rollen und ihre Darsteller

Johanne Vik – Melinda Kinnaman
Ingvar Nyman – Henrik Norlén
Warren Schifford – Greg Wise
Helen Tyler – Kim Cattrall
Alva Roos – Paprika Steen
Torbjörn Skoglund – Samuel Fröler Dale Tyler – Billy Campbell
Hedvig Nyström – Annika Hallin
Bo Sundberg – Gerhard Hoberstorfer
Jessica Östlund – Anja Lundqvist
Harald Bohman – Johan Rabaeus
Tobias Magnusson – Christopher Wollter
Linda Clason – Lo Kauppi
Oscar Ek – Jonas Malmsjö
Philippa – Nina Zanjani
Gustav – Sigge Eklund

 * 

Anne Holt: Der Mörder in uns (1)
Sonntag, 16. September 2018, 22.00 Uhr


Weitere Rollen und ihre Darsteller

Zoe Tyler – Emilia Poma
Raja Cooper – Sasha Behar
John Davis – Josh Lenn
Thomas Ekman – Albin Flinkas
Isak Aronson – Simon J Berger
Lori Reed – Lachele Carl
Mahmoud Muntasir – Bijan Daneshmand
Garri Vogel – Rolf Lydahl
Hunter Russell – Martin Marquez
Annie Russell – Kristina Leon
Stina Vik – Esmeralda Struwe
Rebecca Schifford – Vanessa Earl
Linnea Vik – Lily Wahlsteen
Roy – Peter Caulfield
Holly – Caisa Ankarsparre
Amy – Jennifer Lila Knipe
Silje Jansson – Katharina Cohen
Malina Hellström – Maria Norgren
und andere

Auf unerklärliche Weise verschwindet die amerikanische Präsidentin Helen Tyler bei ihrem ersten Staatsbesuch in Schweden aus ihrem Hotelzimmer. Die für ihre Sicherheit zuständigen Agenten des Secret Service sind außer sich. Vor Ort müssen sie mit der schwedischen Polizei kooperieren. Und während es weder verwertbare Spuren noch ein Lebenszeichen von Helen Tyler gibt, wächst das Misstrauen auf beiden Seiten.

Kommissar Ingvar Nyman und seine schwangere Freundin, Psychologin Johanne Vik, sind der schwedischen Task Force für den Besuch der Präsidentin zugeteilt und beginnen mit ihren Ermittlungen.

Doch ihr Ansprechpartner bei den Amerikanern ist ausgerechnet Warren Schifford, ein äußerst überheblicher und unangenehmer hochrangiger FBI-Mitarbeiter. Zwischen ihm und Helen Tyler besteht zwar ein besonderes Vertrauensverhältnis, doch scheint es, als spiele Schifford bei den Untersuchungen sein eigenes Spiel. Und auch Johanne ist nicht sonderlich begeistert: Sie kennt Warren noch aus ihrer Zeit beim FBI in New York und hatte gehofft, ihm nie wieder begegnen zu müssen. Über die Gründe schweigt sie sich jedoch aus, auch Ingvar gegenüber.

Plötzlich taucht in den Medien ein Video auf, das die Präsidentin in der Nacht ihres Verschwindens in Stockholm zeigen soll. Schnell wird klar, dass es sich nicht um Helen Tyler, sondern um eine Doppelgängerin handelt. Offensichtlich will mit dem Video jemand auf Helen Tylers früheres Leben in Stockholm aufmerksam machen. Ist die Vergangenheit der amerikanischen Präsidentin, ihres Ehemanns Dale und ihrer gemeinsamen Tochter Zoe in Schweden der Schlüssel zu dem Fall?

 * 

Anne Holt: Der Mörder in uns (2)
Sonntag, 23. September 2018, 22.00 Uhr


Weitere Rollen und ihre Darsteller

Zoe Tyler – Emilia Poma
Raja Cooper – Sasha Behar
Hunter Russell – Martin Marquez
John Davis – Josh Lenn
Stina Vik – Esmeralda Struwe
Thomas Ekman – Albin Flinkas
Henry Lind – Lars-Gunnar Aronsson
Gun Rörby – Marika Lagercrantz
Martin Johnson – Matthew Allen
Max Cain – Demetri Groitsas
Oscar Ek – Jonas Malmsjö
Annica – Karin Floengård Jönsson
Molly Åsa Ingvarsson
und andere

FBI, Secret Service und die schwedische Polizei suchen fieberhaft nach der amerikanischen Präsidentin Helen Tyler. Durch ein Netz von Tunneln, das die Inseln im Hafengebiet Stockholms miteinander verbindet, verschwand sie spurlos unter den Augen ihrer Beschützer aus ihrer Unterkunft.

Die Frage ist nun: Ging sie freiwillig mit oder wurde sie von ihrem Bodyguard entführt? Hunter Russell galt als einer der erfahrensten Personenschützer des Secret Service. Er ist die einzige Spur zur Präsidentin – doch bevor er eine Aussage machen konnte, wurde er von FBI-Agent Warren Schifford getötet. Kommissar Ingvar Nyman ist außer sich: Er war dabei, als Schifford das Feuer auf Russell eröffnete und konnte nicht mehr eingreifen.

Ingvars Freundin, Psychologin Johanne Vik, glaubt, dass Warren Schifford selbst etwas mit der Entführung der Präsidentin zu tun haben könnte. Ihr Misstrauen gegenüber dem hochrangigen FBI-Mitarbeiter ist tief in ihr verwurzelt. Der Grund dafür ist ein Geheimnis aus ihrer Ausbildungszeit beim FBI, über das sie zu Stillschweigen verpflichtet wurde. Schifford selbst versucht gezielt, Zwietracht zwischen Johanne und Ingvar zu säen. Zudem äußert er den Verdacht, dass eine Person, die sich "Troy" nennt, hinter der Entführung von Helen Tyler steckt, und dass Börsenspekulationen im großen Stil der eigentliche Grund für Helen Tylers Verschwinden sein sollen. Legt er eine falsche Fährte, um den Verdacht von sich zu lenken?

Unterdessen kann die Task Force der schwedischen Polizei einen Kleinkriminellen ausfindig machen, der in der Nacht eine Doppelgängerin der Präsidentin durch Stockholm gefahren hat. Was hat Oscar Ek mit dieser Aktion beabsichtigt? Wer waren seine Auftraggeber?

Da Oscar in den Verhören die Aussage und jede Form einer Zusammenarbeit mit der Polizei verweigert, fassen Ingvar und die Task Force einen riskanten Plan, um mögliche Hintermänner zu enttarnen. Doch was die Ermittler nicht wissen: In ihren eigenen Reihen gibt es einen Maulwurf, der Oscar Ek vor jedem Schritt der Polizei warnt.

 * 

Anne Holt: Der Mörder in uns (3)
Sonntag, 30. September 2018, 22.00 Uhr


Weitere Rollen und ihre Darsteller

Zoe Tyler – Emilia Poma
Raja Cooper – Sasha Behar
Mahmoud Muntasir – Bijan Daneshmand
Nawal Muntasir – Mina Azarian
Sarah Hill – Carolin Stoltz
Gun Rörby – Marika Lagercrantz
Max Cain – Demetri Groitsas
Lori Reed – Lachele Carl
Hunter Russell – Martin Marquez
Martin Johnson – Matthew Allen
Alfred Nyman – Björn Andersson
Ann-Sofie – Mirja Turestedt
John Davis – Joshua Lenn
Annie Russell – Kristina Leon
Henry Lind – Lars-Gunnar Aronsson
und andere

Der Secret Service, das FBI und die schwedischen Behörden suchen verzweifelt nach der amerikanischen Präsidentin Helen Tyler, die bei einem Staatsbesuch in Stockholm verschwunden ist.

24 Stunden sind bereits vergangen, seit Helen Tyler zuletzt in ihrem Hotelzimmer gesehen wurde. Danach verliert sich jede Spur. Niemand bekennt sich zu einer Entführung, niemand stellt Forderungen irgendeiner Art.

Während die Amerikaner eine Racheaktion von Islamisten vermuten, steht der hochrangige FBI-Mitarbeiter Warren Schifford mit seiner Theorie alleine da: Seiner Meinung nach steckt eine Person, die sich "Troy" nennt, hinter dem Verschwinden von Helen Tyler.

Johanne vermutet, dass Warren Schifford selbst etwas mit dem Verschwinden der US-Präsidentin zu tun haben könnte, kann es aber nicht beweisen. Bei ihren Ermittlungen stößt Johanne schließlich auf eine Spur, die darauf hindeuten könnte, wohin Helen Tyler gebracht worden ist. Da sie von einem Maulwurf im Team der schwedischen Task Force weiß und darum fürchtet, abgehört zu werden, verfolgt sie diese Spur allein und ohne Rückendeckung – nicht wissend, dass sie damit sich selbst und ihr ungeborenes Kind in tödliche Gefahr begibt.

 * 

Anne Holt: Der Mörder in uns (4)
Sonntag, 7. Oktober 2018, 22.00 Uhr


Weitere Rollen und ihre Darsteller

Zoe Tyler – Emilia Poma
Raya Cooper – Sasha Behar
Mahmoud Muntasir – Bijan Daneshmand
Nawal Muntasir – Mina Azarian
Max Cain – Demetri Groittsas
Thomas Ekman – Albin Flinkas
Gun Rörby – Marika Lagercrantz
Stina Vik – Esmeralda Struwe
Isak Aronson – Simon J Berger
Alfred Nyman – Björn Andersson
Lori Reed – Lachele Carl
Garri Vogel – Rolf Lydahl
Martin Johnson – Matthew Allen
Henry Lind – Lars-Gunnar Aronsson
Leo – Hakim Jakobsson
Leif – Donald Högberg
Roy – Peter Caulfield
Ella – Amanda Davin
Linn – Linn Bjørnvik Grøder
und andere

Psychologin Johanne Vik kann das Versteck ausfindig machen, in das die amerikanische Präsidentin Helen Tyler verbracht wurde: eine abgelegene ehemalige Zementfabrik in der Nähe des Ortes Sorunda. Die Präsidentin ist am Leben, benötigt aber dringend ärztliche Hilfe: Durch eine Verletzung hat sie sich infiziert; es bleibt nur noch wenig Zeit, die lebensbedrohende Blutvergiftung zu behandeln. Doch die Präsidentin weigert sich, das Versteck zu verlassen. Denn sie hat Angst um ihr Leben und vertraut niemandem mehr, auch nicht ihrem eigenen Secret Service. Johanne kann sie jedoch davon überzeugen, ihre Freundin Hedvig Nyström zu Hilfe zu holen. Der Rechtsmedizinerin gelingt es, unerkannt zu der alten Zementfabrik zu kommen.

Doch ein Profikiller mit dem Auftrag, Helen Tyler zu töten, hat sich längst an Hedvigs Fersen geheftet und steht kurz vor seinem Ziel, den tödlichen Auftrag abzuschließen. Zudem soll die stillgelegte Fabrik schon bald mithilfe großer Mengen Sprengstoffs abgerissen werden. Unterdessen geraten FBI-Mitarbeiter Warren Schifford und Kommissar Ingvar Nyman in eine offene Konfrontation, bei der sie ihre eigentliche Aufgabe aus den Augen verlieren. Dann reist plötzlich der reiche und undurchsichtige Geschäftsmann Mahmoud Muntasir aus London an. Der einst enge Freund von Präsidentin Helen Tyler hat aufgrund von Bestrebungen von Warren Schifford lukrative Aufträge der US-Regierung und damit ein großes Vermögen verloren. Ein dramatischer Wettlauf gegen die Zeit beginnt.

 * 

Statement von Melinda Kinnaman

über die erste Staffel: Ich war nicht darauf vorbereitet, dass die Serie in Schweden und im Ausland so gut angenommen werden würde. Es ist etwas, das man nie zu hoffen wagt. Daher war es umso schöner, die positive Resonanz des Publikums zu hören.

über die zweite Staffel: Diese Staffel ist ebenso aufregend und unheimlich wie die erste, obwohl es hier nicht um einen Mörder und seine Opfer geht. Die Spannung wird dieses Mal auf einer anderen Ebene erzeugt: Die mächtigste Person der Welt wird vermisst, und das kleine Schweden ist dafür verantwortlich, sie zu finden. Und das wiederkehrende Thema sind die dunklen Geheimnisse, bei denen man alles tun würde, um sie zu verbergen. Egal, ob man Psychologe, Staatssekretär, Polizeikommissar, FBI-Agent oder die Präsidentin der Vereinigten Staaten ist.

Ich habe es genossen, mit Kim Cattrall zu arbeiten! Wir haben viele unserer Szenen gedreht, als ich im neunten Monat schwanger war, und das am furchtbarsten Ort [Anmerk.: hier ist die Zementfabrik als Drehort gemeint], an dem ich je gearbeitet habe. Der Rest des Teams lief mit Gesichtsmasken herum, aber das konnten wir nicht tun. Aber in all dem Dreck hatten wir eine großartige Zeit. Es war so grauenhaft, dass wir nicht anders konnten, als zu lachen. Und wir haben viel gelacht! 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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LESUNG/849: WDR 5 - "Geschichten vom Reisen" mit Cordula Stratmann und Bjarne Mädel, 16., 17., 20.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Geschichten vom Reisen 

Mit Cordula Stratmann und Bjarne Mädel

Aufnahme vom 9. März aus der Flora in Köln

WDR 5 Leselounge

Sonntag, 16. September 2018, 20.05 - 21.00 Uhr | WDR 5

Montag, 17. September 2018, 04.05 - 05.05 Uhr | WDR 5

U22 - 20. September 2018, 22.05 - 23.00 Uhr | WDR 5



Wenn Cordula Stratmann und Bjarne Mädel gemeinsam im Radio lesen, dann
verspricht es lustig und spannend zu werden. Wenn sie sich Geschichten
und Texte gegen das Reisen vornehmen, dann gilt es genau hinzuhören.

Denn die beiden haben sich die besten Texte ausgesucht, die sich dem
Reisewahn verschrieben haben: ob Thomas Mann, Kurt Tucholsky, Susann
Sonntag oder David Forster Wallace, - sie waren alle erklärte Gegner
der Dauerreiserei und feierten jeweils zu ihren Zeiten das produktive
Zuhausebleiben.

Warum in die Ferne schweifen? Wer weiß, was einem da so alles
begegnet. Dann besser zu Hause am Radio lauschen, was Cordula
Stratmann und Bjarne Mädel so auf der lit.Cologne vorgetragen haben.

Redaktion Anja Iven

 * 

Quelle:

Programmtip vom 13. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2696: Deutschlandfunk - 50-jähriges Jubiläum der Internationalen Essener Songtage, 16.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Trip nach Asnidhi

Zum 50-jährigen Jubiläum der Internationalen Essener Songtage

Von Joachim Palutzki

Deutschlandfunk 2018

Freistil

Sonntag, 16. September 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Let's take a trip to Asnidhi" hieß das Motto für die spektakuläre
Abschlussveranstaltung der Internationalen Songtage, die vom 25. bis
zum 29. September 1968 in Essen stattfanden. Asnidhi: So lautet zur
Zeit ihrer Gründung im neunten Jahrhundert der Name der Stadt Essen.
Mit über 200 teilnehmenden Künstlern aus zehn Ländern waren die
Songtage ein kulturelles Großereignis von europäischer Bedeutung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2695: Deutschlandfunk - Silk Moon, eine musikalische Mittelmeerkreuzfahrt, 17.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Grundton D 2018 - Konzert und Denkmalschutz (5)

Silk Moon

Eine musikalische Mittelmeerkreuzfahrt

Renaud García-Fons, Kontrabass

Derya Türkan, Kemençe

Aufnahme vom 11.8.2018 aus dem Flensborghus in Flensburg/Schleswig-Holstein

Musik-Panorama

Montag, 17. September 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Der Franzose Renaud García-Fons ist eine lebende Legende der
Weltmusikszene. Im Rahmen der Deutschlandfunk-Benefizreihe "Grundton
D" spielte er gemeinsam mit Derya Türkan aus Istanbul zugunsten des
historischen Salondampfers Alexandra in Flensburg. "Silk Moon" lautete
das Motto des "Grundton D"-Konzerts. Mit Kontrabass und Kemençe, der
traditionellen türkischen Kastenhalslaute, nahmen die beiden Virtuosen
das Publikum akustisch mit ins östliche Mittelmeer.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2694: Deutschlandfunk Kultur - Orte des Jazz in der DDR, 16.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 11.9.2018

Deutschlandfunk Kultur unterwegs zu Orten des Jazz in der DDR

16. September, 11.05 Uhr - FDJ: Freier Deutscher Jazz



Die Sendung Deutschlandrundfahrt begibt sich am 16. September auf eine
musikalische Zeitreise zu den Orten des Jazz in der ehemaligen DDR:
den Ost-Berliner Jazzkeller Treptow, den Jazzclub Tonne in Dresden
oder die Leipziger Jazztage. ...

Woher kam die große Begeisterung? Und welche Rolle spielte der in den
Vereinigten Staaten entstandene Musikstil in einem Ordnungsstaat, der
die freie Jazz-Szene zunächst brüsk abwehrte und später, durchaus
prestige- und devisenbringend, umarmte?

In der Deutschlandrundfahrt erzählen Ulrich Gumpert, Wolf 'Assi'
Glöde, Steffen Wilde, Stephan Kämmerer und Gerhard Schulz, die noch
heute mit und für den Jazz leben, von Clubs und Konzerten. Die Sendung
lebt von ihrer Begeisterung für die "Ami-Musik" und erklärt auch für
Nicht-Experten, warum es in der DDR oft "Jatz" hieß.

Deutschlandfunk Kultur ist über DAB+, Internet, Satellit und UKW zu
empfangen. Die Sendung Deutschlandrundfahrt kann anschließend online
(deutschlandfunkkultur.de/deutschlandrundfahrt) nachgehört werden und
ist in der Dlf Audiothek (für iOS und Android) abrufbar. In der
Reportagereihe werden Orte, Städte oder Regionen sowie die
biographischen Zugänge bekannter Persönlichkeiten zu ihrer Heimat
vorgestellt: kurzweilig und mit oft überraschenden Perspektiven.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/403: Berlin - Scheinbar Bekanntes, Sinti und Roma im westeuropäischen Film, 11., 17., 24. und 31.10.


Evangelische Akademie zu Berlin

Scheinbar Bekanntes

Sinti und Roma im westeuropäischen Film - Selbst- und Fremdbilder

11. Oktober 2018, 18:00 Uhr

Filmreihe 48/2018 (1. Teil)



Wenn wir als Angehörige der Mehrheitsgesellschaft über Roma und Sinti
nachdenken, assoziieren wir in der Regel Mittel- und Südosteuropa als
ihre Herkunftsregion. Das Leben und die Geschichte von Roma und Sinti
zum Beispiel in Deutschland, Großbritannien, Frankreich oder
Skandinavien sind viel weniger bekannt. Die Filmreihe hat sich für
dieses Jahr wieder an vier Abenden eine Annäherung an dieses scheinbar
bekannte Terrain vorgenommen. Dazu präsentieren wir bekannte Filme,
die selten als Präsentationen über Geschichte und Gegenwart der Roma
und Sinti verstanden werden. Gleichzeitig sind auch weniger bekannte
Filme zu sehen, die in vertrautem Gelände von ungewöhnlichen Themen
handeln.

Kooperation mit: Landesrat der Sinti und Roma Berlin Brandenburg,

Leitung: Dr. Christian Staffa

Ort: Haus der EKD, Großer Saal, Charlottenstraße 53/54, 10117 Berlin (11.10.2018)

und Delphi Lux (Charlottenburg), Yva Bogen - Kantstraße 10, 10623 Berlin (17., 24. und 31.10.2018)

Eintritt: 8,50 EUR für die Veranstaltungen im Delphi Lux

Zahlbar an der Kinokasse

Anmeldung

https://www.eaberlin.de/seminars/register/?evid=10199

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Oktober 2018

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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KURSUS/1815: Hanau - Intensivkurs für PC Einsteiger im Seniorenalter, 4 Termine ab 15. Oktober


Intensivkurs für PC Einsteiger im Seniorenalter



Das Seniorenbüro Hanau bietet ab Mitte Oktober einen vierteiligen
Intensivkurs für PC-Einsteiger mit Kursleiter Jürgen Niederdräing an.
Der Kurs vermittelt auf Basis des Betriebssystems Windows 10 den
Umgang mit einem PC und die Nutzung verschiedener Anwendungen. Die
Länge des Kurses und die Dichte der Termine sollen sicherstellen, dass
weniger in Vergessenheit gerät. Eigene Laptops können mitgebracht
werden.

Kurstermine sind Montag, 15.10., Donnerstag, 18.10., Montag, 22.10.
und Donnerstag, 25.10.2018 jeweils von 10 - 13 Uhr. Die
Teilnahmegebühr beträgt 30 Euro. Der Kurs findet im Seniorenbüro
Hanau, Steinheimer Straße 1, Raum 106 in 63450 Hanau statt.
Anmeldungen nimmt Inge Gach im Seniorenbüro (Telefon 06181/ 66 820 41,
Montag- bis Freitagvormittag) gerne entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FORSCHUNG/3902: AntiAging-Gene optimieren Synapsen (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 12.09.2018

AntiAging-Gene optimieren Synapsen



Sie galten bisher vor allem als Langlebigkeits- und Anti-Aging-Faktoren:
FoxO-Proteine. Doch sie haben noch eine weitere wichtige Funktion.
Forscher der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) haben
nämlich herausgefunden, dass diese besonderen Proteine bei der Bildung und
Positionierung von Nervenzellverbindungen, den Synapsen, ebenfalls eine
wichtige Rolle spielen. Die Ergebnisse haben sie in der Zeitschrift
"Neuron" veröffentlicht.

Synapsen haben eine wichtige Funktion als Schnittstellen in unserem
Körper. Wie Staffelläufer reichen sie Signale zum Beispiel von einer
Nervenzelle zur nächsten weiter und gewährleisten so die Kommunikation
zwischen diesen. Dies ist die Grundlage für sämtliche Lern- und
Gedächtnisprozesse und hierfür bilden Nervenzellen dann große Netzwerke im
Gehirn. Bei der Signalweitergabe in den Nervenzellen ist aber nicht nur
die Anzahl der Synapsen, sondern auch deren Position entscheidend. Für
beides zeigt sich eine bestimmte Proteinfamilie verantwortlich, die
sogenannten FoxO-Proteine.

Diese Proteine galten bisher vor allem als entscheidende Faktoren um Alt
zu werden, doch Prof. Dr. Dieter Chichung Lie und Dr. Iris Schäffner vom
Institut für Biochemie der FAU konnten den FoxO-Proteinen eine weitere
wichtige Funktion zuschreiben. Für ihre Untersuchung gingen die beiden
FAU-Forscher von der Frage aus, ob und wie das Protein die Entwicklung von
Nervenzellverbindungen im Gehirn beeinflussen könne. "Für die Kontrolle
der Anzahl und Positionierung der Synapsen bei Nervenzellen sind sie
essentiell", erklärt Prof. Lie, Inhaber der Professur für Molekulare
Medizin mit dem Schwerpunkt Molekulare Bildgebung an der FAU, "denn sie
steuern die Aktivität eines Recycling-Prozesses, der Proteine und
Zellstrukturen bei Bedarf abbaut." Wenn die FoxO-Proteine in dieser
Funktion ausfallen, bilden sich übermäßig viele und falsch verteilte
Nervenzellverbindungen. Das wirkt sich wiederum negativ auf die Aktivität
der Nervenzellnetzwerke im Gehirn aus.

Bei neuropsychiatrischen Erkrankungen ist häufig eine unregelmäßige Anzahl
und Verteilung von Synapsen zu beobachten. Vor diesem Hintergrund stellt
sich die zukünftige Forschungsfrage, inwieweit FoxO-Proteine die
Entstehung neuropsychiatrischer Erkrankung wie Autismus oder Schizophrenie
beeinflussen. Die Befunde der FAU-Wissenschaftler helfen außerdem zu
verstehen, wie sich Nervenzellnetzwerke entwickeln und inwieweit eine
gestörte FoxO-Aktivität im Alter die Signal- und Informationsübermittlung
zwischen den Nervenzellen stört.

Für dieses Forschungsprojekt arbeiteten Prof. Lie und Dr. Schäffner eng
mit Georgia Minakaki und Prof. Dr. Jochen Klucken aus der Abteilung
Molekulare Neurologie, Prof. Dr. Beate Winner, Leiterin der
Stammzellbiologischen Abteilung, sowie Prof. Dr. Ursula
Schlötzer-Schrehardt aus der Klinik für Augenheilkunde des Universitätsklinikum
Erlangen zusammen. Gefördert wurde das Projekt vom Interdisziplinäre
Zentrum für Klinische Forschung (IZKF) und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG). Erschienen sind die Ergebnisse der in der
Fachzeitschrift Neuron unter dem Titel "FoxO Function Is Essential for
Maintenance of Autophagic Flux and Neuronal Morphogenesis in Adult
Neurogenesis"


Originalpublikation:

doi: 10.1016/j.neuron.2018.08.017

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3901: Stress beeinflusst Regulation des Blutflusses im Gehirn (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 12.09.2018

Stress beeinflusst Regulation des Blutflusses im Gehirn



Verschiedene Studien mit bildgebenden Verfahren deuten auf einen
Zusammenhang zwischen chronischem Stress und Veränderungen in den
Hirnregionen hin, die Stressreaktionen koordinieren. Während akute
Stressreaktionen der Anpassung des Organismus daran dienen, kann
chronischer Stress zu psychiatrischen Erkrankungen führen. Um
herauszufinden, was das Gleichgewicht stört, haben Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Psychiatrie das Zusammenwirken zwischen akutem
Stress und dem Prozess, der den Blutfluss zu bestimmten Gehirnbereichen
reguliert, untersucht.

Diese sogenannte neurovaskuläre Kopplung ist auf den Stoffwechselbedarf,
der durch die neuronale Aktivität erzeugt wird, genau abgestimmt. Die
Forscher fanden ein Indiz für Veränderungen der Regulation des Blutflusses
als Reaktion auf akuten Stress. Dies könnte einen bisher nicht
beschriebenen Mechanismus darstellen, der zu individuellen Unterschieden
in der Stressantwort beiträgt. Möglicherweise lässt sich damit das
individuelle Risiko für stressbedingte psychiatrische Erkrankungen besser
bestimmen. Die Ergebnisse der Studie wurden nun in der Fachzeitschrift
PNAS vorgestellt.

59 Studienteilnehmer absolvierten hierfür einen standardisierten Test, der
psychosozialen Stress hervorruft. Erstautor Immanuel Elbau, Letztautor
Philipp Sämann und Kollegen untersuchten dabei mit Hilfe der funktionellen
Magnetresonanztomographie (fMRT) Veränderungen in der Blutflussregulation
der Gehirne ihrer Probanden. Es zeigte sich, dass sich die hämodynamische
Antwort (engl. HRF) in verschiedenen Hirnregionen veränderte, unter
anderem im Hippocampus und präfrontalen Kortex. Diese Veränderungen
erfolgten innerhalb weniger Minuten; mit ihrer Hilfe ließ sich die spätere
Ausschüttung von Stresshormonen vorhersagen.

Weitere Analysen ließen erkennen, dass genetische Unterschiede bei der
Expression von KCNJ2, einem menschlichen Analog eines Gens, das die
neurovaskuläre Kopplung unter Stress bei Ratten reguliert, mit
HRF-Veränderungen zusammenhängen. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass akuter
Stress zu einer schnellen, grundsätzlichen Funktionsanpassung des Gehirns
führt. Möglicherweise beeinflussen individuelle Unterschiede auf dieser
Ebene auch das Risiko, unter chronischem Stress Fehlanpassungen und
letztlich psychische Symptome zu entwickeln", fasst Sämann zusammen.


Originalpublikation:

The brain's hemodynamic response function rapidly changes under acute
psychosocial stress in association with genetic and endocrine stress
response markers.

Immanuel G. Elbau, Benedikt Brücklmeier, Manfred Uhr, Janine Arloth,
Darina Czamara, Victor I. Spoormaker, Michael Czisch, Klaas Enno Stephan,
Elisabeth B. Binder, and Philipp G. Sämann.

PNAS

https://doi.org/10.1073/pnas.1804340115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3900: Wie Bakterien eine Behandlung mit Antibiotika im Schlaf aussitzen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 12.09.2018

Wie Bakterien eine Behandlung mit Antibiotika im Schlaf aussitzen

Wissenschaftler der Universität Tübingen untersuchen die Grundlagen eines
Therapieversagens, das nicht auf Resistenzen beruht



Gegen Antibiotika können krankheitserregende Bakterien Resistenzen
entwickeln, diese werden dann für die Behandlung einer Infektion
unwirksam. Daneben gibt es einen anderen Mechanismus, mit dem manche
Bakterien der tödlichen Wirkung von Antibiotika entgehen: Einige Zellen
einer Population igeln sich ein und warten ab, bis keine Gifte mehr
vorhanden sind. Dann nehmen sie ihre Lebensfunktionen wieder voll auf. So
können zum Beispiel manche Harnwegsinfektionen nach scheinbar erfolgreich
abgeschlossener Antibiotikabehandlung wieder aufflammen. Solche
Überdauerungsformen, die zum Beispiel bei bestimmten Escherichia
coli-Bakterien auftreten, haben Maja Semanjski, Katrin Bratl und Andreas
Kiessling unter der Leitung von Professor Boris Maček vom Proteom Centrum
der Universität Tübingen in Zusammenarbeit mit Elsa Germain und Professor
Kenn Gerdes von der Universität Kopenhagen untersucht. Varianten eines
Enzyms gaben ihnen Hinweise, welche Prozesse die Bildung von Dauerstadien
einleiten. Diese Ergebnisse liefern mögliche Ansatzpunkte, um Wirkstoffe
gegen die gefährlichen Schläferzellen zu entwickeln. Die Studie wird in
der Fachzeitschrift Science Signaling veröffentlicht.

Von Resistenz sprechen Wissenschaftler, wenn Bakterien gegen einen
Wirkstoff unempfindlich sind. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn die
Bakterien eindringende Antibiotika erfolgreich wieder aus ihrer Zelle
ausschleusen können, wenn sie diese mithilfe eines Enzyms abbauen und
dadurch unwirksam machen oder wenn sie einen durch Antibiotika blockierten
Stoffwechselweg durch einen alternativen Weg ersetzen. "Antibiotika
richten sich in der Regel gegen Wachstumsprozesse der Bakterien", erklärt
Kenn Gerdes. Die Dauerstadien seien nicht resistent, sondern nur
vorübergehend tolerant gegenüber den Antibiotika, indem sie ihr Wachstum
einstellen. "Genetisch haben sie die gleiche Ausstattung wie die anderen
Bakterien in der Population." Welche Zellen einer Kolonie in einen
Überdauerungszustand eintreten, unterliegt keinen erkennbaren Regeln. "Es
passiert selten und betrifft nur jede zehntausendste bis millionste Zelle.
Das erschwert die Untersuchung", sagt der Wissenschaftler.

Der Ausbildung der Dauerstadien auf der Spur

Das Ausbilden der Dauerstadien wird auch als Fähigkeit zur Persistenz
bezeichnet. Nähere Hinweise lieferten vor einigen Jahren Bakterien, die
aus Patienten mit durch Escherichia coli verursachten Harnwegsinfektionen
isoliert werden konnten. Durch Mutationen, das sind Genveränderungen,
wiesen sie eine bis zu tausendfach verstärkte Persistenz auf, ohne dass die
Resistenz gegenüber Antibiotika gesteigert war. Ähnliche Funde machten
Forscher bei Mukoviszidose-Patienten, die mit dem entzündungserregenden
Bakterium Pseudomonas aeruginosa infiziert waren. Mutiert war ein Enzym,
das die Ausbildung von Dauerstadien einleiten kann, die HipA-Kinase (high
persister gene A).

In der aktuellen Studie verglich das Forscherteam Escherichia
coli-Bakterien mit der normalen HipA-Kinase mit solchen, deren Enzym die
Mutationen aufwies. Dazu führten sie Proteomanalysen durch, bei denen
jeweils der gesamte Proteinbestand der Bakterienzellen erhoben wird. "Wir
konnten feststellen, dass die normale und die mutierte HipA-Kinase ein
unterschiedliches Repertoire von bakteriellen Proteinen mit Phosphat
modifiziert", sagt Boris Maček. Eine Vermutung sei gewesen, dass die
HipA-Kinase das Wachstum der Bakterienzellen hemmt und so die Ausbildung der
Dauerstadien einleitet. "Der Zusammenhang ist jedoch komplizierter", so
der Wissenschaftler. "Nach unseren Untersuchungen sind die
Wachstumshemmung und die Persistenz Folge zweier verschiedener Prozesse,
denn die mutierte HipA-Kinase hemmt das Wachstum der Bakterienzellen
deutlich weniger stark als die normale, aber erhöht die Persistenz um ein
Vielfaches." Diese Ergebnisse liefern den Wissenschaftlern Hinweise, in
welche Prozesse neue Wirkstoffe gegen die gefährlichen Persistenzen
eingreifen müssten.


Originalpublikation:

Maja Semanjski, Elsa Germain, Katrin Bratl, Andreas Kiessling, Kenn Gerdes
and Maček: 

The kinases HipA and HipA7 phosphorylate different
substrate pools in Escherichia coli to promote multidrug tolerance.

Science Signaling, 11, eaat5750 (2018). DOI 10.1126/scisignal.aat5750

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESUNDHEIT/1340: Ärzte geben Tipps für sicheres Heimwerken (DKOU)


DKOU - Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie - 12.09.2018

Handverletzungen in Haus und Garten:

Ärzte geben Tipps für sicheres Heimwerken

Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie

23. bis 26. Oktober 2018, Messegelände Süd, Berlin



Berlin - Laut der Deutschen Gesellschaft für Handchirurgie (DGH)
verletzen sich in Deutschland jedes Jahr rund 300.000 Menschen beim
Heimwerken - die meisten an den Händen und Fingern. Es treten Schnitt-
und Stichwunden, Quetschungen und Brüche auf, aber auch abgetrennte
Finger und Fingerkuppen. Dabei ließen sich die meisten Verletzungen
einfach vermeiden, wenn Sicherheits-Tipps berücksichtigt würden.
Darauf weist die aktuelle Aktion 'Schütz' deine Hände' mit einer
Broschüre hin, die die DGH in Kooperation mit der Deutschen
Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) entwickelt hat. Die Aktion ist
auch Thema einer Pressekonferenz, die im Rahmen des Deutschen
Kongresses für Orthopädie und Unfallchirurgie (DKOU) 2018 in Berlin
stattfindet.

Hammer, Bohrer, Sägen und Scheren kommen beim Heimwerken zum Einsatz
und können vor allem für die Hände gefährlich werden. Dabei gehören
Schnitt- und Stichwunden, die beim Einsatz von Messern und Klingen
entstehen, zu den häufigsten Verletzungen, dicht gefolgt von
Verletzungen beim Umgang mit Sägen, Handkreissägen und Rasenmähern.
Grundsätzlich können dabei leichte Schnitte oder Stiche von den
Betroffenen selbst versorgt werden, indem die Wunde unter fließendem
Wasser gereinigt und dann steril verbunden wird. "Wenn es aber zu
klaffenden Wunden kommt, die Wunde stark schmerzt, blutet oder
Bewegungsstörungen auftreten, sollten Patienten unbedingt ein
Krankenhaus aufsuchen", sagt Professor Dr. med. Joachim Windolf, der
als Kongresspräsident des DKOU 2018 die Deutsche Gesellschaft für
Unfallchirurgie (DGU) vertritt.

Wer Verletzungen bagatellisiert und nicht zum Spezialisten geht,
riskiert unter Umständen, dass bleibende Schäden mit dauerhaften
Funktionseinschränkungen der Hand zurückbleiben -was sogar eine
Arbeitsunfähigkeit zur Folge haben kann. "Da unsere Hand
außerordentlich komplex ist, können auch vermeintlich harmlose
Verletzungen zu langfristigen Folgen führen", erläutert Dr. med.
Walter Schäfer, Präsident der DGH. "Handchirurgen sind darauf
spezialisiert, Verletzungen und Erkrankungen der Hand richtig zu
diagnostizieren und zu versorgen". So erlernen Fachärzte für
Orthopädie und Unfallchirurgie in der dreijährigen Zusatzausbildung
zum Handchirurgen nicht nur das Skalpell korrekt zu führen, sondern
auch konservative Behandlungsmöglichkeiten der Hand bis hin zur
Nachsorge und Reha.

Doch damit es gar nicht erst zu Verletzungen kommt, könnten Heimwerker
einiges tun, wie beide Experten betonen. Konkrete Tipps gibt die
Broschüre 'Schütz deine Hände', die die DGH in Kooperation mit der DGU
erstellt hat:

1. Nehmen Sie sich Zeit: Viele Unfälle geschehen durch Hektik.

2. Verwenden Sie für die jeweilige Arbeit geeignete Arbeitshandschuhe
in der richtigen Größe. Tragen Sie hingegen niemals Handschuhe, wenn
Sie mit Kreissägen oder Bohrmaschinen arbeiten - sie können vom
rotierenden Werkzeug erfasst werden und erhöhen daher das
Verletzungsrisiko

3. Verwenden Sie gutes Werkzeug. Stumpfe und abgenutzte Geräte erhöhen
die Verletzungsgefahr.

4. Beachten Sie die Gebrauchsanweisung der Geräte und nehmen Sie sich
Zeit, sich mit ihnen vertraut zu machen.

5. Überprüfen Sie vor Gebrauch, ob Griff und Schutzeinrichtungen noch
festsitzen.

6. Entfernen Sie niemals Schutzvorrichtungen am Gerät.

7. Verwenden Sie Werkzeuge nur für den vorgesehenen Zweck.

8. Lassen Sie rotierende Werkzeuge vollständig zum Stillstand kommen,
bevor Sie sie ablegen oder reinigen.

Weitere Informationen über verletzte und kranke Hände bietet die
Internetseite 

www.handexperten.com

 * 

Quelle:

DKOU - Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie

Pressemitteilung vom 12.09.2018

Langenbeck-Virchow-Haus, Luisenstr. 58/59, 10117 Berlin

DGU - Telefon: 030/20 21 54 90, Fax: 030/20 21 54 91

E-Mail: office@dgu-online.de

Internet: www.dgu-online.de
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HYGIENE/131: "Vermeidung von Krankenhausinfektionen ist die zentrale Herausforderung" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. Sepetember 2018

"Vermeidung von Krankenhausinfektionen ist die zentrale Herausforderung"

Tag der Patientensicherheit am 17. September 2018



Berlin | Die Vermeidung von Krankenhausinfektionen ist nach Ansicht
des Bundesverbandes Medizintechnologie, BVMed, eine zentrale
Herausforderung der Zukunft. "Das würde das Leben von Patienten
verbessern und hohe Kosten für unnötige Behandlungen reduzieren",
heißt es in einem Positionspapier des BVMed-Fachbereichs "Nosokomiale
Infektionen" (FBNI), das zum Internationalen Tag der
Patientensicherheit am 17. September 2018 vorgelegt wird. Um einen
"patientenorientierten besseren Infektionsschutz" zu etablieren,
sprechen sich die BVMed-Experten unter anderem für die jährliche
Veröffentlichung der Zahl von Krankenhausinfektionen, für mehr
Transparenz, klare Zielvorgaben und für die extrabudgetäre Erstattung
für Hygieneschutzmaßnahmen aus. Das Papier kann unter 

www.bvmed.de/positionen 

(https://www.bvmed.de/download/fbni-positionspapier-krankenhausinfektionen-2018) 

heruntergeladen werden. Informationen des FBNI zur Vermeidung von
Krankenhausinfektionen gibt es unter: 

www.krankenhausinfektionen.info 

(http://www.krankenhausinfektionen.info).

In Deutschland erkranken jährlich 400.000 bis 600.000 Menschen an
Krankenhausinfektionen. Die häufigsten Folgen sind Lungenentzündungen,
Sepsis (Blutvergiftung) sowie Harnwegs- und Wundinfektionen. In Folge
dieser Infektionen sterben bis zu 15.000 Menschen jährlich. Nach
Expertenmeinung gilt ein Drittel der Krankenhausinfektionen als
vermeidbar - vor allem durch bessere Hygiene.

Die breit geführte Diskussion über Therapieoptionen, beispielsweise
den Einsatz von Antibiotika, sei wichtig. Sie dürfe aber die
Aufmerksamkeit für die Prävention von Infektionen nicht überlagern.
Die konsequente Umsetzung von Präventionsmaßnahmen sei das effektivste
Mittel zur Vermeidung von Krankenhausinfektionen, so der BVMed in dem
Positionspapier: "Das beginnt mit der Händedesinfektion und geht
weiter mit vorbeugenden Maßnahmen bei der Krankenbehandlung, vor und
während einer Operation und der postoperativen Versorgung."
Infektionsprävention müsse daher eine gesundheitspolitische Priorität
sein, die sich im täglichen Handeln im Gesundheitssektor äußert.

Zur Verbesserung der Situation schlägt der BVMed-Fachbereich
"Nosokomiale Infektionen" in seinem Positionspapier drei Maßnahmen
vor:


	"Krankenhausinfektionen müssen in ihrem Umfang jährlich veröffentlicht werden, um durch Transparenz Aufmerksamkeit auf die Dimension des Problems zu lenken. Um die Anzahl der Infektionen zu senken brauchen wir eine klare Zielvorgabe mit einem entsprechenden Zeitraum, in dem diese erreicht werden soll.

	Empfehlungen von Experten, wie die der KRINKO, müssen - wie im Infektionsschutzgesetz intendiert - in den Landeshygieneverordnungen der Bundesländer explizit Berücksichtigung finden. Sie sollten verbindlich umgesetzt werden.

	Angesichts des steigenden Kostendrucks auf die Sachkosten im Krankenhaus - und damit auch auf Medizinprodukte im Bereich Infektionsschutz - schlagen wir eine extrabudgetäre Erstattung für Hygieneschutzmaßnahmen vor."




BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 65/18

https://www.bvmed.de/bvmed-vermeidung-von-krankenhausinfektionen-ist-die-zentrale-herausforderung

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 65/18 vom 12. Sepetember 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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VORSORGE/794: Nach der schweren Grippewelle und vor der nächsten Grippewelle - Schutzmöglichkeiten nutzen (idw)


Robert Koch-Institut - 12.09.2018

Nach der schweren Grippewelle und vor der nächsten Grippewelle: Schutzmöglichkeiten besser nutzen!



Die Grippewelle im Winter 2017/18 ist außergewöhnlich schwer gewesen. Das
zeigt der neue Influenza-Saisonbericht der Arbeitsgemeinschaft Influenza
(AGI) des Robert Koch-Instituts mit seinen umfangreichen Auswertungen.

So gab es zum Beispiel geschätzte neun Millionen influenzabedingte
Arztbesuche, zwei Millionen mehr als in den starken Grippesaisons 2012/13
und 2014/15. Besonders ältere Menschen können schwer an der Grippe
erkranken oder sogar versterben. "Die Schutzmöglichkeiten müssen besser
genutzt werden", betont RKI-Präsident Lothar H. Wieler. Die Impfung ist
trotz der von Saison zu Saison unterschiedlichen Wirksamkeit die
wichtigste Schutzmaßnahme. Außerdem werden vor allem gründliches
Händewaschen mit Seife und Abstandhalten zu Erkrankten empfohlen, um das
Erkrankungsrisiko zu verringern.

Die Ständige Impfkommission (STIKO) empfiehlt die Impfung für alle
Personen über 60, für chronisch Kranke aller Altersstufen, für Schwangere
und für Medizin- und Pflegepersonal. "Mit keiner anderen Impfung lassen
sich hierzulande mehr Leben retten", unterstreicht Wieler. Erst im Juli
hatten RKI-Wissenschaftler über die viel zu niedrigen Impfquoten in
Krankenhäusern berichtet. Demnach waren in der Grippesaison 2016/2017 in
der Ärzteschaft 61,4 % geimpft, beim Pflegepersonal 32,5 % und bei
therapeutischen Berufen 34,2 %, in der Bevölkerung waren gerade einmal
34,8 % der Personen über 60 Jahre geimpft.

Das RKI erhebt Daten mit mehreren Systemen, um die Influenza-Aktivität
umfassend bewerten zu können. In der AGI wird die Krankheitslast mit dem
Praxisindex gemessen, für den rund 550 Arztpraxen bundesweit ehrenamtlich
die Zahl ihrer Patienten mit akuten Atemwegserkrankungen melden. Der
Praxisindex war in der Grippewelle 2017/18 so hoch wie in keiner der
früheren Saisons, seit das RKI 2001 die wissenschaftliche Federführung der
AGI und 2009 die vollständige Durchführung übernommen hat. Besonders
betroffen waren die Altersgruppen ab 35 Jahren.

Auf Intensivstationen übertraf die Zahl der Patienten mit schweren akuten
respiratorischen Erkrankungen die drei Vorsaisons deutlich. Die Schwere
der Grippesaison zeigt sich auch in der Auswertung der "Übersterblichkeit"
im Zeitraum der Grippewelle, die für Berlin bereits vorliegt. Die im
Bericht gezeigten Daten für Berlin übertreffen mit geschätzten 1.100
zusätzlichen Todesfällen die bereits hohen Schätzwerte für 2016/17.

Das Nationale Referenzzentrum für Influenza am RKI untersucht Proben von
Patienten mit Grippesymptomen und charakterisiert die zirkulierenden
Viren. Von Beginn an dominierten Influenza B-Viren. Sie gehörten fast
ausschließlich zur Yamagata-Linie und nicht zur Victoria-Linie, die die
Weltgesundheitsorganisation als B-Komponente für den weltweit
gebräuchlichsten Dreifachimpfstoff empfohlen hatte (neben den zwei
Komponenten für die Influenza A-Subtypen H1N1 und H3N2). Die
STIKO-Empfehlung für Vierfachimpfstoffe war im Januar 2018 veröffentlicht
worden. Da die Produktion von Grippe-Impfstoffen mehrere Monate in
Anspruch nimmt, können die Hersteller diese Empfehlung für die kommende
Saison erstmals berücksichtigen. Vierfachimpfstoffe enthalten Vertreter
beider B-Linien. Allerdings ist die Influenzaimpfung auch bei guter
Übereinstimmung der zirkulierenden Viren nicht so gut wirksam wie andere
Impfungen. Aufgrund der Häufigkeit der Influenza können mit der Impfung
dennoch sehr viele Erkrankungen, schwere Verläufe und Todesfälle
verhindert werden.

Weitere Informationen:

www.rki.de/influenza

www.rki.de/influenza-impfung

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Robert Koch-Institut - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





FORSCHUNG/087: Jahresbericht - Digitalisierung ermöglicht Diabetesforschung in einer neuen Dimension (idw)


Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 12.09.2018

DZD-Jahresbericht erschienen: Digitalisierung ermöglicht Diabetesforschung in einer neuen Dimension



Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung (DZD) hat den Jahresbericht
2017 veröffentlicht. Auf 60 Seiten werden nicht nur aktuelle Zahlen, Daten
und Fakten rund um das DZD präsentiert, sondern auch über Neues aus der
Diabetesforschung informiert.

Ein besonderer Schwerpunkt im vergangenen Jahr war die Digitalisierung. Um
die wertvollen gesundheitsrelevanten Daten besser nutzen zu können, die
u.a. Multicenterstudien, Kohorten, präklinische Daten und epidemiologische
Langzeitstudien liefern, hat die Forschungsorganisation den Bereich
Bioinformatik und Datenmanagement (DZD CONNECT) aufgebaut. Mithilfe neuer
Informations- und Kommunikationstechnologien wie Artificial Intelligence
(AI) und Machine Learning soll die Volkskrankheit Diabetes in einer neuen
Dimension erforscht werden. Ziel es, in den Daten
Muster (Diabetes-Subtypen) zu erkennen, um künftig geeignete personalisierte
Präventions- und Therapiemaßnahmen anbieten zu können.

Im Jahresbericht stellt das DZD auch Forschungs-Highlights aus dem Jahr
2017 vor: So konnten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mehr als 50
neue Gene identifizieren, die mit dem Stoffwechsel assoziiert sind. Neben
genetischen Ursachen kann auch eine ungesunde Ernährung zur
Diabetes-Entstehung beitragen. Untersuchungen des DZD zeigen, dass bereits eine
sehr fette Mahlzeit, den Stoffwechsel schädigen und den Weg zu
Fettleber- und Diabetes-Erkrankungen bereiten kann. Von der Stoffwechselerkrankung
sind aber nicht nur Menschen mit Übergewicht betroffen. Forscherinnen und
Forscher des DZD fanden heraus, dass knapp 20 Prozent der schlanken
Menschen eine Fettspeicherstörung haben, bei der Fett nicht an Beinen und
Gesäß, sondern verstärkt im Bauchbereich angelagert wird. Die Folgen
können Typ-2-Diabetes und Herzkreislauferkrankungen sein.

Typ-1-Diabetes ist die häufigste Stoffwechselerkrankung bei Kindern und
Jugendlichen. DZD-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler forschen
intensiv an dieser Autoimmunerkrankung. Aktuelle Untersuchungen weisen
darauf hin, dass die angeborene Immunantwort bei der Krankheit eine
größere Rolle als gedacht spielt.

Weitere Themen des Jahresberichts sind das internationale
Nachwuchsförderprogramm, der Ausbau der Forschungsinfrastruktur,
Highlights aus der Öffentlichkeitsarbeit sowie aktuelle Zahlen und Daten
aus dem DZD.

Der komplette Jahresbericht 2017 steht online und zum Download auf

https://dzd-ev.de/aktuelles/mediathek/downloads

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1604

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/626: Ratgeber gibt Tipps zum Erbrecht - Wie verfasst man sein Testament korrekt? (Deutsche Herzstiftung)


Deutsche Herzstiftung e.V. - 11. September 2018

Erbrecht: Wie verfasst man sein Testament korrekt? Ratgeber der Herzstiftung gibt wichtige Tipps /

Neu: digitaler Nachlass



Ratgeber der Herzstiftung gibt wichtige Tipps / Neu: digitaler
Nachlass - Wie muss man ein Testament korrekt abfassen, damit es auch
tatsächlich gültig ist und sich später alle daran halten müssen? Lässt
sich das Testament nachträglich noch ändern? Was ist neben dem
klassischen Nachlass (Vermögenswerte des Erblassers) für den
"digitalen Nachlass" zu beachten? Diese und viele weitere Fragen
bekommt die Deutsche Herzstiftung immer wieder von Menschen gestellt,
die sicherstellen wollen, dass ihr letzter Wille ohne
Missverständnisse für die Erben und juristisch korrekt geregelt wird.
Wird keine Regelung getroffen, tritt die gesetzliche Erbfolge ein und
damit unter Umständen eine Verteilung des Nachlass-Vermögens, die
nicht gewünscht war. In dem Experten-Ratgeber "Testament mit Herz",
der unter www.herzstiftung.de/Testament-Ratgeber.html kostenfrei
heruntergeladen (PDF) oder als Broschüre (Tel. 069 955128400)
angefordert werden kann, informiert die Herzstiftung leicht
verständlich über die Gestaltungsmöglichkeiten, die ein Testament für
die Regelung des letzten Willens bietet. Immer wieder sind Testamente
wegen Formfehlern ungültig. Der 40-seitige Ratgeber mit vielen Tipps
und Fallbeispielen hilft unnötige Formfehler zu vermeiden und ist eine
Fundgrube für jeden, der Fragen zu Themen hat wie Ehegattenerbrecht,
Eigenhändiges/Notarielles Testament, Gemeinschaftliches Testament,
Erbvertrag, digitaler Nachlass, Testament für Familien mit behinderten
Familienangehörigen, Vermächtnis und Schenkung.

Einfach und rechtlich sicher: das eigenhändige Testament

Wer z. B. feststellt, dass nach der gesetzlichen Erbfolge Personen,
die man gerne bedenken möchte, ausgeschlossen würden, sollte ein
eigenhändiges Testament verfassen. Dafür gelten nur wenige
Formvorschriften: Das gesamte Testament muss eigenhändig von Anfang
bis Ende mit der Hand geschrieben und unterschrieben sein und sollte
am Ende mit vollem Vor- und Zunamen unterzeichnet sein. Orts- und
Datumsangabe sollten nicht fehlen. Achtung: Nicht rechtswirksam sind
maschinen- oder computergeschriebene Testamente, die nur
handschriftlich unterschrieben werden, auch nicht Aufnahmen mit
Diktiergerät oder digitalen Geräten (MP3-Player, Handy). Ferner wird
geraten, das Testament zum Schutz vor Verlust nicht Hause, sondern in
amtliche Verwahrung beim Amtsgericht vor Ort zu geben.

Der neue kostenfreie Ratgeber "Testament mit Herz" (40 Seiten) ist zum
Download (PDF) verfügbar unter

www.herzstiftung.de/Testament-Ratgeber.html oder zu bestellen als
Broschüre im Printformat 

per Tel. unter 069 955128400.

Zusatzmaterial für Redaktionen zum "digitalen Nachlass"

Neben dem klassischen Nachlass spielt in einer zunehmend
digitalisierten Welt auch der "digitale Nachlass" (auf Rechnern oder
online gespeicherte Daten und Vertragsbeziehungen zu Online-Anbietern)
eine immer größere Rolle. Unter digitalem Nachlass versteht man
diejenigen Daten und Rechtsbeziehungen in Verbindung mit der Nutzung
sozialer Netzwerke, von E-Mail- oder Messaging-Diensten oder der
Verwendung von Cloud-Diensten. Alle hierbei übermittelten und
gespeicherten Daten verbleiben nach dem Tod eines Kunden oder Users
grundsätzlich beim jeweiligen Anbieter. Deshalb sollten auch diese
Daten bei der Formulierung des Nachlasses berücksichtigt werden. So
kann z.B. in einer Verfügung zum digitalen Nachlass festgelegt werden,
ob die Erben Zugriff zu bestehenden Nutzerprofilen oder E-Mails
erhalten oder ob diese Daten gelöscht werden sollen. Welche weiteren
Schritte hierbei sinnvoll sind und wo der Notar unterstützen kann,
darüber informiert der neue Herzstiftungs-Ratgeber.

Erbschaften zugunsten der Herz-Kreislauf-Forschung

Die Deutsche Herzstiftung hat den Testamente-Ratgeber im Zuge von
Anfragen vieler Menschen herausgegeben, die die Verwendung ihres
Nachlasses für einen wohltätigen Zweck genau festlegen möchten.
Nachlässe wurden der Deutschen Herzstiftung und der von ihr
gegründeten Deutschen Stiftung für Herzforschung für Projekte mit dem
Zweck übertragen, die Versorgung von Herzpatienten nachhaltig zu
verbessern und die Erforschung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen
voranzubringen. Beispiele hierfür sind der Gerd Killian-Fonds zur
Stärkung von Forschungsaktivitäten für Kinder mit angeborenem
Herzfehler, die Margret Elisabeth Strauß-Projektförderung auf dem
Gebiet der dilatativen Kardiomyopathie und der Dr. Ortwin
Rusche-Stiftungsfonds für Forschungsvorhaben, die der Innovation von
herzchirurgischen Therapieverfahren dienen. Erträge der Herbert und
Gertrud Dietze-Stiftung werden für den Aufbau und Betrieb einer
sozialrechtlichen Beratungsstelle für Menschen mit angeborenem
Herzfehler und deren Angehörige eingesetzt.

 * 

Quelle:

Deutsche Herzstiftung e.V.

Pressemitteilung vom 11. September 2018

Bockenheimer Landstraße 94-96, 60323 Frankfurt am Main

Telefon 069/955 128-0, Fax: 069/955128-313

E-Mail: wichert@herzstiftung.de

E-Mail: info@herzstifung.de

Internet: www.herzstiftung.de
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INFEKTION/1763: Forschung - Wehrt die Leber durch Coxsackie-Viren verursachte Herzmuskelentzündungen ab? (idw)


TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 12.09.2018

Wehrt die Leber durch Coxsackie-Viren verursachte Herzmuskelentzündungen ab?



Herzmuskelentzündungen können viele Ursachen haben: Gifte, Infektionen
oder Autoimmunreaktionen. Die weitaus häufigsten Auslöser für
Herzmuskelentzündungen sind Viren - in Europa und den USA meist das
Coxsackie-Virus. Forschende am TWINCORE haben sich auf die Spuren des
Coxsackie-Virus begeben und kürzlich eine erstaunliche Entdeckung im
Journal PLoS Pathogens veröffentlicht: Eine entscheidende Abwehrreaktion
während der Coxsackie-Virus Infektion vermitteln Hepatozyten - die Zellen,
aus denen unsere Leber aufgebaut ist. Das ist ein wichtiger Baustein, um
durch Coxsackie-Viren ausgelöste Herzmuskelentzündungen besser zu
verstehen.

Normalerweise verläuft eine Coxsackie-Infektion mit milden, grippeartigen
Symptomen. Manchmal wird jedoch auch das Herz in Mitleidenschaft gezogen,
das äußert sich in Herzrhythmusstörungen. Chronische Coxsackie-Virus
Infektionen sind die Ursache für einen Großteil der Herztransplantationen.
Im schlimmsten Fall führt sie sogar zum plötzlichen Herztod. "Die
unterschiedlichen Varianten einer Herzmuskelentzündung lassen sich bisher
nicht sicher mit bildgebenden Verfahren unterscheiden", sagt der Arzt Dr.
Dr. Wolfgang Koestner, Radiologe an der Medizinischen Hochschule Hannover.
"Herzmuskelentzündungen verschiedenen Ursprungs müssen grundsätzlich
unterschiedlich behandelt werden. Derzeit ist bei einer akuten, unklaren
Herzmuskelentzündung die Entnahme einer Gewebeprobe aus dem Herzmuskel
erforderlich, um zu klären, ob es sich um eine Coxsackie-Virus Infektion
oder eine andere Ursache handelt. Das würden wir gerne vermeiden, da
Gewebeprobenentnahmen ein erhöhtes Komplikationsrisiko bedeuten und
letztlich auch nicht sensitiv genug sind."

"Ein zentraler Schritt bei der Abwehr von Virusinfektionen ist die
Ausschüttung von Interferon. Das Interferon wird hauptsächlich von
Immunzellen gebildet, wenn sie etwas Fremdes aufspüren", sagt Dr. Julia
Spanier, Wissenschaftlerin am Institut für Experimentelle
Infektionsforschung. "Das Interferon stimuliert die befallenen Zellen und
diese wehren so den Virenangriff ab." Auf dieser Basis wollten die
TWINCORE-Forscherin und Wolfgang Koestner den Krankheitsverlauf einer
Coxsackie-Virus Infektion studieren, um neue Diagnoseverfahren für die
Coxsackie-Virus Herzmuskelentzündung zu entwickeln.

Bekannt war: Damit die Coxsackie-Viren erfolgreich abgewehrt werden
können, müssen die Herzmuskelzellen einen passenden Interferon-Rezeptor
auf ihrer Oberfläche tragen. So wird gewährleistet, dass der Botenstoff
Signale an die infizierten Zellen weitergeben kann. Unklar war jedoch: Wo
bildet der Körper das Interferon? "Wir wollten wissen, wo das Interferon
herkommt, das das Virus im Herz letztlich im Normalfall in Schach hält",
sagt Julia Spanier, "daher haben wir untersucht, wo im Fall einer
Coxsackie-Virus Infektion die Interferonproduktion im Organismus
ansteigt." Das Ergebnis war überraschend, denn das Interferon stammt
vornehmlich aus der Leber - und zwar nicht aus Immunzellen der Leber,
sondern aus den Leberzellen selbst. Normalerweise sind Makrophagen und
Dendritische Zellen, Immunzellen des angeborenen Immunsystems, für die
Interferonantwort zuständig, "beim Verhindern einer Herzmuskelentzündung
durch das Coxsackie-Virus spielen offenbar die Leberzellen eine wichtige
Rolle - so paradox das erst einmal klingt. "

Und mit weiteren Beobachtungen von Julia Spanier und Wolfgang Koestner
werden die Rätsel um das Virus sogar eher mehr, statt weniger: Wenn die
Hepatozyten selbst keinen Rezeptor für Interferon besitzen, ihr selbst
produziertes Interferon also nicht wahrnehmen können, kollabiert das
gesamte Organsystem innerhalb kürzester Zeit - die Organe werden von dem
Coxsackie-Virus überflutet, die Leber entzündet sich und versagt nach
wenigen Tagen vollständig. "Diese Erkenntnisse werfen nun wieder eine
Reihe neuer Fragen auf ", sagt Prof. Ulrich Kalinke, Leiter des Instituts
für Experimentelle Infektionsforschung. "Bei Neugeborenen verursacht das
Coxsackie-Virus eine Leberentzündung - besteht da ein Zusammenhang mit der
ungewöhnlichen Interferonantwort der Leberzellen auf das Virus? Und wie
können wir diese Erkenntnisse jetzt nutzen, um die Diagnostik für
Herzmuskelentzündungen zu verbessern und den Patienten die Biopsie des
Herzmuskels zu ersparen? Das war ja unsere ursprüngliche Fragestellung."
Fortsetzung folgt?


Originalpublikation:

Koestner W, Spanier J, Klause T, Tegtmeyer PK, Becker J, Herder V, Borst
K, Todt D, Lienenklaus S, Gerhauser I, Detje CN, Geffers R, Langereis MA,
Vondran FWR, Yuan Q, van Kuppeveld FJM, Ott M, Staeheli P, Steinmann E,
Baumgartner W, Wacker F, Kalinke U (2018) Interferon-beta expression and
type I interferon receptor signaling of hepatocytes prevent hepatic
necrosis and virus dissemination in Coxsackievirus B3-infected mice. 

PLoS Pathog 14(8): e1007235. (IF 6,608)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.twincore.de/infothek/infothek-news-details/news/wehrt-die-leber-durch-coxsackie-viren-verursachte-herzmuskelentzuendungen-ab/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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RHEUMA/280: Entzündungen kennen keine Organgrenzen - Rheuma als interdisziplinäre Herausforderung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 12.09.2018

DGRh: Entzündungen kennen keine Organgrenzen - Rheuma als interdisziplinäre Herausforderung



Die körpereigene Abwehr patrouilliert durch den ganzen Körper: Die
Botenstoffe der Immunzellen dringen in jedes Organ und jedes Gewebe vor.
Für ihre Aufgabe, die Infektabwehr, ist das nötig. Bei
Autoimmunkrankheiten und chronischen Entzündungen führt diese
Schrankenlosigkeit der Immunzellen jedoch dazu, dass oft nicht nur ein
Organ betroffen ist, sondern mehrere oder der gesamte Körper. Die
Behandlung systemischer Entzündungen erfordert es daher, dass Mediziner
unterschiedlicher Fachrichtungen eng zusammenarbeiten.

Welche Möglichkeiten eine interdisziplinäre klinische Immunologie in
Diagnostik und Differentialtherapie für Patienten mit
entzündlich-rheumatischen Erkrankungen bietet und welche Herausforderungen damit
verbunden sind, diskutierten Experten auf einer Pressekonferenz in Berlin
im Vorfeld des 46. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie
(DGRh).

Bereits das Beispiel der häufigsten entzündlich-rheumatischen Erkrankung,
der rheumatoiden Arthritis, zeigt, wie wenig sich das Immunsystem an
Organgrenzen hält: Zu Beginn der Autoimmunerkrankung sind vor allem die
Gelenke von der chronischen Entzündung betroffen. Im weiteren Verlauf der
Krankheit können auch andere Organe wie Augen, Lunge, Blutgefäße oder Herz
angegriffen werden. "Autoimmunerkrankungen sind daher immer als Entzündung
zu betrachten, die den ganzen Körper betrifft ", sagt Professor Dr. med.
Hanns-Martin Lorenz, Präsident der DGRh und Leiter der Sektion
Rheumatologie am Universitätsklinikum Heidelberg. Bei der Therapie müsse
der behandelnde Rheumatologe daher immer den gesamten Körper im Blick
behalten. Diese systemische Herangehensweise erfordere eine sehr
umfassende Expertise breit ausgebildeter, internistischer Rheumatologen
und Internisten unterschiedlicher Fachgebiete, die ihr Wissen einbringen.

Dass die Fächer bei der Behandlung von Entzündungsleiden näher
zusammenrücken, liegt nicht nur in der Natur der Erkrankungen selbst. Auch
die antientzündlichen Medikamente haben ein breites Wirkungsspektrum und
entfalten es im ganzen Körper. Vor allem die in den vergangenen zwei
Jahrzehnten entwickelten Biologika und Immuntherapeutika, die sehr
effektiv Entzündungszellen oder ihre Botenstoffe blockieren, wirken in der
Regel an mehreren Zielorganen zugleich. Als Beispiel nennt Lorenz den
gegen B-Zellen gerichteten Antikörper Rituximab: Er kann in der Therapie
der rheumatoiden Arthritis ebenso eingesetzt werden, wie bei der
Behandlung des B-Zell-Non-Hodgkin-Lymphoms, bei Gefäßentzündungen ebenso
wie bei der Multiplen Sklerose, bei der die Entzündungsherde im zentralen
Nervensystem liegen. "Die Immuntherapie ist daher immer eine
interdisziplinäre Systemtherapie", sagt der DGRh-Präsident.

Auch der enorme Wissenszuwachs auf dem Gebiet der Immunbiologie und die
damit einhergehende Zunahme der therapeutischen Möglichkeiten führt dazu,
dass Mediziner einer Fachrichtung nicht mehr alle Feinheiten anderer
Disziplinen überblicken können und daher auf Kooperationen angewiesen
sind. "Viele Universitätsklinika tragen dem schon Rechnung, etwa indem sie
interdisziplinäre Entzündungsboards einführen", sagt Lorenz. Hier arbeiten
Rheumatologen unter anderem mit Hautärzten, Stoffwechsel-, Nieren- und
Lungenfachärzten zusammen. So können die unterschiedlichen Facetten der
jeweiligen Erkrankung berücksichtigt und eine für den Patienten optimale
Therapie konsentiert werden. Jedes große Zentrum mit Entzündungsexpertise
sollte ein solches interdisziplinäres Zentrum einrichten, um der Tatsache
Rechnung zu tragen, dass chronisch entzündliche Erkrankungen
Charakteristika einer Volkskrankheit haben und hohe Kosten verursachen,
und dass sich die Entwicklung neuer Immuntherapeutika gerade für seltene
Erkrankungen rasant fortentwickelt.


Weitere Informationen finden Sie unter

wetzstein@medizinkommunikation.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEINUNG/021: Cornelia Schmitz im Gespräch über ihren Psychiatriekrimi "Betreutes Sterben" (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 159 - Heft 1/18, 2018

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Soziale Psychiatrie und Klinik
»Behandeln Sie uns als mündige, gleichberechtigte Patienten«

Ilse Eichenbrenner im Gespräch mit der Autorin Cornelia Schmitz



Der Anfang 2017 im Psychiatrie Verlag erschienene Psychiatriekrimi
»Betreutes Sterben« spielt auf einer geschlossenen Station. Die
Autorin Cornelia Schmitz erweist sich in dem Buch als Expertin für
stationäre Behandlung. Passend zum aktuellen Themenschwerpunkt führte
Ilse Eichenbrenner ein Gespräch mit der Autorin über ihre Erfahrungen.


Ilse Eichenbrenner: Liebe Cornelia Schmitz, durch meine
Rezension in der »Psychosozialen Umschau« wissen Sie bereits, wie gut
mir Ihr »Betreutes Sterben« gefallen hat.

Cornelia Schmitz: Vielen Dank für Ihr Lob. Ich freue mich, dass
Ihnen mein Buch gefallen hat.

I.E.: Ich finde, die stationäre Behandlung kommt bei Ihnen
recht gut weg. Wollten Sie nur freundlich zum medizinischen Personal
sein, oder entspricht dies Ihrer Erfahrung und Einschätzung?

C.S.: Nein, ich wollte klar meine Meinung sagen. Wie Sie
wissen, war ich selbst als bipolare Patientin in stationären
Einrichtungen. Und abgesehen von der ein oder anderen »Pflaume« fand
ich das Personal immer durchaus wohlwollend, bemüht und nett. Die
Sache ist nur die, dass Personal und Patienten oftmals aneinander
vorbeireden, oder übereinander reden oder gar nicht reden. Die
Diagnosen und die entsprechende Behandlung stehen fest, das
Erfahrungswissen der Patienten wird nicht herangezogen.

I.E.: Was sind für Sie die Problemzonen - was finden Sie besonders schlimm? Was ärgert Sie?

C.S.: Für mich sind Freiheit und Selbstbestimmung zentrale
Elemente meines Seins. Es ist grauenhaft, wenn ich hierin verletzt
werde. Das passiert aber in den Kliniken immer wieder, egal ob durch
»fürsorgliche Belagerung« oder nackten Zwang. Oftmals wird man wie ein
unmündiges Kind behandelt, bevormundet, in ein enges Korsett von
Regeln und Vorschriften gepresst, oder man wird sogar fixiert und
isoliert. Das macht klein und unselbstständig und ist das Gegenteil
von dem, was für das Erreichen des Zieles »psychisch gesund« richtig
ist. Hier wäre das einzig Richtige: Reden, reden, reden, offene Fragen
stellen, einfühlsam, also nicht bohrend, herausfinden, was mit dem
Patienten los ist, welchen Sinn der Wahn hat, welche Antriebsfedern
oder Probleme sich dahinter verbergen. Vielleicht auch nicht immer
sofort behandeln wollen, erst mal schauen, was Sache ist. Wahn oder
psychische Störung bestehen nicht grundlos, oftmals stecken ein
Wunsch, ein Begehren, dem eigenen Selbst verborgene Gefühle dahinter.
Ein Wahn kann viele gute Seiten haben.

I.E.: Gibt es etwas, was sich positiv verändert hat? Wo sehen
Sie Fortschritte?

C.S.: In den Kliniken selbst - aber ich spreche hier nur von
meinen subjektiven Erfahrungen, und die liegen über zehn Jahre zurück
- sehe ich leider keine Fortschritte. Im Gegenteil, meiner Meinung
nach sind die Kliniken wieder konservativer geworden, parallel zu der
Entwicklung in der Gesellschaft.

Ich war dreimal geschlossen untergebracht, davon das erste und das
dritte Mal in derselben Klinik. Beim ersten Mal - 1999 - bin ich gut
wieder rausgekommen und habe mich auch in der Klinik wohlgefühlt.
Warum? Die Ärzteschaft und das Personal sprachen lange und ausführlich
mit den Leuten, hörten ihnen zu, versuchten herauszufinden, wie man am
besten heilen könnte. In der Aufnahmesituation z. B. setzte sich ein
Pfleger zu mir auf den Boden im Flur, rauchte dort mit mir eine
Zigarette nach der anderen, plauderte über Gott und die Welt und
erreichte schließlich, durch zwangloses Erörtern des Themas, dass ich
freiwillig ein Medikament nahm. Damals gab es dort einen
sozialpsychiatrischen Chefarzt.

2006 in derselben Klinik unter anderer Leitung war es, als hätte sich
alles um 180 Grad gedreht: Wesentlich mehr Zwang, wesentlich mehr
Vorschriften, Pfleger, die einem in den Hals schauten, ob man die
Pillen auch wirklich geschluckt hatte. Das war sehr demütigend.

I.E.: Hat sich aus Ihrer Sicht in den letzten Jahren viel
getan? Und wenn ja, in welche Richtung?

C.S.: Hm. Meine letzte Klinikerfahrung ist einige Jahre her,
insofern kann ich nicht aus eigener Erfahrung über Veränderungen in
Kliniken sprechen. Von anderen Patienten höre ich, dass der Zwang in
der stationären Behandlung der Gleiche geblieben ist. Und dort gehört
er nicht hin.

Ich akzeptiere zwar Einweisungen per Zwang - wenn jemand die
Wirklichkeit nicht mehr einschätzen kann, zur Gefahr für andere wird
oder dringend Hilfe benötigt, darf man zwangseinweisen. Aber: In der
Klinik muss der Zwang aufhören und durch Deeskalation,
Tiefengespräche, Psychotherapie, Nutzung der Gruppendynamik auf
Station mit einer dadurch wohlwollenden Atmosphäre, einem
»Austoberaum« oder »Nachdenkzimmer« u.v.m. ersetzt werden.

Außerhalb der Kliniken hat sich natürlich - auch durch die
UN-Behindertenrechtskonvention - einiges getan. Man spricht etwa
davon, die Werkstätten für behinderte Menschen ganz aufzulösen, man
spricht über Partizipation, Home Treatment, Sozio- und Psychotherapie
und dergleichen.

Doch ich glaube, in der Sozialpsychiatrie zentriert man sich zu viel
auf die Medikamentenfrage. Es ist für mich nebenrangig, ob ich
Medikamente nehme oder nicht. Entscheidend ist nur, dass ich in meinem
Selbstbewusstsein gestärkt werde: durch eine Behandlung, ein
Angesprochenwerden als mündiger Mensch, der seine Entscheidungen nach
Information und Rücksprache selbst trifft. Das kann eine Entscheidung
für oder gegen Medikamente sein, wichtig ist nur, dass ich, und
niemand sonst, einen Entschluss gefasst habe.

I.E.: In unseren Kreisen ist viel von EX-IN die Rede.
Genesungsbegleiter arbeiten auch im Kontext stationärer Behandlung.
Wie sehen Sie diese Entwicklung?

C.S.: Eher kritisch. Sagen wir so: Da ich in der Manie schon
kein allzu großes Vertrauen in Ärzte, Sozialarbeiter und
Pflegepersonal hatte und auf deren immerhin doch drei- oder
siebenjährige Ausbildung verächtlich herabgesehen habe (»Ist das
alles, was die können?«), hätte ich mit einem EX-INler vermutlich erst
recht Probleme gehabt - wenn der Mensch mir etwas vorzuschreiben
gedacht hätte. Ich hätte wohl sofort gedacht: Was qualifiziert dich
denn groß? Du hast das Gleiche wie ich, also verzieh dich. Vielleicht
wäre ich allerdings auch positiv überrascht worden, wenn die Person an
mich herangekommen wäre, Zugang zu mir gefunden hätte, und dann
tatsächlich Einfluss auf meine Behandlung gehabt hätte. Ich kann mir
auch vorstellen, dass ich als EX-INlerin auf Station nicht recht
wüsste, auf wessen Seite ich eigentlich stehe, dass ich in innere
Konflikte geraten würde. Wichtig ist also auch hier: Wenn EX-INler auf
Station arbeiten, dann vollkommen gleichberechtigt, und die Klinik
muss eine sprechende Klinik sein, eine wohlwollende Atmosphäre haben,
zwangslos sein etc. Außerhalb der Kliniken ist Ex-IN oder die
Selbsthilfebewegung natürlich sinnvoll, in Schulen, Universitäten etc.

I.E.: Was wollten Sie den Ärztinnen und Ärzten schon immer
einmal sagen?

C.S.: Es ist eine Binse, aber: Behandeln Sie uns als mündige,
gleichberechtigte Patienten. Behandeln Sie uns nicht von oben herab,
nicht so, als hätten wir nicht mehr alle Latten am Zaun. Bevormunden
Sie uns unter keinen Umständen - das ist tatsächlich schädlich für die
Psyche.

Stellen Sie sich niemals als autoritäres Hilfs-Ich zur Verfügung,
sondern helfen Sie uns, das eigene Ich zu stärken. Fragen Sie, reden
Sie. Der beste Psychiater, den ich je erlebt habe, war ein junger
Assistenzarzt auf Station, der mit seinen sensiblen, respektvollen
Fragen und ohne taktlos zu bohren, den Patienten geholfen hat. In der
Psychiatrie hilft nur das Wort bzw. die vertrauensvolle Bindung.

I.E.: Welche Wünsche und Forderungen haben Sie an die pflegenden Berufe?

C.S.: Sehen Sie uns als Einzelwesen, nicht als Symptomträger,
nicht als Teil einer Masse Mensch, nicht als »die Betroffenen«,
sondern als Frau Müller, Herrn Meier mit je eigenen Vorlieben und
Abneigungen. Sehen Sie uns als Subjekt, nicht als Objekt, nie als nur
jemand mit einer Krankheit. Urteilen Sie niemals nach dem äußeren
Anschein. Hören Sie gut zu und seien Sie respektvoll. Bedenken Sie vor
allem auch die positiven Seiten eines Wahns, einer Störung. Wenn
niemand leidet, warum behandeln?

I.E.: Was könnte mit einfachen Mitteln verbessert werden?

C.S.: Ich halte sehr viel davon, sich die Gruppendynamik unter
den Patienten zunutze zu machen, diesen Ansatz gibt es ja bereits.
Fördern Sie alles, was der Gruppe hilft, vertrauensvolle Bindungen
untereinander aufzubauen. Stärken Sie die Patienten, die viel zum
Gesamtwohl der Gruppe beitragen. Machen Sie aber nicht aus allem eine
Therapie. Ein Gruppenerlebnis sollte vor allem Spaß bringen.

I.E.: Können Sie sich eine Psychiatrie ohne Klinik vorstellen -
Stichwort Home Treatment? Oder ganz persönlich gefragt: Können Sie
sich vorstellen, zu Hause behandelt zu werden?

C.S.: Ich sehe nicht den Gegensatz: Klinik oder Home Treatment,
ich sehe den Gegensatz gute Behandlung vs. schlechte Behandlung. In
einer schlechten Klinik wird man traumatisiert, aber in einer guten
Klinik (s.o.) kann man heil wieder rauskommen und viel an Anregung
mitnehmen. Bei einer Depression kann ich mir die Behandlung zu Hause
für mich gut vorstellen, bei einer Manie nicht, da ich mich in der
Manie nicht im Geringsten krank fühle und keine Behandlung wünsche.

Da liegt der Hase im Pfeffer: Home Treatment funktioniert meiner
Meinung nach nur bei Einverständnis des Klienten. Aber es wird immer
Menschen geben, die man zwangsweise einweisen muss. Und für die müssen
die Kliniken gut sein.

Mein Schlusswort. Grundsätzlich gilt: Man sollte an die Psychiatrie,
an die Psychiater und die Gesundheitsberufe keine allzu großen
(Heils)-Erwartungen haben. Menschen sind überall fehlbare Wesen und
überall wird nur mit Wasser gekocht, alle können und dürfen sich
irren, die ganze Psychiatrie ist noch jung und in der Entwicklung. Man
muss vonseiten der Klienten wie der Profis die Latte ein bisschen
tiefer legen.

I.E.: Ich danke Ihnen für das Gespräch.

C.S.: Ich danke Ihnen.


Cornelia Schmitz ist Autorin und Übersetzerin und lebt in
Köln. Das Buch »Betreutes Sterben. Ein Psychiatriekrimi« ist in der
»edition BALANCE« des Psychiatrie Verlags erschienen. (s. Rezension in
SP 4/2017)

Das Gespräch mit Cornelia Schmitz wurde von Redaktionsmitglied Ilse
Eichenbrenner per Mail geführt.

 * 

Quelle:

Soziale Psychiatrie Nr. 159 - Heft 1/18, Januar 2018, Seite 24 - 25

veröffentlicht mit freundlicher Genehmigung der Autorin und der Redaktion

Herausgeber: Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Zeltinger Str. 9, 50969 Köln

Telefon: 0221/511 002, Fax: 0221/529 903

E-Mail: info@dgsp-ev.de

Internet: www.dgsp-ev.de

Zeitung "Soziale Psychiatrie": www.dgsp-ev.de/unsere-zeitschrift

 

Erscheinungsweise: vierteljährlich, jeweils zum Quartalsanfang

Bezugspreis: Einzelheft 10,- Euro

Jahresabo: 34,- Euro inkl. Zustellung

Für DGSP-Mitglieder ist der Bezug im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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FORSCHUNG/257: Kleine Helfer reagieren auf Ultraschall (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 12.09.2018

Kleine Helfer reagieren auf Ultraschall



Nanopartikel sollen wie Transporter Medikamente im menschlichen Körper
gezielt an Stellen abladen, wo sie auch gebraucht werden? Weltweit
arbeiten Wissenschaftler an verschiedenen sogenannten Drug
Delivery-Technologien, so auch Forscher der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU). Die Nanoteilchen sollen dabei auf
Ultraschallfrequenzen reagieren, wodurch die Wirkstoffe genau an der
notwendigen Stelle und nur dort zum Einsatz kommen können. Für das
interdisziplinäre Vorhaben hat die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
für die kommenden drei Jahre Mittel von insgesamt über 600.000 Euro zur
Verfügung gestellt.

Die Drug Delivery-Technologie birgt große Vorteile für den Patienten, vor
allem bei Krebserkrankungen. Werden Pharmaka geschluckt oder in ein
Blutgefäß gespritzt, verteilen sich die Medikamente im ganzen Körper. Dies
kann in der Chemotherapie zu Schädigungen in Bereichen des Körpers führen,
die von der Erkrankung gar nicht betroffen sind. Durch eine gezielte
lokale Medikamentenabgabe im Körper ließen sich solche unangenehmen
Schädigungen verhindern. Als Träger für die Pharmaka eignen sich
insbesondere Teilchen, die aufgrund ihrer geringen Größe im
Nanometerbereich über kleinste Blutgefäße tief in die zu therapierenden
Gewebebereiche eindringen können.

Zwei Aufgabenbereiche

"In unserem Projekt verwenden wir sogenannte sonosensitive, also auf
Ultraschall reagierende Nanopartikel aus Polymeren, die in die Blutbahn
injiziert werden", sagt Prof. Dr. Helmut Ermert, ehemaliger Inhaber des
Lehrstuhls für Hochfrequenztechnik der Ruhr-Universität Bochum und seit
seiner Emeritierung Gastprofessor am Lehrstuhl für Sensorik der FAU. Diese
Teilchen tragen die pharmazeutischen Wirkstoffe, die in diesem Zustand
noch nicht wirken. Mittels gebündelter Ultraschallwellen können diese dann
punktgenau vor Ort ihre geladenen Medikamente freigeben, erklärt Ermert
weiter. Der Forscher arbeitet zusammen mit PD Dr. Stefan Rupitsch vom
Lehrstuhl für Sensorik der Technischen Fakultät der FAU sowie Prof. Dr.
Geoffrey Lee, Inhaber des Lehrstuhls für Pharmazeutische Technologie der
Naturwissenschaftlichen Fakultät der FAU, an dem interdisziplinären und
fakultätsübergreifenden Projekt. Es gilt dabei zum einen, ein
Ultraschallsystem zu entwickeln, mit dem der Wirkstoff gezielt freigesetzt
wird, sowie die Sensorik zu konstruieren, die die Freisetzung im Körper
überwacht und abbildet. Zum anderen wollen die Forscher die erforderlichen
Nanopartikel herstellen, die optimal sowohl als Träger funktionieren als
auch auf Ultraschall reagieren und den Wirkstoff freisetzen. Die DFG
fördert das Projekt bis Herbst 2021 mit etwa 610.000 Euro.

Magnetischer Vorläufer

Damit ergänzen die Forscher an der FAU seit einigen Jahren laufende
Projekte der Lehrstühle für Sensorik und für Pharmazeutische Technologie
in Kooperation mit der Professur für Nanomedizin der Medizinischen
Fakultät unter Prof. Dr. Christoph Alexiou. Hierbei tragen magnetische
Nanopartikel, die in ein tumornahes Gefäß injiziert wurden, die
Wirkstoffe. Mit einem starken Magneten von außerhalb des Körpers
gesteuert, können die transportierten Pharmaka so durch die lange
Verweildauer und Konzentration der Nanoteilchen ihre Wirkung entfalten.
Allerdings haben die ultraschallkontrollierten Nanoteilchen einen Vorteil,
sagt Prof. Ermert, denn mit dem fokussierten Ultraschall ließen sich
tieferliegende Regionen im Körper erreichen und kleinere Geweberegionen
eingrenzen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Informationen zum Projekt "Untersuchung zur Entwicklung
und Charakterisierung sonosensitiver organischer Nanopartikel für die
ultraschallgesteuerte, lokale Freigabe pharmazeutischer Wirkstoffe"
auf der Seite der DFG: 

http://gepris.dfg.de/gepris/projekt/399327646

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/951: Essen - "Diagnose Alzheimer - Experten informieren", 20.09.2018


Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 12.09.2018

Info-Abend im Haus der Technik in Essen: "Diagnose Alzheimer - Experten informieren"



Eine Alzheimer-Diagnose ist von einschneidender Bedeutung nicht nur für
den Patienten, sondern auch für die Familie und den Bekanntenkreis des
Erkrankten. Alle Betroffenen benötigen Informationen. Auch Menschen, die
erste Gedächtnisprobleme bei sich oder einem Angehörigen bemerken, haben
viele Fragen: Wie kann die Alzheimer-Krankheit diagnostiziert werden?
Welche Vorkehrungen müssen für die Zukunft getroffen werden? Wie gehen
Patienten und ihre Familie am besten mit der Diagnose um? Und ist
Alzheimer eigentlich erblich?

Am 20. September, dem Tag vor dem Welt-Alzheimer-Tag, lädt die
gemeinnützige Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) deshalb nach Essen
ein zur Veranstaltung "Diagnose Alzheimer - Experten informieren". Die
Referenten um Prof. Richard Dodel, Chefarzt im Geriatrie-Zentrum Haus
Berge, geben praktische Hinweise und verständliche Einblicke in die
wichtigsten Themenbereiche der Alzheimer-Diagnose und die Zeit danach.

Beginn der Veranstaltung ist um 17 Uhr im Hörsaal A im Haus der Technik in
Essen. TV-Moderatorin und AFI-Botschafterin Okka Gundel wird durch den
Abend führen. Um Anmeldung unter 0211 - 86 20 66 0, per E-Mail an info
@alzheimer-forschung.de oder per Online-Formular unter 

www.alzheimer-forschung.de/wat wird gebeten. 

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos.

Die Veranstaltung ist Teil der AFI-Kampagne "#gehzumArzt". Unter diesem
Motto weist die AFI darauf hin, dass jeder einen Arzt aufsuchen sollte,
der bei sich eine Verschlechterung des Gedächtnisses feststellt. Es ist
wichtig, früh und professionell abzuklären, was der Auslöser der
Vergesslichkeit ist, um mögliche Ursachen zu behandeln oder im Falle einer
Alzheimer-Erkrankung frühzeitig mit einer Therapie zu beginnen.


Programm

17.00 Uhr

Begrüßung und Einführung

Moderatorin Okka Gundel

17.15 Uhr

"Gedächtnissprechstunde - Wie wird Alzheimer diagnostiziert?"

Prof. Dr. Richard Dodel, Chefarzt im Geriatrie-Zentrum Haus Berge

17.45 Uhr

"Vererbung - Ist Alzheimer vorbestimmt?"

Privatdozent Dr. Ulrich Finckh, Facharzt für Humangenetik in Dortmund

18.15 Uhr

Pause

19.00 Uhr

"Einblick in die Forschung - Alzheimer-Diagnose im Schlaf?"

Dr. Dr. Marc Aurel Busche, Alzheimer-Forscher an der Harvard Medical
School in Boston, USA

19.30 Uhr

"Diagnose Alzheimer - Was nun?"

Detlef Rüsing, Leiter des Dialog- und Transferzentrum Demenz an der
Universität Witten/Herdecke

20.00 Uhr

Ausklang der Veranstaltung

Ort

Haus der Technik

Hörsaal A

Hollestraße 1, 45127 Essen


Weitere Informationen zur Veranstaltung:

www.alzheimer-forschung.de/wat

Weitere Informationen zur Alzheimer-Krankheit:

www.alzheimer-forschung.de/alzheimer

Über die Alzheimer Forschung Initiative e.V.

Die Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) ist ein gemeinnütziger
Verein, der das Spendenzertifikat des Deutschen Spendenrats e.V. trägt.
Seit 1995 fördert die AFI mit Spendengeldern Forschungsprojekte
engagierter Alzheimer-Forscher und stellt kostenloses Informationsmaterial
für die Öffentlichkeit bereit. Bis heute konnte die AFI 230
Forschungsaktivitäten mit über 9,2 Millionen Euro unterstützen und rund
800.000 Ratgeber und Broschüren verteilen. Interessierte und Betroffene
können sich auf www.alzheimer-forschung.de fundiert über die
Alzheimer-Krankheit informieren und Aufklärungsmaterial anfordern. Ebenso finden
sich auf der Webseite Informationen zur Arbeit des Vereins und allen
Spendenmöglichkeiten. Botschafterin der AFI ist die Journalistin und
Sportmoderatorin Okka Gundel.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.alzheimer-forschung.de/presse/pressemitteilungen/meldung/info-abend-im-haus-der-technik-diagnose-alzheimer-experten-informieren/

https://www.alzheimer-forschung.de/wat

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66571

Flyer zur Veranstaltung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/950: Münster - Genomchirurgie ... neue Allzweckwaffe gegen Krankheiten?, 19.09.2018


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 12.09.2018

Genomchirurgie - neue Allzweckwaffe gegen Krankheiten?

Gentherapie kontrovers: Wissenschaft im Dialog lädt zur Debatte in Münster
ein



Um medizinische und rechtliche Aspekte der Genomchirurgie geht es bei der
Debatte "Genomchirurgie - neue Allzweckwaffe gegen Krankheiten", zu der
Wissenschaft im Dialog (WiD) alle Interessierten einlädt. Die
Veranstaltung findet am Mittwoch, 19. September 2018, von 18.30 bis 20 Uhr
im Bürgerhaus Bennohaus, Bennostr. 25, 48155 Münster, statt. Die Teilnahme
ist kostenlos, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die medizinische Gentherapie steht vor einer Revolution: Mithilfe der
neuen Genschere CRISPR-Cas ist es möglich, Gene schnell, kostengünstig und
zuverlässig zu verändern. Die neue Methode könnte in Zukunft dabei helfen,
Krebs, Malaria oder sogar Erbkrankheiten zu heilen. Doch die
Genomchirurgie greift eben auch in unser Erbgut ein. Welche Chancen und
Risiken sind damit verbunden? Welchen ethischen Überlegungen müssen wir
uns dabei stellen? Und erfassen die bestehenden Gesetze die neuen
Verfahren auch ausreichend?

Um an der Diskussion teilnehmen zu können, ist kein besonderes Vorwissen
nötig. Zunächst erläutern Expertinnen und Experten den fachlichen
Hintergrund. Der Biologe Prof. Dr. Schulte-Merker von der Universität
Münster und die Juristin Silvia Deuring von der Universität Mannheim
führen in die Thematik ein. Anschließend diskutieren sie zusammen mit den
Teilnehmenden. Ein besonderes Diskussionsformat, die Unterhausdebatte,
soll die vielfältigen Meinungsbilder sichtbar machen: Wie im englischen
Unterhaus zeigt das Publikum mit der Wahl des Sitzplatzes, ob es dem
jeweiligen Aspekt zustimmend oder ablehnend gegenübersteht. Die
Veranstaltung wird von Kathrin Zinkant (Süddeutsche Zeitung) moderiert.

Genomchirurgie im Diskurs ist ein gemeinsames Projekt von Wissenschaft im
Dialog und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina und wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert. Ziel ist es,
einen gesellschaftlichen Diskurs über Methoden der Genomchirurgie (engl.
Gene-Editing) anzuregen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.genomchirurgie.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH - 12.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4974: Warner Music Klassik News - 14. September 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 14. September 2018



"Der Spiegel meiner Leidenschaften": Große Frauenporträts in Elsa
Dreisigs Debütalbum Miroirs

Es sind manchmal die stillsten, psychologisch aber immer die
dramatischsten Momente in Opern mit großen Titelheldinnen: Monologe
voller Selbsterkenntnis - immer wieder vom Requisit des Spiegels
begleitet, von den Komponisten als zentrale Szenen gestaltet. Die
französisch-dänische Sopranistin Elsa Dreisig, absoluter
Shooting-Star der internationalen Opernszene, hat aus diesen Momenten
ihr Debütalbum Miroirs zusammengestellt - eine intensive Sammlung
musikalischer Frauenporträts von Rosina bis Julia, von Margarethe bis
Manon Lescaut und Salome, zum Teil in Versionen verschiedener
Komponisten.

VÖ: 05. Oktober 2018 - CD 0190295634131


Der wahrgewordene Traum von Renaud Capuçon: Cinema mit
Filmmelodien von Korngold bis Desplat

Spätestens seit John Williams einen an Richard Wagner oder Richard
Strauss erinnernden Orchesterapparat einsetzte, um im großen
sinfonischen Stil die Star Wars-Filme zu unter-malen, ist die
Filmmusik zu einer klassischen Disziplin geworden, die nicht nur
Komponisten, sondern auch Interpreten reizt. Der französische
Stargeiger Renaud Capuçon betritt nun nach herausragenden
Beethoven- oder Brahms-Einspielungen ebenfalls dieses Reich - mit
legendären Filmmelodien, von denen viele eigens für dieses Album neu
bearbeitet wurden. Die Arrangements, die er mit dem Brussels
Philharmonic Orchestra unter Stéphane Denève aufgenommen hat,
erwecken in einem breiten Repertoire von Jenseits von Afrika bis
Amélie das konzertante Potenzial seines Instrumentes.

VÖ: 12. Oktober 2018 - CD 0190295633936, LP 0190295633882


Die Brillanz einer vergessenen Opernperle - Rossinis
Semiramide von Opera Rara

Rossinis Semiramide , seine letzte große italienische Oper, erlitt
Kürzungen und Veränderungen, erklang nie vollständig, erst recht
nicht mit dem originalen Instrumentarium - und erlebte daher auch
keine wirklich komplette Gesamtaufnahme. Das ändert nun der Dirigent
Sir Mark Elder mit dem Orchestra of the Age of Enlightenment. Seine
Einspielung mit besten Kräften der jungen Sängergeneration lässt
Semiramide neu auferstehen.

Das Projekt ist gleichzeitig Beginn der neuen Vertriebszusammenarbeit
zwischen Warner Classics, ohnehin bereits führend im Opernbereich,
und dem legendären Label Opera Rara, in dem seit Jahren vergessene
Perlen der Opernliteratur zu neuem klingenden Leben erwachen. Die
Veröffentlichung ausgewählter Aufnahmen aus dem hochwertigen Katalog
von Opera Rara, darunter preisgekrönte Aufnahmen von Offenbachs
Fantasio und Donizettis Les Martyrs, erfolgt Anfang des Jahres 2019
unter Warner Classics.

VÖ: 28. September 2018 - 4 CDs 792938005720




Vorschau - VÖ: 19. Oktober 2018


Die Edition zum 350. Geburtstag von François Couperin

François Couperin würde der am 10. November seinen 350. Geburtstag
feiern. Die Edition zu diesem Anlass verbindet eine umfassende,
hochkarätige Werkschau dieses Großmeisters mit einer Extraabteilung,
die historische Aufnahmen enthält. Etliche der remasterten Aufnahmen
sind CD-Premieren - etwa die kompletten Werke für Cembalo in der
Einspielung von Laurence Boulay.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4973: Warner Music Medien Newsletter KW 37 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 37

Hamburg, 13. September 2018



Nächste Woche ist es wieder soweit: Hamburg lädt auf seine Reeperbahn
zur diesjährigen Ausgabe des Reeperbahnfestivals - eines der
Musikhighlights 2018! Vom 19.09. bis zum 22.09. verwandelt sich die
berüchtigte Meile zum mittlerweile größten Clubfestival Europas. Über
die Jahre hat sich das Reeperbahnfestival zu einer regelrechten
Institution entwickelt. Viele Künstler legten hier den Grundstein zu
ihrer Weltkarriere, wie zum Beispiel Ed Sheeran. Auch in diesem Jahr
sind wieder einige Warner-Künstler auf dem Festival live zu erleben,
die man sich nicht entgehen lassen sollte, darunter Jess Glynne, Zak
Abel, Matt Gresham, Ce$, Hyphen Hyphen, The Magic Gang und Two Year
Vacation. Zur angesagten Warner Music Night am 21.09. sind bereits
Disarstar und Stormzy bestätigt. Außerdem hat sich noch ein Very
Special Guest angekündigt, der in Kürze bekannt gegeben wird. Die
Spannung steigt!

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

DAVID GUETTA

Diesen Freitag erscheint sein neues Doppelalbum "7". Um die Wartezeit
darauf zu überbrücken, enthüllte der Grammy-prämierte Superstar-DJ
und -Producer kürzlich sein brandneues Mixtape und Alias: "Jack
Back". [1]

"7" repräsentiert die vielen unterschiedlichen Seiten seiner
unvergleichlichen musikalischen Reise. Alias Jack Back verbrachte
David Guetta seine frühen Tage in der Underground-Szene - eine Seite
von sich, zu der er nun zurückkehrt.

Neben der aktuellen Anne-Marie-Kollabo "Don't Leave Me Alone" [2]
beinhaltet "7" weitere überragende Gastauftritte von u.a. Bebe Rexha,
Black Coffee, G-Eazy, J Balvin, Jason Derulo, Jess Glynne, Justin
Bieber, Lil Uzi Vert, Madison Beer, Martin Garrix, Nicki Minaj, Sia,
Stefflon Don, Steve Aoki und Willy William.


PAUL WELLER

Stets in Bewegung, veröffentlicht "Modfather" Paul Weller diesen
Freitag sein 14. Soloalbum und 26. Studioalbum "True Meanings",
inklusive der grandiosen aktuellen Single "Movin On" - hier [3] im
Lyric Video zu hören.

"True Meanings" überzeugt mit satter, prachtvoller und zugleich
zartgliedriger Instrumentierung, die perfekt zu Paul Wellers Stimme
in ihrer unverhüllt ehrlichen Art passt und neben treuen Fans auch
neue Hörer ansprechen wird.

Nachdem er "True Meanings" Anfang Oktober live in Belgien und den
Niederlanden auf die Bühne bringt, gibt Paul Weller am 11. sowie am
12.10. zwei exklusive Live-Shows in der Londoner Royal Festival Hall,
die beide schlagartig ausverkauft waren.


ZAZ

Die weltweit erfolgreichste Sängerin Frankreichs hat für den 16.11.
ihr neues Studioalbum "Effet Miroir" (dt. "Spiegeleffekt")
angekündigt. Der Neuling kombiniert Elemente aus Chanson,
südamerikanischen Gitarren, Pop, Salsa und Rock.

"All unsere Facetten mitsamt ihren Widersprüchen zu akzeptieren
ist für mich ein Weg, die Gegensätze unseres Seins zu vereinen",
so ZAZ über "Effet Miroir". Als ersten Vorgeschmack darauf
präsentierte sie vergangene Woche die erste Album-Single "Qué vendrá"
- hier [4] zu hören.

Ab Februar 2019 begibt sich ZAZ mit ihrem neuen Album auf Welttournee
und wird auch hierzulande live performen: 13.02.2019 Frankfurt,
Festhalle | 25.02. Stuttgart, Porsche Arena | 26.02. München, Zenith.


JOSH GROBAN

Auf seinem am 21.09. erscheinenden achten Studioalbum "Bridges"
möchte Josh Groban sprichwörtliche Brücken bauen: "Mein Album
schafft es hoffentlich auch Menschen zu verbinden, auf die
einzigartige Weise, wie es nur die Musik kann", so der
amerikanische Star-Bariton.

In Folge der bereits veröffentlichten Album-Vorboten "S'il Suffisait
D'aimer", "Symphony", "River" und "Granted" präsentiert Josh Groban
nun noch das offizielle Musikvideo zu "River" - hier [5] zu sehen.
Außerdem enthüllte er kürzlich das ebenso auf dem Album enthaltene,
ergreifende Duett "We Will Meet Once Again" [6] mit Weltstar Andrea
Bocelli.

Ebenfalls am 21.09. startet die neue Netflix-Serie "The Good Cop" in
der Josh Groban neben Tony Danza die Hauptrolle spielen wird.


MAHALIA

Kaum von ihrer ausverkauften US-Tour zurück, kündigte die
aufstrebende britische Sängerin Mahalia letzte Woche ihre mit
Spannung erwartete neue EP "Seasons" an, die am 21.09. erscheint.
Allem voran der erste erfrischende Vorbote "Surprise Me", der hier
[7] im Static Video zu hören ist.

"Seasons" wird fünf unveröffentlichte Tracks enthalten, u.a.
produziert von Felix Joseph (Jorja Smith, Kwabs) und Swindle.
"Dieses Projekt bedeutet mir unglaublich viel", so Mahalia,
die darin die unterschiedlichen Jahreszeiten einer Beziehung aufleben
lässt, mit all ihren Höhen und Tiefen.

In ihrer Heimat wird Mahalia bereits als nächster Star gehandelt. Das
UK-Magazin Stylist kürte sie sogar zu "einer der coolsten Frauen
im Pop". Ihr Debüt-Singe "Sober" [8] zählt indes über 20 Mio.
Streams.


THE DOORS

Im Juli 1968 veröffentlichten The Doors ihr legendäres drittes
Studioalbum "Waiting For The Sun". Pünktlich zum Jubiläum erscheint
am morgigen Freitag nun die 50th Anniversary Deluxe Edition des
Platin-prämierten Longplayers - ihr erstes Album, das sich an die
Spitze der Charts spielte.

Die vom langjährigen Doors-Toningenieur Bruce Botnick neu gemasterte
Deluxe Version ist als 2-CD-/1-LP-Edition über Rhino Records
erhältlich und umfasst neben den überarbeiteten originalen
Stereomixen zum Album noch eine weitere Disc mit 14 bisher
unveröffentlichten Tracks und jüngst entdeckten Rohmixen.

"Waiting For The Sun" folgt auf die bereits Anfang August erschienene
7-Zoll-Vinyl-Single ihres zweiten Nummer-1-Hits "Hello, I Love You".
[9]


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

14.09.2018

14.09.2018

14.09.2018

18.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

28.09.2018

05.10.2018

05.10.2018

05.10.2018

05.10.2018

05.10.2018

05.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

26.10.2018

02.11.2018

09.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

23.11.2018

30.11.2018

25.01.2019


	
KONFIGURATION

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Digital

Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Digital

Digital

Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch und Digital

Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch und Digital

Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital


	
ARTIST

The Doors

David Guetta

Paul Weller

Bhad Bhabie

Mahalia

Chicago

Chicago

MC5

OST/Howard Shore

Ramones

Prince

Suede

Slash

Josh Groban

NONONO

Maruv

Rhys

Phil Collins

Pink Floyd

Aretha Franklin

Cher

Tom Petty

Against The Current

Max Frost

Roxette

Roxette

Coheed and Cambria

Twenty One Pilots

Lindsey Buckingham

Morgan Evans

Fleetwood Mac

Fleetwood Mac

Basement

David Bowie

Jess Glynne

KLAN

Whitesnake

Disturbed

The Greatest Showman

Rüfüs Du Sol

Thomas Anders

Mac Miller

Matt Corby

Muse

ZAZ

Boyzone

NEEDTOBREATHE

Tom Petty

Cher

Rudimental


	
TITEL

Waiting For The Sun (50th Anniversary Deluxe Edition) (CD)

7

True Meanings

15 (Mixtape)

Seasons

Chicago II - Live On Soundstage (Box & CD)

Chicago II Collector's Edition (Box)

Total Assault: 50th Anniversary Collection

Lord Of The Rings: The Return Of The Kind - The Complete Recordings (LP Box & CD+BR Audio Box)

Road To Ruin (40th Anniversary Deluxe Edition)

Piano & A Microphone 1983 (CD & Vinyl)

The Blue Hour

Living The Dream

Bridges

Undertones

Black Water

Stages

Plays Well With Others (CD)

A Foot In The Door - The Best Of Pink Floyd (Vinyl)

The Atlantic Singles Collection 1967 - 1970 (Vinyl & CD)

Dancing Queen

An American Treasure

Past Lives

Gold Rush

Roxette DVD Boxette

Look Sharp! 30th Anniversary Edition (Box, Vinyl, CD)

The Unheavenly Creatures

Trench

Solo Anthology: The Best Of Lindsey Buckingham (1CD, 3CD)

Things That We Drink To

Say You Will (Vinyl)

The Dance (Vinyl)

Beside Myself

Loving The Alien (1983-1988) (CD & Vinyl)

Always Inbetween

Wann hast du Zeit?

Unzipped (1CD, 2CD, CD+DVD, LP)

Evolution

Sing-A-Long

Solace

Ewig mit Dir

Swimming (Vinyl)

Rainbow Valley

Simulation Theory

Effet miroir

Thank You & Goodnight

Acoustic Live Vol. 1

An American Treasure (Vinyl)

Dancing Queen (Vinyl)

Toast To Our Differences









[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c3575bc71c294209e31b6a378530091c681f75fc26d70aa4fb929c127d9f8703499a5b0a0e96032440b

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c35d22bdf1831288c2e4d24675e89b3a53b430667dbfa93ec734654b77a8200aadfad5c457055db5c6a

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c358e6f074bf83f0092e96d9188daea197b544718c39b91504fa5c86abf6e90bdeed933a730094e192a

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c353a0a9b5bf201547ecc248d35c6e66865f82bf58ee3d0350ef60ce147cd6139d393375d3367f50150

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c35a9faa97595b22e0c9b9c08bea049649a56e663e711b66d88f7b38271e24a186c697051e414e15f66

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c356ab5c16ff3b786d16011674ad8e8ae631b97101092c6407ac2b1039743f759cf3f048ffef6cce6c5

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c35f2d131f717d3c00f8c96c21dd105533136e9209e02136fd30d1105f556662712dda773c2f68a91f3

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c352e785f0676cfeee6b50ad9202a4b1bfecb0fd8655d19a2f3071157a767bd3696caf72d490991a03b

[9] http://click.email.artistarena.com/?qs=88b7205be14a7c355bd6be607d9655bc7040cbe4d0639e280a9cfcfce61cf4116f301a66dca0a1bff865725be80eec3a

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2704: Cuxhaven - Die "Große Italo - Pop-Night" mit Fraca Morgano, Amici & Band am 22.9.


Die "Große Italo - Pop-Night" mit Fraca Morgano, Amici & Band



Am Samstag, 22. September 2018, um 20 Uhr werden Ihnen die größten
Hits von Adriano Celentano bis Zucchero im Stadttheater Cuxhaven,
Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven geboten.

"Cerco l'estate tutto l'anno" ist die erste Zeile von Adriano
Celentanos Welthit "Azzuro" und heißt so viel wie "das ganze Jahr
such' ich den Sommer". Das herrlich sorgenfreie Sommerfeeling findet
man in der "Großen Italo -Pop - Night im Stadttheater nicht nur durch
diesen Klassiker, auch andere Ohrwürmer des "dolce far niente"
unzähliger Sommerurlaube vermitteln italienisches Lebensgefühl pur.
Lassen Sie sich von der vielfach ausgezeichneten Sängerin Franca
Morgano mit kraftvollen Vocals und einer starken Bühnenpräsenz
begeistern. Sie interpretiert Evergreens wie "Volare" oder "O sole
mio" genauso temperamentvoll und markant wie Songs von Gianna Nannini,
Eros Ramazotti oder Zucchero und nimmt ihr Publikum mit auf eine Reise
in die eigene südliche Vergangenheit: "Gente di Mare" oder "Piu bella
cosa" werden weltweit ganz ohne Italienischkenntnisse verstanden und
assoziieren immer Pistazieneis, Sand zwischen Zehen, südliche
Sonnenuntergänge und vor allem ganz viel Gefühl.

Begleitet von ihrer erstklassigen Live-Band lässt Franca Morgano
keinen Zweifel daran, dass keine Sprache so klangvoll auf den Punk
bringt, was Deutsche für Italien empfinden: ti amo.

Sichern Sie sich noch heute Ihre Eintrittskarten für die
"Große Italo-Pop-Night" in der Kulturinformation im Schlossgarten 4,
27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr
15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets oder am
Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel.
0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. September 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AKTION/2703: Cuxhaven - Duo "Pariser Flair", die etwas anderen Stadtführer, 20.9.2018


Das Duo "Pariser Flair" die etwas anderen Stadtführer!

Chansons mit Niveau und Klassik mit Sexappeal



Am Donnerstag, den 20. September 2018, um 19.30 Uhr findet der
unterhaltsame Abend mit Marie Giroux und Jenny Schäuffelen im Schloss
Ritzebüttel, Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven statt.

Stellen Sie sich vor, Sie wären in Paris und Sie hätten dazu die beste
Stadtführung, die man sich vorstellen könnte, nicht nur rein in den
Doppeldecker und Stimme vom Band. Sondern musikalisch, kulinarisch und
vieles mehr!

Auf so eine ganz und gar besondere Reise lädt Sie sowohl fachmännisch
als auch überaus charmant das Duo Pariser Flair ein, die französische
Opernsängerin und jahrelange Wahlpariserin Marie Giroux und die
norddeutsche Perle der Ostsee, die Pianistin und Akkordeonistin Jenny
Schäuffelen. Von Aznavour bis Piaf über Brel und Becaud werden Sie auf
dieser Tour die ganz großen Klassiker der französischen Chanson hören.

Um das Programm abzurunden, bekommen Sie als Gast einen kleine
Tourbeschreibung, in der die ganzen Tipps und Adressen zusammengefasst
sind, mit denen Sie an diesem außergewöhnlichen Abend so ganz en
passant vertraut gemacht worden sind. Und zwar ohne dass Ihnen bei
dieser Stadtführung die Füße weh tun.

Eintrittskarten für diesen besonderen Abend gibt es im Vorverkauf in
der Kulturinformation, Schlossgarten 4, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet
Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) und online unter
www.cuxhaven.de/tickets. Eventuelle Restkarten sind am
Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr an der Abendkasse im Schloss
Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12) erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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FOLKLORE/1378: Wiesbaden - Susana O, Kubanischer Abend, Theater im Pariser Hof 21.09.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Susana O

Kubanischer Abend (Konzert)

Datum: Premiere Fr., 21. September 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 16 / erm. 11 Euro



Susana O ist das neue persönliche Projekt der kubanischen Sängerin
Susana Orta López. Begleitet wird sie von dem schweizerischen
Pianisten Nicolas Gerber und dem französischen Schlagzeuger
Jean-Baptiste Baldazza. In diesem einzigartigen Ensemble präsentieren
drei Ausnahmekünstler ein faszinierendes Musikuniversum. Mitreißend,
intim und inspiriert von Afro-Kubanischen Yoruba Songs mit eigenen
Kompositionen gepaart mit einem Hauch von Jazz und Afro-Kubanischen
Stilen.

Mit ihrer Stimme und ihrer Musik vermittelt Susana O auf einzigartige
Weise die fröhliche Begeisterung Ihres Heimatlandes und die Sonne
Havannas. Die musikalische und kulturelle Verschmelzung der drei
Künstler verführt auf zarte Art und Weise und versetzt Zuhörer in
einen Zustand von absoluter Seligkeit.

Susana Orta López strahlt, wie es bereits ihre Initialen verraten: SOL
(span. Sonne), ohne überhaupt eine Note anzustimmen. Sie besticht ohne
Worte und ist eine bezaubernde Erscheinung: Fröhlich, aufgeweckt und
lebenslustig! Einfach nur mitreißend.

Kritiker beschreiben sie als großartige kubanische Sängerin und
vergleichen Sie mit Größen wie Celia Cruz und Omara Portuondo. Lassen
auch Sie sich von ihr und ihrer außergewöhnlichen, schillernden Stimme
mitreißen und begleiten sie sie in ihre Heimatland: Kuba.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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AUSLAND/8825: Aus aller Welt - 14.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußlands Außenminister trifft sich mit Heiko Maas in Berlin

Rußlands Außenminister Sergej Lawrow sieht in den russisch-deutschen
Beziehungen trotz unterschiedlicher Positionen noch viel Raum für
eine Verständigung. Es gebe eine Verflechtung in Kultur, Gesellschaft
und Wirtschaft und die menschliche Klugheit, die es beiden Völkern
erlaube, sich für eine gute und vorhersagbare Zukunft einzusetzen,
sagte der Moskauer Spitzendiplomat unmittelbar vor seiner Reise nach
Berlin. Dort wird Lawrow heute mit seinem Amtskollegen Heiko Maas
(SPD) zusammenkommen. Hauptthema der Gespräche dürfte der Konflikt in
Syrien sein. Beide Politiker wollen zudem ein gemeinsames Themenjahr
zur Hochschul- und Wissenschaftskooperation auf den Weg bringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8825: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Große Durchsuchungsaktion im Frankfurter Bahnhofsviertel

Knapp 500 Beamte der Frankfurter Polizei haben am Donnerstagabend
eine Razzia gegen die Drogenszene und die organisierte Kriminalität
im Bahnhofsviertel durchgeführt. Im Zuge der Aktion wurden mehrere
Straßen in der Nähe des Hauptbahnhofs abgesperrt und über 650
Personen kontrolliert, die sich in diesem Bereich aufhielten. Die
Kontrollen zogen nach Informationen der Behörden 27 Strafanzeigen
nach sich, unter anderem wegen 16 Rauschgiftdelikten, davon acht
wegen Drogenhandels. Zudem vollstreckten die Beamten zwölf bestehende
Haftbefehle, die meisten wegen Eigentumsdelikten. Laut
Polizeipräsident Gerhard Bereswill ging es bei der Razzia auch darum,
Personenzusammenhänge und Strukturen zu erkennen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8822: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neue US-Waffen für Südkoreas Streitkräfte

Vor dem Hintergrund der jüngsten innerkoreanischen
Annäherungsbemühungen genehmigte die US-Behörde für Zusammenarbeit im
Verteidigungsbereich eine milliardenschwere Waffenlieferung an
Südkorea. Dabei geht es unter anderem um den Verkauf von sechs
Poseidon-Seefernaufklärungsflugzeugen von Boeing und Dutzenden
Patriot-Raketen. Es wird erwartet, daß der US-Kongreß dem
Rüstungsgeschäft in Höhe von umgerechnet 2,24 Milliarden Euro
zustimmen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8824: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Arbeitsminister Heil plädiert für verläßlichen Sozialstaat

Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) will die im Koalitionsvertrag
verankerte Grundrente für Geringverdiener im kommenden Jahr einführen
und Selbständige in das System der Alterssicherung einbeziehen. Die
Grundrente ist für Bezieher niedriger Löhne gedacht, deren
Rentenansprüche so gering ausfallen, daß sie ohne weitere
Unterstützung unterhalb des Grundsicherungsniveaus bleiben würden.
Durch die Einbeziehung der Selbständigen in die gesetzliche
Rentenversicherung soll laut Heil vermieden werden, daß die
Betroffenen auf die steuerfinanzierte Grundsicherung angewiesen sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8823: Tragisches und Kurioses - 14.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Explosionsserie erschüttert Massachussetts

In mehreren Ortschaften in der Nähe von Boston, der Hauptstadt des
US-Ostküstenstaats Massachussetts, sind durch Gasexplosionen Dutzende
Häuser in Brand geraten. Nach Behördenangaben kam dabei ein
18jähriger ums Leben, zwölf Menschen erlitten zum Teil schwere
Verletzungen. Zehntausende wurden zum Verlassen ihrer Wohnung
aufgefordert. Das Unternehmen Columbia Gas hatte am Donnerstag eine
Mitteilung veröffentlicht, wonach Gasleitungen in verschiedenen
Gegenden in der Region nachgerüstet werden sollten. Ob die
Explosionen und Brände mit den Arbeiten der Firma zusammenhängen, war
zunächst unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7908: Aus Forschung und Technik - 14.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



SpaceX kündigt Touristenflug zum Mond an

Sieben Monate vor dem ersten bemannten Testflug mit einer neuen
Dragon-Kapsel hat die kommerzielle US-Raumfahrtfirma SpaceX nach
eigenen Angaben einen Weltraumtouristen für eine Reise um den Mond
gefunden. Ein Vertrag mit dem ersten privaten Passagier sei bereits
unterzeichnet, teilte das Unternehmen von Elon Musk am Donnerstag im
Kurzmitteilungsdienst Twitter mit. Wer die Privatperson ist und wann
die Mission starten soll, ließ SpaceX offen. Weitere Informationen
sollen am Montag bekanntgegeben werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7920: Aus aller Welt - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Koreanisches Verbindungsbüro in Kaesong

Nordkorea und Südkorea haben am Freitag in der nordkoreanischen Stadt
Kaesong ein ständiges Verbindungsbüro eröffnet. Südkorea wird dort an
Wochentagen bis zu 20 Mitarbeiter einsetzen. Das Büro soll auch an
Wochenenden besetzt sein. Die Regierungen in Seoul und Pjöngjang
wollen über das Büro miteinander kommunizieren. Seit dem Zweiten
Weltkrieg war das meist nur über Telefon und Fax möglich. Das
Verbindungsbüro soll auch Austauschprogramme von Zivilisten
ermöglichen und die wirtschaftliche Zusammenarbeit beider Länder
erleichtern. Der südkoreanische Vereinigungsminister Cho Myoung Gyon
erwartet, daß das Büro zur Wiege des koreanischen Wohlstands wird.
Der Minister stellt sich vor, daß man dort seine Köpfe zusammensteckt
und in direktem persönlichen Kontakt seine Gedanken zu schwierigen
Angelegenheiten austauscht. Von der Eröffnung des Büros berichteten
südkoreanische Sender. Nächste Woche wird Nordkoreas Staatschefs Kim
Jong Un den südkoreanischen Präsidenten Moon Jae In in Pjöngjang
empfangen. Es ist das dritte Treffen der beiden Politiker.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7880: Medizin und Gesundheitswesen - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



West-Nil-Fieber breitet sich in Europa aus

Seuchenmediziner schlagen Alarm. Allein in diesem Jahr sind in der
Europäischen Union bislang fast 800 Fälle von West-Nil-Fieber bei
Menschen registriert worden. Wie das Europäische Zentrum für die
Prävention und Kontrolle von Krankheiten laut Deutschem Ärzteblatt
berichtete, sind in ganz Europa bisher mindestens 71 Todesfälle 
gemeldet worden: 26 in Serbien, 13 in Italien, 12 in Rumänien
und jeweils einer in Ungarn und im Kosovo. Für Griechenland wurden 18 
Tote aufgeführt. Womöglich ist diese Zahl schon überholt, weil das 
griechische Gesundheitsministerium 21 Tote angab. Experten gehen davon 
aus, daß die Zahlen nur die Spitze des Eisbergs sind. Schließlich 
weisen die meisten Betroffenen keine oder eher harmlose Symptome wie 
Kopf- und Gliederschmerzen auf, so daß sie erst gar nicht einen Arzt 
konsultieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7908: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



EGMR rügt Massenausspähungen in Großbritannien

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat den Klagen
von 16 Bürgern und Organisationen gegen die massenhafte Ausspähung
von Journalistinnen und Aktivisten durch den britischen Geheimdienst
GCHQ teilweise stattgegeben und als Verstoß gegen das Grundrecht auf
Meinungs- und Pressefreiheit gewertet. Die Klagen waren in Straßburg
eingereicht worden, nachdem Edward Snowden 2013 die internationale
Überwachungstätigkeit von Geheimdiensten in den USA und in
Großbritannien ans Licht gebracht hatte. Der EGMR verpflichtet die
britische Regierung zur Übernahme eines Teils der Verfahrenskosten
von insgesamt 185.000 Euro. Eine Strafe folgt aus dem Urteil nicht.
Schadenersatzforderungen lagen nicht vor. Die Entscheidung des EGMR
kann noch innerhalb von drei Monaten angefochten werden.

Zu den Klägern gehörten ein Netzwerk investigativer Journalisten, die
Bürgerrechtsorganisation Big Brother Watch und mehrere
Nichtregierungsorganisationen. Dem Gericht zufolge bedeutete die
massenhafte Ausspähung von Journalisten und Grundrechtsaktivisten
ohne angemessene und unabhängige Kontrolle des britischen
Geheimdienstes eine Verletzung des Rechts auf freie Meinungsäußerung
der Betroffenen und des Schutzes ihres Privatlebens. Damit lag ein
Verstoß gegen die Europäische Menschenrechtskonvention vor. Das
Gericht hob besonders hervor, daß die Überwachungsbehörden gezielt
auf vertrauliche Informationen von Journalisten zugreifen und damit
deren Quellen aufdecken konnten. Das könnte Journalisten abschrecken,
wodurch die Pressefreiheit eingeschränkt wäre. Ein weiterer
kritischer Punkt war, daß viele britische Behörden bei den
Telekommunikationsunternehmen Daten zur Kommunikation ihrer Kunden
abfragen konnten, wobei die Bedingungen dafür unzureichend definiert
waren. In der EU aber dürfen die Unternehmen derartige Informationen
nur für die Verbrechensbekämpfung herausgeben und dann auch nur, wenn
dem ein Gericht oder eine unabhängige Stelle zugestimmt hat. Der EGMR
stellte den Kommunikationsdatenaustausch zwischen den Geheimdiensten
der USA und Großbritanniens nicht in Frage. Ein Mißbrauch war nicht
zu erkennen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7832: Sprache, Kunst und Medium - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Künstlerpech - Banksy-Graffiti überpinselt

Anscheinend wohnt der geheimnisumwitterte Streetart-Künstler Banksy im
südenglischen Bristol, aber natürlich stammt nicht jedes nächtlich
entstandene Graffiti in der Stadt von dem durchaus sehr produktiven
Sprayer.

Nun ging eine Meldung durch die örtlichen Medien, daß ein in den 90er
Jahren auf den Rolladen eines Skateboard-Ladens gesprühtes Motiv in
Unkenntnis einer neuen Mieterin halb überpinselt wurde. Die Frau, die
dabei ist, eine Teestube zu eröffnen, wurde erst von einem Banksy-Fan,
der an dem Laden vorbeikam, darauf aufmerksam gemacht, daß sie dabei
war, das Werk eines stadtbekannten, wenn nicht weltbekannten Künstlers
zu zerstören.

Einem BBC-Reporter erklärte sie, keine Ahnung gehabt zu haben. Um das
Bild vielleicht doch noch halbwegs zu retten, hat Frau Jo Xie Kontakt
zu örtlichen Street-Art-Künstlern aufgenommen und sie gebeten,
Vorschläge für die Gestaltung der inzwischen rein schwarzen Hälfte zu
unterbreiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7898: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Südkorea soll mit Waffen aus den USA weiter aufrüsten

In den USA hat die Behörde für Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich
am Donnerstag gemeldet, daß vorbehaltlich einer Zustimmung des
Kongresses Südkorea Kriegswaffen zum Preis von 2,6 Milliarden Dollar
geliefert bekommt. Ein Großteil des Postens machen sechs P-8A
Poseidon-Seeüberwachungsflugzeuge von Boeing im Wert von 2,1
Milliarden Dollar aus. Hinzu kommen unter anderem 64 Patriot-Raketen
samt Ausrüstung. In Washington rechnet man nicht damit, daß die
Waffenlieferungen die militärischen Kräfteverhältnisse in der Region
in Richtung Krieg ändern werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7912: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußlands Außenminister Sergej Lawrow in Berlin

Bundesaußenminister Heiko Maas hat am Freitag seinen russischen
Amtskollegen Sergej Lawrow zum Abschluß des Jahres der
deutsch-russischen Städtepartnerschaften in Berlin empfangen. Bei dem
Anlaß wollten sie das gemeinsame Themenjahr zur Hochschul- und
Wissenschaftskooperation starten.

Lawrow sprach sich in einer Grundsatzrede dafür aus, eine Renovierung
des gemeinsamen europäischen Hauses anzupacken. Das schließt eine
umfängliche Wiederbelebung der seit der Ukrainekrise vor vier Jahren
getrübten Beziehungen von Deutschland und Rußland ein. Lawrow würde
es begrüßen, wenn Berlin dazu ohne irgendwelche Vorbedingungen
initiativ würde.

Hinsichtlich der bevorstehenden Offensive der syrischen Streitkräfte
und Rußlands in der syrischen Provinz Idlib äußerte sich Maas vor dem
Treffen mit Lawrow über Twitter. Dem SPD-Politiker zufolge muß in
Idlib eine weitere humanitäre Katastrophe verhindert werden. Wenn es
eine politische Lösung in Syrien gäbe, die zu freien Wahlen führte,
so Maas, wäre Deutschland bereit, Verantwortung beim Wiederaufbau zu
übernehmen. Um Wiederaufbauhilfe für Syrien hatte die russische
Regierung bereits im August den Westen gebeten.

Angesichts der Drohung des Westens, militärisch gegen die syrischen
Streitkräfte vorzugehen, sollte in Idlib Giftgas eingesetzt werden,
versicherte Lawrow bei einer Diskussionsveranstaltung in Berlin, es
liege kein Hinweis darauf vor, daß die syrische Regierung sich auf so
etwas vorbereite. Der Außenminister befürchtet, daß Extremisten in
Idlib erneut einen Giftgaseinsatz inszenieren, um den Grund für
Angriffe auf die Regierungstruppen zu liefern. Laut Lawrow sind die
sogenannten Weißhelme an derartigen Vorbereitungen beteiligt.

14. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7882: Tragisches und Kurioses - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Lichterketten und Dekoration: Weihnachts-Verkauf gestartet

Viele Ladenbesitzer und Verkaufsmanager können es gar nicht erwarten -
das Weihnachtsgeschäft. Noch herrschen durchweg sommerliche
Temperaturen, aber in manchen Shoppingcentern und auf Einkaufsmeilen
sollen bereits installierte Lichterketten und Winterdekos offenbar
daran erinnern, daß in gut drei Monaten gefeiert und geschenkt werden
soll.

"Jeder versucht, auf diesen Hype aufzuspringen, es fängt immer früher
an", klagte der zuständige Experte des Kölner Instituts für 
Handelsforschung (IFH) Uwe Krüger.

Wie die Nachrichtensendung ZDF heute berichtete, wurden nach
Berechnungen des IFH 2016 in Deutschland rund 240 Millionen Euro für
weihnachtliche Dekorationsartikel und elektrische Illuminationen
ausgegeben.
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SOZIALES/7909: Arbeit, Soziales und Familie - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen Räumungen im Hambacher Forst

Am Donnerstag hat Polizei im Hambacher Forst mit der Räumung und
Zerstörung von Baumhäusern der dortigen Umweltschützer begonnen. Am
Abend fanden sich rund 400 Menschen in Köln zu einem unangemeldeten
Protestmarsch gegen die geplante Rodung des Hambacher Forstes ein.
Vor Ort fanden eine genehmigte Protestkundgebung mit mehr als 1000
Teilnehmern statt. 40 bis 50 Gegner des Braunkohletagebaus Hambach,
dem der Wald weichen soll, lösten sich vom Demonstrationszug und
rannten an der Polizei vorbei zu den Waldbesetzern, von denen sie mit
großem Hallo begrüßt wurden. Die Räumungen im Hambacher Forst wurden
am Freitagmorgen fortgesetzt. In Berlin blockierten Aktivistinnen und
Aktivisten der Initiative "Ende Gelände" die Landesvertretung
Nordrhein-Westfalen, um gegen den Großeinsatz der Polizei im
Hambacher Forst zu protestieren. "Ende Gelände" wollte laut
Mitteilung die Vertretung besetzt halten, bis die NRW-Landesregierung
den Polizeieinsatz im Wald beendet hat. Die Landesvertretung stellte
Strafanzeige wegen Hausfriedensbruchs. Die Demonstraten wurden am
Freitagmittag von Polizei weggetragen und registriert.
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UMWELT/7891: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Gesunde Ernährung verbraucht weniger Trinkwasser

Vegetarier schützen durch ihren Verzicht auf Fleisch nicht nur das
Leben vieler Tiere, sondern sollen den Wasserverbrauch für die
Lebensmittelproduktion um etwa die Hälfte senken können. Zu diesem
Ergebnis gelangte laut dpa ein Team um Davy Vanham von der
Gemeinsamen Forschungsstelle der Europäischen Kommission in Ispra
(Italien). Nach der Studie essen die Bewohner der untersuchten Gebiete
zu viel Zucker, Öle und Fette, (rotes) Fleisch sowie auch Milch und
Käse. Ein Wechsel zu einer gesunden Ernährungsweise mit wenig Fleisch
könnte nach den Berechnungen der Forscher zu einer Wasserersparnis
von 11 bis 35 Prozent führen. Bei einer Ernährung ohne Fleisch, aber
mit Fisch, würden 33 bis 55 Prozent eingespart, bei rein
vegetarischer Lebensweise 35 bis 55 Prozent.
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WIRTSCHAFT/7897: Märkte und Finanzen - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Clearing-Stelle für den Iran-Handel geplant

Die Europäische Union plant Medienberichten zufolge die Einrichtung
einer Art Clearing-Stelle, über die Finanztransaktionen mit der von
US-Sanktionen belegten Islamischen Republik Iran unabhängig vom
internationalen Finanzsystem und den daran beteiligten Geldhäusern
abgewickelt werden können. Die Clearing-Stelle könnte ab etwa Anfang
November einen internationalen Handel mit dem Iran ermöglichen, ohne
daß die Geschäftspartner auf Washingtons Sanktionen Rücksicht zu
nehmen hätten. Dazu könnten Forderungen iranischer und europäischer
Unternehmen ohne Beteiligung von Geschäftsbanken miteinander
verrechnet werden. Die Tauschbörse z. B. in Luxemburg könnte von
einer zu gründenden Zweckgesellschaft nach luxemburgischem Recht
betrieben werden. Damit wäre die Einrichtung anders als eine Bank
nicht verpflichtet, sich über öffentliche Mittel einen Kapitalstock
zuzulegen.

Laut Bundeswirtschaftsministerium ist die Aufrechterhaltung des
Zahlungsverkehrs mit dem Iran von großem Interesse für die EU und die
Bundesregierung. Von der geplanten Plattform berichteten das
Handelsblatt und auch Der Spiegel unter Berufung auf ein Papier der
EU-Kommission. Die Initiative zur Einrichtung einer Clearing-Stelle
ging von Frankreich aus. Auch Bundesaußenminister Heiko Maas hatte
vor einiger Zeit einen entsprechenden Vorschlag gemacht.
Großbritannien würde sich an dem Projekt beteiligen. Italien hat
Interesse angemeldet.

Die EU-Kommission hat bereits Unternehmen und Finanzinstituten der
Europäischen Union verboten, sich bei Geschäften mit dem Iran dem
Sanktionsdruck aus Washington zu beugen. Inzwischen sieht die
Kommission in der Tauschbörse die einzige Option, den Handel mit dem
Iran offenzuhalten. Die Einrichtung sollen alle Unternehmen aus
EU-Staaten in Anspruch nehmen können.

Die US-Regierung hatte im Mai das internationale Atomabkommen mit dem
Iran einseitig aufgekündigt und ab August Wirtschaftsanktionen gegen
Teheran verhängt. Diese werden auf Drittländer ausgeweitet, die mit
dem Iran Geschäfte machen. Deswegen mußte z. B. die Europäische
Investitionsbank darauf verzichten, Investitionen im Iran
abzusichern. Für Anfang November hat die US-Regierung eine Ausweitung
ihrer Sanktionen angekündigt.

14. September 2018
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WISSENSCHAFT/7914: Aus Forschung und Technik - 14.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Flohkrebs mit überraschender Überlebensstrategie

Die Erforschung von Überlebensstrategien birgt so manche
Überraschung. So nutzen mehrere Flohkrebsarten im Südpolarmeer
Flügelschnecken aus, um sich vor Freßfeinden zu schützen. Sie tragen
hierfür Flügelschnecken, die Gifte als Abschreckung aussenden, auf
dem Rücken. Das ergab afp zufolge eine Studie, die die Forscherin
Charlotte Havermanns vom Alfred-Wegener-Institut in Bremerhaven
durchgeführt hatte.

14. September 2018
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MELDUNG/185: Ein neuer Rahmen für den Himmel (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 13.09.2018

Ein neuer Rahmen für den Himmel



Der Himmel bekommt einen neuen Referenzrahmen. Am 30. August hat die
"International Astronomical Union" den "International Celestial Reference
Frame 3" (ICRF-3) auf ihrer Jahresversammlung in Wien beschlossen. Der
Referenzrahmen wird ab dem 1. Januar 2019 weltweit gültig. An ihm richten
sich beispielsweise GPS-Systeme aus und er ist die Grundlage für die
Navigation von Weltraumsonden. An der Erstellung des Referenzrahmens war
das Deutsche GeoForschungsZentrum GFZ mit seiner VLBI-Arbeitsgruppe
maßgeblich beteiligt.

Der Himmel bekommt einen neuen Referenzrahmen. Am 30. August hat die
International Astronomical Union den International Celestial Reference
Frame 3 (ICRF-3) auf ihrer Jahresversammlung in Wien beschlossen. Der
Referenzrahmen wird ab dem 1. Januar 2019 weltweit gültig. An ihm richten
sich beispielsweise GPS-Systeme aus und er ist die Grundlage für die
Navigation von Weltraumsonden.

Jede Art der Positionsbestimmung und Navigation auf der Erde oder im All
benötigt einen Referenzrahmen. Vergleichbar mit den Längen- und
Breitengraden auf dem Globus ist auch ein Gitternetz am Himmel
vorstellbar. Über einen solchen Referenzrahmen ist es möglich, mit Bezug
zur Erdoberfläche die genaue Lage von Objekten am Himmel anzugeben. Für
die Erstellung dieses Netzes braucht es "Ankerpunkte" am Himmel und auf
der Erde, an denen die Systeme ausgerichtet werden können. Für die Erde
sind dies die etwa 50 weltweit vorhandenen Radioteleskope, für den Himmel
4536 sogenannte Quasare: Galaxien mit einem Schwarzen Loch im Zentrum.

Über die vergangenen 40 Jahre hinweg bestimmten die auf allen Kontinenten
positionierten Radioteleskope mittels der Very Long Baseline
Interferometry (VLBI, zu Deutsch: Radiointerferometrie auf langen
Basislinien) die Positionen der 4536 Quasare unter maßgeblicher
Beteiligung der VLBI-Arbeitsgruppe der GFZ-Sektion Geodätische
Weltraumverfahren. Robert Heinkelmann, Leiter der Arbeitsgruppe: "Wir
haben aus allen vorhandenen VLBI-Beobachtungen der vergangenen 40 Jahre
die genauen Richtungen aller extra-galaktischen Objekte berechnet.
Außerdem haben wir Lösungen dafür gefunden, wie sich Beobachtungsfehler in
den Berechnungen ausgleichen lassen, die durch die Drehung unserer
Galaxie, der Milchstraße, entstehen."

Der letzte Referenzrahmen (ICRF-2) wurde im Jahr 2010 veröffentlicht.
Demgegenüber verbessert das neue System die Genauigkeiten im Mittel etwa
um das 1,5-Fache. Es wurden etwa 30 Prozent mehr Objekte in die
Berechnungen einbezogen und zum ersten Mal wurde die Drehbewegung der
Milchstraße einberechnet. Die Ergebnisse liegen nun außerdem parallel in
drei verschiedenen Radio-Frequenzbändern vor, was einen breiteren Zugriff
für die verschiedenen Nutzerinnen und Nutzer ermöglicht.

Anhand des neuen Himmelsreferenzrahmens lassen sich die Richtungen von
Objekten auf der Himmelskugel mit einer Genauigkeit von einem Hundertstel
eines Millionstel Winkelgrades bestimmen. Das entspricht der Genauigkeit,
von der Erde aus einen Tennisball auf der Oberfläche des Mondes erkennen
zu können.

Die Quasare senden permanent Radiowellen aus, die von den Radioteleskopen
auf der Erde empfangen werden können. Da sich die Quasare extrem weit von
der Erde entfernt im All befinden (etwa 100 Millionen bis 10 Milliarden
Lichtjahre), können sie, obwohl sie in Bewegung sind, von der Erde aus als
ortsfest angesehen werden. Damit eignen sie sich optimal als Ankerpunkte
für das Referenzsystem am Himmel.

Nicht nur Systeme zur Positionsbestimmung wie das GPS oder das europäische
Pendant Galileo sind auf das Referenznetz am Himmel angewiesen. Auch
Veränderungen auf der Erdoberfläche, wie beispielsweise Bewegungen von
Erdplatten, Vulkanausbrüche, Meeresspiegelschwankungen, Erdbeben oder
Veränderungen der Orientierung der Erde im Weltraum, lassen sich darüber
präzise bestimmen. Und zwar gibt es für die Erdoberfläche den
International Terrestrial Reference Frame (ITRF), der Bezugspunkte auf der
Erde in einem Koordinatensystem erfasst, mit dem Zentrum der Erde als
Mittelpunkt. Um zum Beispiel bestimmen zu können, ob der Meeresspiegel
gestiegen oder das Land abgesunken ist, braucht der Referenzrahmen auf der
Erdoberfläche einen Referenzrahmen am Himmel, zu dem er in Bezug gesetzt
werden kann. Je präziser dieser himmlische Referenzrahmen, desto genauer
ist auch die Überwachung von Veränderungen an der Erdoberfläche möglich.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42
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STERN/380: Die Geburtsstätten der Sterne in unserer Milchstraße (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 13.09.2018

Die Geburtsstätten der Sterne in unserer Milchstraße



Ein Team internationaler Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter
der Leitung von Ivan Minchev am Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam
(AIP) hat einen Weg gefunden, die Geburtsorte von Sternen in unserer
Galaxie zu ermitteln. Damit kann eine der Hauptfragen in der Galaktischen
Archäologie beantwortet werden, die sich der Entstehungsgeschichte der
Milchstraße widmet.




[image: Credit: I. Minchev (AIP)]

Geburtsorte 600 sonnennaher Sterne.

Credit: I. Minchev (AIP)



Es ist seit langem bekannt, dass sich Sterne in Galaxienscheiben aufgrund
eines Phänomens, das als "radiale Wanderung" bekannt ist, von ihren
Geburtsorten entfernen. Die Bewegung wird von zahlreichen Faktoren
beeinflusst; zum Beispiel die Größe und Geschwindigkeit des galaktischen
Balkens, die Anzahl und Form der Spiralarme in der Galaxie und die
Häufigkeit mit der kleinere Galaxien während der letzten 10 Milliarden
Jahre mit der Milchstraße kollidiert sind.

Die Astrophysikerinnen und Astrophysiker um Minchev haben nun einen Weg
entwickelt, die Herkunft der Sterne in der Milchstraße unter Nutzung ihres
Alters und der chemischen Zusammensetzung als "archäologische Artefakte"
zu rekonstruieren. Dabei berücksichtigten sie, dass die Entstehung von
Sternen in der Scheibengalaxie allmählich nach außen fortschreitet.
Sterne, die an einer bestimmten Position zu einer bestimmten Zeit geboren
wurden, weisen eine ausgeprägte chemische Zusammensetzung auf. Wenn also
das Alter und die chemische Zusammensetzung (z. B. der Eisengehalt) eines
Sterns sehr genau gemessen werden kann, ist es möglich, direkt auf seinen
Geburtsort in der Galaxie zu schließen.

Das Team verwendete eine Stichprobe von etwa 600 sonnennahen Sternen, die
mit dem hochauflösenden Spektrographen HARPS am 3,6-m-Teleskop des
ESO-La-Silla-Observatoriums in Chile beobachtet wurden. Dank den sehr
genauen Messungen ihres Alters und Eisengehalts stellten sie Wissenschaftler
fest, dass diese Sterne verteilt über die gesamte galaktische Scheibe
geboren wurden, wobei die älteren mehr aus den zentralen Teilen stammen.

Die Methode lässt sich nun auf andere Sterne übertragen - beispielsweise
unsere Sonne. Angesichts ihres Alters von 4,6 Milliarden Jahren und ihres
Eisengehalts, geht Minchev davon aus, dass die Sonne bei ihrer Entstehung
etwa 2.000 Lichtjahre näher am galaktischen Zentrum geboren wurde.

Minchev kommentiert: "Bereits die Kenntnis der Herkunftsorte dieser
relativ kleinen Anzahl von Sternen mit genauen Messungen enthüllt
unschätzbare Informationen über die Vergangenheit unserer Milchstraße."
Co-Autor Friedrich Anders ergänzt: "In naher Zukunft wird die Anwendung
dieser Methode auf die extrem hochwertigen Daten der Gaia-Mission und
bodengestützte spektroskopische Untersuchungen wesentlich genauere
Messungen der Migrationshistorie und damit der Geschichte der Milchstraße
ermöglichen."


Das Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP) widmet sich
astrophysikalischen Fragen, die von der Untersuchung unserer Sonne bis zur
Entwicklung des Kosmos reichen. Forschungsschwerpunkte sind dabei
kosmische Magnetfelder und extragalaktische Astrophysik sowie die
Entwicklung von Forschungstechnologien in den Bereichen Spektroskopie,
robotische Teleskope und E-Science. Seinen Forschungsauftrag führt das AIP
im Rahmen zahlreicher nationaler, europäischer und internationaler
Kooperationen aus. Das Institut ist Nachfolger der 1700 gegründeten
Berliner Sternwarte und des 1874 gegründeten Astrophysikalischen
Observatoriums Potsdam, das sich als erstes Institut weltweit ausdrücklich
der Astrophysik widmete. Seit 1992 ist das AIP Mitglied der
Leibniz-Gemeinschaft.

Weitere Informationen unter:

http://www.aip.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164
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Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/508: Neuer Mechanismus bei der Genregulation gefunden (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 13.09.2018

Pflanzenforschung: Neuer Mechanismus bei der Genregulation gefunden



Ein Team von Wissenschaftlern um den Oldenburger Pflanzengenetiker Prof.
Dr. Sascha Laubinger hat einen neuen genetischen Mechanismus entdeckt, der
Pflanzen ermöglicht, schnell auf Stress wie Kälte oder Wassermangel zu
reagieren. Durch gezielte molekulargenetische Experimente mit der
Ackerschmalwand (Arabidopsis thaliana) fanden die Forscher heraus, dass
ein Eiweiß die Aktivität solcher Gene verstärkt, die eine Pflanze unter
Stress benötigt. Eine Analyse entsprechender Daten der Fruchtfliege
(Drosophila melanogaster) deutet zudem darauf hin, dass dieser Mechanismus
universell in allen höheren Lebewesen ähnlich ablaufen könnte. Die
Ergebnisse sind im Fachmagazin eLife erschienen.

In Pflanzen- und Tierzellen gibt es verschiedene Mechanismen, die
beeinflussen, ob die Informationen eines Gens tatsächlich abgelesen und
mit Hilfe der Bauanleitung Proteine, also Eiweiße, hergestellt werden. Ein
wichtiger Faktor sind dabei die sogenannten Introns: Diese Abschnitte
eines Gens enthalten zwar keine Information für den Bau eines Proteins.
Sie regeln aber unter anderem, welche Mengen des Proteins hergestellt
werden. Wissenschaftler vermuten zudem, dass Introns mehr Variationen in
den entstehenden Eiweißmolekülen und damit einen evolutionären Vorteil
ermöglichen.

Gut 20 Prozent der Gene einer Pflanze enthalten allerdings keine Introns.
Warum dies trotz des Vorteils durch die Introns so ist, haben
Wissenschaftler bisher noch nicht vollständig verstanden. "Unsere Analysen
und die Ergebnisse weiterer Studien zeigen aber, dass die Gene ohne
Introns schneller reagieren, wenn Pflanzen Stresssituationen ausgesetzt
sind", erläutert Laubinger. Der Grund hierfür sei, so vermutet Laubinger,
dass das zeitaufwändige Entfernen der Introns, das üblicherweise beim
Ablesen der Gene geschieht, entfalle. Diese schnellen Reaktionen bringe
Pflanzen, die Stresssituationen ja nicht durch Bewegung ausweichen können,
einen Vorteil. "Der Nachteil dabei ist aber, dass ein entsprechendes Gen
weniger stark abgelesen und damit weniger Protein hergestellt wird",
ergänzt Laubinger.

Nun haben die Wissenschaftler Hinweise darauf gefunden, dass ein
bestimmtes Protein, SERRATE genannt, dieses Dilemma entschärft. Bisher war
bekannt, dass dieses Molekül eine wichtige Rolle bei der Entwicklung der
Ackerschmalwand spielt. Es beeinflusst beispielsweise auf vielfältige
Weise das Botenmolekül RNA, das die Informationen aus den Genen für den
Zusammenbau von Proteinen überträgt. Die Forscher um Laubinger wollten der
Rolle des Moleküls nun weiter auf die Spur kommen: Sie untersuchten mit
molekulargenetischen Methoden an einer genetisch veränderten Variante und
der Wildform der Pflanze, an welche Gene das Protein andockt. Zudem
führten sie Stress-Experimente mit Kälte durch. Dabei zeigte sich:
"SERRATE bindet vor allem an die Gene, die keine Introns haben, und auf
Stress reagieren. Dabei verstärkt das Protein das Ablesen dieser Gene
unter Stress", sagt Laubinger. Es ermögliche damit der Pflanze, sowohl
schnell als auch wirkungsvoll auf geänderte Umweltbedingungen zu
reagieren.

Um herauszufinden, ob ein sehr ähnlich gebautes Protein, das in Tieren
vorkommt, auch ähnliche Funktionen wie SERRATE übernimmt, analysierten die
Wissenschaftler zudem genetische Daten der Fruchtfliege Drosophila
melanogaster. Dabei zeigte sich, dass dieses Protein ebenfalls an Gene
ohne Intron bindet. "Das SERRATE-Protein scheint in Tieren und eventuell
sogar Menschen die gleiche Funktion auszuüben wie in Pflanzen",
schlussfolgert Laubinger. Die Ergebnisse der Studie seien daher nicht nur
interessant, um stressresistente Pflanzensorten zu entwickeln, erläutert
er. Auch bei Menschen seien etwa drei bis fünf Prozent der Gene ohne
Introns. "Das ist ein substantieller Anteil", ergänzt der
Pflanzengenetiker. Diese Gene spielten vor allem in sich schnell teilenden
Zellen eine Rolle, wie sie etwa bei Krebserkrankungen oder neurologischen
Erkrankungen vorkommen. Das Wissen um die Funktion von SERRATE könnte
daher künftig auch helfen besser zu verstehen, wie beispielsweise
Krebszellen wachsen und sich teilen.


Originalpublikation:

C. Speth, E. X. Szabo, C. Martinho, S. Collani, S. zur Oven-Krockhaus, S.
Richter, I. Droste-Borel, B. Macek, Y.-D. Stierhof, M. Schmid, C. Liu &
S. Laubinger (2018).

Arabidopsis RNA processing factor SERRATE regulates the transcription of
intronless genes.

eLife 2018;7:e37078.

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.7554/eLife.37078

https://uol.de/ibu/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24
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MELDUNG/237: 61. Deutsche Pflanzenschutztagung an der Universität Hohenheim (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
13.09.2018

61. Deutsche Pflanzenschutztagung an der Universität Hohenheim



Die bedeutendste und größte regelmäßige Fachveranstaltung im Bereich der
Phytomedizin und Agrarwissenschaften im deutschsprachigen Raum findet vom
11. - 14.9.18 in Stuttgart statt. Erwartet werden an der Universität
Hohenheim rund 1.200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, auch aus dem
benachbarten Ausland.

Das Motto der Tagung: 

Herausforderung Pflanzenschutz - Wege in die Zukunft

Veranstalter:

Julius Kühn-Institut (JKI)

Deutsche Phytomedizinische Gesellschaft (DPG)

Pflanzenschutzdienst des Landes Baden-Württemberg

Für das gastgebende Bundesland hieß die Ministerialdirektorin Grit Puchan
im Namen des Ministers für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Baden-Württemberg, die Gäste am 11.9. willkommen; ebenso die Prorektorin 
Frau Prof. Dr. Korinna Huber für die Universität Hohenheim sowie der 
Leiter des Pflanzenschutzreferates Friedel Cramer vom Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL).

Die Deutsche Pflanzenschutztagung wird alle zwei Jahre gemeinsam vom
Julius Kühn-Institut (JKI), dem Deutschen Pflanzenschutzdienst und der
Deutschen Phytomedizinischen Gesellschaft (DPG) an einer namhaften
Universität veranstaltet. "Die Pflanzenschutztagung ist ein bedeutendes
Forum für den Austausch neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und
praktischer Erfahrungen auf allen Gebieten der Phytomedizin", so Dr. Georg
F. Backhaus, Vorsitzender des Programmkomitees der Tagung und Präsident
des Julius Kühn-Instituts, und dankte vor allem Prof. Ralf Vögele vom
Institut für Phytomedizin für die großartige Unterstützung.

Landwirte, Gärtner, Obstbauern, Winzer oder Forstwirte müssen sich ständig
an neue Gegebenheiten auf ihren bewirtschafteten Flächen anpassen. Zudem
hat die Digitalisierung in der Landwirtschaft mit der vielfältigen Nutzung
von GPS-Daten z. B. im Bereich Precision Farming schon länger Einzug
gehalten. Jetzt stehen mit den riesigen Datenmengen von Satelliten,
Drohnen oder sensorischen Verfahren rasante Entwicklungen für die
Landwirtschaft der Zukunft an, z. B. Robotik-Lösungen, intelligente
Vernetzung von Geräten oder berührungsfreie frühzeitige Erkennung von
Schaderregern. Dies ist auch ein wesentlicher Fokus der Tagung bei der
diesjährigen Plenarveranstaltung "Herausforderung Pflanzenschutz - Wege in
die Zukunft" am 12. September. Das Thema Pflanzenschutz erhält derzeit eine
große öffentliche Resonanz, meist in Verbindung mit der Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln. Die Tagungsbeiträge zeigen jedoch deutlich auf,
dass dieser Begriff eine wesentlich weitreichendere Bedeutung hat.

Handel und Verbraucher fordern qualitativ hochwertige und trotzdem
preislich günstige Nahrungsmittel. Die Frage nach neuen Nahrungsmitteln
spielt dabei ebenfalls eine Rolle. Auf der anderen Seite - vom Verbraucher
meist unbemerkt - steigt die Gefahr der Einschleppung von neuen
Pflanzenkrankheiten und Schädlingen durch den globalen Handel und deren
Ausbreitung durch geänderte Klimaverhältnisse.

Der Nachweis neuer Schaderreger muss rasch und sicher erfolgen, um den
Handel nicht zu gefährden. Ebenfalls verändern sich die alt eingesessenen
Schädlinge und Krankheitserreger stetig, so dass von der Resistenzzüchtung
und dem Pflanzenschutz neue Lösungen erwartet werden. Dies im Auge zu
behalten, verbesserte modernste Diagnosewerkzeuge zu entwickeln, die
Biologie und Ausbreitung von Schädlingen und Krankheiten zu erforschen,
sind klassische Themen von Phytomedizinern. Weitere Tagungsbeiträge
gehören Ergebnissen zu Fragen des ökologischen Pflanzenbaus, des
Pflanzenschutzes mit biologischen Mitteln oder den Forderungen des
Verbraucher- und Umweltschutzes an die Landwirtschaft, den Gartenbau oder
Forst.

Der diesjährige Tagungsort (er wechselt bei der alle zwei Jahre
stattfindenden Tagung immer in ein anderes Bundesland) passt in mehrfacher
Hinsicht vortrefflich. Die Agrarforschung in Hohenheim feiert in diesem
Jahr ihr 200-jähriges Bestehen. Anlass für die Gründung war die schlimmste
Hungersnot des 19. Jahrhunderts in Württemberg, ausgelöst durch eine
Klimakatastrophe und Missernten nach dem "Jahr ohne Sommer" infolge des
Ausbruchs des indonesischen Vulkans Tambora. In deren Folge gründete König
Wilhelm I. von Württemberg im Jahr 1818 die landwirtschaftliche Lehr- und
Versuchsanstalt - den Kern der heutigen Universität Hohenheim. Auch noch
200 Jahre später sind z. B. infolge der regional gravierenden Dürre
Lösungen aus der Forschung gefragt. Derartige Extreme zeigen, dass sich
immer wieder neue Fragestellungen an die Forschung ergeben, die Forscher,
Berater und Anbauer, aber auch Behörden und Politik vor große
Herausforderungen stellen.

Viele Tagungsteilnehmer sind Phytomediziner (Pflanzenärzte). Die
Universität Hohenheim war hier ebenfalls Vorreiter und begann bereits im
Jahr 1939 mit der phytomedizinischen Ausbildung mit der Gründung des
Instituts für Pflanzenschutz.

Das komplette Tagungsprogramm sowie die Kurzfassungen der über 600
Vorträge und Poster aus allen Bereichen der Phytomedizin und des
Pflanzenschutzes stehen unter www.pflanzenschutztagung.de kostenfrei zum
Herunterladen zur Verfügung.

Weitere Informationen unter:

http://www.pflanzenschutztagung.de

- Programm und Tagungsbeiträge

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen, 13.09.2018
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WERKSTOFFE/1070: Neue Materialien auf der Basis von Rost könnten Wärmeentwicklung bei Rechnern verringern (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 13.09.2018

Neue Materialien auf der Basis von Rost könnten Wärmeentwicklung bei
Rechnern verringern

Physiker beobachten Übertragung von Informationen über große Distanzen in
antiferromagnetischem Eisenoxid-Kristall



Wissenschaftlern ist es gelungen, eine Langstreckenübertragung von Daten
in einem isolierenden Antiferromagneten zu beobachten. Antiferromagnete
sind eine Gruppe magnetischer Materialien, mit denen wesentlich schnellere
Rechengeschwindigkeiten zu erreichen sind als mit herkömmlichen
ferromagnetischen Bauteilen. Konventionelle Geräte auf der Basis von
derzeitigen metallischen und Halbleiter-Technologien haben den
unerwünschten Nebeneffekt, dass sie zu heiß werden und ihre
Geschwindigkeit an Grenzen kommt. Dies verzögert den Fortschritt in der
Informationstechnologie.

Das aufstrebende Gebiet der Magnonik versucht, diese Probleme mithilfe von
elektrisch isolierenden Materialien zu lösen, die magnetische Wellen,
sogenannte Magnonen, transportieren können. Magnonen sind in der Lage,
Daten ohne den nachteiligen Effekt der übermäßigen Wärmeproduktion durch
Ladungstransport zu übermitteln. Physiker der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (JGU) haben in Kooperation mit Theoretikern der Utrecht
University in den Niederlanden und des Center for Quantum Spintronics in
Norwegen nachgewiesen, dass antiferromagnetisches Eisenoxid, der
Hauptbestandteil von Rost, ein billiges und vielversprechendes Material
für den Informationstransport darstellt - bei geringerem Energieverlust
und damit weniger Abwärme. Die Arbeit wurde jetzt im Fachmagazin Nature
veröffentlicht.

Wenn weniger Wärme erzeugt wird, können die Komponenten noch kleiner
werden, während gleichzeitig die Informationsdichte steigt.
Antiferromagnete, die größte Gruppe der magnetischen Materialien, haben
einige entscheidende Vorteile gegenüber anderen üblicherweise verwendeten
metallischen magnetischen Komponenten, die auf Eisen oder Nickel basieren.
Sie sind zum Beispiel stabil und unempfindlich gegenüber externen
magnetischen Feldern - eine zentrale Bedingung für künftige
Datenspeichersysteme. Außerdem haben Bauteile auf der Basis von
Antiferromagneten das Potenzial, einige tausend Mal schneller zu arbeiten
als herkömmliche Technologien: Die intrinsische Dynamik liegt im
Terahertz-Bereich und damit potenziell über einer Billion Arbeitsprozessen
pro Sekunde.

Schnelle Rechengeräte mit antiferromagnetischen Isolatoren im Bereich
des Möglichen

In ihrer Studie haben die Wissenschaftler ein Eisenoxid-Kristall, ein
antiferromagnetischer Isolator, mit Platindrähten versehen, in denen ein
elektrischer Strom fließt. Dieser elektrische Strom veranlasst eine
Energieübertragung von Platin in das Eisenoxid und dadurch die Entstehung
von Magnonen. Die Physiker stellten fest, dass das Eisenoxid in der Lage
war, Informationen mithilfe von Magnonen über die weiten Entfernungen zu
transportieren, die für Rechenbauteile notwendig sind. "Das Ergebnis
zeigt, dass Antiferromagnete potenziell als Ersatz für die derzeit
verwendeten Komponenten geeignet sind", teilt Dr. Romain Lebrun vom
Institut für Physik der JGU mit. "Schnelle Geräte auf Basis
antiferromagnetischer Isolatoren sind jetzt in den Bereich des
Vorstellbaren gerückt", führte er weiter aus.

Andrew Ross, einer der Autoren der Studie, ergänzt: "Falls man imstande
ist, isolierende Antiferromagnete zu kontrollieren, könnten sie ohne
exzessive Wärmeproduktion arbeiten und wären stabil gegenüber externen
Störungen." Prof. Dr. Mathias Kläui, Seniorautor der Studie, bemerkt dazu:
"Ich freue mich sehr, dass diese Arbeit in einer internationalen
Zusammenarbeit erreicht wurde. Internationalisierung ist ein Hauptziel
unserer Forschungsgruppe und insbesondere auch unserer 
Exzellenz-Graduiertenschule Materials Science in Mainz. Kooperationen mit 
weltweit führenden Institutionen wie dem Center for Quantum Spintronics 
und der Utrecht University machen Spitzenforschung möglich."


Weiterführende Links:

https://www.klaeui-lab.physik.uni-mainz.de/

- Kläui-Laboratory am Institut für Physik

https://www.iph.uni-mainz.de

- Institut für Physik der JGU

http://www.mainz.uni-mainz.de/

- Graduiertenschule MAINZ

https://www.uni-kl.de/de/trr173/

- SFB/Transregio 173 "Spin+X - Spin in its collective environment"

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4356_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Baukasten der Magnon-Logik erweitert: Magnon-Ströme
über Spin-Ventil-Struktur steuerbar" (14.03.2018)

Originalpublikation:

Romain Lebrun et al.

Tunable long-distance spin transport in a crystalline antiferromagnetic
iron oxide

Nature, 12. September 2018

DOI: 10.1038/s41586-018-0490-7

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0490-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 13.09.2018
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BILDUNG/375: Behinderte Studierende brechen Studium häufiger ab - Beiträge zur Hochschulforschung 3/18 (idw)


idw - Pressemitteilung: Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung

Behinderte Studierende brechen ihr Studium häufiger ab 

Im Zentrum der neuen Ausgabe 3/2018 der "Beiträge zur Hochschulforschung" stehen Studierende



Knapp ein Viertel aller Studierenden ist psychisch oder physisch
beeinträchtigt. Die Betroffenen studieren länger und brechen ihr
Studium häufiger ab als Studierende ohne Beeinträchtigung. Warum das
so ist und was man dagegen tun kann, erläutert Imke Buß in der
neuesten Ausgabe der Zeitschrift "Beiträge zur Hochschulforschung",
die soeben erschienen ist.

Ein wichtiger Grund für die Benachteiligung von Studierenden mit
körperlichen oder seelischen Beeinträchtigungen ist ihre schlechtere
Integration. Hochschulen sollten daher durch geeignete Maßnahmen eine
gute Integration von behinderten Studierenden in das Studium
gewährleisten, um deren Studienerfolg zu verbessern, so die Autorin.

Ein weiterer spannender Artikel in dieser Ausgabe befasst sich mit dem
Nutzen von Pflichtpraktika, die in vielen Studiengängen verbreitet
sind, um Studierende auf die Arbeitswelt vorzubereiten. In seiner
Replikation einer ersten Untersuchung für Bayern aus dem Jahr 2011 mit
Daten des Bayerischen Absolventenpanels zeigt Felix Bittmann, dass
sich keine positiven Effekte von Pflichtpraktika auf den
Berufseinstieg nachweisen lassen und bestätigt damit, dass die
Ergebnisse der Originalstudie auch sieben Jahre später unverändert
Bestand haben.

Aus welchen Gründen verlassen Studienberechtige das Bundesland, in dem
sie ihre Hochschulzugangsberechtigung erworben haben, und nehmen in
einem anderen Bundesland ein Studium auf? Britta Stöver und Philipp
Sibbertsen analysieren die Kosten-Nutzen Abwägung von Studierenden in
Bezug auf die Wahl ihres Studienortes. Studienbewerberinnen und -
bewerber wägen räumlich lange Wege und Kosten auf der einen Seite
sowie Umfang der Studienmöglichkeiten und Arbeitsmarktlage auf der
anderen Seite gegeneinander ab. Die Konsequenzen dieses
Entscheidungsprozesses sind Wanderungsbewegungen, die für einzelne
Bundesländer aufgezeigt werden.

Ein weiterer Artikel befasst sich mit der Frage, wie sich
kommunikative Kompetenzen von Studierenden messen lassen, die in der
Arbeitswelt beim Verhandeln, bei der Vermittelung von Wissen und bei
der Lösung von Konflikten benötigt werden. Mit dem Konzept, das Edith
Braun und ihre Koautoren entwickelt haben und in den "Beiträgen"
vorstellen, können geschulte Beobachterinnen und Beobachter simulierte
Gesprächssituationen anhand von theoretisch fundierten Skalen
bewerten.

Einblicke in die Praxis des Qualitätsmanagements von Studium und Lehre
vermittelt der Artikel von Susanne Falk und Maike Reimer über die
Bayerischen Absolventenstudien und deren Nutzen für die
hochschulinterne Qualitätssicherung. Damit Absolventenstudien
fruchtbar für die Qualitätsentwicklung in Hochschulen eingesetzt
werden können, sind eine belastbare Datengrundlage, die
Berücksichtigung fach- und hochschulspezifischer Besonderheiten sowie
zeitliche Kontinuität erforderlich.

Die "Beiträge zur Hochschulforschung" sind eine der führenden
wissenschaftlichen Zeitschriften im Bereich der Hochschulforschung im
deutschen Sprachraum. Sie zeichnen sich durch hohe Qualitätsstandards,
ein breites Themenspektrum und eine große Reichweite aus. Die
Zeitschrift veröffentlicht quantitative und qualitative empirische
Analysen, Vergleichsstudien, Überblicksartikel und Einblicke in die
Praxis, die ein anonymes Peer-Review-Verfahren durchlaufen haben.

Die Ausgabe 3/2018 kann entweder über die Homepage
http://www.bzh.bayern.de/ als pdf-Datei heruntergeladen oder in
gedruckter Form per E-Mail bestellt werden
(sekretariat@ihf.bayern.de).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution738

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung, 13.09.2018
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INNEN/3120: Demokratie verteidigen - Rechtsstaat schützen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. September 2018
 
Demokratie verteidigen - Rechtsstaat schützen

 
Zum Internationalen Tag der Demokratie erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:
 
Das Herz unserer Demokratie ist das Grundgesetz. Es war die Antwort auf die Schreckensherrschaft der Nationalsozialisten und basiert auf dem Schutz der Menschenwürde und anderen Grundwerten wie Meinungs-, Presse- und Religionsfreiheit. Diese Werte sind die tragenden Säulen unserer Demokratie und unseres Zusammenlebens. Sie machen die Unterscheidung zwischen Rechtsstaat und Willkürherrschaft aus.
 
Nicht erst die letzten Wochen haben gezeigt - in Deutschland wie fast überall in Europa werden demokratische Werte und Errungenschaften von Rechtspopulisten, Nationalisten und Rechtsextremen infrage gestellt und angegriffen. Sie arbeiten hartnäckig daran, unsere Gesellschaft zu spalten, Minderheitenrechte zu beschneiden und den Diskurs immer weiter nach rechts zu verschieben.
 
Brandstifter sitzen inzwischen überall und wir erleben eine Enthemmung der Sprache - Hass und Hetze werden über die sozialen Netzwerke bis auf die Straße getragen, wo aus Worten Taten werden.
 
Natürlich muss sich eine Demokratie auch dadurch beweisen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger als Teil der Gesellschaft und mit ihren Ansichten, Wünschen und Sorgen wahr- und ernstgenommen fühlen. Hier stehen wir alle gemeinsam vor der Aufgabe, diese Anforderung immer wieder neu mit Leben zu füllen.
 
Dennoch gilt: Wer heute Seit an Seit mit denen marschiert, die den rechten Arm nach oben strecken und ihre Verachtung für unser demokratisches System ausdrücken, dem muss klar sein, dass er damit die rechten Hetzer stützt und ihre Angriffe auf unsere Demokratie billigt.

Spätestens jetzt sollten alle, auch die, die bisher geschwiegen haben und hofften, Rechtsextremismus sei ein Randproblem und erledige sich von selbst, klar Haltung zeigen, laut werden, sich einmischen und stark machen. Für Humanität statt Hass. Für Freiheit statt Ausgrenzung. Für unsere liberale Demokratie.
 
Bewegungen wie #wirsindmehr und die wertvolle Arbeit zahlreicher zivilgesellschaftlicher Akteure, die sich unermüdlich für Demokratie einsetzen, machen uns Mut. Sie alle brauchen unseren Einsatz und unsere Unterstützung. Wir sind mehr!
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 14. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1777: Tropenschutz ist Klimaschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. September 2018

Tropenschutz ist Klimaschutz



Zum Tag der Tropenwälder erklärt Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Tropenwälder sind die grüne Lunge unseres Planeten, sie leisten einen unverzichtbaren Beitrag zum Klimaschutz. Obwohl die Bedeutung des Tropenwaldes für das Klima und den Artenreichtum längst bekannt ist, verliert unsere Erde alle zwei Sekunden wertvollen Tropenwald von der Fläche eines Fußballfeldes.

Mit dem Verlust des Tropenwaldes verschwinden auch immer mehr Arten. Besonders betroffen ist der Atlantische Regenwald (Mata Atlantica) im Osten Brasiliens. Er wächst derzeit nur noch auf etwa zehn Prozent der ursprünglichen Fläche. Der Raubbau und die Erhitzung unseres Planeten räuchern die grüne Lunge unseres Planeten aus.

Eine Studie der internationalen Organisation Birdlife International kommt zu dem Ergebnis, dass mindestens acht Vogelarten allein in den vergangenen Jahrzehnten höchstwahrscheinlich oder mit Sicherheit in der Wildnis oder sogar komplett ausgestorben sind. Fünf der acht Vogelarten stammen aus Südamerika, wo die Regenwaldgebiete stark schrumpfen.

Es ist paradox: die Staatengemeinschaft hat sich mit dem Pariser Klimaabkommen das Ziel gesetzt, die Erhitzung unseres Planeten auf maximal zwei Grad zu beschränken, doch der Raubbau an den Tropen- und Urwäldern weltweit geht ungehindert weiter. Die Wälder als wichtiger Speicher für Kohlenstoff gehen so verloren. Permanent fallen Wälder der wirtschaftlichen Ausbeutung zum Opfer.

Auch in Deutschland wird sinnlos Wald abgeholzt und die Klimakrise durch Kohleverstromung angeheizt. Die Bundesregierung muss ihren Klimaschutzverpflichtungen nachkommen. Es ist fatal, dass der einstige Klimavorreiter Deutschland die eigenen Klimaschutzziele meilenweilt verfehlt und das Erreichen der Ziele des Pariser Klimaabkommens in Gefahr sind und die Klimakrise unumkehrbar wird.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2823: Glyphosat - Wenn Politik nicht handelt, handelt der Handel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. September 2018

Glyphosat: Wenn Politik nicht handelt, handelt der Handel



Zur Aussage des Handelsverbands Heimwerken, Bauen und Garten, dass keine glyphosathaltigen Produkte mehr in Baumärkten erhältlich sind, erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Wenn Politik nicht handelt, handelt der Handel. Dass Baumärkte jetzt Glyphosat komplett aus ihren Regalen verbannen, ist eine gute Nachricht. Und nebenbei auch ein Erfolg für Umweltverbände und uns Grüne, denn wir haben die großen Baumarkt-Ketten schon vor drei Jahren in Offenen Briefen darum gebeten, glyphosathaltige Produkte auszulisten.

Zugleich ist diese Nachricht ein Armutszeugnis für die Bundesregierung, die schon seit Jahren ankündigt, Glyphosat die Lizenz für Hobbygärtner zu entziehen. Selbst die Hersteller haben längst signalisiert, dass sie diese Einschränkung akzeptieren würden, die gerade mal ein Prozent ihrer Glyphosat-Umsätze betreffen würde. Aber passiert ist noch immer nichts, trotz jetzt sogar im Koalitionsvertrag von Union und SPD angekündigtem Glyphosat-Ausstieg.

Im Gegenteil: Julia Klöckner hat ausdrücklich angekündigt, bei den derzeit laufenden Zulassungserneuerungen für Glyphosat-Produkte nichts unternehmen zu wollen. Damit vergibt sie vorsätzlich die einmalige Chance, hier endlich voranzukommen. Niemand braucht einen umwelt- und gesundheitsschädlichen Allround-Pflanzenvernichter im heimischen Haus- und Kleingarten. Es ist schlicht fahrlässig, Stoffe wie Glyphosat ohne Sachkundenachweis an Laien zu verkaufen.

Leider ist das Problem mit dem Verkaufsstopp in Baumärkten noch nicht gelöst: im Online-Handel ist Glyphosat nach wie vor viel zu leicht erhältlich, oft sogar ohne die vorgeschriebene Beratung. Die letzte verfügbare Erhebung von 2016 listet immer noch 46 Tonnen Glyphosatverkauf im Privatbereich. Das sind 46 Tonnen zu viel!

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INNEN/3404: Keibelstraße als Erinnerungsort ausbauen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. September 2018

Keibelstraße als Erinnerungsort ausbauen

Ehemaliges DDR-Polizeigefängnis in Berlin muss für die Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden



Nach einer Besichtigung des ehemaligen DDR-Polizeigefängnisses in der
Berliner Keibelstraße erklären die kultur- und medienpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth Motschmann und
die Obfrau im Kulturausschuss, Melanie Bernstein:

"Das ehemalige DDR-Polizeigefängnis in der Keibelstraße in Berlin
muss als authentischer Erinnerungsort erhalten und für die
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Daher werden wir prüfen
lassen, ob die Keibelstraße in die Gedenkstättenkonzeption des Bundes
aufgenommen werden kann.

Seit 1996 ist das mehrgeschossige Gebäude geschlossen und verkommt.
Dieser Zustand ist nicht länger hinnehmbar und wird unserer
politischen Verantwortung bei der Aufarbeitung der DDR-Diktatur nicht
gerecht. Für uns ist der Erhalt dieses einzigartigen Schauplatzes der
Geschichte von nationaler Bedeutung.

Die Entscheidung des Berliner Senates, die erste Etage zukünftig als
Lernort für Schulklassen zu nutzen, ist für uns kein in der Sache
überzeugendes Konzept. Die direkte Nähe zum Alexanderplatz bietet die
einmalige Chance, viele Menschen bei einem Berlin-Aufenthalt für
einen Besuch dieses Ortes zu bewegen und ihnen die Gräueltaten und
Mechanismen der vierzigjährigen SED-Diktatur zu vermitteln. Diese
Chance dürfen wir nicht verspielen."


Hintergrund:

Das Polizeigefängnis Keibelstraße ist das letzte erhaltende
DDR-Polizeigefängnis und gibt eindrucksvoll Zeugnis von staatlicher
Willkür und Repression in der SED-Diktatur. Es galt in der DDR-Zeit
als gefürchteter Ort. Viele unschuldige Menschen wurden dort "zur
Klärung eines Sachverhaltes" verhört, bevor sie in andere
Haftanstalten wie Hohenschönhausen oder die Magdalenenstraße verlegt
wurden. Dazu gehören Persönlichkeiten wie Wolf Biermann, Florian
Havemann, Toni Krahl, Alexander Osang oder Norbert Bisky.

Als Verhaftungsgrund reichten bereits Delikte wie das Erzählen
politischer Witze, die Verweigerung des Wehrdienstes, die
Antragsstellung für eine Ausreise, sogenanntes "asoziales Verhalten"
oder die Teilnahme an Protesten.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/2750: Die Finanzmärkte sind heute transparenter und sicherer als vor zehn Jahren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. September 2018

Die Finanzmärkte sind heute transparenter und sicherer als vor
zehn Jahren

Ordnungsrahmen für den Finanzsektor in den letzten Jahren deutlich
verstärkt



Am morgigen Samstag jährt sich der Zusammenbruch der amerikanischen
Investmentbank Lehman Brothers zum zehnten Mal. Dazu erklärt die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann:

"In der Krise hat sich gezeigt, dass nationale wie internationale
Finanzmärkte einen stärkeren Ordnungsrahmen brauchten. Darauf haben
wir reagiert und zahlreiche Gesetze beschlossen: Wir haben höhere
Eigenkapitalanforderungen an Banken und Versicherungen gestellt,
damit Verluste besser aufgefangen werden können. Eine gemeinsame
europäische Aufsicht über Banken und einheitliche Abwicklungsregeln
für Banken sowie ein Abwicklungsfonds wurden eingeführt. Den
Abwicklungsfonds, der bis 2024 ein Volumen von ca. 60 Milliarden Euro
erreichen wird, wollen wir durch eine Letztsicherung weiter stärken.
Aber auch die Einlagen von Anlegern schützen wir durch eine
harmonisierte europäische Einlagensicherung, die bis 2024 mit 0,8
Prozent der gedeckten Einlagen durch Beiträge der Banken in
Einlagensicherungsfonds gefüllt werden soll. Die Risikobereitschaft
von Bankern haben wir gebremst durch Vorgaben für nachhaltige
Vergütungsregeln. Ebenso wurden die Regeln für Investmentfonds und
Ratingagenturen grundlegend geändert.

Wir sind aber noch nicht am Ziel. Die Risiken im Bankensektor müssen
weiter reduziert werden. So müssen wir noch besser werden beim Abbau
ausfallgefährdeter Kredite. In vielen Bereichen ist dafür auch die
Anpassung nationalen Rechts in einigen Mitgliedstaaten erforderlich.
Für eine weitere Risikoreduzierung ist ebenfalls eine Harmonisierung
von Insolvenz- und Verwertungsregeln in Europa wichtig. Wir brauchen
eine stärkere Trennung von Staaten und Banken. Für die dringend
erforderliche Unterlegung von Staatsanleihen mit Kapital ist noch
keine konkrete Lösung in Sicht. Mindestens müssen wir aber gegen das
Risiko vorgehen, das durch die Anhäufung von Forderungen gegen
einzelne Staaten entsteht.

Viele der erkannten Risiken haben wir in den vergangenen Jahren
reduziert. Wir erwarten von den Europäischen Finanzaufsichtsbehörden
aber immer wieder Hinweise, wo neue Risiken entstehen könnten. Denn
Sicherheit ist kein einmal erreichtes Ziel, sondern ein immer wieder
neu zu überprüfender Prozess."

 * 
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ARBEIT/1817: Bundesregierung hat für berufstätige Mütter in Teilzeit nichts auf Lager


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. September 2018

Bundesregierung hat für berufstätige Mütter in Teilzeit nichts auf Lager



"Wegen der Blockadehaltung insbesondere der CDU/CSU ist es für berufstätige Mütter nach wie vor praktisch unmöglich, der Teilzeitfalle zu entfliehen", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, aktuelle Zahlen des Statistischen Bundesamtes zur Teilzeitbeschäftigung. Ferschl weiter:

"Auch mit der geplanten Brückenteilzeit von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil bleiben fast drei Viertel aller betroffenen Mütter in der Teilzeitfalle kleben. Anstatt ein Rückkehrrecht von Teil- in Vollzeit für alle Beschäftigten umzusetzen, kuscht die Große Koalition vor den Arbeitgebern und verhindert damit selbstbestimmte Arbeitszeiten und Lebensentwürfe für Frauen.

DIE LINKE fordert statt Arbeitszeitausweitungen für alle und Miniverbesserungen für wenige ausgewählte Beschäftigte einen Rechtsanspruch für alle, um ihnen die Rückkehr in Vollzeit zu ermöglichen. Dazu fordern wir eine Reduzierung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden in der Woche. Zudem brauchen die Beschäftigten mehr Mitbestimmungsrechte, damit sie mehr Einfluss auf die eigene Arbeitszeitgestaltung haben. Nur so wird aus fremdbestimmter Zeitflexibilität eine selbstbestimmte Zeitsouveränität."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. September 2018

Deutscher Bundestag
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SOZIALES/2545: Ignorante Armutspolitik des Hauses Hubertus Heil


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. September 2018

Ignorante Armutspolitik des Hauses Hubertus Heil



Die Armutspolitik der Bundesregierung und des Sozialministers Hubertus
Heil ist einfach ignorant. Steigende Armutszahlen interessieren
offenbar nicht. Schon jetzt ist Hartz IV rund 300 Euro zu niedrig",
erklärt Katja Kipping, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich der geplanten Veränderung der Regelsätze in Hartz
IV: Um lediglich acht Euro soll der Regelsatz für Erwachsene bei Hartz
IV und den anderen Grundsicherungen im Jahr 2019 steigen. Kipping
weiter:

"Es kann auch nicht mal von einer Erhöhung der Leistung gesprochen
werden. Es handelt sich nur um die Anpassung an gestiegene Preise
einiger Grundbedarfe und nicht um mehr Kaufkraft der Ärmsten in der
Gesellschaft. Hartz IV ist und bleibt Armut und soziale Ausgrenzung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. September 2018
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UMWELT/639: Mammut-Polizeieinsatz im Hambacher Forst restlos aufklären


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. September 2018

Mammut-Polizeieinsatz im Hambacher Forst restlos aufklären



"Der vielleicht größte Polizeieinsatz in der Geschichte des Landes Nordrhein-Westfalen zur Räumung des Hambacher Forstes muss restlos aufgeklärt werden. Es muss geklärt werden, warum die schwarz-gelbe Landesregierung den Konflikt um den Erhalt des Jahrtausende alten Waldes mit ihrer Räumungsweisung an die Tagebau-Kommunen anlasslos eskalieren lässt und damit ein Auseinanderbrechen der Kohlekommission in Berlin provoziert", erklärt Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, der als parlamentarischer Beobachter im Hambacher Forst ist. Beutin weiter:

"Der vorgeschobene Grund der 'Gefahr für Leib und Leben' für die Waldbewohner ist durchschaubar wie Plexiglas und für alle Beteiligten ein Hohn. Es kommt der dringende Verdacht auf, dass Düsseldorf kein Interesse daran hat, dass in der von der Bundesregierung eingesetzten Kohlekommission ein Kohleausstiegsdatum ausgehandelt wird. Damit würde sich Schwarz-Gelb unter Ministerpräsident Armin Laschet zum fragwürdigen Erfüllungsgehilfen des Energiekonzerns RWE machen.

Völlig unklar ist bisher, wer den unglaublich überzogenen Aufmarsch ganzer Hundertschaften in dem Waldstück am Braunkohletagebau überhaupt bezahlen wird. Mindestens 3500 Polizisten aus mehreren Bundesländern, unter anderem aus dem fernen Berlin, standen mit Räumungspanzern, Hubschraubern, Wasserwerfern, Reiterstaffeln und Polizeihunden rund 50 Bewohnern von 50-60 Baumhäusern gegenüber - jedoch kein einziger ziviler Krankenwagen. Vielen Menschen vor Ort und im Rest der Republik ist unbegreiflich, warum der Staat gegen Waldschützer hart durchzieht, aber bei tatsächlichen Gefährdungen des Rechtsstaates und friedlichen Zusammenlebens wie zuletzt in Chemnitz wegschaut."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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WIRTSCHAFT/2091: Zehn Jahre Lehman-Pleite - der nächste Crash droht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. September 2018

Zehn Jahre Lehman-Pleite - der nächste Crash droht



"Zehn Jahre nach der Pleite von Lehman Brothers und dem Ausbruch der schwersten Finanz- und Wirtschaftskrise seit dem 2. Weltkrieg, droht ein Jo-Jo-Effekt auf den Finanzmärkten. Die Demokratie wird einen erneuten Crash nicht überleben", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des 10. Jahrestags der Insolvenz der US-Investmentbank Lehman Brothers. De Masi weiter:

"Megabanken, die in der Krise mit Milliarden an öffentlichen Geldern gerettet wurden, sind heute immer noch zu groß und zu vernetzt zur kontrollierten Abwicklung. Das Versprechen von Bundeskanzlerin Merkel, dass Steuerzahler nie wieder die Banken retten müssen, ist ein Treppenwitz mit Namen: Deutsche Bank.

Die Ungleichheit wurde durch Kürzungspolitik verschärft, und in Südeuropa wurde eine verlorene Generation geschaffen. In den Bankbilanzen schlummern daher immer noch Milliarden an faulen Krediten - eine tickende Zeitbombe. Das billige Geld der EZB hingegen landet wegen der unzureichenden Investitionen auf den Finanzmärkten und befeuert Vermögenspreisblasen. Schattenbanken wachsen ungehemmt, der Hochfrequenzhandel und die Derivatespekulation wurden nicht unterbunden und die Privatisierung der Alterssicherung füttert das Biest Finanzmärkte.

Um die Eurozone krisenfest zu machen, brauchen wir eine Korrektur der deutschen Wirtschaftspolitik und einen Abbau der chronischen Leistungsbilanzüberschüsse. Die Bundesregierung muss die Binnenwirtschaft und den sozialen Zusammenhalt über höhere öffentliche Investitionen stärken. Wir brauchen eine echte Finanztransaktionssteuer, die jedoch von Emmanuel Macron und Finanzminister Olaf Scholz torpediert wird, sowie einen Finanz-TÜV zur Zulassung von Finanzinnovationen. Darüber hinaus brauchen wir selektive Kapitalverkehrskontrollen und koordinierte Wechselkurse, um Währungskrisen in den Schwellenländern zu verhindern sowie neue Instrumente der Geldpolitik jenseits der Zinssätze, wie Aktiv-Mindestreserven gegen spekulative Überhitzung auf einzelnen Märkten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7515: Heute im Bundestag Nr. 667 - 14.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 667

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. September 2018, Redaktionsschluss: 09.36 Uhr

1. Justiz suchte vergeblich nach Amri

2. Linke will Entlassung des BfV-Präsidenten

3. Sendungsmengen der Deutschen Post

4. Situation der Lebensversicherungen

5. Privatisierung ostdeutscher Seen



1. Justiz suchte vergeblich nach Amri

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Die Staatsanwaltschaft in Freiburg hat gegen den
Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri ein Ermittlungsverfahren wegen
unerlaubten Grenzübertritts geführt, das erst dreieinhalb Wochen vor
Amris Terroranschlag an der Berliner Gedächtniskirche eingestellt
wurde. Dies berichtete der zuständige Amtsanwalt Ulrich Riesterer dem
1. Untersuchungsausschuss. Der bei der Staatsanwaltschaft für die
Verfolgung minder schwerer Delikte zuständige Zeuge hatte die Anzeige
wegen illegaler Einreise bearbeitet, die die Freiburger Polizei bei
Amris Ankunft am 6. Juli 2015 routinemäßig erstattet hatte.

Die Beamten des Freiburger Polizeireviers Nord setzten den
Neuankömmling mit einer "Bescheinigung über die Meldung als
Asylbewerber" (BüMA) und einer Fahrkarte in den Zug nach Karlsruhe, wo
er sich in der baden-württembergischen Landesaufnahmestelle melden
sollte. Amri, der sich in Freiburg als Anis "Amir" vorgestellt hatte,
kam indes nie in Karlsruhe an. Er tauchte unter und ließ sich einige
Wochen später unter dem Namen "Mohammed Hassan" in Berlin ein weiteres
Mal als Asylbewerber registrieren. Nachdem er somit für die Freiburger
Behörden verschollen war, stellte Riesterer am 29. Juli 2015 das
Verfahren vorläufig ein und schrieb Amri zur Aufenthaltsermittlung
aus.

"Ich hatte mit Amri nie persönlich zu tun. Für mich war er ein
Aktenvorgang", sagte der Zeuge dem Ausschuss. Amri sei obendrein nur
ein Fall "unter sehr vielen" gewesen. Im Juli 2015 seien allein über
seinen Schreibtisch 93 Anzeigen wegen unerlaubten Grenzübertritts
gegangen. Insgesamt habe sein Dezernat in jenem Monat 141
vergleichbare Fälle zu bearbeiten gehabt. Im Gesamtjahr 2015 habe sich
die Zahl auf 1375 summiert: "Wenn jeder Fall so viel Arbeit macht,
ohne einen Ertrag zu bringen, liegt der Gedanke nahe, den Fall zu
beenden."

Riesterer hatte mit Amri zwei gravierende Probleme. Weil der
Aufenthaltsort des Mannes unbekannt war, wusste er nicht, an welche
Staatsanwaltschaft er das eingeleitete Ermittlungsverfahren
zuständigkeitshalber abgeben konnte. Zudem war er völlig im Unklaren
über Amris Reiseweg nach Deutschland, weil in seinem Fall keine
Eurodac-Abfrage vorlag. Eurodac ist die europaweite 
Fingerabdruck-Datenbank, die darüber Auskunft geben kann, ob ein Migrant vor der
Einreise nach Deutschland möglicherweise schon in einem anderen 
EU-Staat einen Asylantrag gestellt hat.

Für die Beurteilung einer Anzeige wegen unerlaubten Grenzübertritts
ist Eurodac von entscheidender Bedeutung. Produziert das System keinen
Treffer, gilt die Vermutung, dass der Migrant Anspruch auf ein
Asylverfahren hat, und damit sind die Ermittlungen einzustellen. Wer
sich indes nachweisbar mindestens 40 Tage schon in einem anderen
europäischen Land aufgehalten hat, muss sich eine Straftat zurechnen
lassen. Die Staatsanwaltschaften verhielten sich in solchen Fällen
recht unterschiedlich. Die Neigung sei groß, die Verfahren wegen
Geringfügigkeit einzustellen: "Ich glaube, dass ich relativ hart
verfolge", sagte der Zeuge. Er erwirke Geldstrafen von 30 Tagessätzen,
die die Betroffenen in Raten abstottern könnten.

Im Fall Amri liefen seine Bemühungen ins Leere. Im Laufe des Jahres
2016 gingen zwar 13 Hinweise aus dem Bundeszentralregister ein, wenn
der Mann irgendwo in Deutschland auffällig geworden war. Doch fand
sich nie eine verwertbare Wohnadresse. Am 24. November 2016 stellte
Riesterer das Verfahren endgültig ein. Am 19. Dezember steuerte Amri
einen Lastwagen in einen Berliner Weihnachtsmarkt.

 * 

2. Linke will Entlassung des BfV-Präsidenten

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt auf die Entlassung des
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV), Hans-Georg
Maaßen. In einem Antrag (19/3890) fordert sie Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) auf, Maaßens Entlassung "unverzüglich in die Wege
zu leiten".

In der Begründung verweist die Fraktion unter anderem auf Maaßens
Äußerungen in der "Bild"-Zeitung vom 7. September 2018 zu den Vorgängen
in Chemnitz. "Er behauptete, dass seinem Amt keinerlei belastbare
Informationen darüber vorlägen, dass in Chemnitz Hetzjagden auf
Ausländer stattgefunden hätten, obwohl es diesbezüglich Dutzende
Zeugen gibt und Polizei sowie Staatsanwaltschaft ermitteln und
entsprechende Strafverfahren wegen Landfriedensbruch, versuchter oder
vollendeter (schwerer) Körperverletzung sowie auch diverser
Propagandadelikte (wie das Zeigen des Hitlergrußes) eingeleitet
haben", heißt es in dem Antrag weiter. Auch habe er erklärt, es lägen
keine Belege dafür vor, dass ein "im Internet kursierendes Video zu
einer angeblichen Hetzjagd auf Ausländer authentisch" sei, und spreche
von möglicherweise gezielten Falschinformationen.

In den jüngsten Sitzungen des Parlamentarischen Kontrollgremiums sowie
des Innenausschusses habe der BfV-Präsident "keine nachvollziehbaren
Erklärungen für sein heftig umstrittenes Agieren geben können",
schreiben die Abgeordneten.weiter, Seine "umgehende Entlassung sei aus
ihrer Sicht "im Interesse des ,Staatswohls' unausweichlich". .

 * 

3. Sendungsmengen der Deutschen Post

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Deutsche Post hat im vergangenen Jahr mehr als
20 Prozent weniger Briefmengen transportiert als vor zehn Jahren. Das
geht aus der Antwort (19/4122) auf eine Kleine Anfrage (19/3805) der
FDP-Fraktion hervor. Demnach beförderte die Post 2017 nach vorläufigen
Zahlen 12,7 Milliarden Sendungen, 2008 waren es 16 Milliarden. Der
Trend dürfte sich fortsetzen. Nach Einschätzung der Bundesnetzagentur
würden die Sendungsmengen in der Zukunft erwartungsgemäß weiterhin als
Folge der E-Substitution zurückgehen, schreibt die Bundesregierung.

Zur Diskussion über eine Erhöhung der Portokosten gibt sich die
Bundesregierung bedeckt. Gefragt nach einer Einschätzung, verweist sie
lediglich auf das rechtliche und behördliche Prozedere. Die Post
könnte nach einer für November erwarteten Entscheidung der
Bundesnetzagentur konkrete Preisänderungsanträge für das kommende Jahr
stellen, die dann wiederum von der Bundesnetzagentur geprüft würden.
Ob der Wettbewerb auf dem Postmarkt funktioniert, will die
Bundesregierung in einer gesonderten Stellungnahme erklären.

 * 

4. Situation der Lebensversicherungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Lage der Lebensversicherungen in Deutschland ist
Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3884). Gefragt
wird unter anderem nach der Zahl der Unternehmen und ihren Gewinnen
sowie nach Gewinnabführungsverträgen von Lebensversicherungen mit
ihren Muttergesellschaften. Weitere Themen sind die Bewertungs- und
Zinszusatzreserven. Die Regierung soll auch Vorschläge zur Deckelung
der für Vertragsabschlüsse gezahlten Provisionen bewerten.

 * 

5. Privatisierung ostdeutscher Seen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) In welchem Umfang Wasserflächen in Ostdeutschland
seit 1992 vom Bund oder Einrichtungen des Bundes an Private veräußert
wurden, will die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/4041)
erfahren. Wissen wollen die Abgeordneten auch, welche der veräußerten
Gewässer seitdem nicht mehr über öffentliche Grundstücke oder
Strandbäder zugänglich sind und welche Gewässer sich überhaupt noch im
Besitz des Bundes befinden. "Wandern, im Wald spazieren, baden,
segeln, rudern, angeln oder tauchen - die kostenlose Nutzung und der
offene und freie Zugang zu zahlreichen Seen in den neuen Bundesländern
wurden in den vergangenen Jahrzehnten vielerorts durch die
Privatisierungsbemühungen des Bundes eingeschränkt und für die Zukunft
gefährdet", kritisiert die Linksfraktion in der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7514: Heute im Bundestag Nr. 666 - 13.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 666

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. September 2018, Redaktionsschluss: 16.31 Uhr

1. Verfassungsschutz hatte Amri früh im Blick

2. Modernisierung deutscher Binnenschiffe

3. Ermittlungen gegen Lkw-Mautbetreiber

4. Bundeseigene Verwaltung der Autobahnen

5. Ausgestaltung der Lkw-Maut ab 2019

6. Nachfragen zur Toll Collect Privatisierung



1. Verfassungsschutz hatte Amri früh im Blick

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid)Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat bereits
ein knappes Jahr vor dem radikalislamischen Terroranschlag auf dem
Berliner Breitscheidplatz eine Personenakte über den Attentäter Anis
Amri geführt. Dies bestätigte die zuständige Sachbearbeiterin am
Donnerstag dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Nach
den Worten der Zeugin Lia Freimuth galt Amri als Islamist mit
Gefährdungspotenzial. Die heute 33-jährige Beamtin wertet seit 2008
Informationen über Bestrebungen islamischer Extremisten aus.

Die ersten Erkenntnisse über Amri hätten im Januar 2016 vorgelegen,
elf Monate vor dem Anschlag am 19. Dezember, berichtete Freimuth. Sie
habe daraufhin veranlasst, dass im Februar und März 2016
Verbindungsleute des Verfassungsschutzes im radikalislamischen Milieu
zur Person Amris befragt wurden. Allerdings lieferte die Aktion keine
wesentlich weiterführenden Ergebnisse.

Ohnehin sei sie in ihrer täglichen Arbeit insgesamt "relativ selten"
mit Amri in Berührung gekommen, betonte die Zeugin. Nach dem Anschlag
auf dem Breitscheidplatz habe sie die gesammelten Erkentnisse über ihn
ausdrucken lassen. Das Material habe lediglich einen schmalen
Leitz-Ordner gefüllt. BfV-Präsident Hans-Georg Maaßen hatte nach dem
Attentat darauf hingewiesen, Amri sei ein "Polizeifall" gewesen, mit
dem der Verfassungsschutz "nur am Rande befasst" gewesen sei. Die
Zeugin erklärte dazu, da gegen Amri verschiedene staatsanwaltliche
Ermittlungsverfahren liefen, habe die "Federführung" in der Tat bei
den Polizeibehörden gelegen.

Als Auswerterin betreut Freimuth rund 500 mutmaßlich
verfassungsfeindliche Islamisten, sammelt und archiviert die aus
verschiedenen Quellen einlaufenden Erkenntnisse und leitet sie weiter.
Unter diesen 500 Zielpersonen seien etwa 40 bis 50, die die Polizei
als "Gefährder" einstufe, was bedeutet, dass ihnen ein Attentat
zuzutrauen ist. Amri habe zu dieser Gruppe gehört, sagte Freimuth.
Allerdings habe in seinem Fall im Laufe des Jahres 2016 eine
Attentatsneigung zunehmend "als eher unwahrscheinlich" gegolten.

Zuvor hatte ein Polizeibeamter aus Baden-Württemberg dem Ausschuss
über die Umstände der Einreise Amris nach Deutschland am 6. Juli 2015
berichtet. Er habe allerdings keine eigene Erinnerung mehr an den
Mann, betonte der Zeuge Eckhard Knak, der im Freiburger Polizeirevier
Nord Amris Meldung als Asylbewerber entgegengenommen und routinemäßig
Anzeige wegen unerlaubten Grenzübertritts erstattet hatte. Auch den
Anschlag in Berlin habe er zunächst nicht mit der damaligen Begegnung
auf seiner Polizeiwache in Verbindung gebracht: "Ich habe mir das Bild
auch noch mal angeguckt von Herrn Amri. Ich kann mich an diese Person
überhaupt nicht erinnern."

Nach Aktenlage referierte der Zeuge, dass Amri wie 99 Prozent der
Einreisenden, die vor seinem Schreibtisch gesessen hätten, kein
Ausweisdokument mitgeführt und nur Arabisch und Französisch
gesprochen, das Wort "Asyl" aber verständlich vorgebracht habe. Er
erinnere sich nicht mehr, ob er einen Französisch sprechenden Kollegen
beigezogen habe, sagte Knak. In der Regel habe die Anweisung gegolten,
bei solche Erstbegegnungen keinen Dolmetscher einzusetzen und keine
Fragen zu stellen: "Wir sollten so schnell wie möglich diese Leute
durchschleusen."

Er habe Amri einen Zettel hingeschoben und ihn gebeten, darauf seinen
Namen und sein Geburtsdatum zu schreiben. Diese Angaben habe er
notgedrungen ungeprüft in die Papiere aufgenommen, mit denen er Amri
registriert habe. Dieser hatte sich in Freiburg unter dem Namen "Amir"
vorgestellt.

 * 

2. Modernisierung deutscher Binnenschiffe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung fördert bereits seit April 2007
die Modernisierung deutscher Binnenschiffe durch nicht rückzahlbare
Zuschüsse für den Einbau von emissionsärmeren Dieselmotoren,
Partikelfiltern und Katalysatoren. Das geht aus der Antwort (19/4178)
der Regierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3936)
hervor. Aktuell unterstütze die Bundesregierung deutsche Eigner von
Binnenschiffen durch die "Förderrichtlinie über Zuwendungen für
Binnenschifffahrtsunternehmen zur nachhaltigen Modernisierung von
Binnenschiffen", die am 21. Juli 2015 in Kraft getreten sei, heißt es
in der Antwort weiter. Seitdem seien insgesamt 295 emissionsärmere
Hauptmotoren, 49 emissionsärmere Hilfsmotoren zum Manövrieren und 131
emissionsärmere Schiffsbetriebsmotoren zur Energiegewinnung an der
Liegestelle gefördert worden. Darüber hinaus sei der Einbau von
Partikelfiltern und Katalysatoren und
Kraftstoff-Wasser-Emulsionssystemen gefördert worden, die ebenfalls
den Emissionsausstoß von Binnenschiffen deutlich vermindern würden.

Wie die Regierung schreibt, standen im Jahr 2017 für das
Förderprogramm vier Millionen Euro an Haushaltsmitteln zur Verfügung
(2016: drei Millionen Euro). Bewilligt worden seien Haushaltsmittel in
Höhe von drei Millionen Euro (2016: 2,7 Millionen Euro). Für das Jahr
2018 seien die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel vor dem
Hintergrund der geplanten stärkeren Nutzung alternativer Antriebe in
der Binnenschifffahrt nochmals auf sechs Millionen Euro aufgestockt
worden, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Ermittlungen gegen Lkw-Mautbetreiber

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ermittlungen der Berliner Staatsanwaltschaft gegen
den Mautbetreiber Toll Collect aufgrund des Verdachts des Betrugs
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/4191). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
welche Konsequenzen das Bundesverkehrsministerium daraus gezogen hat,
"dass Toll Collect systematisch Abrechnungen für nicht
erstattungsfähige Aufwendungen gegenüber dem Bund tätigt". Gefragt
wird auch, ob die Rechnungen, die Toll Collect dem Bund während der
gesamten Geschäftsbeziehung in Rechnung gestellt hat, die aus Sicht
des Bundes jedoch nicht vergütungsrelevant waren, Teil der
Schiedsgerichtsvereinbarung geworden sind.

 * 

4. Bundeseigene Verwaltung der Autobahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Auf die 2017 erfolgte Grundgesetzänderung, wodurch
die von den Ländern im Auftrage des Bundes geführte Verwaltung der
Bundesautobahnen in die bundeseigene Verwaltung überführt wird,
bezieht sich eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/4109). Zu dem oben genannten Zweck sei das Fernstraßen-Bundesamt,
das zum 1. Januar 2021 auch die Durchführung von Planfeststellungs-
und Plangenehmigungsverfahren für den Bau und die Änderung von
Bundesautobahnen übernehmen soll, errichtet worden, heißt es in der
Vorlage. Wie die Grünen schreiben, plant die Bundesregierung in
Artikel 143e des Grundgesetzes einen Absatz 3 einzufügen, der dem Bund
die Möglichkeit eröffnet, "durch gesetzliche Regelungen die Aufgabe
der Durchführung von Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren
für den Bau oder die Änderung von Bundesautobahnen und sonstigen
Bundesstraßen des Fernverkehrs einem Land in Bundesauftragsverwaltung
zu überlassen, wenn ein Land dies beantragt". Zudem könnten die
Verwaltungsaufgaben auf Antrag eines Landes an den Bund
zurückübertragen werden.

Die Abgeordneten fragen nun, aus welchen Gründen die Bundesregierung
"die mit dem Gesetzentwurf zur Grundgesetzänderung angestrebte
gesplittete Wahrnehmung und Verantwortung für Planfeststellungs- und
Plangenehmigungsprozesse zwischen Bund und Ländern für zweckmäßig
hält". Wissen wollen die Parlamentarier auch, wie vor dem Hintergrund
der Rückübertragungsmöglichkeiten der Planfeststellungs- und
Plangenehmigungskompetenzen durch die Länder eine einheitliche
Verwaltung der Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des
Fernverkehrs gesichert ist.

 * 

5. Ausgestaltung der Lkw-Maut ab 2019

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/4190) zur "Ausgestaltung der Lkw-Maut ab 2019" vorgelegt.
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, inwiefern die
Bundesregierung Berechnungen angestellt oder beauftragt hat, die
aufzeigen, welche CO2- und Schadstoff-Einspareffekte sich durch eine
Ausweitung der Ausnahmen der Mautpflicht auf weitere alternative
Antriebsformen oder andere schadstoffarme Lkw-Fahrzeugtypen ergeben
würden. Gefragt wird auch, ob die Mautpflicht für Fernbusse geprüft
wurde und welche Ergebnisse diese Prüfung in Hinblick auf mögliche
Mauteinnahmen, den Wettbewerb zwischen verschiedenen Verkehrsträgern,
CO2- und Schadstoff-Einspareffekte und die Lärmbelastung gebracht hat.

 * 

6. Nachfragen zur Toll Collect Privatisierung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das Schiedsgerichtsverfahren zwischen dem Bund und
dem Lkw-Mautbetreiber Toll Collect thematisiert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4192). Die Abgeordneten
fragen unter anderem, wann und in welcher Form die Bundesregierung
welche weiteren Unterlagen des Schiedsgerichtsverfahrens dem Bundestag
zur Verfügung stellen wird und welche Unterlagen sie nicht zu
veröffentlichen plant. Aus welchen Gründen die Verhandlungen im
Schiedsgerichtsverfahren Toll Collect I erst im Jahre 2008 und nicht
mit Eröffnung des Verfahrens im Jahr 2004 begonnen haben, interessiert
die Abgeordneten ebenso.

Fragen haben die Grünen auch hinsichtlich der Prüfung der
Wirtschaftlichkeit der erneuten Privatisierung von Toll Collect durch
den Bundesrechnungshof, zum Zustand der Toll Collect GmbH bei Übergang
in das Eigentum des Bundes und zur Ausgestaltung der Interimsphase, in
der der Bund die Toll Collect-Anteile hält.

 * 
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AUSSEN/1842: Maas muss russische Regierung in die Pflicht nehmen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. September 2018

LAMBSDORFF: Maas muss russische Regierung in die Pflicht
nehmen



Zum Treffen von Bundesaußenminister Maas mit dem russischen
Außenminister Lawrow erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Bundesaußenminister Maas muss Moskau heute bei vier wichtigen Themen
in die Pflicht nehmen: Oberste Priorität hat dabei die Vermeidung
einer humanitären Katastrophe in Idlib. Hier muss die russische
Regierung ihren beträchtlichen Einfluss auf Assad nutzen, um ihn von
erneuten Kriegsverbrechen abzuhalten. Zweitens muss Moskau in Teheran
für den Verbleib der Inspektoren der IAEO im Iran werben. Ein
nukleares Wettrüsten in der Region würde die komplizierte politische
Lage zusätzlich aufheizen. Daran kann auch Moskau nicht gelegen sein.
Drittens sollte der Bundesaußenminister darauf drängen, dass Russland
UN-Blauhelme in der gesamten Ost-Ukraine zulässt. Lawrow weiß genau,
dass der russische Vorschlag, diese nur an der Kontaktlinie zu
stationieren, nicht hinnehmbar ist. Und viertens muss Maas Junckers
Aussage unterstreichen, dass eine russische Desinformationskampagne
während des bevorstehenden Europawahlkampfes eine schwere Belastung
für die Beziehungen zwischen Brüssel und Moskau wäre."

 * 
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FINANZEN/2185: Wir brauchen solide Haushalte und keine Bankenrettung mit Steuergeld


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. September 2018

TONCAR: Wir brauchen solide Haushalte und keine Bankenrettung mit
Steuergeld



Zum zehnten Jahrestag der Lehman-Pleite erklärt der finanzpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Zehn Jahre nach der Lehman-Pleite und der folgenden weltweiten
Finanz- und Staatsschuldenkrise muss die Erkenntnis ein: Wir brauchen
solide Haushalte, die nicht durch billiges Zentralbankgeld und durch
Schulden finanziert werden. Zudem ist eine funktionierende und
glaubwürdige Bankenabwicklung notwendig. Denn nur wenn Investoren das
Risiko für ihre Handlungen tragen müssen und sich nicht auf
Ausnahmeregelungen und Steuergeld verlassen können, werden sich
zukünftige Schieflagen von Banken nicht mehr auf Jedermann auswirken.

Doch leider fehlt den Regierungen der politische Wille: Gleich im
ersten Fall der Bank Monte dei Paschi wurden die mühsam errungenen
neuen Regeln umgangen. Eine Bankenrettung mit Steuergeld darf sich
nicht wiederholen. Gleichzeitig kehrt man in vielen Ländern zur
Politik der Steuergeschenke auf Pump zurück, anstatt zu sparen. Das
ist genau die Politik, die in die Krise geführt hat."

 * 
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INNEN/4674: Seehofer muss Maaßen sofort entlassen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. September 2018

KUHLE-Statement: Seehofer muss Maaßen sofort entlassen



Der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle gab zu
Verfassungsschutzpräsident Maaßen folgendes Statement ab:

"Gestern hat der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz,
Hans-Georg Maaßen, Rede und Antwort gestanden, im Parlamentarischen
Kontrollgremium und im Innenausschuss des Deutschen Bundestages [...]
Nach den heute bekannt gewordenen Informationen über die Kontakte
zwischen Hans-Georg Maaßen und der AfD-Fraktion im Deutschen
Bundestag muss man sagen: Er wird seinem eigenen Anspruch nicht
gerecht. [...] Wenn aber ausgerechnet gegenüber einer Partei und
Fraktion, deren Einheiten seit der letzten und vorletzten Woche vom
Verfassungsschutz in Niedersachsen, in Bremen und in Thüringen
beobachtet werden, eine Grenze zur Neutralität überschritten wird,
dann ist auch für Hans-Georg Maaßen eine Grenze überschritten und
deswegen muss der Bundesminister des Innern, Horst Seehofer,
Hans-Georg Maaßen sofort entlassen.

[...] Wir haben gemeinsam mit unserem Obmann im
Untersuchungsausschuss zu der Frage Breitscheidplatz, Benjamin
Strasser, viel über diese Frage diskutiert: Wann ist diese Grenze
überschritten? Eine Gesamtschau der Ereignisse der letzten Wochen und
Monate, Chemnitz, AfD-Kontakte, aber auch die Weigerung bestimmte
Fragen des Untersuchungsausschusses Amri sachgemäß und richtig zu
beantworten, führt zu dieser Rücktrittsforderung. Jetzt ist der
Zeitpunkt gekommen, Konsequenzen zu ziehen. Es kann und darf nicht
sein, dass die CSU und das CSU-geführte Innenministerium nur weil
eine bayerische Landtagswahl bevorsteht, sich alles erlauben dürfen.
Diese Salamitaktik von dem Geschäftsbereich von Herrn Seehofer muss
heute ein Ende haben."

 * 
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KULTUR/039: Grütters muss sich im Fall Gurlitt erklären


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. September 2018

EBBING: Grütters muss sich im Fall Gurlitt erklären



Zur Aufarbeitung des Falls Gurlitt erklärt der kulturpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Hartmut Ebbing:

"Erstmals zeigt eine Berliner Ausstellung den 'Schwabinger Kunstfund'
des verstorbenen Sammlers Cornelius Gurlitt. Gleichzeitig bestätigen
Antworten der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage meiner
Fraktion, dass die Bundesregierung den schwerkranken Kunstsammler
kurz vor dessen Tod mit fragwürdigen Methoden unter Druck gesetzt
hat, seine Sammlung einer Schweizer Stiftung zu vermachen. Es zeigt
sich, dass die Leiterin der für den Fall Gurlitt geschaffenen
Task-Force Frau Berggreen-Merkel Gurlitt sowohl persönlich als auch
in einem Schreiben eingeschüchtert und gezielt unter Druck gesetzt
hat. Der Brief liegt uns vor. Um die Übertragung des Kunstschatzes
steuerfrei zu gestalten, wurden sogar rückwirkend Gesetze zur
Erbschaftssteuer geändert. Trotz alledem weist die Bundesregierung in
Person von Kulturstaatsministerin Grütters jede Verantwortung für das
Handeln ihrer eigenen Task-Force weit von sich. Sie gibt vor, von dem
Schreiben Berggreen-Merkels nichts gewusst zu haben. Das ist
unglaubwürdig. Die Staatsministerin muss sich nun umgehend zum Fall
Gurlitt erklären und aufhören, eine Aufarbeitung zu verhindern und
die Versäumnisse der Regierung zu verschleiern."

 * 
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VERKEHR/565: Bundesregierung muss endlich Rechtsrahmen für Diesel-Nachrüstung schaffen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. September 2018

LUKSIC: Bundesregierung muss endlich Rechtsrahmen für
Diesel-Nachrüstung schaffen



Zur Ankündigung von Bundesverkehrsminister Scheuer, ein neues Konzept
zur Nachrüstung von älteren Dieselfahrzeugen vorzulegen, erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Das neue Urteil zu Fahrverboten in Frankfurt am Main hat im
Verkehrsministerium offenbar Panik ausgelöst. Anders lässt sich
Scheuers Ankündigung nicht erklären. Der Verkehrsminister hätte
bereits vor Monaten zum Wohle von Millionen von Dieselfahrern aktiv
werden müssen. Das bisherige Nichthandeln der Bundesregierung führte
zu Fahrverboten, eingeschränkter Mobilität und Wertverlusten bei
Millionen von Menschen.

Die FDP-Fraktion hat zahlreiche konstruktive Vorschläge zur Lösung
des Problems auf den Tisch gelegt und wird in der kommenden
Sitzungswoche auch einen Antrag dazu in den Deutschen Bundestag
einbringen. Die Bundesregierung muss endlich einen verlässlichen
Rechtsrahmen zur freiwilligen Hardware-Nachrüstung für ältere
Dieselfahrzeuge schaffen. Dazu ist eine Fondslösung für Euro-5-Diesel
dringend notwendig, unter Beteiligung von Bund, Industrie und
Betroffenen. Wir brauchen jetzt eine pragmatische Fondslösung wie
beim Partikelfilter, sonst wird alles noch schlimmer."

 * 
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HAMBURG/4493: Versicherungsdeal der HSH Nordbank - Ein Mini-Betrag im Verhältnis zu den Schäden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. September 2018

Versicherungsdeal der HSH Nordbank: Ein Mini-Betrag im Verhältnis zu den Schäden



Die HSH Nordbank hat sich laut Recherchen der Wirtschaftswoche mit der Managerhaftpflichtversicherung ihres ehemaligen Vorstandes Dirk Nonnenmacher darauf geeinigt, gegen eine Zahlung von 50 Millionen Euro auf alle zivilrechtlichen Ansprüche gegen ehemalige Führungskräfte zu verzichten. Norbert Hackbusch, finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft kritisiert die Übereinkunft: "Die Aktionen zwischen Nonnenmacher und der HSH Nordbank sind eine Posse. Der Manager versucht sich vor der Wiederaufnahme des Prozesses mit der HSH Nordbank und den Eigentümern zu einigen. Die 50 Millionen Euro sind ein Mini-Betrag im Verhältnis zu den Schäden für Hamburg und Schleswig-Holstein. Damit wird eine rechtliche Aufbereitung selbst eines kleinen Aspektes des größten Finanzskandals der Stadt Hamburg hintertrieben."

Auch die Art und Weise, wie die Einigung finanziert wird, prangert Hackbusch an: "Die wenigen Millionen werden nicht von Nonnenmacher selbst bezahlt, sondern aus der Managerhaftpflichtversicherung. Diese wurde in der Regel von der Bank und damit von den Steuerzahlenden für die Manager abgeschlossen und bezahlt. Eine erstaunliche Absicherung dieser Höchstverdiener, die doch so viel Geld verdienen, weil ihre Position so wichtig und unsicher ist."

 * 
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HAMBURG/4492: Beharrliche Arbeit zahlt sich aus - Erhöhung der Stipendien für Bildende Kunst (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. September 2018

Beharrliche Arbeit zahlt sich aus: Erhöhung der Stipendien für Bildende Kunst



Die Behörde für Kultur und Medien hat angekündigt, die zehn Arbeitsstipendien für Bildende Kunst von 820 Euro auf 1500 Euro monatlich zu erhöhen. Dazu Norbert Hackbusch, Kulturpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Klar begrüßen wir, dass sich die Kulturbehörde entschlossen hat, einen seit 37 Jahren gedeckelten Betrag nun endlich zu erhöhen. Daran zeigt sich, dass beharrliche Arbeit von Kulturschaffenden und Opposition Früchte tragen kann. Trotzdem bleibt zu fragen, ob eine monatliche Unterstützung von 1500 Euro den Lebenshaltungs- und Arbeitsmaterialkosten von heute gerecht wird."

Hackbusch kritisiert: Es bleibt weiterhin eine traurige Realität, dass in sämtlichen anderen Bereichen, wie der Projekt- und Infrastrukturförderung, die Bildende Kunst in Hamburg immer noch himmelschreiend unterfinanziert ist. Auch hier muss sich also noch viel ändern - wir arbeiten daran!"

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3196: Gewalt, Rassismus und Menschenverachtung keine Mittel politischer Auseinandersetzung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. September 2018

Gewalt, Rassismus und Menschenverachtung sind keine Mittel politischer Auseinandersetzung

Thomas Krüger: Rechtsstaatliche Prinzipien gelten trotz Wut und Entsetzen über Straftaten



Anlässlich der Debatte zum interfraktionellen Antrag der Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE und BMV "Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Antisemitismus und Extremismus entgegentreten" hat der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger heute festgestellt: "Das Entsetzen und die Wut über Straftaten sind verständlich. Beides darf aber in keinem Fall dazu führen, dass unsere rechtsstaatlichen Prinzipien missachtet werden und zu Selbstjustiz aufgerufen wird."

Bürgerinnen und Bürger könnten und sollten in einer Demokratie ihre politischen Ansichten und Forderungen auch durch Demonstrationen kundtun. Auch und gerade dann, wenn sie im Widerspruch zur jeweiligen politischen Mehrheit stünden. Wer dies allerdings Seite an Seite mit Neonazis und Gewalttätern tue, der stelle sich außerhalb des demokratischen Grundkonsenses unserer Gesellschaft: "Wer, wie zuletzt der AfD-Landesvorsitzende von MV, eine Demonstration, aus der heraus der Hitlergruß gezeigt wird und es zu Angriffen auf Polizisten und Journalisten kommt, eine ?würdevolle Kundgebung? nennt, hat entweder nicht mehr alle Tassen im Schrank oder ist ein Rechtsextremist."

Mit Blick auf die Äußerungen von Verfassungsschutzchef Maaßen kritisierte Krüger auch die Diskussion um die Frage, ob in Chemnitz Hetzjagden oder "nur" Jagdszenen stattgefunden hätten. Wer ignoriere, wie Polizisten, Journalisten, Migranten und Demokraten von Neonazis bedroht, verfolgt oder angegriffen wurden, was von sehr vielen Journalisten und Augenzeugen übereinstimmend bestätigt wurde, der verharmlose die Gefahr eines immer weiter um sich greifenden Rechtsextremismus in unserer Gesellschaft. Vor diesem Hintergrund sei Maaßen in seinem Amt untragbar.

Krüger abschließend: "Unsere Demokratie lebt von engagierten, kritischen Bürgern, die Widerspruch ausüben und für ihre Interessen auch auf die Straße gehen. Es muss aber für jede politische Auseinandersetzung eine absolute, niemals zu übertretende Grenze geben: Die Grenze der Gewalt, des Rassismus und der Menschenverachtung."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3195: Brandschutz ohne Freiwillige Feuerwehr im Land nicht vorstellbar (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. September 2018

Brandschutz ohne Freiwillige Feuerwehr im Land nicht vorstellbar

Ralf Mucha: Gewährleistung der Einsatzbereitschaft, Nachwuchsgewinnung und Modernisierung werden vom Land aktiv vorangetrieben und unterstützt



Der Sprecher für Brand- und Katastrophenschutz der SPD-Landtagsfraktion MV, Ralf Mucha, hat sich heute im Rahmen der Aussprache im Landtag "Dank den Brandschützern - Brandschutz zukunftsfest gestalten" im Namen seiner Fraktion bei allen ehrenamtlich Tätigen in den verschiedenen Vereinen, Verbänden und Hilfsorganisationen für ihre ehrenamtliche Einsatzbereitschaft bedankt.

In Bezug auf den Brandschutz stellte Mucha fest, dass ein effektiver Brandschutz in weiten Teilen des Landes ohne die Freiwillige Feuerwehr nicht vorstellbar wäre. In diesem Sommer habe man zudem besonders eindrucksvoll erlebt, wie wichtig ein funktionierendes Feuerwehrwesen sei.

Mucha ergänzte: "Feuerwehren bekämpfen aber nicht nur Brände und leisten technische Hilfe, sondern sie sind auch bei der Abwehr von Katastrophen und anderen Gefahren nicht wegzudenken. Die Arbeit als Feuerwehrfrau und Feuerwehrmann gehört somit zu den verantwortungsvollsten und gefährlichsten Tätigkeiten, die es in unserem Land gibt, das gilt sowohl für hauptberufliche wie ehrenamtliche Feuerwehrleute."

Freiwillige Feuerwehren lebten vom Engagement ihrer Mitglieder. Diese brächten sich nicht selten auch mit erheblichen Eigenleistungen ein und müssten den Dienst mit ihrer Berufstätigkeit und Ihrem Privatleben vereinbaren. Damit seien Freiwillige Feuerwehren ein Vorbild für Gemeinschaftssinn und gegenseitige Hilfe. Wegen des demografischen Wandels sei es aber für viele Freiwillige Feuerwehren schwierig, ausreichend Personal vorzuhalten, um die Tages-Einsatzbereitschaft 24/7 zu gewährleiten. Mit dem Ende 2015 überarbeiteten Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz seien deshalb Rahmenbedingungen geschaffen worden, um die Einsatzbereitschaft der Feuerwehren, insbesondere an Wochentagen, zu erhöhen und die Feuerwehren so zu organisieren, dass sie für die künftigen Aufgaben gut aufgestellt sind. Dies betreffe etwa die Ermöglichung von Doppelmitgliedschaften, die Aufnahme von nicht feuerwehrdiensttauglichen Personen für Unterstützungstätigkeiten oder die Erweiterung der Freistellungsregelungen. Darüber hinaus sei insbesondere die überörtliche Zusammenarbeit gestärkt worden.

Wegen der vor allem im ländlichen Bereich bestehenden Nachwuchssorgen, gelte es aktuell, auch im Kinder- und Jugendbereich für eine aktive Mitarbeit in der Freiwilligen Feuerwehr zu werben. Auch dies habe man bei der Novelle des Brandschutz-und Hilfeleistungsgesetzes neu geregelt. Zudem werde die Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz in Malchow als zentrale Ausbildungsstätte für die öffentlichen Feuerwehren des Landes, zu einem Kompetenzzentrum des Brand- und Katastrophenschutzes ausgebaut.

Mucha abschließend: "Die Feuerwehren haben eine lange Tradition und einen festen Platz in den Städten und Gemeinden. Sie zählen vor Ort zu den anerkanntesten Einrichtungen, denn sie leisten einen unverzichtbaren Dienst für die Sicherheit der Menschen. Wir werden dafür Sorge tragen, dass dies auch in Zukunft gelingt."
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RHEINLAND-PFALZ/4928: Ferkelkastration in der Schweinezucht (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.09.2018

Schweinezucht / Ferkelkastration / Artikel in der Rhein-Zeitung

Christine Schneider: Ampel darf Lösung im Bundesrat nicht weiter
blockieren



Nach einem heute in der Rhein-Zeitung erschienenen Artikel übt der
Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Landtagsfraktion Weber
Kritik am Bund im Hinblick auf die Regelung der Ferkelkastration. Dazu
erklärt die stellvertretende Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion,
Christine Schneider:

"In den Äußerungen von Herrn Weber bricht sich wohl der Frust darüber
Bahn, dass sich die FDP mit dem zuständigen Landwirtschaftsminister
Wissing in der Ampel offensichtlich nicht gegen die Grünen durchsetzen
kann. Also schiebt man den Schwarzen Peter wieder einmal nach Berlin.
Das ist unlauter.

Die Kritik von Herrn Weber am Bund kann nur verwundern. Denn obwohl
sein Parteifreund, Landwirtschaftsminister Wissing, hier im Land immer
wieder beteuert, dass er sich für die Schweinezüchter einsetze, hat
sich die Landesregierung beim entscheidenden Antrag Bayerns zur
Ferkelkastration in der Ausschusssitzung im Bundesrat am 3. September
2018 enthalten. Wie sie sich übrigens bei allen Anträgen zu dieser
Thematik im Bundesrat enthalten hat. Damit hat die Ampel zur Blockade
einer Lösung beigetragen.

Ich fordere die FDP-Landtagsfraktion mit ihrem Landwirtschaftsminister
auf, sich selbst darüber klar zu werden, was sie eigentlich wollen,
dies in der Landesregierung gegen die Grünen durchzusetzen und dann im
Bundesrat klar abzustimmen. Die Gelegenheit dazu hat Herr Wissing am
21. September 2018. Eine Enthaltung hilft niemandem, am aller
wenigsten den Schweinezüchtern."
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RHEINLAND-PFALZ/4927: "Faire Woche" lenkt Blick auf globale Auswirkungen des Klimawandels (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.09.2018

"Faire Woche" lenkt Blick auf globale Auswirkungen des
Klimawandels

Mehr als 200 Veranstaltungen in Rheinland-Pfalz



Unter dem Motto "Gemeinsam für ein gutes Klima" findet vom 14. bis 28.
September bundesweit die "Faire Woche" statt. Auch in Rheinland-Pfalz
sind vom Fairen Frühstück bis zum Filmabend zahlreiche Veranstaltungen
geplant. Dazu erklärt Manfred Geis, Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
für Eine Welt-Fragen:

"Die Verursacher des Klimawandels sind nicht unbedingt diejenigen, die
ihn auch am stärksten zu spüren bekommen. Unser Umgang mit ihm steht
daher in unmittelbarem Zusammenhang mit Fragen globaler Gerechtigkeit.
Vor allem bei Produkten aus dem Globalen Süden sollte Konsum daher mit
Bedacht geschehen", so Geis.

Geis weiter: "Im Rahmen der bundesweiten Mitmach-Woche wird mit
verschiedensten Aktionen von Vereinen, Initiativen, Verwaltungen und
engagierten Einzelpersonen der Blick auf dieses drängende Problem
unserer Zeit gelenkt. Es ist ein großartiges Zeichen, dass die
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer während der "Faire Woche"
mehr als 200 Veranstaltungen auf die Beine stellen. Das zeigt: Es gibt
auch bei uns ein großes Bedürfnis, diesem Thema mehr Raum zu geben."
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AUSSEN/1585: Freiwilligendienst "weltwärts" darf keine Einbahnstraße bleiben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. September 2018

Freiwilligendienst "weltwärts" darf keine Einbahnstraße bleiben



Zum zehnjährigen Jubiläum des entwicklungspolitischen Freiwilligendienstes "weltwärts" erklärt Ottmar von Holtz, Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Hinter dem "weltwärts"-Programm steckt der gute Wille, interkulturellen Austausch zu fördern, bei der Umsetzung hapert es jedoch: Insbesondere bei der Entsendung von internationalen Freiwilligen aus Ländern des Globalen Südens nach Deutschland hat das Programm bisher versagt. Es kommen viel zu wenige junge Menschen über den Austausch nach Deutschland, vor allem weil die Visavergabe so restriktiv gehandhabt wird. Wir fordern: "weltwärts" darf keine Einbahnstraße bleiben! Langfristig sollen genauso viele junge Menschen aus anderen Ländern einen Freiwilligendienst in Deutschland machen wie umgekehrt. Die Bundesregierung muss die Süd-Nord-Komponente des Programms stärken, damit es endlich mehr ist als nur ein postkoloniales Feigenblatt!

Rund 35.000 junge Deutsche hatten bisher die Gelegenheit, ein anderes Land kennenzulernen, im Schnitt also 3.500 pro Jahr. Doch beim Austausch in die andere Richtung hakt es gewaltig. Selbst die Zielvorstellung der Bundesregierung ist lächerlich gering: 800 Personen pro Jahr sollen über "weltwärts" aus dem Ausland zu uns kommen. Aber nicht einmal diese Zahl wird in absehbarer Zeit erreicht: Vergangenes Jahr lag die Zahl der Freiwilligen aus anderen Ländern bei gerade einmal 550. Aus manchen Staaten kommt lediglich eine einzige Person.

Knackpunkt sind die Visaverfahren, die viel zu häufig mit einer Ablehnung enden. Die standardmäßig aufgeführten Gründe lauten: Zweifel an Motivation und Rückkehrbereitschaft der Antragstellenden, mangelnde Sprachkenntnisse sowie fehlende familiäre und wirtschaftliche Verwurzelung im Heimatland. Diese Begründungen gehen am Wesen des Austauschprogramms völlig vorbei; hier muss die Bundesregierung dringend etwas ändern. Denn: Wie soll ein junger Mensch mit rund 18 Jahren in einer Art und Weise "familiär und wirtschaftlich verwurzelt" sein, wie es zum Beispiel eine Person Mitte Dreißig mit Ehepartner und Kindern und einem gut laufenden eigenen Betrieb ist? Auch fehlende Sprachkenntnisse sollten kein pauschales Ausschlusskriterium sein, denn der Aufenthalt dient ja gerade dazu, die Sprache zu lernen und auch viele der deutschen Freiwilligen lernen die Sprache ihres Gastlandes erst vor Ort. Durch die restriktiven Auflagen werden Visa nur jungen Menschen aus sehr wohlhabenden Familien gewährt. Wir sollten aber verhindern, dass die Süd-Nord-Komponente von "weltwärts" ein reines Förderprogramm für lokale Eliten wird, statt einen sinnvollen Beitrag für eine nachhaltige Entwicklung vor Ort zu leisten.

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1489: Wir brauchen mehr studentischen Wohnraum zu Beginn des Wintersemesters


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. September 2018

Arbeitsgruppen: Bildung und Forschung, Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Wir brauchen mehr studentischen Wohnraum



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher;

Bernhard Daldrup, bau- und kommunalpolitischer Sprecher:

Vor dem Wohngipfel der Bundesregierung setzt die SPD-Bundestagsfraktion das Thema studentisches Wohnen oben auf die Agenda. Zum Erfahrungsaustausch aus erster Hand hat die Fraktion Organisatorinnen und Organisatoren von lokalen Wohnraumbündnissen eingeladen, die sich vor Ort für studentischen Wohnraum engagieren.

"Zu Beginn des Wintersemesters wird die angespannte Lage auf den deutschen Wohnungsmärkten besonders spürbar. Es geht darum, mehr Wohnheimplätze für Studierende zu schaffen und so einen Beitrag zur Entspannung der Wohnungsmärkte in den Hochschulstädten zu leisten. Der Bund hat die Chance, aktiv die Wohnungspolitik zu gestalten. Zusammengefast sind die Forderungen in einer gemeinsamen Erklärung der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung sowie der Arbeitsgruppe Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen der SPD-Bundestagsfraktion zum studentischen Wohnen. Unser Appell geht an den Bundesinnenminister, die nötigen Weichen dafür schnell zu stellen."
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SOZIALES/2719: Mehr Geld für Arbeit und Soziales im Haushalt 2019


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. September 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Mehr Geld für Arbeit und Soziales im Haushalt 2019



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter;
Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Für die Umsetzung sozialdemokratischer Kernversprechen werden die notwendigen Mittel bereitgestellt. Wir ermöglichen mehr Teilhabe am Erwerbsleben und machen die Renten sicher.

"Über 144,2 Milliarden Euro stehen in 2019 für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zur Verfügung. Die Mittel für Arbeit und Soziales wachsen damit stärker als für die meisten anderen Politikbereiche.

Mit der Einführung des sozialen Arbeitsmarkts sorgen wir dafür, dass Langzeitarbeitslose eine Chance auf Teilhabe an der Arbeitswelt erhalten. Dafür setzen wir vier Milliarden Euro ein - und zwar nicht als zeitlich befristetes Modellprojekt, sondern als dauerhaftes Regelinstrument. Das ist ein Paradigmenwechsel, für den die SPD seit vielen Jahren gekämpft hat.

Die gute Lage auf dem Arbeitsmarkt macht es möglich, sowohl mehr in Qualifizierung zu investieren als auch den Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung zum 1. Januar 2019 von drei Prozent auf 2,5 Prozent zu senken. Damit werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entlastet und gleichzeitig der Zugang zu Weiterbildung verbessert. So wird der digitale Wandel vom Risiko zur Chance.

Mit dem Rentenpakt machen wir die Rente stabil, indem wir das Rentenniveau in einem ersten Schritt bis 2025 bei mindestens 48 Prozent garantieren. In einem zweiten Schritt nehmen wir uns die Zeit bis 2040 vor. Über den Bundeshaushalt tragen wir zu einer verlässlichen Alterssicherung mit einem Bundeszuschuss bei, der 2019 auf 98 Milliarden Euro anwächst. Die Rentenversicherung hat so auch die notwendigen Gelder, um Verbesserungen bei der Mütterrente und der Erwerbsminderungsrente zu bezahlen. Das ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg hin zu mehr Gerechtigkeit und sozialer Teilhabe.

Für Menschen mit Behinderung finanzieren wir echte Verbesserungen: Im Rahmen der nächsten Umsetzungsstufe des Bundesteilhabegesetzes stärken wir die unabhängige Teilhabeberatung und weitere Vorhaben, weil nur so mehr Teilhabe für Menschen mit Behinderung auch Realität wird."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2718: Starke Familien für ein solidarisches Land


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. September 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Starke Familien für ein solidarisches Land



Svenja Stadler, zuständige Berichterstatterin:

Der Haushalt des Familienministeriums liegt 2019 erneut über zehn Milliarden Euro - eine gute Nachricht für Kinder, Jugendliche, ihre Eltern und für alle ehrenamtlich engagierten Menschen in unserem Land. Wir kümmern uns um Familien in Deutschland - durch ein höheres Kindergeld, steuerliche Entlastungen, das Baukindergeld, höhere Sozialleistungen und niedrigere Betreuungskosten.

"Es ist gut und richtig, dass der Haushalt des Familienministeriums Jahr für Jahr wächst. Der Erfolg des Elterngelds und des ElterngeldPlus zeigt, wie wichtig es Müttern und immer mehr Vätern ist, für ihr Kind da zu sein und gleichzeitig Verantwortung im Beruf zu übernehmen. Die Reform des Unterhaltsvorschusses zahlt sich weiter aus, auch hier sieht der Entwurf mehr Gelder vor. Mit dem Gute-Kita-Gesetz übernimmt der Bund erstmals dauerhaft und verlässlich ab dem kommenden Jahr Verantwortung bei der Verbesserung der Kita-Qualität. 3,5 Milliarden Euro werden wir bis 2021 investieren in Gebührenbefreiung, ordentliche Betreuungsschlüssel und Sprachförderung.

Frauen, die Gewalt erleiden müssen, wollen wir noch besser helfen. Wir unterstützen den Ausbau und die finanzielle Absicherung der Arbeit von Frauenhäusern und ambulanten Hilfs- und Betreuungseinrichtungen mit 5,1 Millionen Euro im kommenden Jahr.

Das Engagement für unsere Demokratie und ein solidarisches Miteinander fördern wir weiter konsequent mit Bundesprogrammen und Initiativen: Demokratie leben!, Menschen stärken Menschen, Projekten der Jugendmigrationsdienste, den Freiwilligendiensten und vielem mehr. Alles das hilft, den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu verbessern. Wir unterstützen den Vorschlag unserer Familienministerin Franziska Giffey, diese Programme nicht nur im jährlichen Haushaltsgesetz zu verankern, sondern ein eigenes Gesetz zur Förderung der Demokratie zu erarbeiten, das dem Stellenwert dieser Aufgabe gerecht wird."
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SOZIALES/2717: Das Baukindergeld startet am 18. September


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. September 2018

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Das Baukindergeld startet am 18. September



Bernhard Daldrup, Sprecher der AG Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen;
Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist das Baukindergeld ein Baustein für mehr bezahlbaren Wohnraum. Unsere Wohnraumoffensive ist ein Maßnahmenbündel für mehr Wohnungsbau und mehr Mietschutz. Unsere Ansage: Trendwende im Wohnungsbau jetzt.

"Mit der SPD wurde das Baukindergeld ermöglicht. Es ist ein wesentlicher Baustein, um gerade Menschen mit Kindern die Eigentumsbildung zu ermöglichen. Die eigene Wohnung schafft soziale Sicherheit und schützt vor Mieterhöhungen und Altersarmut. Das ist ein Bestandteil unserer Wohnraumoffensive für mehr bezahlbaren Wohnraum. Wir brauchen ein Maßnahmenbündel für mehr Wohnungsbau und mehr Mietschutz. Insbesondere in den Städten droht, dass steigende Mieten und explodierende Bodenpreise die Stadtmauern der Neuzeit werden. Unsere Antwort lautet: Trendwende jetzt. Wohnungen sind keine Geldanlage für Gewinne von Konzernen. Wohnungen sind ein Zuhause für Menschen und keine Ware wie jede andere. Mieterinnen und Mieter zählen zuerst, lautet die Devise."
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LATEINAMERIKA/1812: Mexiko - Widersprüche unter dem gewählten Präsidenten Andrés Manuel López Obrador (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Widersprüche unter dem gewählten Präsidenten Andrés Manuel 
López Obrador

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, September 2018, informationsstelle lateinamerika) - Er
tritt erst am 1. Dezember 2018 offiziell sein Amt als neuer
mexikanischer Präsident an. Doch seit seinem überwältigenden Wahlsieg
am 1. Juli bestimmt Andrés Manuel López Obrador, kurz AMLO genannt,
die politische Agenda im Land. Tag für Tag. Mit nicht immer
unumstrittenen Personalentscheidungen. Mit der Ankündigung, nicht im
Präsidentenpalast Los Pinos residieren zu wollen, sondern diesen Ort
für die allgemeine Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Mit seinen
Vorschlägen für drastische Kürzungen bei Gehältern und Privilegien auf
den höherrangigen Ebenen der staatlichen Verwaltung einschließlich der
Richter*innen und des Präsidenten selbst. Mit dem Versprechen neuer
Raffinerien. Mit den gebetsmühlenartig wiederholten Äußerungen zur
Bekämpfung der Korruption. Mit der Aussicht auf Stipendienprogramme,
die die jungen Leute vom Einstieg in das Drogengeschäft abhalten
sollen. Mit der angekündigten Dezentralisierung von Ministerien und
deren Umzug in die Provinz. Und, und, und.

In der Straße Chihuahua im Hauptstadtviertel Colonia Roma bildet sich
vor dem Haus mit der Nummer 216 fast jeden Werktag eine Schlange. Dort
befindet sich AMLOs Wahlkampfzentrale, die nun als eine Art
vorläufiger Amtssitz fungiert. Einfache Leute aus dem ganzen Land
kommen dorthin, um Bittgesuche zu übergeben. Gemeindevertreter*innen
erinnern an Zusagen, die AMLO machte, als er auf seiner unermüdlichen
jahrelangen Reise in jeden Winkel Mexikos auch ihren Landkreis
besuchte. Gleichzeitig wurden in der Chihuahua 216 bereits
US-Außenminister Mike Pompeo sowie seine Kabinettskolleg*innen
Finanzminister Steven Mnuchin und Sicherheitsministerin Kirstjen
Nielsen vorstellig. Auch Kanadas Außenamtschefin Chrytia Freeland kam
bereits vorbei, dazu eine Reihe von Botschafter*innen, der erste war
der chinesische. Der noch amtierende Präsident Enrique Peña Nieto von
der einst allmächtigen PRI? Fast vom Erdboden verschwunden.

AMLOs vorgezogene Regierung kommt bei der breiten Bevölkerung bisher
gut an. Die atmet durch, will sich das gute Gefühl nicht durch
kritische Stimmen vermiesen lassen. Mit einem durch keine
Manipulationen mehr zu verhindernden Befreiungsschlag an den Wahlurnen
setzten die Mexikaner*innen einen vorläufigen Schlusspunkt vor allem
unter die letzten 18 Jahre der Regierungen der Partei der Nationalen
Aktion (PAN) und der Revolutionären Institutionellen Partei (PRI).
Diese führten nicht nur die immer stärker neoliberal ausgerichtete
Politik der alten PRI ab 1982 fort. Mit dem 2006 unter PAN-Präsident
Calderón erklärten "Krieg" gegen die Drogenkartelle provozierten sie
immer mehr Gewalt im Land. Nur der absolute Überdruss an dieser
Politik erklärt, dass das Schreckgespenst des angeblich linken
Populisten AMLO und seiner Nationalen Erneuerungsbewegung (MORENA) bei
den Wähler*innen nicht mehr verfing. Jedes verzweifelte Manöver, das
PRI und PAN in den letzten Wochen vor der Wahl versuchten, schlug
gegen sie selbst zurück. Der Vertrauensvorschuss, der AMLO dagegen
gewährt wird, ist enorm. Nach einer im ersten Augustdrittel
durchgeführten Umfrage der Tageszeitung El Universal sagten 60 Prozent
der Befragten, sie würden bei einer neuen Wahl für AMLO stimmen. Ein
Zuwachs von 7 Prozent innerhalb einer Monats. Sogar 69 Prozent der
Befragten glauben, es werde Mexiko unter AMLO besser gehen. Um die
Dimensionen noch deutlicher zu machen: Ricardo Anaya, mit 22 Prozent
abgeschlagener Zweiter bei den Präsidentschaftswahlen, verteidigte bei
der Augustumfrage seinen Platz. Mit 11,4 Prozent der Stimmen ...

Nüchtern betrachtet können auf diese Euphorie nur Dämpfer folgen. Zu
widersprüchlich ist die Zusammensetzung des Regierungskabinetts. Zu
wenig konkret bleiben viele Vorschläge. Zu viele Konfliktfelder warten
auf die neue Regierung. Zu stark ist bisher alles auf die Person López
Obrador zugeschnitten. Die Regierung dezidiert links zu nennen, wäre
verwegen, AMLO als neuen Hoffnungsträger Lateinamerikas zu bezeichnen
vermessen. Jede Aussicht auf positive Veränderungen von vornherein zu
verneinen, wird der derzeitigen Stimmung und dem damit verbundenen
Potenzial allerdings ebensowenig gerecht. Einige der Konfliktfelder
und Widersprüchlichkeiten sollen hier angesprochen werden.


Die Gewalt und ihre Aufarbeitung

Gewalt und ihre Aufarbeitung: Erst vor kurzem bezeichnete die
Statistikbehörde Inegi 2017 als bisher gewalttätigstes Jahr, seit die
Gewaltdelikte vor 20 Jahren erstmals systematisch erfasst wurden.
31.174 registrierte Morde und nichts deutet auf eine Trendwende in
diesem Jahr hin. Am 7. August fand in Anwesenheit des gewählten
Präsidenten das erste von insgesamt 17 bis zum 24. Oktober geplanten
und über das Land verteilten "Foren zur nationalen Befriedung und
Versöhnung" in Ciudad Juárez statt. Zeitgleich gab es dort vier
Feminizide. Wenige Tage zuvor wurden in der Stadt aufgrund einer
mutmaßlichen Abrechnung zwischen Drogenkartellen 27 Morde innerhalb
von 24 Stunden verübt. Auf den Foren sollen Vorschläge im Bereich der
Sicherheitspolitik zwischen künftigen Regierungsmitgliedern,
Fachleuten und Vertreter*innen von Menschenrechts- und
Opferorganisationen diskutiert werden. AMLO stellt dort zudem sein
Konzept einer Amnestie für Drogenkriminelle sowie seine Idee von
"Vergebung, nicht Vergessen" zur Debatte. Dies soll die Grundlage für
die Wiederherstellung des zerstörten gesellschaftlichen Zusammenhalts
sein. Zwar erklärte Alfonso Durazo, zukünftiger Chef des wieder
eingeführten Sicherheitsministeriums, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit wie Massaker, zwangsweises Verschwindenlassen und
Hinrichtungen würden auf keinen Fall unter die Amnestie fallen. Doch
vieles bleibt schwammig. Gerade für die Angehörigen von Ermordeten und
Verschwundenen ist die Vorstellung eines möglichen Vergebens ohne
Gerechtigkeit unerträglich. Immerhin, Durazo gab Mitte August
unumwunden zu, das Land sei "ein Friedhof".

Die designierte Innenministerin und frühere Verfassungsrichterin Olga
Sánchez Cordero sowie ihr zukünftiger Staatssekretär für
Menschenrechte, Alejandro Encinas, haben in Gesprächen mit
Familienangehörigen von Verschwundenen eine Sensibilität gezeigt, die
den Funktionär*innen von PRI und PAN auf Bundes- und Bundesstaatsebene
in der Regel völlig abging. Encinas hat angekündigt, die von einem
Bundesgericht vor wenigen Monaten angeordnete Wahrheitskommission zu
den 43 verschwundenen Studenten von Ayotzinapa im Bundesstaat Guerrero
zu seiner Priorität zu machen. Derzeit versucht die noch amtierende
PRI-Regierung über die Generalbundesstaatsanwaltschaft, diese
Wahrheitskommission mit etwa 100 verschiedenen Einsprüchen für
"juristisch unmöglich" erklären zu lassen.

Die Rolle des Militärs und der Geheimdienste: Mit Kritik am Militär
hat sich AMLO bisher absolut bedeckt gehalten. Auch unter seiner
Regierung soll das Vorschlagsrecht für den neuen Verteidigungsminister
aus den Reihen der Militärs selbst kommen. Das Thema der Streitkräfte
ist brisant. Im Bundesstaat Tamaulipas stehen Marinesoldaten unter
Verdacht, für das zwangsweise Verschwindenlassen von mehr als zwei
Dutzend Personen verantwortlich zu sein. Es gibt eine Aufforderung des
UN-Hochkommissariats für Menschenrechte, dieser Anklage auf den Grund
zu gehen. Anfang August forderte ein Gericht die Staatsanwaltschaft
auf, den Fall Tlatlaya neu aufzurollen und dabei die Befehlskette des
Heeres erneut zu untersuchen. Am 30. Juni 2014 hatte es nach
offizieller Darstellung im Landkreis Tlatlaya im Bundesstaat Mexiko
eine bewaffnete Konfrontation zwischen Militärs und Kriminellen
gegeben. Vieles deutet aber darauf hin, dass die meisten der 22
zivilen Opfer von den Soldaten hingerichtet wurden. Im Fall von
Ayoztinapa tun die Militärs bis heute alles, eine unabhängige
Befragung über ihre mögliche Verwicklung in das Verschwindenlassen der
Studenten zu verhindern. Gerade im Bundesstaat Guerrero tauchen immer
wieder Informationen auf, die nahelegen, dass die Armee in bestimmten
Regionen längst von der Drogenbekämpferin zur Drogenschützerin mit
eigenen wirtschaftlichen Interessen mutiert ist. Vorerst hat AMLO
angekündigt, die vom Militär gestellte und mit etwa 8000 Mitgliedern
völlig überdimensionierte Präsidentengarde komplett aufzulösen. Auch
der Geheimdienst soll neu strukturiert werden und "nie wieder" die
Bürger*innen ausspionieren. Andererseits halten selbst
AMLO-Anhänger*innen dessen Idee, sich als Präsident im Wesentlichen
von jeweils zehn unbewaffneten Frauen und Männern schützen zu lassen,
für ausgesprochen wagemutig bis selbstmörderisch.


Rolle des Militärs und Wirtschaftspolitik

Quadratur des Kreises in der Wirtschaftspolitik: Der nach dem neuen
Präsidenten zweitmächtigste Mann wird nach dem Stand der Dinge der
neue Kanzleramtsminister und Unternehmer Alfonso Romo sein. Dieser
spielte im Wahlkampf den erfolgreichen Vermittler mit der mächtigen
Unternehmerschaft im Norden Mexikos, vor allem im Bundesstaat Nuevo
León mit der Hauptstadt Monterrey. Er redet davon, aus Mexiko ein
"Investitionsparadies" zu machen. Bezüglich des vor den Wahlen
ruppigen Klimas zwischen Großunternehmern und AMLO äußert er sich nun
mit Begriffen wie "Flitterwochen" und "Ehe". Zu AMLOs
Wirtschaftsprogramm gehört die Ausweitung von Wirtschaftssonderzonen
vor allem an der US-Grenze und im Süden des Landes. Dazu kommen
Megaprojekte wie der verkehrs- und handelstechnische Ausbau des
Isthmus von Tehuantepec oder eine Eisenbahnlinie für den Tourismus auf
der Halbinsel Yucatán. Wie ernst zu nehmen ist in diesem Zusammenhang
die Aussage der MORENA-Vorsitzenden und Generalsekretärin in
Personalunion, Yeidckol Polevnsky: "Wir lassen keine neoliberalen
Positionen in der Regierung zu"?

Die Energiereform von 2014, die das Land in bisher nicht gekanntem
Ausmaß der ausländischen Extraktivismusindustrie in all ihren Formen
öffnete, will AMLO in den Grundstrukturen respektieren. Im Gegenzug
verspricht er, auf Fracking zu verzichten sowie parastaatliche
Unternehmen wie die Stromgesellschaft CFE und den Ölkonzern Pemex
bevorzugt zu berücksichtigen. Doch vieles hat die PRI-Regierung noch
schnell festgeklopft. Strom kann seit Kurzem auch von der
Privatindustrie angeboten werden. Für die Ausbeutung lukrativer Öl-
und Gasfelder sind viele Konzessionen bereits an ausländische Konzerne
übergeben. Bergbaufirmen haben Konzessionen auf Jahrzehnte hinaus.
Innerhalb von etwa zwei Jahren hat Pemex statt eines
Tankstellenmonopols nur noch 75 Prozent Marktanteil. Die unter den
Vorgängerregierungen bewusst vernachlässigten Ölraffinerien will die
zukünftige Regierung modernisieren. Denn inzwischen werden im
Ölförderland Mexiko 70 Produzent des Benzins importiert, fast komplett
aus den USA. Doch ob der geplante Bau neuer Raffinerien angesichts
sich erschöpfender Reserven und des Klimawandels unbedingt
zukunftsweisend ist? Über das wegen der Auswirkungen auf die
anliegenden Gemeinden und die Umwelt sowie der Bodenverhältnisse
umstrittene Projekt eines Neubaus des Internationalen Flughafens am
Rande der Hauptstadt will AMLO im Oktober die Bevölkerung befragen.
Die noch amtierende Regierung hat die Bauarbeiten mit allen Mitteln
vorangetrieben. Entscheidet sich die neue Regierung für den Weiterbau,
wird sie die vielen Flughafengegner*innen enttäuschen. Bricht sie das
Vorhaben ab, wird das eine teure Angelegenheit mit möglichen
Schadenersatzforderungen.

Zur Situation auf dem Land, wo die Drogenkartelle über eine
unerschöpfliche Reservearmee verfügen und viele Landkreise komplett
unter ihrer Kontrolle haben, sagt AMLO: "Diejenigen, die uns ernähren,
sollen selber zu essen haben." Er will lokale Verkaufsketten fördern,
vernünftige Garantiepreise festlegen, die Ernährungssicherheit fördern
und Lebensmittelimporte reduzieren. Ein massives
Wiederaufforstungsprogramm mit Obstbäumen, Kaffeesträuchern und
Nutzhölzern auf einer Million Hektar soll innerhalb der kommenden zwei
Jahre nicht nur weite Regionen verändern, sondern viele Arbeitsplätze
schaffen. Gleichzeitig stärkt López Obrador explizit dem
Landwirtschaftsminister Víctor Villalobos den Rücken. An ihn erinnern
sich viele als früheren Verfechter der Gentechnik und Verbündeten des
Monsanto-Konzerns in der staatlichen Verwaltung. Wie wird sich die
neue Regierung zu der Situation der Saisonarbeiter*innen und
Tagelöhner*innen stellen, die unter miserablen Bedingungen vor allem
in den großen landwirtschaftlichen Exportbetrieben im Landesnorden
schuften?


Verhältnis zu den Indigenen

Ein neues Verhältnis zu den indigenen Völkern? Zu allen Projekten, die
indigene Gemeinden betreffen, soll es Befragungen und
Abstimmungsprozesse geben. Doch auf dem Papier und in der Gesetzgebung
ist das heute schon festgeschrieben. Die entscheidende Frage ist: Wird
der indigenen Bevölkerung tatsächlich ein Vetorecht zugestanden, wenn
sie sich gegen Extraktivismusvorhaben, Staudämme, Öl- und Gasleitungen
etc. auf ihren Territorien entscheidet? Die neue Regierung will die
1996 unvollendeten Abkommen von San Andrés zwischen Regierung und der
Zapatischen Armee der Nationalen Befreiung EZLN umsetzen, sagt sie.
Doch erster Ansprechpartner sind eben die Zapatist*innen. Die zeigen
López Obrador die kalte Schulter. Die zapatische Führung äußerte sich
mehr als harsch zu AMLOs Wahlsieg: "Sie können den Vorarbeiter, die
Verwalter und Korporale auswechseln, aber der Fincabesitzer bleibt
immer derselbe", beurteilten sie den Spielraum der neuen Regierung in
der kapitalistisch geprägten Welt. Ein schlecht vorbereiteter
Annäherungsversuch des wegen seiner Arbeit mit Migrant*innen
landesweit bekannten Paters Alejandro Solalinde an die EZLN endete
vorläufig im Fiasko. Die Zapatist*innen können nicht für alle
indigenen Völker Mexikos sprechen. Aber sie sind eine besonders
wichtige Stimme.

Im Verhältnis zu den USA und Donald Trump herrscht Unklarheit. Es ist
kein Geheimnis, dass AMLO den Abschluss oder das Scheitern der
Neuverhandlungen des Freihandelsabkommens zwischen Kanada, USA und
Mexiko (NAFTA) gerne noch der amtierenden Regierung überlassen möchte
(inzwischen haben die Regierungen Mexikos und der USA ein neues
Abkommen [1] geschlossen, Anm. d. Red.). In einem ersten Brief an
Trump bezog AMLO sich auf die Gemeinsamkeit des Kampfes gegen das
politische Establishment. Er bot an, durch bessere wirtschaftliche
Bedingungen in Mexiko den Migrationsdruck zu verringern. Mit demselben
Ziel schlug er vor, gemeinsam eine wirtschaftliche Entwicklung in
Mittelamerika zu fördern. Freizonen und Steuervergünstigungen im
Grenzgebiet sollen den Handel mit den USA ausbauen. Über die
menschenunwürdige Behandlung der Migrant*innen und die
Familientrennung in den USA verlor er kein Wort. Anbiederung oder
reine diplomatische Vorsicht? Eine weitere Frage.


Zahlreiche Widersprüche

Die Widersprüchlichkeiten und Fragezeichen ließen sich noch an vielen
weiteren Themen abarbeiten. Was wird am Ende aus der versprochenen
Rücknahme der von weiten Teilen der Lehrer*innenschaft abgelehnten
Bildungsreform unter der PRI-Regierung? Wird der politische
Machtwechsel dazu beitragen, die korrupten und seit Jahrzehnten
regierungshörigen Führungsriegen in vielen Gewerkschaftsverbänden
abzulösen? Wird der seit dem 2. Juli von AMLO gefahrene Umarmungs- und
Versöhnungskurs mit Privatwirtschaft und politischen Gegner*innen ein
Ende finden oder eine "künstliche Harmonie" aufrechterhalten, wie die
Anwältin Magdalena Gómez es jüngst nannte? Im Wahlkampf hatte López
Obrador immer wieder und zu Recht die "Mafia der Macht" gebrandmarkt.
Wird es eine liberalere Drogenpolitik, aber eine wirksamere Kontrolle
der illegalen Finanzströme des organisierten Verbrechens geben? Hat
der angekündigte Kampf gegen die Korruption in allen Bereichen der
Gesellschaft eine reale Erfolgschance? Werden die staatlichen
Beschäftigten mitziehen, wenn sie nun, wie von López Obrador
angekündigt, unter seiner Regierung auch samstags arbeiten sollen?
Wird AMLOs mehrfach von ihm ausgedrückter Respekt vor der
Gewaltenteilung und dem derzeit gar nicht existenten Rechtsstaat in
der Praxis Bestand haben? Oder werden seine Popularität und der Mangel
an widerspruchsbereiten Führungspersönlichkeiten in den eigenen Reihen
ihn doch zu dem allein entscheidenden "Tropenmessias" machen, als den
ihn seine Gegner*innen bei seiner ersten Kandidatur 2006 bezeichneten?

Die ursprünglich aus dem sozialkonservativen Lager kommende
Politikerin Tatiana Clouthier, die erfolgreich AMLOs Wahlkampf in den
neuen Medien organisierte, wies in einem Interview mit der
Tageszeitung La Jornada zu Recht darauf hin, dass López Obrador Leute
"von A bis Z" um sich scharte. Die Frage sei zu wissen, in was man
sich einig sei. "Besser es gibt keine Träumer, damit es keine
Enttäuschten gibt." Der Jubel am Wahlabend und die noch gestiegene
Popularität AMLOs zeigen, dass viele der Wähler*innen mit der neuen
Regierung durchaus Träume verbinden. Leider ist die Gefahr herber
Enttäuschungen sehr real.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/freie-fahrt-fuer-freien-handel/
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Brasilien

Fernando Haddad ist der neue Lula

Von Lu Sudré
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Verkündung des neuen Präsidentschaftskandidaten Haddad

Foto: Brasil de Fato



(São Paulo, 11. September 2018, Brasil de Fato) - Lula kündigte
am 11. September mit den Worten "Von heute an wird Haddad für
Millionen Brasilianer*innen der neue Lula sein" sein, den neuen
Präsidentschaftskandidaten der Arbeiterpartei PT (Partido dos
Trabalhadores) für die Wahlen am 8. Oktober an. "Wenn sie uns mundtot
machen wollen und unser Projekt für das Land zerstören wollen, sind
sie auf dem Holzweg. Wir sind weiterhin lebendig, im Herzen und im
Gedächtnis der Bevölkerung. Und unser Name ist nun Haddad",
bekräftigte der Ex-Präsident Luiz Inácio Lula da Silva in seinem
offenen Brief. Die neue Kandidatur wurde am Dienstagnachmittag, den
11. September, gegenüber dem Gebäude der Bundespolizei in Curitiba
verkündet. Der Brief wurde von Lulas Anwalt, Luiz Eduardo Greenhalgh,
verlesen. Anwesend waren dabei auch der neue Kandidat Fernando Haddad,
die nominierte Vize-Präsidentschaftskandidatin Manuela D'Àvila,
die Präsidentin der Arbeiterpartei Gleisi Hoffmann und weitere
Parlamentarier*innen der PT. "Die brasilianische Justiz hat durch ihr
Handeln, durch Protektion und Unterlassung einen Wahlkampf mit allen
politischen Kräften und das Recht der Bevölkerung frei zu wählen
verhindert", schrieb Lula in seinem Brief. Und weiter: "Sie können
einen Menschen unrechtmäßig wegsperren, nicht aber seine Ideen. Kein
Unterdrücker kann größer sein als die Bevölkerung. Deswegen werden
unsere Ideen durch die Stimme der Bevölkerung in die ganze Welt
getragen werden, lauter und stärker als Globo (Brasilianisches
Medienimperium, Anm. d. R.) es vermag."


Der gesamte Brief findet sich:

auf Spanisch unter:

https://www.brasildefato.com.br/2018/09/11/carta-de-lula-a-partir-de-hoy-haddad-sera-lula-para-miles-de-brasilenos/

auf Brasilianisch unter:
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URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fernando-haddad-ist-der-neue-lula/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





SCHULE/754: Quereinsteiger besonders häufig an Brennpunktschulen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 13.09.2018

Quereinsteiger besonders häufig an Brennpunktschulen



Der Lehrermangel spitzt sich zu. In der Folge wird der Quereinstieg in
den Lehrerberuf von der Ausnahme zur Regel. Quereinsteiger werden besonders
häufig an Brennpunktschulen eingesetzt, wie erstmals eine Studie für das
Bundesland Berlin aufzeigt. Politische Steuerung und attraktive
Ausstattung der Brennpunktschulen sollten verhindern, dass benachteiligte
Jugendliche besonders unter dem Lehrermangel leiden.

Gütersloh, 13. September 2018. Die Zahl der Quer- und Seiteneinsteiger an
Berliner Grundschulen steigt stark. Zu Beginn des aktuellen Schuljahres
2018/2019 verfügte nur ein Achtel aller neu eingestellten Personen über
einen Abschluss im Lehramt für die Grundschule. Damit spitzt sich eine
Entwicklung weiter zu, die sich bereits in den beiden vorausgehenden
Schuljahren abgezeichnet hatte. Waren im Schuljahr 2016/2017 noch 4,3
Prozent (insgesamt 506) aller Lehrkräfte an Grundschulen Quereinsteiger,
so waren es im Jahr darauf bereits 6,5 Prozent (insgesamt 781). Dies
entspricht einer Zunahme von gut 50 Prozent in einem Jahr. In Zeiten des
Lehrermangels wird damit aus einer Ausnahme zunehmend der Normalfall:
Arbeiteten 2016 in fast jedem dritten Grundschulkollegium nur
vollausgebildete Lehrkräfte, galt dies ein Jahr später nur noch für gut 16
Prozent aller Grundschulen.

Quereinsteiger verteilen sich ungleich auf Grundschulen. Wie viele
Quereinsteiger an einer Schule sind, hängt signifikant davon ab, wie viele
Kinder aus armen Haushalten diese Grundschule besuchen. Gemessen wird dies
am Anteil der Kinder mit Lernmittelbefreiung. An Brennpunktschulen
unterrichten doppelt so viele Quereinsteiger wie an Schulen mit vielen
Kindern aus finanziell besser gestellten Familien. Schulen mit einem
niedrigen Anteil von Kindern mit Lernmittelbefreiung hatten im Schuljahr
2016/2017 so im Schnitt nur 3,1 Prozent Quereinsteiger, Schulen mit vielen
Kindern aus ärmeren Haushalten hingegen 6,7 Prozent.

Mit der steigenden Zahl an Quereinsteigern im Schuljahr 2017/2018 bleibt
die Kluft zwischen armen und reichen Schulen erhalten: Machten an Schulen
mit besser gestellten Kindern Quereinsteiger fünf Prozent der Kollegien
aus, lag ihr Anteil an Schulen mit finanziell schlechter gestellten
Kindern sogar bei knapp zehn Prozent. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie
der Bildungsforscher Dirk Richter, Alexandra Marx und Dirk Zorn für die
Bertelsmann Stiftung.

Dräger: Quereinsteiger dürfen in Zeiten des Lehrermangels nicht
verbrannt werden

Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung, blickt besorgt auf die
Entwicklungen: "Wir haben einen akuten Lehrermangel in ganz Deutschland.
Quereinsteiger sind wichtig, um die Unterrichtsversorgung sicherzustellen.
Sie haben das Potenzial, gute Lehrer zu sein - wenn sie genug
Unterstützung erfahren, um sich didaktisch und methodisch weiterzubilden.
Wir dürfen jetzt weder die Quereinsteiger noch die Schulen überfordern."

Dass ausgerechnet Brennpunktschulen besonders viele Quereinsteiger
beschäftigen, verschärft die dort ohnehin anspruchsvolle Situation
zusätzlich. "Je mehr Quereinsteiger an eine Schule kommen, desto größer
ist der Aufwand für die erfahrenen Kollegen, diese ans Unterrichten
heranzuführen", so Dräger. Zumal der Berufseinstieg an Schulen in
schwieriger Lage für Quereinsteiger ohnehin herausfordernder sei als an
Schulen mit privilegierter Schülerschaft.

Brennpunktschulen brauchen angemessene Ausstattung und Unterstützung

Die Studie macht auch Lösungsvorschläge für die schwierige Situation.
Demnach müssen vor allem Brennpunktschulen für regulär ausgebildete
Lehrkräfte attraktiver werden, etwa durch bessere materielle und
personelle Ausstattung, die am höheren Bedarf orientiert ist. "Bislang",
so Dräger, "können sich erfolgreiche Lehramtsabsolventen ihren Einsatzort
quasi aussuchen und wählen deshalb häufig Schulen, die gute Bedingungen
versprechen. An eine Brennpunktschule zu gehen, sollte mit attraktiven
Entwicklungsmöglichkeiten honoriert werden." Die Studie stellt zudem
heraus, dass sowohl für die neu startenden Quereinsteiger wie auch für die
Schulen selbst effiziente Unterstützungssysteme gebraucht werden. Dräger
begrüßt deshalb, dass die Berliner Bildungsverwaltung im Rahmen ihres
Unterstützungskonzepts für Quereinsteiger "QuerBer" gezielt Ruheständler
als Mentoren an Bord holt. Darüber hinaus sollte der Senat zentrale
Steuerungsmöglichkeiten ausschöpfen, etwa durch eine Begrenzung des
Quereinsteigeranteils an Schulen, um die ungleiche Verteilung der
Lehrkräfte auf Berliner Schulen nicht weiter laufen zu lassen.

Abschließend macht Dräger deutlich, dass die Krise bei der
Lehrerversorgung nicht auf Berlin begrenzt sei. "Der Berliner Senat legt
vorbildlich dar, wie Quereinsteiger auf die Grundschulen verteilt sind.
Das ermöglicht eine wichtige und bislang noch nicht geführte
bildungspolitische Debatte". Mit Blick darauf, dass sich der Lehrermangel
an Grundschulen in den kommenden Jahren noch weiter zuspitzen wird,
erhofft sich Dräger, dass auch andere Bundesländer Einblick in "die
soziale Verteilung des Lehrermangels" gewähren und die Daten zum aktiven
Gegensteuern nutzen.


Zusatzinformationen

Für die Studie "Lehrkräfte im Quereinstieg: sozial ungleich verteilt?"
haben Dirk Richter, Alexandra Marx und Dirk Zorn untersucht, inwieweit die
Verteilung von Quereinsteigern (Studienabsolventen, die ein relevantes
Unterrichtsfach studiert haben, aber nicht über pädagogische Expertise
verfügen) mit der sozialen Zusammensetzung der Schülerschaft der
jeweiligen Schulen zusammenhängt. Die Analyse basiert auf amtlichen Daten
aller öffentlichen Grundschulen in Berlin der Schuljahre 2016/2017 und
2017/2018. Die Daten für das Schuljahr 2016/2017 wurden auf Anfrage von
der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie zur
Verfügung gestellt. Sie enthalten auch Informationen zu den
Sozialmerkmalen der Schulen. Diesen Datensatz haben die Autoren um
öffentlich verfügbare Daten aus dem Berliner Schulverzeichnis sowie um
Daten zum Quereinsteigeranteil an den Lehrerkollegien im Schuljahr
2017/2018 ergänzt, die einer Antwort der Berliner Senatsverwaltung auf
eine schriftliche Anfrage des Mitglieds im Abgeordnetenhaus von Berlin,
Joschka Langenbrinck (SPD), entstammen (Drucksache 18 / 13 559 vom
8.3.2018). Die in der Studie enthaltenen Empfehlungen wurden vor der
Veröffentlichung im Rahmen von Expertengesprächen entwickelt und
plausibilisiert.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1304: Pro Asyl kritisiert die Rücknahmeabkommen mit Italien, Spanien und Griechenland (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 13. September 2018

Der Rechtsstaat wird gezielt ausgehebelt

PRO ASYL kritisiert die Rücknahmeabkommen der Bundesregierung mit Italien,
Spanien und Griechenland



»Hier versucht die Bundesregierung am Europa-Recht vorbei einen faktisch
rechtsfreien Raum zu schaffen, in dem die Bundespolizei unter Aushebelung
der Rechtswegegarantie des Grundgesetzes und des Europa-Rechts handelt. Mit
dem nun verabredeten Deal verhindert die Bundesregierung systematisch, dass
das Behördenhandeln durch Gerichte korrigiert werden kann. Der
1-zu-1-Handel mit Italien ist ein Kuhhandel auf dem Rücken von
Schutzbedürftigen,« sagt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL.
»Für jeden nach Italien Zurückgeschobenen soll ein aus Seenot geretteter
Mensch in Deutschland aufgenommen werden. Das Recht auf Leben und Rettung
aus Seenot wird ausgespielt gegen das Recht auf Asyl!«

Eine Zurückweisung geregelt durch ein geheim gehaltenes, bilaterales
Abkommen ist nicht rechtens. Gezielt wird die Dublin-Verordnung umgangen.
Nach dieser muss es ein förmliches Verfahren geben, in dem bei
Asylsuchenden der zuständige EU-Staat bestimmt wird. Sind
Familienangehörige in Deutschland oder ist der Schutzsuchende minderjährig,
dann ist Deutschland nach der Dublin-Verordnung zuständig. Meist ist zudem
nicht der Nachbarstaat, sondern der EU-Ersteinreisestaat für den
Schutzsuchenden zuständig. Herrschen dort menschenrechtswidrige Zustände,
wie in Ungarn, darf in diesen nicht überstellt werden. In Griechenland ist
ebenfalls keine menschenwürdige Aufnahme gewährleistet. Gerichte haben
vielfach Abschiebungen in Staaten wie Griechenland, Ungarn oder auch - in
bestimmten Fallkonstellationen - nach Italien gestoppt.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 13. September 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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FRAGEN/029: "Stabile Demokratien brauchen eine soziale Basis" - Expterteninterview zum Welttag der Demokratie (idw)


Universität Paderborn - 13.09.2018

"Stabile Demokratien brauchen eine soziale Basis" - Expterteninterview
zum Welttag der Demokratie



Der 15. September wird international als Tag der Demokratie gefeiert, 2007
von den Vereinten Nationen ins Leben gerufen. Aber wie steht es angesichts
aktueller Entwicklungen um die "Herrschaft des Volkes"? Prof. Dr. Bettina
Kohlrausch, Bildungssoziologin an der Universität Paderborn, spricht im
Interview über Politikversagen, zweifelhafte Wahlerfolge und
wissenschaftsfeindliche Tendenzen.


Frau Kohlrausch, Sie untersuchen den Zusammenhang zwischen
(politischen) Einstellungen und sozialer Lebenslage. Wie sieht der aus?

Das politische System der Bundesrepublik Deutschland hat mit dem Einzug
der AfD in den Bundestag und in viele Landesparlamente in den letzten
Jahren eine massive Umwälzung erfahren. Meine Forschung beschäftigt sich
mit der Frage, warum Menschen die AfD wählen. Inzwischen kann ich zeigen,
dass Abstiegsängste, zum Beispiel die Sorge um die finanzielle Absicherung
im Alter, mittlerweile bis weit in die Mittelschichten hineinreichen.
Diese Ängste wiederum sind ein wichtiger Treiber der AfD-Wahl. Das zeigt,
dass stabile Demokratien eben auch eine soziale Basis brauchen. Auch
soziale Ungleichheit kann die Demokratie gefährden.

Das Vertrauen in Politik und den Staat sinkt. Immer häufiger ist von
Politikversagen die Rede. Findet bald eine (Ab)Spaltung der Gesellschaft
statt?

Tatsächlich gibt es ein ausgeprägtes Misstrauen in die politischen
Institutionen in Teilen der Bevölkerung. Wenn es nicht bald gelingt, diese
Leute zurückzuholen, kann es passieren, dass sie sich dauerhaft gegen die
Demokratie stellen. Noch würde ich aber von einer Abspaltung nicht
sprechen. Das Misstrauen in die politischen Institutionen lässt sich
zumindest teilweise auch mit der sozialen Lage der Bevölkerung erklären.
In vielen sozialen Bereichen, zum Beispiel der Wohnungspolitik, erleben
die Menschen einfach nicht mehr, dass der Staat, dass Politik,
funktioniert. Vor diesem Hintergrund funktioniert auch das
rechtspopulistische Narrativ des vermeintlichen politischen
Kontrollverlustes im Umgang mit den steigenden Zahlen von Asylsuchenden in
den Jahren 2015 und 2016.

Nicht nur in Deutschland erleben rechtspopulistische Parteien
Wahlerfolge. Woran liegt das?

Das hat vielfältige Gründe, die sich von Land zu Land unterscheiden. In
den osteuropäischen Ländern spielt u. a. sicherlich die Frage eine Rolle,
inwieweit die demokratische Transformation der Länder nach dem Fall des
Eisernen Vorhangs gelungen ist. Manche europäischen Länder leiden immer
noch an den Folgen der Finanzkrise. In vielen Ländern hat soziale
Ungleichheit zugenommen. Auch lässt sich in vielen Gesellschaften eine
Spaltung entlang kultureller Fragen feststellen. Das hat sicherlich auch
damit zu tun, dass Gesellschaften diverser geworden sind. Hierbei spielt
auch die Migration eine Rolle. Es lässt sich allerdings nicht pauschal
sagen, dass eine hohe Migration automatisch mit einem höherem Zuspruch zu
neurechten oder rechtspopulistischen Gesinnungen einhergeht.

In der Wissenschaft spricht man von "neurechten Ideologien". Was macht
die aus?

Neurechte Ideologien zeichnen sich durch mehrere Merkmale aus. Dazu
gehören der Kampf gegen das Diktat einer vermeintlichen politischen
Korrektheit, religiöse und kulturelle Stereotype - insbesondere im
Hinblick auf den Islam, die nationalistische Betonung einer kulturellen
Identität verbunden mit der Betonung einer Leitkultur mit "typisch
deutschen Tugenden" wie Sauberkeit, Ordnung und Sicherheit sowie normative
Familien- und Gesellschaftsbilder. Populistische Ideologien haben außerdem
gemein, dass sie einen Antagonismus zwischen dem einfachen und ehrlichen
Volk und einer abgehobenen und korrupten Elite formulieren.

Inwieweit bedrohen derartige Tendenzen auch die Wissenschaft?

In einigen Ländern, in denen Rechtspopulisten regieren, zum Beispiel
Ungarn, wird die Freiheit von Forschung und Lehre eingeschränkt. Auch in
Deutschland werden bestimmte Forschungsrichtungen wie zum Beispiel die
Genderforschung massiv von Rechtspopulisten angegriffen. In den USA werden
sogar wissenschaftliche Erkenntnisse als "alternative Fakten" abgetan.

Welchen Beitrag kann die Wissenschaft zur Aufrechterhaltung der
Demokratie leisten?

Indem sie ihre fundierten Erkenntnisse mit der Gesellschaft, mit der
Öffentlichkeit, teilt und klar herausstellt, welchen Nutzen sie für die
Menschen hat. Und zwar auch und insbesondere abseits des reinen
wissenschaftlichen Milieus. Bildung und Aufklärung sind die wichtigsten
Faktoren einer funktionieren Gesellschaft.


Das Interview führte Nina Reckendorf, Stabsstelle Presse und
Kommunikation, der Universität Paderborn.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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STATISTIK/614: Bevölkerung in Deutschland - 82,8 Millionen zum Jahresende 2017 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 14.09.2018

 Bevölkerung in Deutschland: 82,8 Millionen zum Jahresende 2017



WIESBADEN - Im Jahr 2017 nahm nach Ergebnissen des Statistischen
Bundesamtes (Destatis) die Gesamtbevölkerung Deutschlands im Vergleich zum
Vorjahr um 270 700 Personen (+0,3 %) zu und lag zum 31.12.2017 bei 82,8
Millionen. Damit wurde eine erste Schätzung des Statistischen Bundesamtes
vom 16. Januar 2018 bestätigt.

Im Jahr 2017 ist die steigende Einwohnerzahl ausschließlich darauf
zurückzuführen, dass 405 000 Personen mehr zuwanderten als abwanderten
(Wanderungsüberschuss 2016: +500 000 Personen). Gleichzeitig starben 147
000 Personen mehr als geboren wurden (Geburtendefizit 2016: -119 000
Personen). Infolgedessen fiel das Bevölkerungswachstum insgesamt geringer
aus als in den beiden Vorjahren (2016: +346 000 oder +0,4 %; 2015: +978 000
oder +1,2 %).

In den meisten Bundesländern nahm die Einwohnerzahl zu, absolut gesehen am
stärksten in Baden-Württemberg (+71 500), gefolgt von Bayern (+66 500) und
Berlin (+38 700). Prozentual gesehen hatten Berlin und Hamburg den höchsten
Zuwachs (jeweils +1,1 %). In Sachsen-Anhalt (-13 200 oder -0,6 %),
Thüringen (-6 900 oder -0,3 %) und im Saarland (-2 500 oder -0,2 %) gab es
hingegen einen Bevölkerungsrückgang. In Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern
blieb die Einwohnerzahl nahezu unverändert. Insgesamt nahm die Bevölkerung
im früheren Bundesgebiet (ohne Berlin) um 242 800 Personen zu (+0,4 %),
während sie in den neuen Bundesländern (ohne Berlin) um circa 10 700
Personen (-0,1 %) leicht zurückging.

Ende 2017 lebten rund 9,7 Millionen ausländische Staatsbürgerinnen und
Staatsbürger in Deutschland (+5,0 % gegenüber dem Vorjahr) sowie 73,1
Millionen Deutsche (-0,3 % gegenüber dem Vorjahr). Der Ausländeranteil an
der Gesamtbevölkerung erhöhte sich von 11,2 % im Jahr 2016 auf 11,7 % im
Jahr 2017.

Methodische Hinweise:

Die Entwicklung der Bevölkerung ergibt sich zum einen aus den Geburten und
Sterbefällen, zum anderen aus den Zu- und Fortzügen. Zudem fließen
Korrekturen in die Berechnung ein. Diese entstehen, wenn beispielsweise von
der Meldebehörde übermittelte Wanderungsfälle durch die Meldebehörde selbst
rückgängig gemacht werden.

Der angegebene Wanderungssaldo von rund 405 000 ist vorläufig. Gegenüber
den endgültigen Wanderungszahlen kann es noch zu Verschiebungen zwischen
den von den Meldebehörden gemeldeten Korrekturen und Wanderungsfällen
kommen, die aber keinen Einfluss auf die Bevölkerungszahlen haben. Die
endgültigen Wanderungszahlen des Jahres 2017 wird das Statistische
Bundesamt voraussichtlich im Oktober 2018 veröffentlichen.

Die Ergebnisse des Bevölkerungsstandes 2017 sind aufgrund methodischer
Änderungen bei den Wanderungsstatistiken, technischer Weiterentwicklungen
der Datenlieferungen aus dem Meldewesen sowie der Umstellung auf ein neues
statistisches Aufbereitungs­verfahren ab dem Jahr 2016 nur bedingt mit den
Vorjahreswerten vergleichbar.

Das Ausländerzentralregister (AZR) weist eine von der
Bevölkerungsfortschreibung abweichende Zahl in Deutschland lebender
Ausländerinnen und Ausländer nach (AZR: 10,6 Millionen;
Bevölkerungsfortschreibung: 9,7 Millionen, jeweils 31.12.2017). Diese
Differenz ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass der
Bevölkerungsbestand in der Bevölkerungsfortschreibung aufgrund der
Ergebnisse des Zensus 2011 korrigiert wurde, im AZR hingegen nicht. Der
Zensus 2011 hatte ergeben, dass die Zahl der in Deutschland lebenden
Ausländerinnen und Ausländer um 1,1 Millionen Personen niedriger war als
zuvor angenommen.

Ausführliche Hinweise finden Sie unter den Erläuterungen zur Statistik der
Bevölkerungsfortschreibung.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Bevölkerung vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 347 vom 14.09.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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REDE/034: Bundeskanzlerin Merkel zum Haushaltsgesetz 2019, 12.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel zum Haushaltsgesetz 2019 vor
dem Deutschen Bundestag am 12. September 2018 in Berlin: 



Sehr geehrter Herr Präsident!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Mehrheit der Menschen in Deutschland lebt und arbeitet für ein gutes
und tolerantes Miteinander; davon bin ich zutiefst überzeugt. Ich sehe es
als meine Aufgabe und die Aufgabe aller politisch Verantwortlichen an, all
diejenigen zu unterstützen, die unser Land jeden Tag durch ihre Arbeit und
durch ihr Leben voranbringen. Die Zahlen belegen es im Übrigen auch:
Deutschland gehört zu den sichersten Ländern der Welt, und Deutschland
gehört zu den wohlhabendsten Ländern der Welt.

Und dennoch: Viele Menschen in unserem Land sorgen sich in diesen Tagen um
den Zusammenhalt von uns allen. Ich bin auch ganz sicher, dass die
Bürgerinnen und Bürger sehr genau beobachten, in welcher Art und Weise wir
den politischen Dialog führen - im Land wie auch hier im Deutschen
Bundestag. Da haben wir alle eine große Verantwortung.

Besonders aufgewühlt haben uns in den letzten Wochen schwere Straftaten,
bei denen die mutmaßlichen Täter Asylsuchende waren, die zu uns nach
Deutschland gekommen sind. Solche Taten machen mich betroffen und machen
uns alle betroffen. Wir trauern mit den Angehörigen, wir sind empört über
die Straftaten. Solche Taten müssen aufgeklärt, die Täter vor Gericht
gestellt und mit der Härte des Gesetzes bestraft werden. Genau so sieht es
unser Rechtsstaat vor.

Viele Bürgerinnen und Bürger, die durch Demonstrationen gezeigt haben, wie
aufgewühlt sie sind, haben dabei ihr verfassungsrechtlich verbrieftes Recht
genutzt, und wir als Politiker sind verpflichtet, ihre Anliegen ernst zu
nehmen und Missstände zu beheben.

Ich kann jeden verstehen, der darüber empört ist, wenn sich nach
Tötungsdelikten einmal mehr herausstellt, dass diejenigen Straftäter sind,
die schon mehrere Vorstrafen haben, oder Menschen, die vollziehbar
ausreisepflichtig sind. Hier haben wir eine Aufgabe zu lösen. An dieser
Aufgabe arbeiten wir in aller Entschiedenheit gemeinsam mit den
Bundesländern und der Bundesregierung. Der Bundesinnenminister hat dazu
weitere Maßnahmen vorgelegt, und wir sind uns unserer Verantwortung dafür
bewusst.

So sehr ich die Empörung und das Unverständnis verstehe und teile, lasse
ich nicht gelten, dass dies eine Entschuldigung für menschenverachtende
Demonstrationen ist. Nein, es gibt keine Entschuldigung und Begründung für
Hetze, zum Teil Anwendung von Gewalt, Naziparolen, Anfeindungen von
Menschen, die anders aussehen, die ein jüdisches Restaurant besitzen,
Angriffe auf Polizisten. Und begriffliche Auseinandersetzungen darüber, ob
es nun Hetze oder Hetzjagd ist, helfen uns dabei wirklich nicht weiter. Das
kann doch nur eines heißen: Dem stellen wir uns entschieden entgegen, und
zwar ganz im Geiste von Artikel 1 unseres Grundgesetzes:

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Artikel 1 gilt für jeden Menschen, und wer dagegen verstößt, der legt die
Axt an die Wurzel unseres Zusammenlebens. Wer dagegen verstößt, stellt sich
gegen unsere Werte von Einigkeit und Recht und Freiheit. Die aber sind
unseres Glückes Unterpfand. Deshalb darf es bei der Achtung der
Menschenwürde auch keinen Rabatt geben - für niemanden -, und deshalb
führen Relativierungen in die Irre. Deshalb ist der Rechtsstaat hier in
seinem Kern gefordert - mit den Sicherheitskräften, mit unabhängigen
Gerichten, mit allen Institutionen einer lebendigen Demokratie und einer
wehrhaften Zivilgesellschaft.

Ich danke allen, die dafür arbeiten: den Polizistinnen und Polizisten und
allen Sicherheitskräften, den Richtern, den Staatsanwälten und auch den
Beschäftigten an den Gerichten, genauso denen, die in unseren Haftanstalten
ihren Dienst tun, was alles andere als einfach ist. Ich danke den Haupt-
und Ehrenamtlichen in unseren demokratischen Institutionen und Verbänden.
Überall gibt es glücklicherweise viele von ihnen, überall in unserem Land.
Deshalb sind auch Pauschalurteile über ganze Gruppen oder Landstriche wie
Sachsen oder die neuen Bundesländer falsch und völlig unangebracht. Das
gilt genauso für die vielen Flüchtlinge, die hier friedlich mit uns leben.
Ich danke an einem solchen Tag ganz besonders auch den vielen haupt- und
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern in der Flüchtlingsarbeit, die es
alles andere als leicht haben in diesen gesellschaftlichen Diskussionen.

Wir werden nicht zulassen, dass klammheimlich ganze Gruppen in unserer
Gesellschaft ausgegrenzt werden: Juden, Muslime gehören genauso wie
Christen und Atheisten zu unserer Gesellschaft, in unsere Schulen, in
unsere Parteien, in unser gesellschaftliches Leben. Ich bin dankbar für
jeden, der sich für unsere Demokratie engagiert. Die Frage, ob wir darüber
Konsens haben, entscheidet über unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt.
Dann, wenn wir da ein gemeinsames Fundament haben, können wir über all die
anderen wichtigen Fragen sprechen, die die Menschen in unserem Land
bewegen.

Es gelten bei uns Regeln. Und diese Regeln können nicht durch Emotionen
ersetzt werden. Das ist das Wesen des Rechtsstaates. Weil wir uns bewusst
sind, dass dieser Rechtsstaat herausgefordert ist, haben wir in unserer
Koalitionsvereinbarung einen Pakt für den Rechtsstaat vereinbart. Dieser
Bundeshaushalt zeigt erste Maßnahmen. Noch einmal 3.000 neue Stellen für
Sicherheitsbehörden, knapp 50 Millionen Euro mehr für die Ausstattung und
Ausrüstung der Bundespolizei, 85 Millionen Euro für die Digitalisierung der
Polizeiarbeit, Investitionen in die Cybersicherheit. Das sind wichtige,
richtige Signale. Und wir werden mit den Bundesländern auch über die
Ausstattung von Gerichten und anderen Justizbehörden weiter intensiv
sprechen. Die Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht auf einen
funktionierenden Rechtsstaat, auch in der täglichen Praxis.

Wir beraten heute über den Haushalt für das Jahr 2019. Dahinterliegende
Aufgaben gehen natürlich weit über das nächste Jahr hinaus. Teil dieser
Beratungen ist auch die mittelfristige Finanzplanung. Wir haben uns daran
gewöhnt, aber ich will es trotzdem noch einmal sagen: Es ist der fünfte
Haushalt in Folge ohne neue Schulden. Das ist ein Hinweis und eine gute
Nachricht für die junge Generation. Wir haben ein steigendes
Bruttoinlandsprodukt seit über 13 Quartalen. Die Unternehmensinsolvenzen
sind auf dem niedrigsten Stand seit Einführung der neuen Insolvenzordnung.
Im Herbst dieses Jahres werden voraussichtlich erstmals über 45 Millionen
Menschen erwerbstätig sein. Wir können alle gemeinsam stolz auf diese
Bilanz sein.

Unsere grundsätzlichen Ziele bleiben. Seit Bestehen der Bundesrepublik
arbeiten wir unverändert für Frieden, für Freiheit und für Wohlstand; und
das jetzt schon im 70. Jahr der sozialen Marktwirtschaft. Heute wissen wir:
Unser Wohlstand entscheidet sich nicht mehr alleine durch uns und unsere
Arbeit in Deutschland, sondern wir sind verbunden im Rahmen des
Binnenmarktes der Europäischen Union. Wir sind verbunden mit anderen
Ländern. Das heißt, sich um andere zu kümmern, mit anderen
zusammenzuarbeiten, auf ein multinationales funktionierendes System zu
setzen, ist in unserem ureigenen Interesse. Wenn wir auf zehn Jahre
Weltwirtschaftskrise und Finanzkrise zurückblicken, wie es der
Bundesfinanzminister gestern gemacht hat, wird uns das noch einmal bewusst.
Weil das so ist, stellt sich die Frage: Wie viel investieren wir im eigenen
Land, und wie viel setzen wir für Entwicklungszusammenarbeit ein? Das sind
zwei Seiten ein und derselben Medaille, in der es um Wohlstand für unser
Land geht.

Auch die Freiheit muss immer wieder erarbeitet werden, und durch die
Digitalisierung ist sie herausgefordert. In einer digitalen Gesellschaft
geht es um große Datenmengen, um Datensicherheit, um Datenschutz, völlig
neue Anfragen an unsere Freiheit. Deshalb ist die Datenethikkommission, die
wir eingerichtet haben, genau die richtige Antwort darauf.

Auch um Frieden zu sichern, brauchen wir völlig neue Instrumente. Wir
selbst müssen uns dafür stärker einsetzen. Allein mit der Haltung, dass wir
uns überall heraushalten, wird es nicht gehen. Unsere Maxime zur
Friedenssicherung heißt immer: Vornean stehen die politischen Bemühungen.
Deshalb setzen wir uns natürlich in Syrien dafür ein, und zwar in der Small
Group zusammen mit der Astana-Group unter der Federführung der Vereinten
Nationen. Aber einfach zu sagen, wir könnten wegsehen, wenn irgendwo
Chemiewaffen eingesetzt werden und eine internationale Konvention nicht
eingehalten wird, kann auch nicht die Antwort sein. Alle Antworten, die wir
geben, werden immer auf der Ebene des Grundgesetzes und im Rahmen unserer
parlamentarischen Verpflichtung sein. Das ist doch vollkommen klar. Aber
von vornherein einfach Nein zu sagen, egal was auf der Welt passiert, kann
nicht die deutsche Haltung sein.

Wohlstand, Freiheit, Frieden - das ist das, was die Menschen von uns
erwarten, und sie haben alle einen ganz speziellen Blickwinkel. Deshalb hat
dieser Haushalt auch so viele Facetten. Da ist zuerst einmal der Wunsch
nach Stabilität, nach vergleichbaren Lebensbedingungen und nach
Entlastungen, wo immer das möglich ist, damit die Menschen ihr Leben
eigenständig gestalten können.

Da haben wir gute Nachrichten in diesem Haushalt: Familien und Berufstätige
werden entlastet. Wir erhöhen das Kindergeld, wir erhöhen die
entsprechenden Steuerfreibeträge, wir bereinigen die Einkommensteuer um die
kalte Progression. Das sind in 2019 und 2020 insgesamt Entlastungen von
zehn Milliarden Euro. Für alle Mitglieder der gesetzlichen
Krankenversicherung wird die Parität wieder eingeführt. Das ist eine
Entlastung von 8,3 Milliarden Euro für die Beitragszahler pro Jahr. Wir
werden - so ist das in der mittelfristigen Finanzplanung dargelegt - den
Solidaritätszuschlag ab 2021 für 90 Prozent der Zahler des
Solidaritätszuschlages abschaffen. Das ist noch einmal eine Entlastung von
zehn Milliarden Euro.

Natürlich sagen manche: Ihr schafft auch Mehrbelastungen, zum Beispiel in
der Pflege. Aber da haben wir eine gute Nachricht: Durch die sehr gute
Beschäftigungssituation können wir den Arbeitslosenversicherungsbeitrag zum
1. Januar 2019 um 0,5 Prozentpunkte senken, was dann die Mehraufwendungen
in der Pflege kompensiert. Diese Mehraufwendungen sind wichtige
Aufwendungen für die Bürgerinnen und Bürger; denn die Fragen: "Wie geht es
mir im Alter?" und "Wie behandeln wir diejenigen, die pflegen?" gehören zu
den zentralen Fragen hinsichtlich Gerechtigkeit in unserem Land.

In der nächsten Woche haben wir eine ganz wichtige Veranstaltung, bei der
es um Lebensbedingungen geht: den Wohngipfel. Dort werden wir ein Paket für
das Wohnen und rund um das Wohnen vorstellen, das seinesgleichen sucht. Wir
wissen, dass das Thema Wohnen insbesondere in den Ballungsgebieten eine
riesige Herausforderung für Millionen von Menschen ist. Bezahlbare Mieten -
das ist die berechtigte Erwartung, weil das auch etwas mit Sicherheit im
Leben zu tun hat.

Uns geht es auf der einen Seite darum, Mieterinnen und Mieter zu schützen
und ihnen auch Rechte einzuräumen, auf der anderen Seite geht es aber vor
allen Dingen darum, dass bezahlbarer Wohnraum geschaffen wird. Da haben wir
gute Nachrichten: Zum Ersten wird der soziale Wohnungsbau verstärkt. Der
Bund beteiligt sich mehr, als er sich das eigentlich vorgenommen hatte. Zum
Zweiten wird eine Sonder-AfA eingeführt, die dafür sorgt, dass die, die
investieren wollen, auch investieren können. Zum Dritten ist die Nachricht
für die Familien, dass wir das Baukindergeld einführen, ein ganz wichtiges
Mittel, um ihnen Wohneigentum zu ermöglichen. Das alles sind Beiträge dazu,
dass wir sagen können: Wir werden in dieser Legislaturperiode die
Voraussetzungen dafür schaffen, dass 1,5 Millionen neue Wohnungen gebaut
werden können. Dazu gehören auch Verfahrenserleichterungen, schnellere
Baulandbereitstellung und Ähnliches. Genau das werden wir am 21. September
besprechen. Das ist eine gute Nachricht für viele, viele Menschen in
unserem Land.

Wir wissen, dass die Alterssicherung eine der großen Herausforderungen ist,
und zwar sowohl angesichts der demografischen Veränderungen als auch
angesichts der Erwartungen der Menschen, wie ihr Leben nach der
Erwerbstätigkeit aussieht. Wir haben eine Kommission eingesetzt, die sich
mit der Rente nach der Zeit von 2025 beschäftigen wird. Wir haben einen
Gesetzentwurf eingebracht, der in Kürze hier beraten werden wird, mit einem
konstanten Rentenniveau bis 2025, mit einer verbesserten
Erwerbsunfähigkeitsrente und mit einer verbesserten Mütterrente. Das sind
drei Botschaften von großer Bedeutung für Millionen von Menschen. Hier
haben wir Wort gehalten und im Haushalt ist genau das abgebildet.

Das Thema Pflege - das spüren wir alle - beschäftigt fast jede Familie im
Land. Ich selber habe in den letzten Monaten Pflegeheime besucht, und ich
weiß, welche herausragende Arbeit dort geleistet wird. Vieles liegt noch im
Argen, und daran arbeiten wir. Aber eine Botschaft, die diejenigen, die in
der Pflege arbeiten, mir gegenüber immer wieder geäußert haben, war: Bitte
redet doch auch einmal darüber, dass unser Beruf ein schöner Beruf ist, ein
anspruchsvoller Beruf ist, ein Beruf ist, in dem die älteren Menschen uns
auch etwas geben! Ihr redet darüber immer nur, als sei das eine Arbeit, die
man doch eigentlich fast gar nicht machen kann. Tut etwas für das
Berufsbild derer, die pflegen! - Ich finde, dafür gibt es allen Grund, und
genau das wollen wir auch tun.

Jetzt kommt natürlich die Frage der Bezahlung; aber ich sage Ihnen: Meine
Gespräche haben ergeben: Die Bezahlung ist ein wichtiger Punkt, die
Arbeitszeit ist ein mindestens genauso wichtiger Punkt, die Frage, ob man
eine Ausbildungsvergütung kriegt, ist ein solcher Punkt - das haben wir
jetzt alles angepackt -, aber genauso wichtig ist die Achtung und Beachtung
dieses Berufs. Das ist mir im Übrigen auch neulich im Gespräch mit
Lehrerinnen und Lehrern so gegangen; das gilt für Pflegekräfte in den
Krankenhäusern. Das sind Menschen, die eine tolle Arbeit machen, die aber
auch einen tollen Beruf haben, und das sollten wir vielleicht stärker
herausstellen.

Wir nehmen natürlich auch den Blickwinkel derer ein, die von Auswirkungen
der Digitalisierung betroffen sind. Hier werden wir in Kürze eine
Weiterbildungsstrategie verabschieden. Wir werden uns fragen: Was bedeutet
dieser Umschwung für diejenigen, die heute Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sind? Wir müssen uns um die Infrastruktur kümmern. Wir müssen
uns mit den Gefahren und dem Thema der Cybersicherheit auseinandersetzen.
Aber wir müssen vor allen Dingen ab und zu auch mal den Blick über unseren
Tellerrand hinaus wagen. Heute gab es gerade eine Statistik zu lesen, nach
der wir bei den digitalen Dienstleistungen in der öffentlichen Verwaltung
in Europa laut Mitteilung der Kommission auf Platz 21 sind. Das kann uns
nicht zufriedenstellen. Deshalb ist die Schaffung eines Bürgerportals von
Bund, Ländern und Kommunen eine der zentralen Aufgaben dieser
Legislaturperiode. Es reicht nicht, nur die Infrastruktur auszubauen - das
werden wir tun -, sondern genau da muss auch weitergearbeitet werden.

Wenn man in China ist, dann sieht man, dass wir nicht das wollen, was dort
stattfindet: eine totale Überwachung, eine soziale Beobachtung - das möchte
ich auf gar keinen Fall. Auch Digitalisierung kennt Werte. Aber in welcher
Form dort Plattformen genutzt werden, in welcher Form dort Start-ups
entstehen, in welcher Geschwindigkeit sie entstehen, das kann uns nicht
kaltlassen, weil das über unsere Wettbewerbsfähigkeit der Zukunft
entscheidet. Deshalb müssen wir bei der Digitalisierung auch Tempo machen,
und genau das macht die Bundesregierung mit dem Digitalrat, mit den neuen
Strukturen, bei der IT des Bundes. Und ja, wenn man sich die Dinge anguckt,
dann erkennt man, dass es erst einmal komplizierter und die Aufgabe
vielleicht größer wird; aber wir gehen diese Aufgabe an, damit wir in
unserem Lande ein modernes Dienstleistungssystem haben, das dem digitalen
Zeitalter auch wirklich entspricht.

Hier werden wir im Übrigen nur erfolgreich sein können, wenn wir dies auch
zusammen in Europa machen. Deshalb investieren wir gemeinsam in Forschung
und Entwicklung. Deshalb haben Deutschland und Frankreich gesagt: Wir
brauchen eine Agentur, die sich auch mit vollkommen ungewöhnlichen
Erfindungen, disruptiven Innovationen, beschäftigt. - Das haben wir auch
auf der Bundesebene gemacht. Da gibt es dann auch viele Diskussionen: Was
soll denn das wieder? Wir müssen offen sein für alle Möglichkeiten, neue
Wege zu gehen, weil das die Voraussetzung dafür ist, dass unsere heutige
industrielle Stärke morgen noch unsere Stärke ist, die Arbeitsplätze für
die Menschen in unserem Lande schafft.

In diesem Zusammenhang werden wir auch weiter auf internationale Fachkräfte
angewiesen sein. Das ist von zentraler Bedeutung, und deshalb freue ich
mich, dass wir in Kürze die Eckpunkte für ein Fachkräftezuwanderungsgesetz
beschließen werden und bis Jahresende ein solches Gesetz vorlegen; denn zum
Teil sind die Diskussionen unserer Unternehmerinnen und Unternehmer im
Lande stärker darauf ausgerichtet, ob wir Fachkräfte bekommen, als dass es
um Steuererleichterungen geht. Es darf nicht sein, dass Unternehmen unser
Land deshalb verlassen, weil sie keine Beschäftigten mehr finden. Hier
müssen wir etwas tun, und die Koalition hat sich genau dazu entschlossen.

Und dann haben wir eine Vielzahl von Problemen zu lösen. Wir haben es mit
der Zukunft Deutschlands in der Europäischen Union zu tun. Zur Stunde hält
Jean-Claude Juncker, der Präsident der Europäischen Kommission, im
Europäischen Parlament seine Ansprache an die "Union", wie es so schön
heißt, also an die Europäische Union. Ich bin zutiefst überzeugt:
Deutschlands Zukunft wird nur dann eine gute sein, wenn auch Europa einen
guten Weg geht. Das hört sich so trivial an, das ist es aber nicht.

Olaf Scholz hat gestern dargelegt, welchen Weg wir in der internationalen
Finanzkrise und später in der Euro-Krise gegangen sind. Das war ein Weg,
der durchaus umstritten war: Sollen wir Banken retten? Wir haben es getan,
um für die Bürgerinnen und Bürger den Zahlungsverkehr und um für unsere
Unternehmen die Finanzierung aufrechtzuerhalten. Sollen wir anderen 
Euro-Staaten helfen? Geht uns das etwas an? Wir haben uns nach harten
Diskussionen immer wieder entschieden: Ja, wir tun es, weil der Euro-Raum
für uns gemeinsam ein Mehrwert ist und weil die Zusammenarbeit in Europa
uns stärker macht, auch im internationalen Gefüge.

Zu den Vorwürfen gegenüber Deutschland wegen unseres
Außenhandelsüberschusses und vielem anderen mehr muss ich sagen: Ich bin
dankbar, dass wir ein Teil Europas sind und dass Handelsgespräche durch die
Europäische Kommission für alle europäischen Länder zusammen geführt
werden, dass wir eine gemeinsame Währung haben und dass man im Euro-Raum
nicht gegen eine einzelne Währung spekulieren kann. Das macht uns stärker,
und das ist auch zum Nutzen Deutschlands. Zu der These, wir würden anderen
dauernd etwas geben: Es ist in unserem Interesse, für ein starkes Europa zu
sorgen.

Bei der Frage des Euro geht es um Geld, um Prinzipien - wichtig! -, aber
noch intensiver stellt sich die Frage: Wie wollen wir die Probleme der
Migration, der illegalen Migration und der Flüchtlinge lösen? Für den
Zusammenhalt der Europäischen Union scheint mir dies eine weitaus größere
Herausforderung zu sein als das, was wir in der Euro-Krise erlebt haben.

Es ist im Grunde - Wolfgang Schäuble hat es gestern gesagt - wieder ein
"Rendezvous mit der Globalisierung". Schon die Euro-Krise war ein
Rendezvous mit der Globalisierung. Jetzt sind die Herausforderungen noch
größer, und die Frage ist: Wie reagieren wir darauf? Gelingt es, Europa in
einer solchen Situation zu zerstören, zu fragmentieren, jeden wieder auf
sich selbst zurückfallen zu lassen, oder gelingt das nicht?

Im Mai 2019 steht die Europawahl an, bei der genau diese Frage zur Debatte
stehen wird. Bei dieser Europawahl wird es um die Frage gehen: Wo und wie
lösen wir die Probleme, und schaffen wir das zusammen? Dabei ist ganz klar:
Wenn Europa einfach sagt: "Wir schotten uns ab, und wir kümmern uns nicht
um das, was in unserer Nachbarschaft passiert", dann wird das schiefgehen.
Das ist schon im Zusammenhang mit Syrien und Irak und den vielen
Flüchtlingen, die zu uns kamen, schiefgegangen. Denn es hat sich auch dort
gezeigt: Wenn du dich vor Ort nicht darum kümmerst, dass es den Menschen
gut geht, dann machen sie sich auf den Weg.

Das gilt ebenso mit Blick auf Afrika, unseren Nachbarkontinent. Es geht um
ein dauerhaftes und langfristiges Vorgehen. Und da ist es eine gute
Nachricht, dass wir mehr für Entwicklungszusammenarbeit ausgeben. Ich
möchte dem Entwicklungsminister ausdrücklich für die vielen Aktivitäten
danken.

Ich war jüngst in Afrika und eines ist spürbar: Entwicklungszusammenarbeit
ist Schritt Nummer eins, aber es ist nicht mit der Arbeit getan, wenn die
jungen Menschen ein tolles Training bekommen, aber anschließend keinen
Arbeitsplatz haben. Sie sind dann super in der Landwirtschaft ausgebildet,
aber leider gibt es kein wirtschaftliches Rückgrat dieser Länder. Deshalb
werden wir uns verstärkt - und die Bundesregierung tut das ja auch - damit
auseinandersetzen müssen: Wie machen wir aus klassischer
Entwicklungszusammenarbeit wirtschaftliche Entwicklung?

Da muss man leider sagen, dass andere einen sehr klaren Weg gehen. Auf dem
letzten China-Afrika-Gipfel wurden 60 Milliarden Dollar in den nächsten
drei Jahren für Investitionen in die afrikanische Infrastruktur vereinbart.
Das ist eine Hausnummer. Jedes afrikanische Land sagt uns: Ihr braucht
überhaupt nicht mehr mit einem interessierten Unternehmen zu kommen, wenn
ihr uns nicht ein Finanzierungskonzept mitbringt. Diese
Finanzierungskonzepte müssen wir erarbeiten. Wir müssen uns überlegen: Wo
können wir Zinszuschüsse geben, wo können wir vielleicht
Krediterleichterungen geben, wie können wir das mit
Entwicklungszusammenarbeit verbinden? Dazu haben wir die Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW), sie hat die entsprechende Entwicklungsbank. All das
werden wir verstärken. Dazu arbeitet die Bundesregierung mit allen Ressorts
zusammen. Das ist wirklich dringend notwendig, um Entwicklung in Afrika auf
den Weg zu bringen.

Ende Oktober - Wolfgang Schäuble hat es während unserer G20-Präsidentschaft
begonnen; das setzen wir fort, obwohl wir nicht mehr allein verantwortlich
sind, sondern wir machen das mit Weltbank und Internationalem Währungsfonds
- werden wir die Länder, die einen Compact with Africa, also eine
Reformpartnerschaft, eingegangen sind - das sind etwa zehn afrikanische
Länder -, zu uns zu einem großen Wirtschaftsforum einladen, um für
Investitionen zu werben. Wir werden die deutsche Wirtschaft aufrufen, zu
investieren; denn die Unternehmen haben zum Teil immer noch den Eindruck -
das soll kein Pauschalurteil sein -: Das Afrika des heutigen Tages ist so
wie das Afrika vor 30 Jahren. - Das ist es nicht mehr. Afrika ist ein
toller Kontinent, ein junger Kontinent, ein Kontinent mit den zukünftigen
Märkten. Ich kann die deutsche Wirtschaft nur einladen, sich mehr für
Afrika zu interessieren. Wir werden versuchen, dem im Oktober einen Schub
zu geben.

Kampf gegen illegale Migration bedeutet natürlich auch, dass wir den
Außengrenzschutz stärken. Jean-Claude Juncker wird dazu Vorschläge machen.
Er hat schon Vorschläge gemacht: Verstärkung von Frontex. Das bedeutet aber
auch - dafür trete ich zumindest ein -, dass die Staaten, die an der
Außengrenze liegen, nationale Kompetenzen abgeben, um Frontex wirklich mit
umfassenden Kompetenzen auszustatten. Und das bedeutet eben auch ein Maß an
Solidarität, wenn es darum geht, dass Menschen zu uns kommen, oder wenn wir
Verpflichtungen haben, zum Beispiel legale Migration zu ermöglichen oder
den Ländern zu helfen, die wirklich in Not sind. Das bleibt der wunde Punkt
der Europäischen Union. Dafür haben wir noch keine Lösung gefunden.
Deutschland ist bereit, sich in diese Solidarität einzureihen. Auch das
wird während der österreichischen Präsidentschaft ein weiteres Thema sein.

So kann man sagen, dass wir insgesamt vor riesigen Herausforderungen
stehen, aber auch, dass wir mit diesem Bundeshaushalt diese
Herausforderungen ganz bewusst angehen, was Rente, Pflege,
Krankenversicherung anbelangt, was Entlastungen anbelangt, was
Investitionen in Forschung anbelangt, was Investitionen in Infrastruktur
anbelangt. Der Bundesverkehrsminister hat gestern mit Ihrer aller Hilfe die
Infrastrukturgesellschaft für die deutschen Autobahnen gegründet. Das ist
ein großes Projekt, das uns in die Lage versetzen wird, das Geld, das wir
haben, schneller auszugeben. Das ist ein Schritt, der absolut gewürdigt
werden muss.

Wir müssen - das glaube ich zutiefst - ab und zu auch über das sprechen,
was uns gelingt. Wir können immer kritisch sein, wenn es um das geht, was
uns alles nicht gelingt; aber wenn wir den Menschen nicht sagen, was
gelingt, dann werden sie auch nicht verstehen, wo wir besser werden.
Deshalb wird es eine gemeinsame Aufgabe sein - zumindest derjenigen, die
gemeinsam für dieses Land kämpfen -, zu sagen: Ja, wir wissen, dass vieles
noch nicht erreicht ist, wir wissen, dass es noch viele Mängel gibt; aber
wir stellen uns den Herausforderungen, und wir kommen Schritt für Schritt
voran. - Das ist unser Auftrag, unser Anspruch, und das werden wir auch
einlösen. Herzlichen Dank.
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REPRESSION/1614: Migration - nichts den Populisten überlassen ... (SB)




Der kurzfristige Weg ist, die Menschen zu retten, die sich noch
immer auf den lebensgefährlichen Weg übers Mittelmeer begeben, ihnen
aber zugleich zweifelsfrei klarzumachen, dass das nicht der Weg nach
Europa ist. (...) Wer erkennt, dass er keine Chance mehr hat, nach
Europa einreisen zu dürfen, wird auch das Risiko des eigenen Todes
dafür nicht mehr in Kauf nehmen wollen.

Wolfgang Schäuble zur Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik [1]

Wolfgang Schäuble, seit 46 Jahren Mitglied des deutschen Parlaments,
hat in seiner politischen Laufbahn hochrangige Regierungsämter
bekleidet und einflußreiche Positionen innegehabt. Er hat 1990
maßgeblich den deutsch-deutschen Einigungsvertrag mit ausgehandelt,
war lange Zeit Innenminister und übernahm mitten in der Finanzkrise
2009 das Finanzministerium. Bis 2017 war er in diesem Amt als
Zuchtmeister Europas beispielsweise bei der Eurokrise und der
sogenannten Griechenlandrettung 2010 und 2011 einer der mächtigsten
Administratoren des Kontinents. Seit Ende vergangenen Jahres ist er
nicht länger Herr über Milliarden, sondern Präsident des Bundestages.
Im zweitbedeutendsten Staatsamt hinter dem des Bundespräsidenten ist
Schäubles Einfluß auf eine protokollarisch-symbolische Funktion
geschrumpft. Wenn der 75jährige dennoch wie zu Beginn der
Haushaltsdebatte das Wort ergreift, folgen daraus nicht wie in der
Vergangenheit legislative und exekutive Taten, die gravierende
Auswirkungen auf das Leben von Millionen Menschen haben. Dennoch
sollte man seine Aussagen nicht als parlamentarischen Dekor
unterschätzen, spricht daraus doch ein politisches Establishment, das
den Aufstieg der Bundesrepublik zur europäischen Führungsmacht
erfolgreich betrieben hat.

Wird ihm Altersmilde attestiert, so speist sich diese Mutmaßung in
erster Linie aus einem gewissen Kontrast zu den Tagen, in denen er mit
eiserner Hand die Eurozone zusammenhielt und zugleich dem Diktat
deutscher Vorteilsnahme mittels der EU-Institutionen unterjochte. Die
zürnende Nemesis am Himmel der niederkonkurrierten südeuropäischen
Volkswirtschaften trug seine bittere Miene und verlangte ihnen mit
seiner Stimme unermeßliche Sparopfer ab. Die Einheit Europas zu
beschwören und im selben Atemzug Unterwerfung zu erzwingen, war der
notwendige Gleichschritt, um den Produktivitätsvorsprung der
Bundesrepublik mit ungehinderter Wucht gegen die schwächeren Partner
dieser zur Schicksalsgemeinschaft verklärten Mesalliance zu wenden.
Die ideologische Deutungsmacht der Berliner Regierungspolitik fand
ihren volkstümelnden Niederschlag im nationalistischen Schlachtruf,
die fleißigen Deutschen dürften sich nicht von den Pleitegriechen die
Butter vom Brot nehmen lassen, was maßgeblich dazu beitrug, dem
Aufstieg der Rechten den Boden zu bereiten.

Heute sieht sich Schäuble als zur Ordnung rufende Gouvernante des
zeternden Bundestags mit einer AfD konfrontiert, die im Gestus der
Herrenmenschen die anderen Parteien vor sich her und dorthin treibt,
wo sie selbst schon lange ist. Wenngleich er sich vehement dagegen
verwahrt, sein Lebenswerk von den Rechten beerben zu lassen, die
dessen essentielle Konstruktion der gesamteuropäischen Verfügungsmacht
niederzureißen drohen, gibt er doch die Schnittmenge mit dem
deutsch-identitären Vorherrschaftsanspruch keineswegs preis. Als er
vor versammelten Abgeordneten Fremdenfeindlichkeit und Gewaltexzesse
anprangerte, mahnte er zugleich, die Sorgen der Bundesbürger ernst zu
nehmen. Im Harnisch der vorgeblichen Neutralität seines Amtes gab er
dem Parlament seine Lesart von Ausgewogenheit vor.

Was er damit meint, erschließt ein aktuelles Interview mit dem
Handelsblatt, in dem Wolfgang Schäuble unter anderem zur
Flüchtlingspolitik Stellung nimmt. Er schlägt einen Bogen von der
damaligen Finanzkrise, die man gemeinsam durch die Gründung des
Rettungsfonds ESM überwunden habe, zur Migration als einer der größten
Herausforderungen der Gegenwart. Angesichts des rasanten
Bevölkerungswachstums mit bald zwei Milliarden Menschen allein in
Afrika dürfe man nicht den Kopf in den Sand stecken und sich hinter
den eigenen Grenzen eingraben, da diese großen Fragen nur gemeinsam zu
beantworten seien. Schäuble plädiert entschieden für einen
übergreifenden Ansatz, der über einzelne Abkommen mit Nachbarstaaten
wie etwa der Türkei hinausgeht.

Es gelte immer wieder unter Beweis zu stellen, daß die rechtsstaatlich
verfaßte freiheitliche Demokratie mit dem Prinzip der Repräsentation
die beste aller Möglichkeiten sei, so Schäuble. Er läßt es jedoch bei
diesem Bekenntnis nicht bewenden, sondern gibt zu bedenken, daß die
neuen Partner in Osteuropa eine gewisse Schwerfälligkeit beklagten.
Das müsse man ernst nehmen, da Demokratie zwar nicht einfach sei, aber
auch darauf verpflichte, zu Entscheidungen zu kommen, mahnt er eine
forcierte Gangart an. Um Europa zu retten, bedürfe es einer
Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik, indem man diese Thematik
"schnell, effizient, flexibel und pragmatisch gemeinsam" handhabe.

Was soll das konkret bedeuten? Der kurzfristige Weg sei, die Menschen
zu retten, die sich noch immer auf den lebensgefährlichen Weg übers
Mittelmeer begeben, ihnen aber zugleich zweifelsfrei klarzumachen, daß
das nicht der Weg nach Europa ist. Wer erkenne, daß er keine Chance
mehr hat, nach Europa einreisen zu dürfen, werde auch das Risiko des
eigenen Todes dafür nicht mehr in Kauf nehmen wollen, so Schäubles
Logik forcierter Abschreckung. Er sympathisiert ausdrücklich mit dem
Entwicklungsökonomen und Migrationsforscher Paul Collier von der
Universität Oxford, der seinerzeit Merkels "Wir schaffen das" scharf
kritisiert hatte. Die Kanzlerin habe Deutschland und Europa schwere
Probleme aufgebürdet. Das hinderte Collier indessen nicht daran,
2016/2017 Berater des Bundesfinanzministeriums zu werden und "Compact
with Africa" (Partnerschaft mit Afrika) mitzuentwickeln.

Natürlich vergißt Schäuble nicht, das obligatorische Credo zu liefern,
man müsse den Fluchtursachen zu Leibe rücken. Er denkt dabei aber
nicht im Traum an den deutschen Wirtschaftskrieg gegen die
afrikanischen Länder. Vielmehr schwebt ihm vor, "dem einen oder
anderen verbrecherischen oder terroristischen Regime in Afrika (...)
mit begrenzter Gewalt" die Leviten zu lesen, also mit Waffengewalt zu
Werke zu gehen. Der Kontinent brauche eine Chance, seine
Riesenherausforderungen selbst zu stemmen, verkleidet er die
Zurückweisung deutscher Verantwortung in eine Ermunterung zur
afrikanischen Selbstverwirklichung. Es sei nicht so, daß Afrika kein
Potential hätte. Aber das werde nicht dadurch größer, daß die
Tüchtigsten lieber nach Europa fliehen.

Wenn Schäuble für Offenheit mit Menschen anderen Glaubens plädiert, so
nicht ohne sofortige Rechtsbelehrung an deren Adresse. Wie er
argumentiert, fühlten sich knapp zwei Milliarden Muslime auf der Welt
nicht fair behandelt. Deswegen müsse man ihnen zuhören, aber zugleich
klarmachen, "nach welchen Regeln wir hier in Europa leben wollen:
Rechtsstaatlichkeit, Toleranz, Menschenrechte. Die meisten Menschen
der Welt, würde ich mal annehmen, wollen nach solchen Prinzipien
leben", gibt sich der Bundestagspräsident jovial paternalistisch. Was
aber die Bundesbürger betrifft, seien die allermeisten bereit, einem
Mitmenschen zu helfen - ganz egal, welche Hautfarbe, Religion oder
Nationalität er oder sie hat. "Nur wenn wir anfangen, uns in unserer
eigenen Sicherheit bedroht zu fühlen, wird es schwierig. Innere
Sicherheit muss der Staat gewährleisten", ist Schäuble wieder ganz der
frühere Innenminister.

Das zeigt sich um so mehr in Beantwortung der Frage, wie er die
rechtsradikalen Ausschreitungen in Chemnitz bewerte. "Der G20-Gipfel
fand nicht in Ostdeutschland statt, sondern in Hamburg, das dann
massive Ausschreitungen erlebte. Wir müssen aufhören, mit Arroganz
über andere zu sprechen", so Schäubles nur im ersten Moment
überraschende Antwort. Er macht keinen Hehl daraus, daß Staatsräson
allemal die Linke als Feindbild ausmacht, während sie bei der Rechten
vor allem an deren Verwertbarkeit interessiert ist. Was in Chemnitz
geschehen sei, könne er aus Berlin doch gar nicht beurteilen, schützt
er Unkenntis vor. Nach der "abgewogenen Beschreibung", die Sachsens
Ministerpräsident Michael Kretschmer vor seinem Landtag abgegeben
habe, sei sein Eindruck gewesen, daß sich die Analysen der
Geschehnisse in den Medien stark unterscheiden.

Natürlich ist Schäuble klug genug, sich aller Äußerungen zu enthalten,
die ihm als Sympathieerklärung für die Rechten auf die Füße fallen
könnten. So beläßt er es denn auch dabei, Kretschmer beiläufig den
Rücken zu stärken, ohne näher auf dessen haarsträubende Verharmlosung
der rechten Umtriebe einzugehen. Eine Polarisierung in "Nazis" und
"Gutmenschen" helfe nicht weiter, wohl aber hätten die weisen Worte
des früheren Bundespräsidenten Joachim Gauck die Stimmung im Land sehr
schön auf den Punkt gebracht: "Unser Herz ist groß, aber unsere
Möglichkeiten sind begrenzt." Das sei die Verantwortungs- und
Gesinnungsethik nach Max Weber, ist Schäuble als Sparschwabe,
Christenmensch und Buchhalter der Nation in seinem Element. "Da fängt
Politik an. Wir dürfen unser Herz nicht verlieren, müssen aber auch
unsere Grenzen sehen."

Es sei eminent wichtig, die Probleme nicht unter den Teppich zu
kehren, sondern die Gefühle der Menschen ernst zu nehmen. "Dass wir
das nicht hinreichend getan haben, ist einer der Gründe dafür, dass
manche Demagogen und rechtspopulistischen Parteien einen solchen
Zulauf erleben - auch die neuerdings im Bundestag vertretene", läßt
Schäuble keinen Zweifel daran, daß er die Frage der Migration nicht
den Populisten überlassen will. Geflohene Menschen mit aller Macht
fernhalten wollen sie beide, doch hält der Bundestagspräsident seinen
Entwurf für derart überlegen, daß er sich nicht von Stümpern,
Schreihälsen und engstirnigen Nationalisten ins technokratische
Handwerk pfuschen lassen will.


Fußnote:

[1] www.handelsblatt.com/politik/deutschland/bundestagspraesident-im-interview-mein-respekt-nahm-ab-wolfgang-schaeuble-spricht-ueber-sein-verhaeltnis-zur-bankenbranche/23054964.html
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1327: Hunger - leugnen durch versprechen ... (SB)




Will man den Hunger in der Welt beenden, sollte man nicht
versäumen, auch die UN-Hilfsorganisationen abzuschaffen

In heutigen Zeiten sich verschärfender Vorverteilungskämpfe um die
letzten Überlebensressourcen, die dem Planeten und seinen tierischen
wie auch pflanzlichen Bewohnern im fortschreitenden Maße und mit
wachsendem Aufwand abgenötigt werden, erweisen sich auch
UN-Hilfsorganisationen als Sachwalter einer gesellschaftlichen
Ordnung des Oben und Unten, des Wohlstands und der Armut, der
Sattheit und des Hungers.

Noch vor rund zehn Jahren war den herrschenden Kräften der Schreck
gehörig in die Glieder gefahren, als sich in einem jener seltenen
Momente der Geschichte Menschen erhoben und in mehreren Dutzend
Staaten Unruhen ob des nicht mehr zu übersehenden Nahrungsmangels
ausbrachen. Regierungen wankten, wurden gestürzt oder gerieten
zumindest in Erklärungsnot. Der ungeschriebene Gesellschaftsvertrag,
wonach "die da oben" ihre Legitimation daraus ableiten, daß sie
"denen da unten" vom Wohlstand abgeben - was unerwähnt bleibt:
mittels Tröpfcheninfusion oder Krümelapplikation -, wurde durch den
weltweiten Nahrungsmangel demaskiert und als das enttarnt, was der
"Vertrag" ist, ein nährstofffreier Dauerlutscher für die breite
Verfügungsmasse.

Nicht die Heere an Hungerleidern in den konfliktreichen oder
klimatisch benachteiligten Regionen dieser Welt hatten sich erhoben,
sondern vor allem der aufstrebende urbane Mittelstand war es, der
nunmehr statt zwei oder drei Mahlzeiten pro Tag sich nur noch eine
leisten konnte und zu spüren bekam, was als überwunden erhofft war,
einen unwirsch knurrenden Magen, der gefüllt werden wollte.

Heute hat die gleiche Erhebung eine andere Form angenommen, die der
Migration. Die Menschen erheben sich nicht, um diejenigen zu
verjagen, die vom Elend anderer profitieren, sondern um selber ihre
Heimat zu verlassen. Während jedoch abenteuerlustige Menschen, die
mit dem Auto oder Segelboot einmal um die Welt fahren und alle
Fährnisse und Widrigkeiten auf ihrem Weg glücklich überstehen,
gefeiert und in den Medien herumgereicht werden, legen andere
Menschen, die sicherlich keine geringeren Strapazen auf sich nehmen,
nur mit einem Notgepäck versehen Tausende Kilometer, teils durch
wüstenartige Unwirtlichkeiten zurück und sind dabei extremen
Gefährdungen gleichermaßen durch Ordnungskräfte wie auch Wegelagerer
ausgesetzt - nur um anschließend gleich eingedosten Sardinen mit
weiteren Leidensgenossen in einen sich kaum über Wasser haltenden
Notbehelf gequetscht zu werden, der sie an das rettende Ufer auf der
anderen Seite des Meeres bringen soll. Dort werden sie im Falle des
erfolgreichen Abschlusses ihrer "Reise" entweder zwecks späteren
Gebrauchs als billige und willige Lohnarbeitssklaven "eingelagert"
oder aber ohne Zwischenstopp zurück auf Los geschickt.

Zeitgleich mit der steigenden Zahl an Hungernden befinden sich mehr
und mehr Menschen auf der Flucht. 68,5 Millionen Menschen waren 2017
gezwungen, ihre Heimat zu verlassen, drei Millionen mehr als im Jahr
davor. Seit jeher treibt Hunger die Menschen um. Der jüngste
Welternährungsbericht, der von fünf UN-Organisationen erstellt wurde,
gibt für 2017 die Zahl der Hungernden mit 821 Millionen an. Das
dritte Jahr in Folge steigt die Zahl derjenigen, die nicht genügend
zu essen haben. Damit wird jedoch der Nahrungsmangel nur unzureichend
wiedergegeben, denn zusätzlich dazu gilt eine Milliarde Menschen als
mangelernährt. Und im Gegensatz zu der sich wachsender Beliebtheit
erfreuenden Andeutung, daß 600 Millionen Menschen übergewichtig sind
- beinahe so, als könne man den einen was wegnehmen und den anderen
geben -, wäre auch hiervon noch ein erheblicher Anteil der Seite der
Mangelernährten zuzurechnen, da sich die Betroffenen die
nährwertigen, vitaminreichen und zumeist teureren Lebensmittel nicht
leisten können. Man könnte dies durchaus als "versteckten Hunger"
bezeichnen.

Der von den UN-Organisationen an eine nicht näher spezifizierte
Adresse gerichtete Appell, daß die Zunahme des Hungers in der Welt
"eine noch größere Aufforderung zu handeln" erzwingt, und die in
Aussicht gestellte Beendigung des Hungers durch Formulierungen wie,
daß "wir die Anstrengungen verdoppeln müssen", um Klimaresilienz zur
Nahrungssicherheit und Ernährung aufzubauen, oder daß mit den
Welternährungsberichten "eine neue Ära in der Erfassung des
Fortschritts in Richtung einer Welt ohne Hunger und Mangelernährung"
eingeleitet worden sei, verkehren den Rückschritt in einen
Fortschritt und unterstellen, daß man schon auf dem richtigen Weg
ist.

Damit verschleiern die UN-Organisationen einen gesellschaftlichen
Dauerwiderspruch. Vor zwanzig, vierzig oder sechzig Jahren klang es
ähnlich aus den vollklimatisierten Führungsetagen der
Hilfsorganisationen. Das Versprechen, den Hunger zu beenden, wird
aufrechterhalten, das vorgebliche Ziel der Abschaffung des Mangels
dagegen immer weiter in die Zukunft verlegt. Das jüngste Ziel nennt
sich Sustainable Development Goal 2 (SDG 2), z. Dt.:
Nachhaltigkeitsziel 2. Es ist eines von 17 Zielen und besagt unter
anderem, daß bis zum Jahr 2030 der Hunger beendet werden soll.

Schon mit dem Aufkommen der Grünen Revolution in den 1960er Jahren
wurde die Hoffnung formuliert, bis Ende des Jahrhunderts alle
Menschen ausreichend mit Nahrung versorgen zu können. Im Jahr 2000
hatte man das Ziel grandios verfehlt, doch war keineswegs Besinnung
eingekehrt. Im Gegenteil, nun wurde ein neues Ziel ausgewiesen, das
Millenniumsziel. Bis 2015 sollte die Zahl der Hungernden weltweit
halbiert werden. Wurde sie aber nicht. Um erst gar keine ernsthafte
Diskussion über die vorherrschende Ordnung von Roß und Reiter
aufkommen zu lassen, wurde ein noch größeres Versprechen aufgebaut,
die Agenda 2030 bzw. SDGs mit besagtem Ziel 2 der Hungerbeendigung.
Fünfzehn Jahre Zeitgewinn, um ungestört so weitermachen zu können wie
bisher. Die Anstrengungen zu verdoppeln, wie es die UN-Organisationen
im Welternährungsbericht fordern, hieße, daß überhaupt schon
Anstrengungen unternommen worden sind.

Mit dem verwendeten "Wir" delegiert der Welternährungsbericht die
Hungerbeendigung ausgerechnet an jene gesellschaftlichen Gruppen
(Politiker, Unternehmer, Wissenschaftler, NGO-Manager und sonstige
Funktionseliten), die von der bestehenden Ordnung profitieren,
während die, um deren Los man sich angeblich so sehr besorgt zeigt,
logischerweise den Hunger nicht beenden können, denn das hätten sie
ansonsten längst getan. Sie sollen ihn sogar gar nicht beenden. Sie
sollen stillhalten, sich nicht erheben und in Bewegung setzen,
sondern statt dessen brav darauf hoffen, daß ihnen irgendwann
geholfen wird. Wenn das nicht passiert, das sollen sie solche 
Welternährungsberichte glauben machen, kann es sich
wohl nur um ein höheres Schicksal - hier: bewaffnete Konflikte,
Klimawandel - handeln.

Will man ernsthaft den Hunger in der Welt beenden, darf man nicht
versäumen, die UN-Hilfsorganisationen abzuschaffen. Jedoch nicht in
dem Sinne, daß stattdessen das Hungerproblem dem ominösen "Markt"
überlassen wird, wie dies neoliberale Wirtschaftskreise mitunter
propagieren - jene Marktkräfte profitieren geradezu von der Not
und haben nicht zuletzt ihren Reichtum auf der Verarmung anderer
aufgebaut -, sondern im Sinne der endgültigen Beseitigung der
Feigenblattfunktion von Hilfsorganisationen. Für das, was danach
kommt, gibt es keine Beispiele, doch eines ist gewiß: In einer Welt
ohne Hunger können Institutionen keinen Bestand haben, die von dem
Problem des Nahrungsmangels ablenken und faktisch dazu aufrufen, zur
Tagesordnung überzugehen, indem sie den Eindruck erwecken, man
befinde sich auf dem richtigen Weg und könne in immer die gleiche
Richtung weitergehen.
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JUSTIZ/702: Washington - Terrorkopfgeburten ... (SB)


Washington - Terrorkopfgeburten ...



Als John Bolton am 11. September bei einer Rede vor der reaktionären
Juristenvereinigung Federalist Society in Washington offen allen
Personen und Instanzen mit Repressalien drohte, die mit dem
Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag bei dessen Ermittlungen
wegen Kriegsverbrechen der amerikanischen Streitkräfte in Afghanistan
oder der Israels in den besetzten palästinensischen Gebieten
kooperierten, führte der Nationale Sicherheitsberater die ablehnende
Haltung der Regierung Donald Trumps gegenüber dem International
Criminal Court unter anderem darauf zurück, daß angeblich eine strikte
Gewaltenteilung zwischen Politik und Justiz in den USA vorherrsche,
beim ICC sowie den meisten anderen Staaten dieser Welt dagegen nicht.
Daß die Behauptung Boltons ganz großer Humbug ist, zeigt ein krasses
Fehlurteil, das ebenfalls am 11. September vom Bundesgericht in New
York gefällt wurde.

Dort hat Richterin Beryl Howell den Iran zu Schadensersatzzahlungen in
Höhe von 104,7 Millionen Dollar an 15 Geschädigte des
Lastwagenbombenanschlags vor 22 Jahren auf die mehrstöckige Wohnanlage
Khobar Towers der US-Streitkräfte auf dem Gelände des
König-Abdul-Asis-Luftwaffenstützpunkts im saudischen Dhahran sowie an
24 Angehörige der Todesopfer verurteilt. Bei dem verheerenden Anschlag
am 25. Juni 1996 waren 19 US-Soldaten getötet und weitere 370 Personen
verletzt worden. Um den blutigen Anschlag ranken sich bis heute die
Legenden. Einerseits gilt Khobar Towers offiziell als Kriegserklärung
Osama Bin Ladens und dessen sunnitischer Killertruppe Al Kaida an die
Adresse Washingtons, andererseits versuchen die Iranophoben in den USA
und Israel seit Jahren unablässig Teheran das Massaker anzuhängen.

Seit 1984 führen die USA den Iran ganz oben auf ihrer Liste der
"staatlichen Sponsoren des Terrorismus". Im Juni 2001 wurden in
Abwesenheit 13 Mitglieder der schiitisch-libanesischen
Hisb-Allah-Miliz von einem Bundesgericht in Alexandria, Virginia,
wegen Verwicklung in den Khobar-Towers-Anschlag schuldig gesprochen.
Im Dezember 2006 hat ein Bundesgericht in Washington den Iran zu
Entschädigungszahlungen in Höhe von 254,4 Millionen Dollar an die
Familienmitglieder von 17 der Todesopfer des Anschlags verurteilt. Die
Feststellung, daß hier die Beweislage gegen Teheran und die Hisb Allah
mehr als dürftig ist, kann nur als Untertreibung verstanden werden. In
der Tat beruht die These einer iranischen Urheberschaft lediglich auf
Mutmaßungen, Spekulationen, Vorurteilen und Wunschdenken. Ein Blick in
die verworrene Geschichte der amerikanischen "Terrorbekämpfung" zeigt
die Richtigkeit dieser kategorischen Aussage.

Nach den Flugzeuganschlägen vom 11. September 2001 machte die
amtierende Regierung des Republikaners George W. Bush die
vermeintlichen Fehler der Vorgängeradministration des Demokraten Bill
Clinton für den schlimmsten Angriff auf die USA seit dem Überfall der
Japaner auf Pearl Harbor 1941 verantwortlich. 2005 warf der ehemalige
FBI-Chef Louis Freeh in seinen Memoiren Clinton vor, nach dem
Khobar-Towers-Anschlag bei einem Treffen mit dem saudischen
Kronprinzen Abdullah nicht energisch genug auf die Mitarbeit Riads mit
US-Ermittlungsbehörden gedrängt, sondern statt dessen um Spenden für
die eigene in Planung befindliche Präsidialbibliothek gebeten zu
haben. Anläßlich des Erscheinens des umstrittenen Buches Freehs setzte
das Clinton-Lager durch, daß nach dem Interview mit dem früheren Chef
der US-Bundespolizei in der Fernsehsendung "60 Minutes" von CBS der
ehemalige Nationale Sicherheitsberater Sandy Berger eine Replik auf
die schweren Anschuldigungen verlesen durfte.

Berger war für die Aufgabe, Clinton zu entlasten, bestens geeignet,
denn im Vergleich zu Freeh hatte er persönlich an der Unterredung mit
Prinz Abdullah teilgenommen. Gleichwohl stand Berger zu diesem
Zeitpunkt unter einer ganz dunklen Wolke. Wenige Wochen zuvor war er
schuldig gesprochen worden, 2002 und 2003 in seiner Funktion als 
Assistent der früheren Clinton-Regierung bei der "unabhängigen" 
9/11-Kommission eine Reihe von Geheimdokumenten zum Thema 
"Terrorismus" aus dem Nationalarchiv in Washington entwendet und 
zerstört zu haben. Bis heute hat es keine schlüssige Erklärung für die 
sonderbare Tat, für die Berger lediglich zwei Jahre auf Kaution und 
eine geringfügige Geldstrafe bekam, gegeben. Es herrscht zudem 
Unklarheit darüber, welche Dokumente er vernichtet hat. Doch es gibt 
Spekulationen, diese könnten unter anderem die Hintergründe des 
Angriffs auf die Khobar Towers tangieren.

Hochinteressant ist jedenfalls die Tatsache, daß am 5. Oktober 2005 -
und damit vier Tage vor der fraglichen "60-Minutes"-Sendung - der
ehemalige Iran-Referent in der Nahost-Abteilung des
US-Verteidigungsministeriums Larry Franklin vom Bundesgericht in
Alexandria, Virginia, der Spionage für Israel schuldig gesprochen
wurde. Nachweislich hatte Franklin 2002 und 2003 zahlreiche
strenggeheime US-Regierungsunterlagen an Steven Rosen und Keith
Weissman, damals Mitarbeiter der mächtigen Lobbyorganisation American
Israel Public Affairs Committee (AIPAC), weitergeleitet. Bei den
betreffenden Unterlagen handelte es sich laut Gerichtsakten unter
anderem um einen "strenggeheimen Bericht des FBI" zum Fragenkomplex
Khobar Towers.

Die damalige AIPAC-Affäre gewährte erhellende Einblicke in die
Machenschaften der Kriegstreiber in Washington und Tel Aviv. 2002,
2003 war Franklin in die Machenschaften des Office of Special Plans
(OSP), jener berüchtigten Abteilung im Pentagon, verwickelt, die 
damals als Schaltstelle zwischen dem Amt des israelischen 
Premierministers Ariel Scharon und Bushs neokonservativen, 
likud-freundlichen Befürwortern eines Krieges gegen das "Regime" 
Saddam Husseins fungierte und aus der die meisten geheimdienstlichen 
"Erkenntnisse" hinsichtlich der Massenvernichtungswaffen des Iraks 
und des "finsteren Nexus" zwischen Bagdads und Bin Ladens 
Al-Kaida-"Netzwerk" stammten.

Franklin hatte sogar Ende 2001 in Begleitung von Harold Rhodes und
Michael Ledeen, zwei notorischen Neokonservativen, sowie dem windigen,
iranischen Waffenhändler Manucher Ghorbanifar an einem mysteriösen
Treffen in Rom mit dem italienischen Verteidigungsminister Antonio
Martino sowie Nicolo Pollari, dem Chef des italienischen
Militärgeheimdienstes Servizio Informazioni Sicurezza Militare
(SISMI), teilgenommen (Ledeen und Ghorbanifar hatten bereits in den
achtziger Jahren bei der Iran-Contra-Affäre prominente wie zugleich
dubiose Rollen gespielt). US-Presseberichten zufolge ging es bei dem
Treffen in der ewigen Stadt darum, ein Angebot Teherans, fünf nach dem
Sturz der afghanischen Taliban im Iran gefangengenommene
Al-Kaida-Mitglieder an Washington auszuliefern, zu torpedieren. Auf
diese Weise sollte eine Annäherung zwischen der Islamischen Republik
und den Vereinigten Staaten vereitelt und somit der noch heute
existierende Plan der amerikanischen Neocons und der israelischen
Likudniks für einen eventuellen "Regimewechsel" in Teheran am Leben
bleiben.

Eine ähnliche Funktion erfüllen Scharaden wie das eingangs erwähnte 
New Yorker Gerichtsurteil gegen Teheran wegen des 
Khobar-Towers-Anschlags, bei dem die Möglichkeit nicht ausgeschlossen 
werden sollte, daß die CIA und der Mossad ihn selbst inszeniert 
haben, um die hochaggressive Politik der USA und Israels in den Länder 
der islamischen Welt fortsetzen zu können.
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RENTE/717: Leistung pflegender Rentnerinnen und Rentner anerkennen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 14. September 2018

Caritas fordert: Leistung pflegender Rentnerinnen und Rentner
anerkennen

Gemeinsam mit sechs zivilgesellschaftlichen Organisationen setzt sich der
Deutsche Caritasverband in einem gemeinsamen Aufruf für die Rechte
pflegender Rentnerinnen und Rentner ein



Berlin, 14.09.2018 "Familiäre Pflege ist eine unverzichtbare
gesellschaftliche Leistung. Das Flexirentengesetz hat für sie wichtige
Verbesserungen gebracht: Senioren und Seniorinnen, die eine Teilrente in
Anspruch nehmen, können seither zusätzliche Rentenanwartschaften erwerben,
wenn sie beispielsweise einen Partner oder ihre hochaltrigen Eltern
pflegen. Mit aller Schärfe lehnen wir Ideen des Bundesgesundheitsministers
ab, diese positive Regelung wieder rückgängig zu machen. Anstatt das Rad
zurück zu drehen, ist eine Ausweitung der Regelung dringend nötig. Neben
den Teilrentnerinnen und Teilrentnern sollten auch Rentnerinnen und
Rentner, die eine Vollrente beziehen, vom Flexirentenkonzept profitieren",
unterstreicht Vorstand Fach- und Sozialpolitik Eva M. Welskop-Deffaa.

Seit Einführung der Pflegeversicherung zahlt die Pflegekasse für
Versicherte, die Angehörige pflegen, Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung. Diese sind nach dem Pflegeaufwand gestaffelt und
reichen bis zum Beitrag von Durchschnittsverdienenden.

Für Altersrentnerinnen und Altersrentner galt dies immer schon nur dann,
wenn sie eine Teilrente beziehen. Vor dem Flexirentengesetz war der Bezug
einer Teilrente allerdings unattraktiv, weil es die Teilrente nur in festen
Stufen gab. Seit dem Flexirentengesetz wird die Teilrente stufenlos
gewährt, so dass Altersrentner(innen) ihre Rente mithilfe von
Rentenbeiträgen für die Pflege von Angehörigen schon dann aufbessern
können, wenn sie auf 1 % ihrer Rente für die Zeit der Pflege verzichten und
dann die Rente als Teilrente zu 99 % beanspruchen.

Ein Beispiel zur Verdeutlichung:

Anna bezieht eine Altersrente in Höhe von 800 Euro und pflegt ihren Mann
Benno, für den der Pflegegrad 2 anerkannt wurde. Würde Anna eine Teilrente
von 99 % in Anspruch nehmen, würde sich ihre gesetzliche Monatsrente um 8
Euro reduzieren und sie würde nur noch 792 Euro als Teilrente erhalten. Für
ein Jahr der Pflege würde sich ihre Rente um rd. 7 Euro erhöhen (im
Pflegegrad 3 um rd. 11 ? (heutige Werte unterstellt). Nach drei Jahren
übernimmt der gemeinsame Sohn die Pflege und Anna kehrt zu ihrer Vollrente
zurück, die sich um 21 Euro (bei Pflegegrad 2) auf 821 Euro (ohne
Berücksichtigung der jährlichen Rentenanpassung) erhöht hat.

Ob und wie viele Rentner(innen) von dieser Neuregelung Gebrauch machen, ist
noch unklar. Im Jahr 2018 zahlen die Pflegekassen für alle Pflegeleistungen
an die Gesetzliche Rentenversicherung 1,5 Mrd. Euro (Zahlen der gemeinsamen
Finanzschätzung der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) und des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) vom Juni 2018). Es ist zu
vermuten, dass der Anteil, der Altersrentner(innen) zur Erhöhung ihrer
Renten zufließt, deutlich unter 10 % liegt und verhältnismäßig viele
Rentner(innen) von der Regelung profitieren, deren oftmals kleine Renten
dadurch aufgebessert werden können.

Der Bundesgesundheitsminister will diese für Rentner(innen) positive
Regelung bei den Rentenversicherungsbeiträgen für pflegende Angehörige nun
wieder zurückdrehen. Dabei wurde im aktuellen Koalitionsvertrag vereinbart,
"die Unterstützung für pflegende Angehörige auszubauen". Diesem wichtigen
Anliegen wird durch das geltende Recht Rechnung getragen. Mit dieser nun
beabsichtigten Rücknahme der heute geltenden positiven Regelung würde genau
das Gegenteil des im Koalitionsvertrag verabredeten Ziels erreicht werden.
Da überdies viele Versorgungswerke bei einem Teilrentenbezug einen
Ausschluss der Betriebsrente vorsehen, würde sogar einiges dafür sprechen,
die Rentenbeiträge für pflegende Angehörige auch für den Fall eines
Vollrentenbezugs vorzusehen. In diesem Fall könnten auch
Betriebsrentner(innen) von den Rentenbeiträgen für pflegende Angehörige
profitieren. Mit dieser nun beabsichtigten Rücknahme der heute geltenden
positiven Regelung würde genau das Gegenteil des im Koalitionsvertrag
verabredeten Ziels erreicht werden.

Die Caritas, die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und weitere
vier große Wohlfahrtsverbände (AWO Bundesverband, Diakonie Deutschland, Der
Paritätische Gesamtverband, Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in
Deutschland) haben Bundesgesundheitsminister Spahn aufgefordert, die
geplante Gesetzesänderung, die zu einer finanziellen Benachteiligung
pflegender Rentnerinnen und Rentner führt, zurückzunehmen. 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. September 2018

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/965: Herten - Veranstaltungen im Rahmen von "Demokratie leben!" ab 21.9.


Veranstaltungen im Rahmen von "Demokratie leben!"

Im September starten Workshops und Aktionen in Herten



Herten. Schulen, Institutionen und Verbände - alle bieten sie im
September verschiedene Veranstaltungen im Rahmen von "Demokratie
leben!" an. Die Auswahl ist groß und reicht vom interkulturellen
Fußballturnier bis hin zur Menschenkette. In einem Flyer, der jetzt in
allen öffentlichen Institutionen in Herten ausliegt, finden
Interessierte alle Termine auf einen Blick.

Unter dem Motto "Demokratie ist ein bunter Schmetterling" haben Kinder
und Eltern des Ev. Familienzentrums Kuckucksnest kreative Wege zu mehr
Eigeninitiative und Engagement im Stadtteil entdeckt. Die Ergebnisse
präsentieren sie am Freitag, 21. September, ab 17.30 Uhr bei einer
Vernissage in den Gewächshäusern von Floristik Tausch.

Beim interkulturellen Fußballturnier auf der Sportanlage Nord treffen
sich am Samstag, 22. September, ab 10 Uhr sportbegeisterte Aktive
sowie Zuschauerinnen und Zuschauer. Alle sind herzlich eingeladen
gemeinsam die Teams anzufeuern und bei Gegrilltem und erfrischenden
Getränken nette Menschen kennenzulernen.
Bei der Kochreihe "Demokratie kulinarisch" werden nicht nur Rezepte
ausgetauscht, sondern auch Meinungen über aktuelle politische Themen.
So kommen gutes Essen und spannende Diskussionen von Oktober bis
November bei verschiedenen Treffen auf den Tisch.

Einmischung mit Worten gegen Rassismus

Die Hertener Poetry-Slam-Künstlerinnen und Künstler nutzen harte Worte
gegen Rassismus. Mit der Kraft der Sprache verbinden sie am Dienstag,
18. September, ab 19 Uhr Menschen und durchbrechen rassistische
Grenzen im Glashaus.

Einen bühnenreifen Crashkurs in politischer Einmischung geben Karin
Kettling und Jürgen Albrecht vom Künstlerduo "Zuvielcourage" am
Mittwoch, 26. September, um 19 Uhr im Hertener Glashaus. Spielerisch
und kurzweilig setzen sie wertvolle Impulse zu einer geistigen und
humorvollen Notwehr. Mit Theaterszenen, Ermutigungstraining und einem
"Spickzettel" vermitteln sie dem Publikum ein wirkungsvolles
"Mundwerkzeug", mit dem es künftig ausländerfeindliche, herabsetzende
oder diffamierende Äußerungen geschickt parieren kann.

Wie verändert sich das Zusammenleben deutscher und türkischer
Mitmenschen nach dem Ausnahmezustand des türkischen Staatspräsidenten
Erdogan - nach Verhaftungen deutscher Journalistinnen und Journalisten
und kritischer Personen in der Türkei? Unter dem Titel "Eskalation in
der Türkei" - Konsequenzen für das Zusammenleben in Deutschland findet
am Montag, 24. September, von 18 bis 20 Uhr ein Vortrag mit
anschließender Diskussionsrunde in der VHS Herten statt. Eingeladen
ist Ismail Küpeli, Politikwissenschaftler und Historiker an der
Ruhr-Universität Bochum, um gemeinsam mit dem Publikum zu diskutieren.

Gegen Gewalt und für Menschlichkeit

"Herten gegen Gewalt - Herten für Menschlichkeit" - schon im letzten
Jahr war die Menschenkette und "Gemeinsam an einen Tisch" ein voller
Erfolg. Hertenerinnen und Hertener setzen daher in diesem Jahr am 28.
September um 17 Uhr wieder ein deutliches Zeichen gegen Gewalt und
Hass und für ein respektvolles Miteinander. Nach der Menschenkette
sind alle eingeladen, sich gemeinsam an einen Tisch zu setzen und ihre
mitgebrachten Speisen und Getränke entlang der Ewaldstraße zu
genießen.

Bei der Demokratiekonferenz am Montag, 29. Oktober, werden ab 18 Uhr
die aktuellen Projekte von "Demokratie leben!" im Glashaus vorgestellt
und neue Ideen entwickelt. Gemeinsam blicken die Teilnehmenden auf die
Projekte, Veranstaltungen und Aktionen des vergangenen Jahres zurück,
tauschen sich in moderierten Arbeitsgruppen über die Ergebnisse der
bisherigen Arbeit aus und diskutieren die zukünftigen
Arbeitsschwerpunkte.

Alle Veranstaltungen werden vom Bundesprogramm "Demokratie leben!"
gefördert und sind daher kostenlos für alle Teilnehmenden.
Informationen dazu gibt es bei der Koordinierungsstelle im Kulturbüro
der Stadt Herten, Sabine Weißenberg, Tel. (0 23 66) 303 541, E-Mail
s.weissenberg@herten.de oder im Haus der Kulturen, Daniela
Franken-Vahrenholt, Tel. (0 23 66) 180 713, E-Mail
d.vahrenholt@haus-der-kulturen.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1706: Metro soll Verantwortung für 32.000 Beschäftigte übernehmen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. September 2018

Metro soll Verantwortung für 32.000 Beschäftigte übernehmen



Berlin - Im Zusammenhang mit dem Verkauf des SB Warenhauses Real durch die
Metro AG hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
heftige Kritik am Management des Metro-Konzerns geübt. "Erst haben
die Beschäftigten auf Lohn verzichtet, um das Unternehmen zu retten,
dann hat das Unternehmen den bis dahin gültigen Tarifvertrag
geschreddert, und nun soll Real verkauft werden. Wir erwarten, dass
die Metro AG wenigstens jetzt Verantwortung für die 32.000
Beschäftigten übernimmt", erklärte Stefanie Nutzenberger, ver.di
Bundesvorstandsmitglied.

"Falsche Entscheidungen und Konzepte des Managements haben in der
Vergangenheit die Werthaltigkeit des Unternehmens massiv gefährdet.
Unser Interesse ist es, dass Real als Ganzes an ein seriöses
Unternehmen verkauft wird, das verantwortungsvoll mit der Belegschaft
umgeht", so die Gewerkschafterin. "Man muss kein Prophet sein um
festzustellen, dass der Real-Verkauf im Metro-Konzern anscheinend
schon lange eine Rolle spielt. In diesem Zusammenhang sehen wir auch
die kompromisslose Alles-oder-Nichts-Strategie der Konzernleitung bei
den vergangenen Tarifverhandlungen. Die Kündigung des
Sanierungstarifvertrages und damit der Beschäftigungs- und
Standortsicherung stellt sich uns heute als Vorbereitung für den
Verkauf des Unternehmens dar", so Nutzenberger.

Es reiche nicht, "die Braut auf Kosten der Beschäftigten zum Verkauf
aufzuhübschen." Die Betroffenen brauchten sichere Arbeitsplätze und
keine Dumpinglöhne". Dass in SB-Warenhäuser die ver.di-Tarifverträge
eingehalten werden, zeigten andere große Player der Branche. Es müsse
wieder Ruhe bei Real einkehren, anstatt die Beschäftigten weiter zu
gängeln. "Mit einem neuen Investor, der eine motivierte Belegschaft
schätzt und auf eine sichere Zukunft mit Tarifverträgen setzt, kann
das gelingen", sagte Nutzenberger.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





STATISTIK/4377: 69 % der Mütter und 6 % der Väter sind in Teilzeit tätig (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 14.09.2018

69 % der Mütter und 6 % der Väter sind in Teilzeit tätig



WIESBADEN - Im Jahr 2017 waren 69 % der erwerbstätigen Mütter und 6 % der
erwerbstätigen Väter mit minderjährigen Kindern in Deutschland in Teilzeit
tätig. Die Familienform der Elternteile spielt dabei eine entscheidende
Rolle. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) anlässlich des Tages der
berufstätigen Eltern am 16. September weiter mitteilt, lag der Anteil bei
alleinerziehenden Müttern bei 58 %. In einer Partnerschaft lebende Mütter
waren wesentlich häufiger teilzeitbeschäftigt, nämlich zu 71 %. Im
Vergleich dazu waren alleinerziehende Väter zu 12 % in Teilzeit tätig, in
einer Partnerschaft lebende Väter zu 6 %.

Bei der Beschäftigung in Teilzeit gab es Unterschiede zwischen Müttern in
Ost- und Westdeutschland: Während 2017 im Osten 49 % der Mütter mit
minderjährigen Kindern in Teilzeit tätig waren, betrug der Anteil im Westen
74 %. Mütter in einer Partnerschaft arbeiteten im Westen zu 76 % in
Teilzeit, alleinerziehende Mütter wählten dieses Arbeitszeitmodell zu 61 %.
Im Osten arbeiteten Mütter, ob nun in einer Partnerschaft lebend oder als
Alleinerziehende, zu 49 % in Teilzeit. Väter in Ost (8 %) und West (6 %)
unterschieden sich hingegen kaum, was die Teilzeitquoten betrifft.

Die Ergebnisse basieren auf dem Mikrozensus, für den jährlich 1 % der
Haushalte befragt wird. Hierbei werden ausschließlich in einem gemeinsamen
Haushalt lebende Personen einbezogen. Über den Haushalt hinaus bestehende
familiäre Bindungen werden dabei nicht betrachtet. Teilzeitquoten werden
für Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren nach dem Konzept der
realisierten Erwerbstätigkeit betrachtet, bei der Mütter und Väter in
Mutterschutz beziehungsweise Elternzeit zu den Nichterwerbstätigen gezählt
werden.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Haushalte & Familien vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 345 vom 14.09.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/240: Ilhami Akter steht in der Türkei vor Gericht - Vorwurf der Terrorpropaganda (Connection e.V.)


Connection e.V., DFG-VK Hessen und Hamburg - 13. September 2018

Vorwurf der Terrorpropaganda gegen türkischen Kriegsdienstverweigerer

Ilhami Akter aus Hamburg steht in der Türkei vor Gericht



Morgen wird der seit länger als zwei Jahrzehnten in Hamburg lebende
deutsche Staatsbürger Ilhami Akter in Elaziğ in der Türkei vor Gericht
stehen. Er hatte in den 90er Jahren gegenüber den türkischen Behörden seine
Kriegsdienstverweigerung erklärt. Ende August 2018 wurde er bei einem
Besuch seiner Mutter in Saribaşak in der Provinz Elaziğ
festgenommen. In dem nun beginnenden Verfahren wird ihm Terrorpropaganda
vorgeworfen, da er sich auf seiner Facebook-Seite kritisch über die Politik
der AKP und den türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdoğan
geäußert hat.

"Dies ist ein weiteres Verfahren gegen Kritiker*innen der Regierung
Erdoğan, wie tausende andere", erklärte heute Rudi Friedrich von
Connection e.V. "Ziel ist es, die Opposition in der Türkei zum Schweigen zu
bringen. Es ist dringend Zeit, dass die deutsche Bundesregierung dazu klar
Stellung bezieht und die Einhaltung der Menschenrechte einfordert."

Bereits im Juni hatte die Staatsanwaltschaft in DiyarbakÕr, Türkei, ein
Ermittlungsverfahren gegen die stellvertretende Vorsitzende des Vereins für
Kriegsdienstverweigerung (Vicdani Ret Derneği), Merve Arkun, eröffnet.
Der Verein berichtete, dass das Ermittlungsverfahren eine vor zwei Jahren
zum Internationalen Tag der Kriegsdienstverweigerung durchgeführte
Pressekonferenz betrifft und erklärte dazu: "Auch wenn die Regierung
versucht, Kriegsdienstverweiger*innen und Antimilitarist*innen durch
Ermittlungen und Strafverfahren einzuschüchtern und abzuschrecken, werden
sie damit keinen Erfolg haben. Wir, die wir das Leben gegen den Tod
verteidigen, die den Frieden gegen Krieg verteidigen, werden weiter sagen:
Kriegsdienstverweigerung ist ein Menschenrecht. Den Frieden zu verteidigen
ist kein Verbrechen!"

Connection e.V. sowie die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen Hessen und Hamburg fordern angesichts des aktuellen
Verfahrens gegen Ilhami Akter die Deutsche Botschaft in Ankara auf, sich
für die Einstellung des Verfahrens und seine Freilassung einzusetzen.

Wir bitten zugleich um Unterstützung dieses Anliegens zugunsten von Ilhami
Akter über: 

https://de.Connection-eV.org/ilhamiakter-form

 * 

Quelle:

Connection e.V.

Von-Behring-Str. 110, 63075 Offenbach

Telefon: 069-82375534, Fax 069-82375535
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06685: Löwe mit stumpfen Krallen (SB)


Mit seinem vorletzten Platz bei den Dortmunder Schachtagen 1998 konnte
der russische Großmeister Alexander Beljawski in der Tat nicht
zufrieden sein. Drei Punkte hatte er erzielt aus neun Partien, aber
ohne einen einzigen Sieg. Die Flaute der letzten Jahre schien der
Russe nicht abschütteln zu können, dabei gehörte er in den 1980er
Jahren noch zur Creme der weltbesten Schachspieler. Es ging ihm da wie
seinem Landsmann Anatoli Karpow. Beide hatten eines gemeinsam. Mit dem
vierten Lebensjahrzehnt schwanden allmählich auch die Geisteskräfte.
Dabei war Beljawski von seiner Spielauffassung her ein bedingungsloser
Kämpfer. Eine Partie unentschieden geben, bevor sie bis zum letzten
Tropfen ausgepreßt war, nie und nimmer. Beim Wort Remis hätte sich
seine Stirn gekräuselt. Er mochte es nicht leiden. Ein Löwe war er,
wenn er spielte, der mit beiden Pranken zuschlug, aber eben auch ein
grauer Löwe, der sich viele Wunden zugezogen hatte und dessen Krallen
abgestumpft waren. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem
Internationalen Turnier in Bukarest 1980 ließ er seine Konkurrenz weit
hinter sich zurückfallen und siegte mit drei Punkten Vorsprung. Mit
seinem letzten Zug 1.f2-f4! stellte er den bulgarischen Großmeister
Spiridonow vor große Probleme. Mit 1...Te5-e2 2.Kg1-f1! war der weiße
Angriff nicht aufzuhalten. Seine Wahl 1...Te5xf5? indes brachte ihn
vom Regen in die Traufe, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06685: Löwe mit stumpfen Krallen (SB)]



Beljawski - Spiridonow

Bukarest 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Seine Augen sind zwar schwächer geworden, nicht aber sein
Schachverstand, und so konnte Viktor Kortschnoj den letzten Fehlzug
seines jungen Kontrahenten Lepelletier 1...Df6-f4? gekonnt widerlegen:
2.Lb2-e5 Df4-g4 3.Le4-h7+ Kg8-h8 4.Te1-e4 Dg4xf3 - muß sich ins
Unvermeidliche fügen, denn 4...Dg4-h5 5.Te4-h4 oder 4...Lc8-f5
5.Te4xg4 Lf5xc2 6.Lh7xc2 sahen nicht minder finster aus - 5.g2xf3
Kh8xh7 6.Le5-c3 und Schwarz gab auf. Ihm behagte 6...Ld7-f5 7.Dc2-a4
nicht mehr.
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/683: Weltergewicht - Schmelztiegel der Talente ... (SB)




Shawn Porter nach Sieg über Danny Garcia neuer WBC-Champion

Der Kampf zwischen Shawn Porter und Danny Garcia um den vakanten
WBC-Titel im Weltergewicht vor gut 13.000 Zuschauern im Barclays
Center in Brooklyn hielt allemal, was er versprochen hatte. Zwei
ehemalige Weltmeister, erfahren und technisch versiert, deren Namen
stets genannt werden, wenn die Elite dieser Gewichtsklasse zur Sprache
kommt. Beiden räumte man gute Chancen ein, dieses Duell zu gewinnen,
dessen Ausgang kaum vorherzusagen war. Am Ende hatte Porter einstimmig
nach Punkten die Nase vorn (116:111, 115:113, 115:113), weil es ihm
gelungen war, seine Taktik rechtzeitig zu ändern. Er versuchte vier
Runden lang, Garcia boxend Paroli zu bieten, was nicht funktionierte.
Dann erhöhte er den Druck, ging zum Infight über und setzte verstärkt
auf Körpertreffer, was dem Kontrahenten überhaupt nicht behagte, da
sein Timing nicht mehr paßte und er immer wieder zurückweichen mußte.

Als Porter anzugreifen begann, wie es ihm am meisten liegt, und seine
Schlagfrequenz erhöhte, gewann er zusehends die Oberhand. Sein
gestochener Jab kam nun zu schnell und zu häufig für Garcia, der sich
in den verbliebenen acht Runden nie ganz darauf einstellen konnte und
schlichtweg zu wenig unternahm, was sich auf den Zetteln der
Punktrichter niedergeschlagen hätte. Er tat zwar so, als ließen ihn
Porters Schläge zum Körper kalt, was jedoch offensichtlich nicht der
Fall war. Wenngleich er nach Kräften mitzuhalten versuchte und
durchaus seine guten Szenen hatte, konnte er seine Überlegenheit der
ersten vier Runden später nie wieder etablieren. Der 30jährige Shawn
Porter baute seine Bilanz auf 29 Siege, zwei Niederlagen sowie ein
Unentschieden aus und ist zum zweiten Mal in seiner Karriere Champion
im Weltergewicht. Für den sichtlich enttäuschten Danny Garcia stehen
nun 34 gewonnene und zwei verlorene Auftritte zu Buche. [1]

Es ist nicht auszuschließen, daß es Shawn Porter und sein Vater und
Trainer Kenny Porter sogar vor vornherein darauf angelegt hatten,
langsam anzufangen und Garcia die Arbeit zu überlassen. Dieser ist
dafür bekannt, furios zu starten, aber nach einigen Runden etwas
langsamer und schwächer zu werden. Die erste Niederlage hatte Garcia
im März 2017 bezogen, als er sich im Kampf zweier Weltmeister Keith
Thurman nur ganz knapp geschlagen geben mußte. Damals dominierte er
gegen Ende das Geschehen und war nahezu ebenbürtig, diesmal hatte
Porter mit zunehmender Rundenzahl die Nase klar vorn. Nach Niederlagen
gegen zwei seiner schärfsten Konkurrenten sieht es für Danny Garcia
erst einmal recht düster aus, zumal sich Kritiker bestätigt fühlen
dürften, die ihm allmählich nachlassendes Können attestiert hatten.
Jetzt steht er im zweiten Glied und muß sortieren, wie er noch einmal
an die Spitze kommen könnte, die bei allen vier maßgeblichen Verbänden
derzeit stark besetzt ist.

Beim Verband WBO ist Terence Crawford Weltmeister, der sich diesen
Gürtel am 9. Juni im MGM Grand in Las Vegas durch einen Sieg über den
Australier Jeff Horn gesichert hatte. Crawford war zunächst Champion
im Leichtgewicht und führte dann alle vier maßgeblichen Titel im
Halbweltergewicht zusammen, was vor ihm noch keinem Boxer in dieser
Gewichtsklasse gelungen war. Der 30 Jahre alte und in 33 Kämpfen
ungeschlagene Akteur aus Omaha, Nebraska, steht bei Promoter Bob Arum
unter Vertrag, der mit dem Sender ESPN zusammenarbeitet. Wenngleich
man nicht von völlig getrennten Sphären sprechen kann, gilt doch als
wenig wahrscheinlich, daß Crawford die Wege der anderen Weltmeister
im Weltergewicht kreuzen wird.

Shawn Porter könnte dank seines Titelgewinns eine Revanche gegen den
WBA-Superchampion Thurman bekommen, der ihn 2016 nach Punkten besiegt
hatte. Allerdings hat Keith Thurman seit dem Kampf gegen Garcia
aufgrund wiederholter Verletzungen nicht mehr im Ring gestanden. Das
war der Grund, warum er den WBC-Gürtel abgeben mußte, den sich nun
Porter gesichert hat. Wann Thurman zurückkehrt ist nach wie vor
ungewiß, und sollte er 2018 keinen Kampf mehr bestreiten, bliebe Shawn
Porter die Alternative, IBF-Weltmeister Errol Spence zum Duell zu
fordern, um ihre Titel zusammenzuführen. Das Publikum wäre begeistert,
da dies der hochklassigste Auftritt ist, den das Weltergewicht derzeit
zu bieten hat. Als weit weniger sicher gilt, daß Porter dieses Risiko
eingehen würde, da Spence zu Recht als gefährlichster Akteur der
Gewichtsklasse eingeschätzt wird, auch wenn die Konkurrenz das
natürlich nicht zugeben würde. Andererseits ist Porter ein mutiger und
kampfstarker Boxer, dem man zutrauen würde, selbst unter größten
Bedenken Errol Spence nicht aus dem Weg zu gehen, sollte sich die
Gelegenheit bieten.

Spence hatte das Geschehen als aufmerksamer Beobachter am Ring
verfolgt und forderte Porter sogleich öffentlich heraus, sich mit ihm
zu messen. Er sei der Beste in dieser Gewichtsklasse und werde die
Titel garantiert in seinen Händen zusammenführen, versicherte der in
24 Auftritten ungeschlagene Champion. Andererseits steht ihm aber auch
gegen Ende des Jahres oder Anfang 2019 ein Kampf gegen Mikey Garcia in
Aussicht, dessen erklärte Absicht es ist, zwei Gewichtsklassen
aufzusteigen um dieses spektakuläre Duell auszutragen, das im Pay-TV
übertragen werden könnte. Errol Spence, dem viele Türen offenstehen,
lobte Shawn Porter für seinen Auftritt, den er so gestaltet habe, wie
man es von ihm kennt. Er sei für alle Optionen bereit, ob Porter,
Mikey Garcia oder Keith Thurman. [2]

Auch Porter ließ sich nicht lumpen und erklärte, er habe mit Errol
Spence am Ring gerechnet und sei bereit, sich mit ihm zu messen.
Diesen Kampf auf die Beine zu stellen, sollte in der Tat kein Problem
sein, da beide bei dem Berater Al Haymon unter Vertrag stehen und mit
dem Sender Showtime assoziiert sind. Shawn Porter war 2013 ebenfalls
im Barclays Center durch einen Punktsieg über Devon Alexander erstmals
Weltmeister geworden und hatte den Titel einmal erfolgreich
verteidigt, bevor er ihn Kell Brook überlassen mußte. Dabei konnte der
Brite von Glück reden, daß sein ständiges Klammen und Wühlen, mit dem
er Porter am Schlagen hinderte, vom Ringrichter geduldet wurde. Nach
dieser unglücklichen Niederlage versuchte Porter lange vergeblich,
sich abermals einen Titel zu sichern, was ihm 2016 gegen Keith Thurman
knapp mißlang. Bleibt noch nachzutragen, daß er im Kampf gegen Danny
Garcia die Börse von 1 Million Dollar einstreichen konnte, während
sein gleichaltriger Gegner aus Philadelphia 1,2 Millionen Dollar
erhielt. Diese finanzielle Rangfolge kehrt sich ab sofort um, wobei
Shawn Porter als neuer WBC-Weltmeister natürlich mit Einkünften
rechnen kann, die deutlich über seinem Niveau der letzten Jahre
liegen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/shawn-porter-decisions-danny-garcia-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/24620370/welterweight-shawn-porter-wins-unanimous-decision-danny-garcia-147-pound-world-title

14. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/240: Literatur und Medienkunst im virtuellen Raum (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 13.09.2018

Literatur und Medienkunst im virtuellen Raum

Kunstforschungsprojekt "Wearable Theatre" auf der Frankfurter Buchmesse



Im Projekt "Wearable Theatre. The Art of Immersive Storytelling"
untersuchen Kunst- und MedienforscherInnen des Instituts für
Creative\Media/Technologies der FH St. Pölten in Zusammenarbeit mit dem
OAA-Konservatorium für Schauspiel Wien "Virtual Reality" (VR) auf sein
dramatisches, narratives und strukturelles Potential. Ziel ist es, 360°-VR
als Erlebnisform für literarische Stoffe zu erschließen und nutzbar zu
machen. Dieses Jahr wurden die im Projekt erarbeiteten Erkenntnisse
erstmals in Form einer VR-Theaterinszenierung auf die Bühne gebracht. Von
10. bis 14. Oktober wird das Projekt auf der Frankfurter Buchmesse einem
literaturaffinen Publikum präsentiert.


Annäherung an literarische Vorlagen mittels VR

1968 war in Marshall McLuhans deutscher Erstausgabe der 
"Gutenberg-Galaxis" vom Ende des Buchzeitalters zu lesen. Die neuen 
Medien, so seine bekannte These, würden das Buch aber nicht einfach 
ablösen, sondern die Art seines Gebrauchs verändern. 2018 ist mit 
"Wearable Theatre. The Art of Immersive Storytelling" ein Projekt 
auf der Frankfurter Buchmesse zu Gast, das sich literarischen 
Vorlagen anhand aktueller Virtual-Reality-Techniken annähert. 
"Theater wird hier nicht nur als Bühnenphänomen an der
Schnittstelle von virtuellen und physischen Orten neu befragt, sondern
auch seine Wurzeln in der Literatur. Kann VR in innovativer Weise
neugierig machen auf die adaptierten literarischen Stoffe?", so
Projektleiter Markus Wintersberger, Dozent im Department Medien und
Digitale Technologien der FH St. Pölten, der bei der Frankfurter Buchmesse
auf Einladung des Goethe Instituts über das Projekt berichten wird.

Im dreijährig angelegten Projekt erforscht ein interdisziplinäres Team aus
AutorInnen aus den Bereichen Regie, Medienkunst, Schauspiel, Dramaturgie,
Komposition und Medientechnik die Zusammenhänge zwischen Kunst und
Technologie, Immersion (Eintauchen in VR) und Empathie sowie virtueller
Realität und Literatur. Als Ausgangspunkt der Untersuchungen wurden
Autoren mit existenziell atmosphärischem Erzählton ausgewählt: Fjodor M.
Dostojewski, Albert Camus und Max Frisch.

Neue Vielfalt an Erzählperspektiven

Das Forschungsprojekt strukturiert und durchleuchtet ästhetische Variablen
in zwölf experimentellen Schritten, wobei jedes Experiment auf einen
spezifischen Erlebnisaspekt von 360°-VR fokussiert. "Die
Erzählperspektiven der ausgewählten literarischen Sequenzen werden mit den
ästhetischen Variablen kombiniert, mit dem Ziel, die visuellen,
akustischen und atmosphärischen Möglichkeiten von 360°-VR in ihrem vollen
Potential dramatisch zu nutzen", erklärt Wintersberger. "Die im Projekt
gewonnenen Informationen sollen neue Perspektiven und Erzählmuster von 
VR-Dramaturgien erschließen und somit Anstoß einer eigenständigen
künstlerischen Ausdrucks-, Wahrnehmungs- und Erlebnisform werden."

Erste öffentliche Vorführungen

Auf Basis des im Projekt gesammelten Wissens inszenierte das
ForscherInnenteam in Kooperation mit dem Projektpartner OAA-Konservatorium
für Schauspiel Wien dieses Jahr das erste VR-Theaterstück "Nachtgerüche",
das als eine von insgesamt 52 Stationen von "#Wien5 - die Kunst der
Nachbarschaft" im OAA-Konservatorium für Schauspiel Wien aufgeführt wurde.
Das Projekt "#Wien5" wurde mit dem Dorothea-Neff-Preis ausgezeichnet, das
die besten Produktionen des Wiener Volkstheaters ehrt.

"Signifikante Kirchen und Hinterhöfe des Wiener Bezirks Margareten wurden
szenischer Schauplatz einer virtuellen Begegnungswelt. Virtuelle und reale
Bilderwelten changierten in dieser theatralen Installation, ertasteten ein
literarisches Wirklichkeitsgefüge von Freiheit und Besessenheit und
kreierten mit dem Schauspielensemble des Black Box Theaters ein 'Wearable
Theatre'", so der Autor, Regisseur und Projektpartner Marcus Josef Weiss.
"Die nächsten Schritte im Projekt sind die Arbeit an virtuellen
Bühnenräumen, die Präsentation der Ergebnisse auf fachspezifischen
Veranstaltungen und weitere, tiefergehende Arbeit an einer umfangreichen
Inszenierung, die kommendes Jahr über die Bühne gehen soll", erklärt
Wintersberger.


Projekt "Wearable Theatre"

Das Projekt "Wearable Theatre" wird im Rahmen des Programms zur
Entwicklung und Erschließung der Künste (PEEK) durch den Fonds zur
Förderung der wissenschaftlichen Forschung (FWF) finanziert. Nationaler
Forschungspartner des Projektes ist die OAA-Wien Konservatorium für
Schauspiel.

www.fhstp.ac.at/wearabletheatre

Über die Fachhochschule St. Pölten

Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin praxisbezogener und
leistungsorientierter Hochschulausbildung in den sechs Themengebieten
Medien & Wirtschaft, Medien & Digitale Technologien, Informatik &
Security, Bahntechnologie & Mobilität, Gesundheit und Soziales. In
mittlerweile 22 Studiengängen werden mehr als 3.000 Studierende betreut.
Neben der Lehre widmet sich die FH St. Pölten intensiv der Forschung. Die
wissenschaftliche Arbeit erfolgt zu den oben genannten Themen sowie
institutsübergreifend und interdisziplinär. Die Studiengänge stehen in
stetigem Austausch mit den Instituten, die laufend praxisnahe und
anwendungsorientierte Forschungsprojekte entwickeln und umsetzen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/863: Leer - Anitra Eggler "Mail halten!" am 22. September 2018


Anitra Eggler live in Leer

Bestsellerautorin präsentiert bei kostenloser Abschlussfeier der DIWO
ihr Bühnenprogramm "Mail halten!"



Zum großen Abschluss der Digitalen Woche präsentiert Bestsellerautorin
Anitra Eggler ihr Bühnenprogramm "Mail halten!". Die Veranstaltung
beginnt am 22. September um 17 Uhr im SparkassenForum der Sparkasse
LeerWittmund, Bürgermeister-Ehrenholz-Straße 14.

Eggler ist Bestsellerautorin aus Karlsruhe. Die Wahl-Wienerin versteht
sich selbst als Digital-Therapeutin "aus Liebe zum Web". Digitale
Kommunikation kann Zeit sparen, die Produktivität steigern, Umsatz
bringen und die Karriere fördern. Falsch eingesetzt, ist sie
Stressmacher, Produktivitätsvernichter und Burnout-Auslöser Nummer
eins. Die Blitz-Therapier ihres aktuellen Programms bringt die Zuhörer
dazu digital effizienter zu agieren und Problemen wie E-Mail-Wahnsinn,
Sinnlos-Surf-Syndrom oder Meeting-Malaria entgegen zu wirken. Ihre
erfolgserprobten Praxistipps wird sie an diesem Abend mit Humor in
zwei Teilen an die Zuschauer weitergeben.

Neben dem Bühnenprogramm von Anitra Eggler erwartet die Besucher
weitere Programmpunkte, wie die Präsentation der besten Ergebnisse und
die Siegerehrung des besten Teams des ersten Hackathons in Leer.
Dieser fordert ab dem 21. September Programmierteams heraus, in einem
27- stündigen Wettbewerb eine vom Veranstalter vorgegebene Aufgabe zu
lösen. Mit der Veranstaltung soll die Digitale Woche einen feierlichen
Abschluss finden.

Die Veranstaltung ist kostenfrei, eine Anmeldung an diwo@lkleer.de
jedoch notwendig. Weitere Informationen unter
www.diwo-leer.de/Abschlussfeier-der-DIWO.

Alle Informationen und aktuelle Neuigkeiten zur DIWO sind auch auf den
Social Media Kanälen des Landkreises bei Twitter und Instagram sowie
der offiziellen DIWO Leer Facebook-Seite zu finden.

Landkreis Leer

Amt für Digitalisierung und Wirtschaft

Friesenstraße 26

26789 Leer

Telefon: 0491 926 1783

diwo@lkleer.de

www.diwo-leer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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KLEINKUNST/862: Wiesbaden - Matthias Ningel, Kann man davon leben?, Theater im Pariser Hof 22.09.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Matthias Ningel

Kann man davon leben?

Datum: Premiere Sa., 22. September 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / ermäßigt 14 Euro



In seinem dritten Bühnenprogramm sinniert Matthias Ningel vergnüglich
über das Leben und die Frage, was man zum Leben braucht. Und was man
nicht braucht? Hierzu grübelt er über Sinn und Unsinn von
Internetrankings und der Smarthomekompatibilität von
Kaffeevollautomaten, ergründet die gegenwärtige Hochkonjunktur von
Beißschienen und unterscheidet Geiz von Sparsamkeit. Er übt frech
Kritik, jedoch ohne im Pessimismus zu ertrinken.

Wo andere Kabarettisten den Zeigefinger erheben (einige sogar eher den
Mittelfinger), hebt Matthias Ningel den Daumen und lenkt den Fokus weg
von denen, die ohnehin viel zu viel Aufmerksamkeit bekommen, hin zu
denen, die mit ihren Ideen als Vorbild dienen können. Er verklappt
keinen Missmut in den Köpfen seiner Zuschauer, sondern pflanzt zarte
Sprösslinge der Zuversicht, huldigt zeitlosen Tugenden und entwirft
kleine Utopien. Er erlaubt es sich und seinem Publikum zu träumen:
Träume von einer Welt mit Skandalmangel, liebevollen
Deine-Mudda- Sprüchen, aber auch von Strip-Trivial Pursuit und
ungewöhnlichen aber erfolgreichen Flirt- Strategien.

Und davon kann man Leben? Offensichtlich! Der mit zahlreichen Preisen
dekorierte Künstler wird auch in seinem dritten Bühnenprogramm wieder
persönlich und lebendig anwesend sein. Um nicht zu sagen:
Quicklebendig! Singend und Klavierspielend präsentiert er
philosophisches Musikkabarett, das Spaß macht und eine schöne
Erkentnis bereithält: Deine Mudda kann gut kochen! Oder um es mit den
Worten eines Zuschauers zu sagen: Das einzige, das den zu tiefen
Blick in den Spiegel, den Matthias uns vorgehalten hat, verstellte,
waren die Lachtränen.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/257: Bielefeld - "My Fair Lady" am 7., 11. und 21.10.


MY FAIR LADY

Frederick Loewe // Alan Jay Lerner

Musical nach Bernard Shaws Pygmalion und dem Film von Gabriel Pascal



Professor Higgins hat eine prima Idee: Er könnte seine
Zufallsbekanntschaft, die Blumenverkäuferin Eliza, von ihrem schlimmen
Dialekt »heilen« und sie nebenbei auch gleich zu einer Dame machen. In
Oberst Pickering findet er einen angemessenen Wettgegner, dem er sein
Können beweisen will. Eliza, die gar nicht weiß, wie ihr geschieht,
wird zu Sprecherziehung und Manierenunterricht im Professorenhaus
verdonnert und einige Monate später den Oberen Zehntausend vorgeführt.
Schon beim zweiten Anlauf überzeugt sie die High Society aufs
Schönste, Higgins gewinnt die Wette und feiert seinen Erfolg. Doch er
hat die Rechnung ohne den Wirt gemacht, denn Eliza empfindet ihre neue
Identität durchaus nicht als das Ziel ihrer Wünsche - und den ganzen
Vorgang ohnehin als höchst fragwürdig ...

My Fair Lady könnte ein bitterböser Kommentar zur
Zweiklassengesellschaft im Allgemeinen und der Unterdrückung der Frau
im Besonderen sein, wenn es nicht dank seiner Komik und besonders der
Melodien von Frederick Loewe (Ich hätt' getanzt heut Nacht, Bringt
mich pünktlich zum Altar) längst zu einem der beliebtesten Musicals
überhaupt geworden wäre, dessen Charme derlei Botschaften auf viel
subtilere Weise transportiert.

Ort: Stadttheater

Niederwall 27, 33602 Bielefeld

Termine: am 7., 11. und 21.10., jeweils ab 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/256: Lübeck - "Oliver!" am 21. Oktober 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Oliver!

Musical nach Charles Dickens' »Oliver Twist« 

Buch, Gesangstexte und Musik von Lionel Bart 

Deutsch von Wilfried Steiner 

Orchester-Arrangements von William David Brohn

Kooperation mit der Grund- und Gemeinschaftsschule St. Jürgen und dem Katharineum zu Lübeck



Der Waisenjunge Oliver Twist fristet ein elendes Dasein in einem
Armenhaus in der Nähe von London. Um den Demütigungen zu entkommen,
flieht er und landet bei einer Diebesbande. Der alte Mr. Brownlow
versucht ihn aus deren Fängen zu befreien und nimmt ihn bei sich auf.
Doch die Diebesbande will Oliver wieder in ihre Gewalt bringen. Auf
Vorlage von Charles Dickens' erfolgreichstem Werk »Oliver Twist«
gelang Lionel Bart mit seinem Musical »Oliver!« eine berührende wie
mitreißende Schilderung von Olivers Abenteuern im Londoner
Ganovenmilieu mit packender Musik, originellen Tanznummern und viel
Humor.

Musikalische Leitung A. Pavlov

Inszenierung W. Widder

Ausstattung K. Lebelt

Choreographie H. Kratochwil

Chor J.-M. Krüger

Mit I.-M. Brandt, F. Soetenga, A. Stadel; T. Christ, P. Grünig, A.
Janssen, S. Kubach, C. Murray, L. Stawski, u. a. Company F. Fiedler,
H. M. Paul, J. M. Peters; F. Broermann, M. Ruppel, A. Wilbert; Chor
des Theater Lübeck; Kinderchor der GGS St. Jürgen und des
Katharineums; Statisterie; Philharmonisches Orchester
der Hansestadt Lübeck

Termin: 21/10, 18.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/144: Lübeck - "Patti Smith - Wahrheit ist in allen Dingen" am 5.10.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth · Uraufführung



Punkrockerin, Lyrikerin, Performance-Künstlerin, Malerin und
Fotografin - Patti Smith hat mit ihren mal düster-unergründlichen, mal
lyrisch-melancholischen, mal punkig-wilden Songs nicht nur ganze
Generationen begeistert, sondern auch ein radikales, kompromissloses
Leben jenseits von bürgerlichen Moralvorstellungen gelebt: Mit nichts
als dem Geld für das Ticket, einem kleinen karierten Köfferchen und
der Hoffnung, dass in ihr eine Künstlerin stecke, macht sich die 
20-Jährige auf den Weg in die Stadt der unbegrenzten Möglichkeiten - New
York! Sie lernt den jungen Künstler Robert Mapplethorpe kennen, mit
dem sie eine leidenschaftlich-abgründige Liebes- und
Freundschaftsbeziehung verbindet - von ihm stammen auch zahlreiche
Motive, die Patti Smith für spätere Plattencover verwendet - und
beginnt ihre von der Beat-Generation, von Arthur Rimbaud, Bob Dylan,
Jim Morrison und den Rolling Stones beeinflussten Gedichte zu
veröffentlichen. Es folgen erste Songs und Plattenaufnahmen. Und auch
wenn Patti sich zunächst eher als Lyrikerin sieht, hat ihre Musik
einen durchschlagenden Erfolg. Sie taucht ein in die New Yorker
Subkultur der 70er-Jahre und wird zur Ikone und zum Vorbild der
englischen und amerikanischen Punk- und New Wave-Bewegung. Ihrem
künstlerischen Rückzug in den 80er-Jahren folgt ein Comeback in den
90er-Jahren. Im Jahr 2007 wird sie in die Rock'n'Roll Hall of Fame
aufgenommen und zuletzt beeindruckte sie mit ihrem berührenden
Auftritt bei der Nobelpreisübergabe für ihren Freund Bob Dylan.

Pit Holzwarth, dessen Inszenierungen über Musiker und Poeten wie
Leonard Cohen, Jim Morrison, Rio Reiser und Edith Piaf für Furore
sorgten, präsentiert uns in seinem Liederabend bewegende, raue,
melancholische, kraftvolle und unvergessliche Songs der »Godmother of
Punk«.

Inszenierung P. Holzwarth

Ausstattung W. Brenner

Musikalische Leitung W. Daum

Mit A. Färber, S. Höhne, S. Wortmann; J. Merz, H. Sembritzki, W.
Workman Musiker U. Benterbusch, W. Daum, J. Göring, E. Herzog, P. Imig

Termin: 05/10, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/788: Lübeck - "Die Zauberflöte" am 5. Oktober 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Die Zauberflöte

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von Emanuel
Schikaneder



Nach einer ersten ausverkauften Vorstellungsserie kehrt Mozarts Oper
»Die Zauberflöte« in der ebenso überraschenden wie unterhaltsamen
Inszenierung von Tom Ryser zurück ans Theater Lübeck. Rund um die
Rituale ewiger Treugelöbnisse und der mit ihnen verbundenen Prüfungen
lässt Ryser die Geschichte der Liebe zwischen Tamino und Pamina
spielen. Manches ist irritierend in dieser Welt. Nicht nur
Zauberinstrumente und tanzende Tiere verweisen auf Kräfte jenseits
unserer Realität. Auch der komische Vogel Papageno entfaltet
utopisches Potential, wenn er in einer Sprache plappert, die den
meisten von uns unverständlich ist - und doch Freundschaft mit dem
hohen Liebespaar schließt, bevor auch er eine Frau findet, die so ganz
zu ihm passt. Wolfgang Amadeus Mozart und Emanuel Schikaneder müssen
viel Spaß gehabt haben, als sie sich 1791 »Die Zauberflöte« ausdachten
und damit einen Kosmos schufen, der sich bis heute offen für sehr
unterschiedliche Interpretationen zeigt. Zwei Könner ihres Faches
schöpften hier aus dem Vollen. Tiefe Einsichten und ausgelassener
Theaterspaß gehen im Stück wie in der Inszenierung Hand in Hand, und
voller dramatischer Virtuosität erlaubten sich die Autoren, nicht
immer regelgerecht, dafür aber bestechend in ihren Einfällen zu sein.
Unbestreitbar liegt das Geheimnis der Oper vor allem in der Musik, die
wie so oft bei Mozart - wie auch die Lübecker Inszenierung - ganz auf
der Seite der Liebe steht. Die musikalische Leitung übernimmt in der
Wiederaufnahme am 20. September der renommierte Pianist und Dirigent
Stefan Vladar, der in Lübeck bereits im Sinfoniekonzert von sich reden
machte und sich mit dieser Produktion als GMD-Kandidat vorstellt.

Musikalische Leitung S. Vladar Inszenierung T. Ryser Ausstattung S.
Rieckhoff Chor J.-M. Krüger

Mit C. Austin, E. Eloff, E. Metaxaki/A. Stadel, C. Nkwe, I. Tarasova;
M. An, J. H. Choi, J. Holly, L. Kunze, S. Martynchuk, T. Mysliwiec, G.
Quinn, H. Song, D. Velev; Chor und Extrachor des Theater Lübeck;
Statisterie; Philharmonisches Orchester der Hansestadt Lübeck

Termin: 5. Oktober 2018

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/362: Bielefeld - "Zickenzirkus" vom 5. bis 13. Oktober 2018


Zickenzirkus



Nach dem großen Erfolg von "Tussipark" ist die Zeit reif für einen
Nachfolger. Diesmal schlägt es ausgerechnet mitten auf einem
Schrottplatz zu. Da ist Elke, die nach einem Missgeschick mit dem
Wagen ihres Mannes hier fieberhaft nach einem Ersatzteil sucht.
Musicaldarstellerin Panagiota dagegen wollte ihre neue Vorsprechrolle
proben - in Ruhe. Mit der ist es jedoch endgültig vorbei, als
Bloggerin und Karaoke-Fan Jennifer auf den Schrottplatz stöckelt, auf
der Suche nach einem alten Zirkuswagen. Den besetzt jedoch im Moment
noch Lebenskünstlerin Fe. Reichlich Zündstoff für ausgiebigen
Zickenzoff. Und die Idealvorstellung vom Traummann scheint genau
hierher zu gehören - auf den Schrott. Was aber wäre, wenn sich
Defizite des Liebsten kompensieren und Vorzüge geschickt kombinieren
ließen? Wäre Men-Sharing nicht die Lösung für alle Probleme? Doch was
muss eine Frau tun, damit ein Mann tut, was ein Mann tun muss? Denn
wenn dein Leben kein Ponyhof ist - mach 'nen Zirkus draus!

Ort: Komödie

Ritterstraße 1, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 98872570

Termine:

05.10.2018 - 20:00 Uhr

06.10.2018 - 20:00 Uhr

07.10.2018 - 15:00 Uhr

12.10.2018 - 20:00 Uhr

13.10.2018 - 17:00 Uhr

13.10.2018 - 20:00 Uhr

Preise: EUR 30,80

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/361: Kiel - "Herzsprung" vom 4. bis 20. Oktober 2018


Herzsprung 

Komödie von Ildikó von Kürthy im Kieler Theater DIE KOMÖDIANTEN



Vielleicht hätte sie die Nachricht auf Philipps Mailbox nicht abhören
sollen. Nun aber kann Amelie "Puppe" Sturm nicht mehr anders: Sie
stürzt sich aus ihrem goldenen Liebesnest. Bittere Eifersucht und süße
Rachegedanken treiben sie zu planlosen Ablenkungsmanövern und
schnellem Sex. Doch sie erlebt heiße Überraschungen und irrwitzig
komische Enttäuschungen. Und ahnt nicht, in was für ein glamouröses
Finale sie stolpern wird.

Nach dem überragenden Erfolg als Cora Hübsch in "Mondscheintarif"
spielt Sina Schulz in "Herzsprung" mit Charme und Ironie ein neues
Solo nach einem Roman von Ildikó von Kürthy.

Bühnenfassung und Regie: Christoph Munk

Die Autorin: Ildikó von Kürthy ist freie Journalistin und lebt in
Hamburg. Ihre Bestseller wurden mehr als fünf Millionen Mal gekauft
und in 21 Sprachen übersetzt.

Termine: DO + FR + SA am 4., 5., 6. / 11., 12., 13. / 18., 19., 20.
Oktober, jeweils um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: Telefonisch: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom August 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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AKTION/636: Spree - Sulfat-Grenzwerte einführen statt Richtwerte erhöhen! (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 12.
September 2018

BUND: Sulfat-Grenzwerte einführen statt Richtwerte erhöhen!



Als Reaktion auf die Wasserknappheit in der Spree und die erhöhte
Sulfatkonzentration muss endlich eine Anpassung der Genehmigungspraxis
bei den Tagebauen erfolgen. Es müssen verbindliche Grenzwerte für den
Sulfatgehalt der in die Spree eingeleiteten Wassermengen aus den
Tagebauen festgelegt werden.

Mit einer Protestaktion vor dem brandenburgischen Landtag in Potsdam
haben BUND-Mitglieder aus Berlin und Brandenburg am heutigen Mittwoch
einen Grenzwert für die Einleitung von Sulfat aus den Kohletagebauen
gefordert. Ein als Ministerpräsident Dietmar Woidke verkleideter
Aktivist hob beim "Richtwert-Limbo" die Latte für den Bergbaubetreiber
LEAG immer weiter an - eine symbolische Darstellung der kürzlich
erfolgten vorübergehenden Anhebung des Sulfat-Richtwertes in der
Spree.

Der heiße und trockene Sommer hat dazu geführt, dass die
Wasserspeicher zur Stabilisierung des Wasserhaushaltes der Spree
weitgehend leer sind. Um den Wasserhaushalt der Spree zu stützen,
müssen aus den sächsischen Speichern Lohsa II und Bärwalde im
Lausitzer Seenland insgesamt 3,6 Millionen Kubikmeter zusätzlich in
die Spree eingespeist werden. Dieses Wasser wird aber für die
Rekultivierung der Tagebaufolgelandschaft und die Flutung der
Tagebaurestlöcher gebraucht. Gleichzeitig musste der Zufluss von
Tagebausümpfungswasser aus dem Tagebau Nochten wegen des hohen
Sulfatgehaltes gedrosselt werden.

Außerdem wurde der Richtwert für die Sulfatbelastung am Pegel
Spremberg-Wilhelmsthal für sechs Wochen von 450 mg/l auf 500 mg/l
erhöht. Eine Erhöhung der Sulfatbelastung hat zur Folge, dass der
Grundwasseranteil zur Bereitstellung des Trinkwassers in Berlin und in
Frankfurt (Oder) zur Verdünnung der Sulfatbelastung erhöht werden
muss. Anders kann durch die Wasserwerke der Grenzwert für Trinkwasser
nicht eingehalten werden. Dadurch entstehen höhere Kosten für die
Wasserkunden und es wird mehr Grundwasser in Anspruch genommen.

"In dieser angespannten Situation ist es nicht mehr nachvollziehbar,
dass in den wasserrechtlichen Erlaubnissen für die Tagebaue keine
Sulfatgrenzwerte festgelegt werden", erklärt Sascha Maier,
Vorstandsmitglied des BUND Brandenburg. Studien belegen, dass 54 % der
Sulfatbelastung aus dem aktiven Tagebau stammen. Bisher wurde der
Verzicht auf Grenzwerte mit der Unzumutbarkeit der Kosten für den
Tagebaubetreiber begründet. "Kosten, die man für die Trinkwasserkunden
durchaus für zumutbar hält. Dies ist eine völlige Verkehrung des
Verursacherprinzips und muss umgehend geändert werden", so Maier
weiter.

Die Aktion ist Teil einer aktuellen bundesweiten BUND-Kampagne mit dem
Motto "Rette unser Wasser", welche einen konsequenten Wasserschutz auf
EU-Ebene und in Deutschland fordert. Eine dazugehörige Petition kann
unter https://aktion.bund.net/rette-unser-wasser unterzeichnet werden.

Ein BUND-Hintergrundpapier zur Erhöhung der Sulfatrichtwerte kann hier
heruntergeladen werden: 

www.bund-brandenburg.de/hintergrund-sulfatrichtwerte

 * 

Quelle:

Presseinformation Info 16, 12.09.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MASSNAHMEN/250: Vogelfalle Neue Nationalgalerie - was hätte Mies getan? (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 12.
September 2018

Vogelfalle Neue Nationalgalerie - was hätte Mies getan?

Der BUND Berlin hat festgestellt, dass der gläserne Pavillon der Neuen
Nationalgalerie eine tödliche Falle für Vögel ist. In einer
Untersuchung des BUND wurden regelmäßig zahlreiche Aufprallspuren
gefunden, die auf verendende Vögel an den transparenten Wänden
hinweisen.



Im Zuge der Grundsanierung des Gebäudes könnte dieses Problem nun mit
relativ einfachen Mitteln behoben werden. Auf Anfrage des BUND Berlin
zeigte sich Dirk Lohan, Enkel von Mies van der Rohe und selbst
erfahrener Architekt in Chicago, offen dafür. gemeinsam eine Lösung
mit zusätzlichen Gestaltungselementen seines Großvaters zu entwickeln.
Allerdings zeigten sich sowohl der Denkmalschutz als auch die Stiftung
Preußischer Kulturbesitz wenig problembewusst.

Um transparentes Glas für Vögel sichtbar zu machen, hilft nur eine
sichtbare Barriere.

Im Zuge der Sanierung werden im oberen Ausstellungssaal zusätzliche,
ausfahrbare Rollos integriert, um den Künstlern einen größeren
Spielraum für die Gestaltung ihrer Präsentation zu ermöglichen. Nach
einem ähnlichen Prinzip hätte nun auch ein variabler Vogelschutz mit
aufgenommen werden können, welcher die Vögel vor allem in besonders
kritischen Zeiten wie während der Aufzuchtzeit, während des Vogelzuges
oder in den Abend- und Morgenstunden vor einem tödlichen Anflug
bewahrt.

"Wir sind uns durchaus bewusst, dass es sich bei der Neuen
Nationalgalerie um eine Architekturikone des 20. Jahrhunderts handelt,
die zu Recht unter besonderem Denkmalschutz steht. Allerdings dürfte
Mies van der Rohe das Problem Vogelschlag an Glas damals wohl kaum
bekannt gewesen sein. Heute, 50 Jahre später, stehen wir einem
dramatischen Rückgang der Vogelpopulation gegenüber. Die Gründe dafür
sind vielfältig, der Vogeltod durch Glasanprall jedoch ist mit
einfachen Mitteln vermeidbar", so Claudia Wegworth, Expertin für
Vogelschutz beim BUND Berlin.

Nach Schätzungen der Bundesregierung sterben allein in Deutschland
jährlich durch Anprall an Glasflächen und -Gebäuden bis zu 18 Mio.
Tiere.(*) Fachexperten der Staatlichen Vogelschutzwarten gehen von bis
zu 100 Mio. Tieren aus.

"Dieses Problem ist vermeidbar, aber es kann nur gelöst werden, wenn
Naturschutz, Architektur und auch Denkmalschutz gemeinsam nach
Lösungen suchen", so Claudia Wegworth.

Der Bauherr hat sich inzwischen auf folgenden Kompromiss geeinigt: Die
im Ursprungsentwurf vorhandenen weißen Vorhänge im oberen Pavillon
werden wieder rekonstruiert und können somit zumindest an den
Gebäudeecken Vogelanprall verhindert. Ein umfangreiches Monitoring
wird anschließend zeigen, ob diese Maßnahme ausreicht.

Bis diese Ergebnisse vorliegen, befürchtet der BUND, dass noch
zahlreiche Vögel für diesen Nachweis ihr Leben lassen. Und dann noch
mal nachgebessert werden muss. Ein Umstand, der durchaus vermeidbar
gewesen wäre.

(*) http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/075/1807522.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation Info 16, 12.09.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
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STADT/475: Urbane Wildnis - Lebensräume zwischen Verfall und Neubau (naturmagazin)


naturmagazin 

Berlin - Brandenburg

Ausgabe 3/2018

Urbane Wildnis

Lebensräume zwischen Verfall und Neubau

Von Wolfgang Ewert



"Rein ins Grüne, raus in die Stadt", hieß es vor drei Jahren beim
Berliner Langen Tag der StadtNatur. Mitte Juni dieses Jahres besuchten
mehr als 20.000 Naturinteressierte die rund 500 Veranstaltungen des
jährlich stattfindenden Events.


Von der Stiftung Naturschutz Berlin 2007 ins Leben gerufen,
haben sich inzwischen ein Dutzend weiterer Städte von der Idee
anstecken lassen. Doch Großstadt, Häuserschluchten, Verkehrschaos und
reichhaltige Naturausstattung - wie soll das zueinander passen? Sehr
gut - Städte gehören hierzulande mittlerweile zu den artenreichsten
Räumen. In Parks und Gärten sowie auf Friedhöfen und Industriebrachen
finden viele Arten kleinteilige Lebensräume, die ihnen die ausgeräumte
Landschaft des Umlands oftmals nicht mehr bieten kann. Mit einem
Grünflächenanteil von 40 Prozent und einem ausgedehnten Gewässernetz
ausgestattet, hat sich speziell Berlin zu einem Hotspot der
Artenvielfalt entwickelt. Feldlerchen, Turmfalken, Neuntöter und
Waldohreulen lassen sich beispielsweise auf dem Tempelhofer Feld
beobachten, Biber im Tiergarten. Insgesamt kann die Bundeshauptstadt
auf 150 Vogelarten, 1.600 Fuchsreviere sowie auf etliche Wachbären,
Wildschweine und viele weitere Arten verweisen. Sie alle profitieren
von den "Annehmlichkeiten" einer Großstadt in Form leicht verfügbarer
Nahrung, günstigen Klimas und relativ sicherer Unterkünfte. Das gute
Nahrungsangebot lässt in der Stadt auch die Insektenwelt kräftig
summen. Während viele von ihnen - insbesondere die Honigbienen - im
Umland nach der Robinien- und Rapsblüte kaum noch Nahrung finden, hält
die Stadt für sie auch dann noch ein reichhaltiges Angebot parat. In
Parks und Gärten sowie in Grünanlagen und Höfen, an Wänden und sogar
auf Dächern blüht es die ganze Saison über reichlich und zudem
pestizidfrei.

Ungenutzte Schätze

Städtische Brachflächen gehören nicht zuletzt wegen ihrer relativen
Ungestörtheit und einer gewissen "Wildnisentwicklung" zu den besonders
attraktiven Lebensräumen für Wildtiere. Allerdings sind diese Flächen
meistens nicht von Dauer, irgendwann steht eigentlich immer die
nächste Nutzung an. Als beispielsweise vor einigen Jahren auf dem
Gelände des einstigen Rangierbahnhofs Schöneweide ein Gewerbegebiet
entstehen sollte, mussten tausende Zauneidechsen umgesiedelt werden.
Wenn langjährig brachliegende Flächen aber trotz aller
Flächenbegehrlichkeiten erhalten und geschützt werden sollen, ist das
mehr als ein Glücksfall. Solche Flächen bieten die nicht häufige
Gelegenheit, die Naturentwicklung über Jahre zu verfolgen. So
geschehen mit dem heutigen Naturpark Schöneberger Südgelände.

"Ordnung, Disziplin, Sauberkeit - Ehrensache eines jeden Eisenbahners"
- in riesigen Buchstaben prangt die Losung aus längst vergangener Zeit
an der Stirnseite der alten Lok-Halle. Es ist lange her, dass dort
Lokomotiven ein und aus fuhren. Heute ist das über einhundert Jahre
alte Bauwerk mit seinen 4.000 Quadratmetern ein idealer Ort für
größere Veranstaltungen und experimentelle Künstler. Vieles kündet
noch heute von der ursprünglichen Nutzung: der 50 Meter hohe stählerne
Wasserturm, die alten Gleis- und Signalanlagen, eine der ältesten noch
funktionsfähigen Drehscheiben Deutschlands und nicht zuletzt die alte
Dampflok der Baureihe 50. Sie alle sind Zeugen des 1889 errichteten
Rangierbahnhofs Tempelhof. Dessen Betrieb währte allerdings nur gut 60
Jahre lang, dann stellte die Deutsche Reichsbahn den Rangierbetrieb
1952 ein. Ein großer Teil des Geländes fällt seitdem an die Natur
zurück. Bestrebungen in den 1970er Jahren, den Bahnbetrieb wieder
aufzunehmen, machten Proteste von Naturfreunden und vor allem die
Bürgerinitiativen "Schöneberger Südgelände" und "Westtangente"
zunichte. Zehn Jahre nach der endgültigen Aufgabe des Bahnprojekts
erfolgte nach langer Vorbereitungsphase 1999 die Ausweisung des 18
Hektar großen Naturparkgebietes als Landschafts- bzw.
Naturschutzgebiet (NSG). Im Folgejahr bekam der Naturpark
"Schöneberger Südgelände" den Ritterschlag als "weltweites
EXPO-Projekt".

Heute kommen dort Technik-, Kunst- und vor allem Naturliebhaber
gleichermaßen auf ihre Kosten. Die Verbindung der drei Sparten macht
den Besuch zu einem faszinierenden Erlebnis. Auf zwei barrierefreien,
den alten Gleisen folgenden Rundwegen lässt sich der Naturpark leicht
erkunden. Auf einem erhöhten Stahlgittersteg, der durch seine Bauweise
den dort lebenden Tieren einen ungehinderten Wechsel zwischen den
Räumen ermöglicht, führt ein etwa 600 Meter langer Weg durch das 3,4
Hektar große NSG. Zunächst durchquert er einen offenen Bereich und
mündet schließlich im Wald. Wer dort von "bahnbrechender" Natur
spricht, beschreibt den sich bietenden Eindruck punktgenau.
Schienenstränge durchziehen die Trockenrasenflächen und zwischen den
Gleisen haben längst Birken die Oberhand gewonnen. Ansonsten sorgen
gehörnte Gotlandschafe für die Offenhaltung der wertvollen Flächen und
den Erhalt des bemerkenswerten Artenreichtums. Mit 130 Spezies
beeindruckt die Vielzahl der Wildbienenarten ebenso wie die der
Heuschrecken. Unter ihnen befinden sich Besonderheiten wie der
Heidegrashüpfer oder die Blauflüglige Ödlandschrecke.

Hervorzuheben ist das Vorkommen der Gottesanbeterin, einer
Fangschreckenart, die eigentlich in südlichen Gefilden beheimatet ist.
Auch Zauneidechsen sowie Vogelarten der Offenlandschaft wie der
Neuntöter finden auf dem einstigen Bahngelände hervorragende
Lebensbedingungen. Bis zu 30 Vogelarten brüten regelmäßig im Naturpark
Schöneberger Südgelände. Botanische Leckerbissen unter den etwa 350
dort vorkommenden Pflanzenarten sind verschiedene Habichtskräuter
sowie neun Wildrosenarten.

Für den Übergang in den "Urwald" braucht es auf dem alten Bahngelände
nur ein paar Schritte. Vor einigen Jahrzehnten befanden sich dort nur
Gleisanlagen und Schotter. Heute zeigt sich dem Besucher, was die der
Natur innewohnende Dynamik zu leisten vermag. Die Gleise sind zwar
noch vorhanden, ihr Bett wurde jedoch gesprengt von der Kraft
aufwachsender Birken und Robinien. Es ist faszinierend, zu sehen, wie
sich die Natur verloren geglaubtes Terrain zurückerobert hat. Nach und
nach hinzukommende Baumarten wie Stieleiche, Linde und Ahorn verändern
das Waldbild. Die Sukzession schreitet unaufhaltsam voran. Sofern die
Sicherheit der Besucher nicht gefährdet wird, darf unter deren Augen
wachsen, was eben natürlicherweise wächst. Und so sorgen an mancher
Stelle auch Waldrebe oder wilder Hopfen für urwaldähnliches Aussehen -
eben für urbane Wildnis. In den gehölzreichen Strukturen finden Arten
wie Nachtigall und Zaunkönig ihr Eldorado inmitten der City. Für
Naturliebhaber sind gerade diese dynamischen Prozesse eine äußerst
spannende Angelegenheit. Wo und wann hat man sonst schon die
Gelegenheit, diese unaufhörlichen Prozesse so hautnah zu beobachten
und zu begleiten - wohl wissend, dass man deren Ende nie erleben wird.

Gar nicht so still

Apropos Ende. Als Habitat für viele Tierarten spielen auch Friedhöfe
eine wichtige Rolle. Naturschutzfachlich wertvoll sind insbesondere
die alten Anlagen mit ihren seit langer Zeit nicht mehr genutzten
Begräbnisstellen. Von Totenstille kann dort meistens daher keine Rede
sein. Ihr Nutzen ist aber nicht nur isoliert zu betrachten. Im
Häusermeer großer Städte können Friedhöfe Lebensräume als sogenannte
Trittsteinbiotope miteinander vernetzen. Darüber hinaus wirken sich
die grünen Ruhestätten sehr günstig auf das städtische Kleinklima aus.
An Stadträndern oder in ländlichen Gebieten können Friedhöfe auch eine
hervorragende Ergänzung bestehender Strukturen sein. Ein
herausragendes Beispiel für einen in mehrfacher Hinsicht
besuchenswerten Friedhof ist der Südwestkirchhof Stahnsdorf im LSG
Parforceheide. Der 1909 eröffnete Friedhof gehörte zu den ersten
Zentralfriedhöfen und ist mit gut 200 Hektar die zweitgrößte
Begräbnisstätte dieser Art in Deutschland. Aus der Tatsache heraus,
dass dort sowohl bedeutende Bildhauer und Architekten tätig waren als
auch herausragende Persönlichkeiten wie Heinrich Zille, Rudolf
Breitscheid und viele andere ihre letzte Ruhestätte fanden, ist der
südlich Berlins gelegene Friedhof auch kultur- und kunstgeschichtlich
von besonderer Bedeutung. Durch ihre landschaftliche Gestaltung und
die extensive Pflege birgt die Anlage ein enormes Naturschutzpotenzial
in sich. Ein Projekt der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU)
schätzte 2002 den Südwestkirchhof als sehr artenreich ein. "Er gilt
als der artenreichste überhaupt - sowohl im Berliner Raum, als auch im
bundesweiten Vergleich", heißt es im Abschlussbericht. Erfasst wurden
seinerzeit unter anderem 503 Arten wildwachsender Farn- und
Blütenpflanzen, 53 Vogelarten, 20 Wirbeltierarten und diverse andere
Spezies wie Schmetterlinge, holzbewohnende Insekten, Flechten, Moose
und Pilze. Besonders Bemerkenswert ist das Vorkommen von vier
Fledermausarten aber auch das von störungsempfindlichen Vögeln wie
beispielsweise Schwarzspecht, Habicht und Bussard.

Beim Gang über den Kirchhof verwundert eine solche Bewertung nicht.
Dichte Gehölzstrukturen wechseln mit Alleen, Trockenrasenbiotopen
gehen in Wiesenflächen über. Alte Grabanlagen, moosbezogen und mit
Efeu überwuchert, die Schrift auf den Steinen kaum lesbar, lassen die
Gedanken zu den dort Liegenden fliegen. Der Hinweis von
Friedhofsleiter Olaf Ihlefeldt, auf den Abschnitt mit den neuen
Umbettungen zu achten, war goldrichtig. Die Atmosphäre inmitten der
sehr alten Gräber birgt naturgemäß etwas Morbides in sich. Doch die
alten Baum-, Totholz- und Gehölzstrukturen verströmen auch viel Leben.
Die urbane Wildnis hat halt viele Facetten.

 * 
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ARTENSCHUTZ/263: Wale erleichtert - Büchse der Pandora bleibt geschlossen (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 14. September 2018

Wale erleichtert - Die Büchse der Pandora bleibt geschlossen und
kommerzieller Walfang verboten.

67. Konferenz der IWC, 10.-14. September, Florianópolis, Brasilien



Florianópolis, Brasilien, 14. September 2018. Am letzten Tag der 67.
Vertragsstaatenkonferenz der Internationalen Walfangkommission (IWC)
fand die lange erwartete Debatte über das Vorschlagspaket statt, das
Japan unter dem Titel "A way forward" eingebracht hatte. Diese
umstrittene Initiative sollte das seit mehr als 30 Jahren bestehende
Walfangmoratorium unterminieren und stufenweise den kommerziellen
Walfang wieder zulassen. Die Abstimmung erteilte eine klare Absage an
Japans Vorschlag.

Der Vorschlag Japans sah unter anderem. vor, in der IWC ein "Komitee
für nachhaltigen Walfang" einzurichten, eine "Diplomatenkonferenz der
Vertragsstaaten" einzuberufen, um die Konvention zu novellieren, sowie
den kommerziellen Walfang zu legalisieren, indem für die
Walpopulationen "nachhaltige" Fangquoten festgelegt werden. Das
Vorschlagspaket sieht keinerlei Kontroll- oder
Durchsetzungsbestimmungen vor, und auch die Möglichkeit der
Regierungen, Walfang zu sogenannten wissenschaftlichen Zwecken zu
erlauben, bliebe unangetastet. Japan hatte einen einvernehmlichen
Beschluss über beide Teile des Vorschlagspakets (Resolution und
Satzungsänderung) angestrebt.

"Japans Initiative steckte die Strategie der Walfangbefürworter ab,
mit einer einzigen Kategorie ?nachhaltiger Walfang? die Fragestellung
nur darauf zu reduzieren, ob die Waljagd nachhaltig erfolgt, und nicht
ob für sie eine Rechtfertigung oder ein Bedarf besteht. OceanCare hat
diesen Vorschlag natürlich vehement abgelehnt", erklärt
OceanCare-Sprecher Nicolas Entrup. "Das ist alles andere als 'ein Weg
nach vorne', sondern ein Weg, um die Kommission in einer Zeitblase
gefangen zu halten."

Der japanische Vorschlag stieß auf vielerlei Kritik seitens
zahlreicher Staaten - darunter die EU-Staaten, die Gruppe der
lateinamerikanischen Staaten, Indien, Neuseeland und Australien -
sowie der Tier- und Artenschutzorganisationen. So stand die Debatte im
Zeichen divergierender Sichtweisen und diametral entgegengesetzter
Positionen, immer auch mit der Drohung im Hintergrund, dass Japan die
IWC verlassen könnte.

Das Ergebnis: 41 Staaten lehnten den Vorschlag ab, 27 stimmten zu, 2
enthielten sich der Abstimmung.

"Den kommerziellen Walfang wieder zuzulassen, hätte auch eine
Aufhebung des Handelsverbots mit Walprodukten nach sich gezogen, denn
beide Naturschutzinstrumente - Walfangmoratorium und Handelsverbot -
sind eng verknüpft. Wir können es nicht zulassen, dass jetzt, mit
einem Ende des unnötigen und grausamen Walfangs in Sichtweite, die
Büchse der Pandora geöffnet wird und wieder mehr Wale getötet werden.
Wir sind über den heutigen Beschluss der IWC sehr erleichtert", so
Entrup abschließend.

OceanCare ist mit Nicolas Entrup, Thomas Schweiger und Fabienne
McLellan an der IWC-Tagung in Florianópolis vertreten.

Über OceanCare

Seit 1989 setzt sich OceanCare weltweit für die Meerestiere und Ozeane
ein. Im Juli 2011 erhielt die Organisation vom Wirtschafts- und
Sozialrat der Vereinten Nationen den UN-Sonderberaterstatus
zugesprochen. OceanCare hat seit 1992 Beobachterstatus an der IWC und
ist mit den Akteuren und Regeln des Gremiums bestens vertraut. Mit
Studien zum Gesundheitsrisiko des Konsums von schadstoffbelastetem
Walfleisch hat OceanCare eine Zusammenarbeit der IWC mit der
Weltgesundheitsorganisation WHO angeregt. Wir haben den Stimmenkauf
von Walfangländern wie Japan zum Thema gemacht, was zu einem Verbot
von sogenannten Motivationsgeschenken führte, und uns für die klare
Regelung der Rechte und Pflichten von Nichtregierungsorganisationen
eingesetzt, damit diese als Vertreter der Zivilgesellschaft
partizipieren können. Seit 2015 ist OceanCare auch im
Wissenschaftsausschuss der IWC vertreten. In Brasilien setzt sich
OceanCare auch dieses Jahr dafür ein, dass die Wale optimalen Schutz
erhalten.

www.oceancare.org/walschutz



Weiterführende Links und Informationen:

IWC-Dokumente: https://iwc.int/iwc67

https://www.oceancare.org/de/unsere-arbeit/tierschutz/wale/walfang/

 * 
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ARTENSCHUTZ/262: Walfang-Kommission - willkommen in der Zukunft! (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 13. September 2018

Walfang-Kommission: willkommen in der Zukunft!

67. IWC-Konferenz, 10.-14. September, Florianópolis, Brasilien



Florianópolis, Brasilien, 13. September 2018. Soeben haben die
Mitgliedstaaten der Internationalen Walfangkommission (IWC) mit
einfacher Mehrheit die sogenannte "Florianópolis Deklaration"
angenommen und sich somit zu einer historischen Neuausrichtung der 72
Jahre alten Institution bekannt.

"Statt der archaischen und völlig unnötigen Jagd auf Wale soll nun der
Schutz und die friedliche und rein touristische Nutzung dieser Tiere
im Mittelpunkt der Bemühungen stehen", erklärt Nicolas Entrup von der
Meereschutzorganisation OceanCare. "Es ist zu hoffen, dass auch jene
Staaten, die heute noch nicht zugestimmt haben, in den kommenden
Jahren den wirtschaftlichen Vorteil des respektvollen Waltourismus
erkennen und diesem Paradigmenwechsel folgen werden." betont der
Experte.

Ausdrückliches Ziel der Deklaration ist der umfassende Schutz der
weltweiten Walbestände, sodass sich diese auf den Bestand von vor der
industriellen Bejagung erholen können. Der Beschluss sieht die
ökonomische Nutzung von Walbeständen ausschließlich in der
touristischen Nutzung der Walbeobachtung. Für Walschützer gilt der
Vorschlag als Antithese des japanischen Vorschlages "A way forward",
der die Wiedereinführung des kommerziellen, industriellen Walfangs
vorsieht und noch zur Abstimmung ansteht.

"Der Beschluss ist ein Manifest für die friedliche Ko-Existenz
zwischen Walen und Menschen. Er ist auch der Versuch, die IWC, die
kurz nach dem 2.Weltkrieg vor der Hochblüte der intensiven Waljagd
gegründet wurde, fit für das 21.Jahrhundert zu machen", sagt Entrup
"Nun geht es auf der Tagung noch darum den Angriff Japans auf das
Walfang-Verbot abzuwenden, um den Walen tatsächlich eine Chance zu
geben".

OceanCare ist mit Nicolas Entrup, Thomas Schweiger und Fabienne
McLellan an der IWC-Tagung in Florianópolis vertreten.

Über OceanCare

Seit 1989 setzt sich OceanCare weltweit für die Meerestiere und Ozeane
ein. Im Juli 2011 erhielt die Organisation vom Wirtschafts- und
Sozialrat der Vereinten Nationen den UN-Sonderberaterstatus
zugesprochen. OceanCare hat seit 1992 Beobachterstatus an der IWC und
ist mit den Akteuren und Regeln des Gremiums bestens vertraut. Mit
Studien zum Gesundheitsrisiko des Konsums von schadstoffbelastetem
Walfleisch hat OceanCare eine Zusammenarbeit der IWC mit der
Weltgesundheitsorganisation WHO angeregt. Wir haben den Stimmenkauf
von Walfangländern wie Japan zum Thema gemacht, was zu einem Verbot
von sogenannten Motivationsgeschenken führte, und uns für die klare
Regelung der Rechte und Pflichten von Nichtregierungsorganisationen
eingesetzt, damit diese als Vertreter der Zivilgesellschaft
partizipieren können. Seit 2015 ist OceanCare auch im
Wissenschaftsausschuss der IWC vertreten. In Brasilien setzt sich
OceanCare auch dieses Jahr dafür ein, dass die Wale optimalen Schutz
erhalten.

www.oceancare.org/walschutz



Weiterführende Links und Informationen:

IWC-Dokumente: https://iwc.int/iwc67

https://www.oceancare.org/de/unsere-arbeit/tierschutz/wale/walfang/
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Medienmitteilung vom 13. September 2018
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KLIMA/532: Arktischer Ozean verliert überdurchschnittlich viel Meereis (idw)


Gemeinsame Presseerklärung des Alfred-Wegener-Instituts,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) und der
Universität Bremen - 13.09.2018

Arktischer Ozean verliert überdurchschnittlich viel Meereis

Ausdehnung des arktischen Meereises schrumpft auf ein Jahresminimum
von 4,4 Millionen Quadratkilometer, dem sechstkleinsten Wert seit
Beginn der Messungen im Jahr 1979



Wenn in diesen Septembertagen die Sommerschmelze des arktischen
Meereises endet, wird die Eisdecke voraussichtlich auf eine Ausdehnung
von 4,4 (+/-0,1) Millionen Quadratkilometer geschmolzen sein. Das
berichten Wissenschaftler des Alfred-Wegener-Institutes,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) und der
Universität Bremen.




[image: Weltkarte zeigt Meereiskonzentration am 12.09.2018 - Grafik: © Meereisportal]

Grafik: © Meereisportal



Die verbleibende eisbedeckte Fläche (Eiskonzentration > 15 Prozent)
wird rund 300.000 Quadratkilometer kleiner ausfallen als im
vergangenen Jahr, als die Eisdecke auf 4,7 Millionen Quadratkilometer
schrumpfte. Gleichzeitig liegt das diesjährige Sommerminimum erneut
deutlich unter den Werten von 1979 bis 2006. "Das aktuelle Ergebnis
bestätigt den besorgniserregenden Abnahmetrend des Meereises in der
Arktis, den wir nun schon seit mehr als einem Jahrzehnt beobachten.
Auch in der Antarktis, wo die Meereisbedeckung in ein paar Wochen ihr
jährliches Maximum erreichen wird, gibt es weniger Eis als im Mittel.
", sagt Prof. Dr. Christian Haas, Leiter der Sektion Meereisphysik des
Alfred-Wegener-Institutes.




[image: September-Minima der Meereis-Ausdehnung in der Arktis von 1979-2018 - Grafik: © Meereisportal]
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Bei ihrer Analyse berufen sich die deutschen Forscher auf
Satelliten-Eiskonzentrationsdaten des Instituts für Umweltphysik der
Universität Bremen, dessen Daten im Informations- und Datenportal
meereisportal.de verwendet werden. Sie weisen das diesjährige
Meereisminimum als sechstkleinste Eisausdehnung seit Beginn der
Messungen im Jahr 1979 aus. Andere Beobachtungszentren wie zum
Beispiel das National Snow & Ice Data Center in den USA geben etwas
höhere Zahlen an. "Diese geringen Unterschiede ergeben sich aus der
höheren Auflösung unserer Daten und den leicht unterschiedlichen
Methoden, die verschiedene Datenzentren zur Berechnung der
Eiskonzentration benutzen. Sie zeigen die Unsicherheiten, die selbst
moderne Satellitenbeobachtungen des Meereises haben können", sagt
Gunnar Spreen vom Institut für Umweltphysik der Universität Bremen.




[image: Foto: © Alfred-Wegener-Institut]

Meereis nördlich von Grönland, fotografiert auf der Forschungskampagne ASIMBO 2018 

Foto: © Alfred-Wegener-Institut



Weniger Eis in der Laptewsee, mehr in der kanadischen Beaufortsee
im Vergleich zum Vorjahr

Die aktuellen Eiskonzentrationskarten zeigen, dass sich das arktische
Meereis in diesem Sommer vor allem im ostatlantischen Sektor und in
den russischen Schelfmeeren weit Richtung Norden zurückgezogen hat.
"Der deutsche Forschungseisbrecher Polarstern befindet sich gerade auf
dem Weg in die Laptewsee. Im Gegensatz zu früheren Expeditionen muss
das Schiff diesmal jedoch kein Eis brechen, sondern fährt unbehelligt
am Südrand des Eises seinem Zielgebiet entgegen", berichtet Christian
Haas. "Wir haben uns auf eine lange Fahrt durch das Eis eingestellt",
ergänzt Gunnar Spreen vom FS Polarstern. "So wenig Eis nördlich der
Nordostpassage gab es nur in fünf Prozent der Sommer zwischen 1979 und
2016."

In der kanadischen Beaufortsee und dem östlich angrenzenden
Kanadischen Archipel mit der Nordwestpassage dagegen gibt es zum Ende
dieses Sommers mehr Eis als in den letzten Jahren. Verantwortlich
dafür ist ein langanhaltendes Hochdruckgebiet, das die
Oberflächenströmung des Beaufort-Wirbels antreibt. Dadurch wurde in
den zurückliegenden Monaten dickes, mehrjähriges Eis von Norden in die
Beaufortsee transportiert. Gleichzeitig war die Luft über dem
Kanadischen Archipel im August bis zu vier Grad kälter als im
langjährigen Monatsdurchschnitt. In dieser Region dürfte demzufolge
weniger Eis geschmolzen sein.

Von überraschend kompaktem Meereis berichteten auch
AWI-Meereisforscher, die Mitte August an Bord des schwedischen
Eisbrechers Oden nur mühsam den Nordpol erreichten. "Die
Meereissituation in der Arktis unterscheidet sich von Ort zu Ort
deutlich und zeigt einmal mehr, dass wir auf Basis der arktisweiten
Entwicklung bislang noch keine Vorhersagen über lokale Eisbedingungen
machen können. Es gibt noch immer Gebiete, die sogar für Eisbrecher
unpassierbar sind. Und wo in diesem Jahr wenig Meereis ist, kann im
nächsten Jahr deutlich mehr sein, selbst wenn wir insgesamt deutlich
weniger Meereis in der Arktis haben als noch vor 20 Jahren", sagt
Christian Haas.

Viel Schiffsverkehr in der Nordostpassage, Eiswarnung für die
Nordwestpassage

Aufgrund der geringen Eiskonzentration vor der sibirischen Arktisküste
konnten Reedereien in diesem Sommer auch deutlich mehr Waren durch die
Nordostpassage transportieren als noch im vergangenen Jahr. Die Menge
der über die Arktis verschifften Ladung stieg Medienberichten zufolge
im Vergleich zu 2017 um 80 Prozent. Nachdem Tank- und Frachtschiffe
inzwischen regelmäßig durch die von Russland kontrollierten
Meeresgebiete fahren - oft noch begleitet von Eisbrechern - befindet
sich gegenwärtig das erste Containerschiff mit Eisklasse zu
Testzwecken auf der Strecke.

In der Nordwestpassage dagegen haben Schiffe bislang keine freie
Fahrt. "Anders als in den Vorjahren verhindert dichtes Treibeis die
Fahrt durch die Inselwelt des Kanadischen Archipels", sagt der Bremer
Meereisexperte Lars Kaleschke. Die kanadischen Behörden sahen sich
deshalb Ende August gezwungen, eine Eiswarnung besonders für kleinere
Schiffe und Segelyachten auszusprechen. Die Gefahr, dass sie vom
Treibeis gefangen und zerdrückt würden, sei zu groß.



Mehr Informationen zu den Hintergründen des diesjährigen
Meereisrückganges sowie eine Tabelle der zehn kleinsten
September-Minima des arktischen Meereises erhalten Sie im
Meereisportal, Link: (*). In ihrer dort veröffentlichten Analyse gehen
die Wissenschaftler auch noch einmal ausführlich auf die offenen
Wasserstellen vor der Nordküste Grönlands ein.

Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen
der gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung
in Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den
Forschungseisbrecher Polarstern und Stationen in der Arktis und
Antarktis für die internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das
Alfred-Wegener-Institut ist eines der 18 Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation
Deutschlands.




Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news702139

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

(*) www.meereisportal.de/archiv/2018-kurzmeldungen-gesamttexte/meereisminimum-arktis-2018/

 * 
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BILDUNG/3268: Meeresbiologin Antje Boetius spricht an der Leopoldina über die Rolle der Ozeane - Halle, 21.9.


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 13.09.2018

Meeresbiologin Antje Boetius spricht an der Leopoldina über die
Rolle der Ozeane



Die Ozeane und die Eisvorkommen auf der Erde bedecken einen großen
Teil der Oberfläche unseres Planeten. Sie tragen maßgeblich dazu bei,
dass die Erde bewohnbar ist. Denn Ozeane und Kryosphäre reflektieren
das Sonnenlicht und vermeiden so eine Überhitzung der Erde, sie nehmen
CO2 auf und sie sind Lebensraum einer unbekannten Vielfalt von Leben,
die weit über die Artenvielfalt an Land hinausgeht. Doch wie intakt
ist dieser Lebensraum noch, welche Spuren haben Klimawandel und
Umweltverschmutzung bereits hinterlassen? Darüber spricht Prof. Dr.
Antje Boetius, Direktorin des Alfred-Wegener-Instituts Bremerhaven
anlässlich der Leopoldina-Jahresversammlung am 21. September in Halle
(Saale).

Abendvortrag von Prof. Dr. Antje Boetius, Bremerhaven

"Ozeane, Kryosphäre und Mensch: Was uns die fremde Natur
bedeutet" 

Freitag, 21. September, 20.15 bis 21.15 Uhr

Hauptgebäude der Leopoldina, Festsaal

Jägerberg 1, 06108 Halle (Saale)

Ozeane und Kryosphäre enthalten die größten genetischen Ressourcen der
Erde. Weil Polar- und Tiefseeökosysteme weit entfernt von Land liegen
und für Menschen dort extreme Bedingungen herrschen, sind sie jedoch
schwer zugänglich und deswegen größtenteils unbekannt. Es ist
schwierig zu bewerten, welche Auswirkungen die Lebensweise des
Menschen auf diese Ökosysteme hat. Jedoch gibt es mittlerweile
erhebliche Beweise für den menschlichen Fußabdruck in den fernsten
Regionen der Erde: Nachweisbar sind Auswirkungen des Klimawandels, die
Verschmutzung, insbesondere mit Plastik, und die Ausbeutung von
Ressourcen im Meer und in der Kryosphäre. Antje Boetius fasst in ihrem
Vortrag jüngste Beobachtungen der Veränderungen von Polar- und
Tiefseeökosystemen zusammen und spricht über Strategien zum Schutz der
unbekannten Natur als Teil einer nachhaltigen Entwicklung. Sie wird
zudem benennen, welche Rolle Nationalakademien in dieser politischen
Debatte haben, um Handlungsoptionen aufzuzeigen und Maßnahmen zum
Schutz von Ozeanen und Kryosphäre anzustoßen.

Die Meeresforscherin und Mikrobiologin Antje Boetius ist Direktorin
des Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung Bremerhaven, und seit 2009 Mitglied der Leopoldina.
Sie erforscht Mikroorganismen, die Teile des Meeresbodens besiedeln
und großen Einfluss auf das globale Klima haben. Für ihre Forschungen
und für ihr Engagement in der öffentlichen Vermittlung von
Wissenschaft wurde sie 2018 mit dem Communicator-Preis der Deutschen
Forschungsgemeinschaft ausgezeichnet und erhält Ende Oktober den
Deutschen Umweltpreis.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/de/jv-2018

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news702099

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 13.09.2018
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ERSTAUFLAGE/971: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2977 (SB)


Michelle Stern

Die Kokon-Direktive

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2977



Milchstraße, Solsystem, Mai 1552 NGZ

Die Hypersensibilisierung befällt auch die Bewohner innerhalb des
TERRANOVA-Schirms. Viele Terraner leiden darunter. Terrania, das einst
kulturelle und kosmopolitische Zentrum Terras, ist wie leergefegt. Die
meisten Bewohner haben sich in Bunkerstädte, die es unter den
Metropolen gibt, zurückgezogen. Aber auch das kann sie vor den
Auswirkungen des Hyperlichts nicht dauerhaft schützen. Die Quintronen,
die von Sol ausgehen, werden immer mehr zur Qual. Schmerz und
Verzweiflung breitet sich überall aus und eine zersetzende
Hoffnungslosigkeit, als ob viele nicht mehr an eine Besserung der
Zustände glauben. Selbst Posbis leiden unter den Quintronen, denn ihre
Bioanteile reagieren auf sie. Aus diesem Grund müssen auch die großen
Biopositroniken mit Paratronschirmen geschützt werden.

Nur Zellaktivatorträger sind von den Auswirkungen des Phänomens
deutlich weniger betroffen als andere. Reginald Bull ist sicher, daß
der Weltenbrand begonnen hat und er vermutet, daß Adam von Aures ihn
bewußt ausgelöst hat. Schließlich hat er Wanderer angegriffen und
Bostich getötet. Um Superintelligenzen fernzuhalten, hatte Adam von
Aures die Mächtigkeitsballung von ES mit Eiris fluten und eine neue
Zeit der Freiheit einleiten wollen.

Die Mahdisten bestreiten, für die Hypersensibilisierung verantwortlich
zu sein. Gemeinsam mit der Liga wollen sie nach einer Lösung suchen.
Viele von ihnen meinen das auch ernst. Aber die Besetzung der
LORETTA-Tender, die für die Aufrechterhaltung des TERRANOVA-Schirms
sorgen, geben sie dennoch nicht auf. Die Besatzungen dieser Schiffe
sind Gefangene und dienen als Schutzwall, hinter denen sich die
Mahdisten verschanzen. Denn sie wissen, die Liga hat große Skrupel
einen Tender anzugreifen, da sich auf jedem Tender mehr als 1000
Geiseln befinden. In der Bevölkerung wächst der soziale Druck auf die
Techno-Mahdisten, sie freizulassen, immer mehr.

Während Atlan unterwegs ist, um Lotho Keraete aufzuspüren, ohne dessen
Mitwirkung der Weltenbrand nicht ausgebrochen wäre, ermächtigt Hekéner
Sharoun Reginald Bull zur Durchführung der Operation Kokon-Direktive,
mit der die Kontrolle über den systemumspannenden TERRANOVA-Schirm
zurückgewonnen werden soll. Dafür müßten mindestens 20 Tender erobert
oder außer Betrieb gesetzt werden.

Um das zu erreichen, wurden zwei Möglichkeiten erwogen. Plan A sieht
die Unterwanderung der Mahdisten vor. Man meint, in dem Hyperphysiker
Lephart Yutong einen Zweifler am Techno-Mahdi gefunden zu haben, den
der TLD nun für seine Seite gewinnen will. Er und Lima Portomessa
haben den Tender LORETTA-108 unter Kontrolle.

Gucky besucht das Terranische Institut für paranormale Individuen
(TIPI), um den jungen Spiegelteleporter Kaleb Barasi für einen Einsatz
zu gewinnen. Dieser Mutant kann eine Art Bruder seiner selbst
erschaffen, den er auf die Reise schicken kann. Dabei kann er bis zu
einem gewissen Grad in einen Paratronschirm eintauchen und dessen
Energie anzapfen. Barasi ist der Ansicht, daß er noch nicht gut genug
für einen Einsatz ist, doch Gucky kann ihn überreden. Im Parablock mit
ihm kann Gucky sogar durch die Augen des Spiegelbruders sehen. Ihr
Ziel ist LORETTA-108, den Lima Portomessa und Lephart Yutong mit Hilfe
spezieller Roboter unter ihre Kontrolle gebracht haben. Die übrigen
Besatzungsmitglieder wurden in ihren Kabinen eingeschlossen. Während
Gucky und Barasi den Tender erkunden, wird er von TLD-Schiffen
angegriffen. Zum einen soll das zur Ablenkung dienen, zum anderen
sollen so die Schutzschirme getestet werden.

Der Konstabler des Techno-Mahdi Tango Burosch hält eine öffentliche
Rede, in der er behauptet, ES hätte bei seinem Abzug die
Zellaktivatoren mit einem Sicherheitsmechanismus versehen. Wenn nun
ein Zellaktivatorträger ums Leben kommt, wird ein Strafprogramm
ausgelöst, das gewährleisten soll, daß die Menschen den Statthaltern
von ES künftig gehorchen. Der Techno-Mahdi versuche nun, die
Auswirkungen des sogenannten Peinigungsprogramms zu beheben. Er setze
dafür all seine Kapazitäten ein, um mehr zu erforschen und das
erworbene Wissen der Menschheit zur Verfügung zu stellen. Die
Regierung jedoch setze nun alles daran, den TERRANOVA-Schirm zu
öffnen. Damit würden sie aber die überlichtschnellen Quintronen auch
noch aller anderen Sonnen der Milchstraße hereinlassen und noch mehr
Leid verursachen. Deshalb sei es unverantwortlich von der Liga, den
Schirm öffnen zu wollen. Burosch plädiert für eine faire Abstimmung im
Solsystem, ob der Schirm geöffnet werden soll oder nicht.

Gucky, der bei dieser Rede gerade mit Barasi im Einsatz ist, ärgert
sich dermaßen darüber, als Zellaktivatorträger, der sich immer für die
Menschheit eingesetzt hat, nun zum Geächteten zu werden, daß seine
Mission zu scheitern droht. Die starken Emotionen übertragen sich auf
Barasis Spiegelkörper, der sichtbar zu werden droht. Das soll er aber
erst, wenn man mit Yutong alleine ist.

Lima Portomessa fällt auf, daß Lephart Yutong immer wieder an eine
bestimmte Stelle starrt, an der sie nichts erkennen kann. Sie
verdächtigt ihn, etwas vor ihr zu verheimlichen und womöglich ein
Verräter zu sein. Daß er kurz darauf in seine Kabine eilt, macht ihn
in ihren Augen noch verdächtiger. Sie besorgt sich eine Waffe, um ihm
notfalls zu paralysieren.

Barasi gelingt es, Yutong in seiner Kabine anzusprechen. Er versucht,
ihn davon zu überzeugen, daß es kein Peinigungsprogramm gibt und der
Techno-Mahdi hinter dem Weltenbrand steckt. Yutong will Beweise sehen.
Die könne er aber nur an Bord eines Liga-Schiffes bekommen, sagt
Barasi. Yutong verlangt 12 Stunden Bedenkzeit.

Als Lima in Yutongs Kabine auftaucht und ihn zur Rede stellt, lacht er
sie aus. Er hat einen Roboter modifiziert, dessen 5-D-Projektor
psionische Aktivität an sich binden soll. Mit etwas Geschick und einen
zusätzlichen Impuls von außen gibt es die Möglichkeit, diese
psionische Aktivität zu lenken, so daß der Körper folgen muß. So
sollen Gucky und Barasi in einer Parafalle gefangen gesetzt werden.
Der Mausbiber wäre die ideale Geisel für Adam von Aures, um Druck auf
den TLD auszuüben. Doch die Modifikationen führen zu 70 Prozent dazu,
daß Barasi dabei ums Leben kommt. Gucky würde wegen seines
Zellaktivators überleben.

Die Kaltschnäuzigkeit, mit der Yutong einen Menschen opfert,
schockiert Lima. Sie will durch Projekt Genesis eine bessere Welt
schaffen, keine tote, in der Leute das Sagen haben, die den Wert
menschlichen Lebens mißachten. Während Yutong sich lässig zurücklehnt,
sucht sie nach einem Weg, das Risiko zu vermindern.

Beim erneuten Kontaktversuch mit Yutong geraten Gucky und Barasi in
eine Falle, der sie nur mit Mühe und enormer Kraftanstrengung
entkommen können. Trotzdem wäre Barasi fast gestorben, wenn Gucky sein
Herz nicht telekinetisch unterstützt hätte.

Da Plan A nun also gescheitert ist, wird Plan B in Angriff genommen.
Mehrere Tender werden vorsichtig beschossen, bis ihre Schutzschirme
zusammenbrechen und die Energiezapfanlagen unter Feuer genommen werden
können. Auf diese Weise kann man ihre Funktion unterbinden, ohne daß
die Besatzung zu Schaden kommt. Bei fünf Tendern klappt das Vorgehen.
Doch bei LORETTA-97 schalten die Mahdisten den Schutzschirm plötzlich
aus, mit der Folge, daß der Tender vom nächsten Treffer der Liga
vernichtet wird. Um als Märtyrer zu enden, waren sie nicht nur bereit,
sich selbst, sondern auch 1200 weitere Besatzungsmitglieder zu opfern.

14. September 2018
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AKTION/1453: Leer - Schloss Evenburg-Themenführung Kirche mit Grafengruft am 20.9.2018


Schloss Evenburg: Themenführung Kirche mit Grafengruft

20. September ab 15.30 Uhr Besichtigung der Grafengruft



Für eine Führung am 20. September von 15.30 bis 17 Uhr gibt das
Schloss Evenburg den Zugang frei in die ehemaligen Privaträume des
gräflichen Ehepaares van Wedel. Es kann neben dem Schloss auch die
Kirche und die Grafengruft besichtigt werden.

Es wird über das Leben und Wirtschaften der Grafenfamilie im 19.
Jahrhundert berichtet. Auf dem Weg vom Schloss zur Gruft erschließt
sich die Schlossanlage mit der Vorburg und der Doppelallee. Die
Führung ermöglicht die Besichtigung der nicht öffentlich zugänglichen
Grafengruft in der im 13. Jahrhundert erbauten ehemaligen
Patronatskirche. Die Gruft ist erst 2015 wieder hergerichtet worden
und seither begehbar. Zu bestaunen sind zwei restaurierte Prunksärge
aus dem 17. Jahrhundert, die auch die gesellschaftliche Stellung der
bestatteten Familienmitglieder deutlich werden lassen.

Der Eintritt kostet elf Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. September 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7326: Hanau - "Unterwegs mit em Lienche von Kechstadt" am 22. September


Unterwegs mit em Lienche von Kechstadt

Eine Führung der Tourist-Information Hanau am Samstag, 22. September



"Es Lienche von Kechstadt" hat als Kammerzofe der Kurfürstin Augusta,
der Gemahlin des Kurfürsten Wilhelm II. von Hessen-Kassel im Jahr
1830, so einiges über Schloss Philippsruhe und den angrenzenden
Stadtteil Alt-Kesselstadt zu erzählen. Stadtführerin Inge Frick
schlüpft am Samstag, 22. September, in Rolle und Kostüm des "Lienche"
und führt für rund anderthalb Stunden durch ihr "Heimatdorf". Es
Lienche erzählt unterwegs vom Schloss und seinen Bewohnern und führt
von dort über die Mittelstaße, Bienengasse, Reinhardskirche, alte
Schule, alter Friedhof, Olof-Palme-Haus, Friedenskirche zurück zu
Ausgangsort. Dabei plaudert sie ungehemmt aus dem Nähkästchen, was sie
so als Kammerzofe im Schloss hört und sieht, erzählt kleine Anekdoten
und zeigt ihren Gästen natürlich auch die Sehenswürdigkeiten und
Kleinode von "Kechstadt".Die Teilnahme kostet sieben Euro für
Erwachsene, für Kinder die Hälfte. Eine Anmeldung bei 
Tourist-Information Hanau (Telefon 06181-295950) ist unbedingt erforderlich,
da die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird. Interessenten
empfängt es Lienche um 14 Uhr vor dem Rondell hinter dem "goldenen
Eingangstor" von Schloss Philippsruhe.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder beim Hanau Laden (Am Freiheitsplatz 3), Telefon
06181-427 78 99 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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